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Stellungnahme der Bundesregierung 

0 Vorbemerkung 

Das Bundesamt fiii' Bauwesen imd Rauniordniuig (BBR) 
erstattet nach § 25 Absatz 2 des Rauiiiordniuigsgeset- 
zes (ROG) dem Bundesministerium fiir Verkehi; Bau luid 
Stadtenmdcklung (BMVBS) zur Vorlage an den Deut- 
schen Bimdestag in regelmäßigen Abständen emen 
Rauinordinmgsbericlit. 

Gemäß dem Ramnordinmgsgesetz bebilialtet der Raimi- 
ordnungsbericbt 

- die bei der räumlichen Entwickhmg des Bimdesgebie- 
tes zugnuide zu legenden Tatsacben, 

- die im Rabiuen der angesUebten räumbcben Enmick- 
bmg dmcbgefiiluten imd beabsichtigten raumbedeut- 
samen Planimgen und Maßnalmien, 

- die räiunlicbe Verteihmg der raumbedeutsamen Pla- 
nimgen und Maßnalmien des Bimdes und der Eui opäi- 
scben Union (EU) im Bimdes gebiet imd deren Wü - 
kiuig, 

- die Auswii’kiuigen der euiopäischen Integration auf 
die räumliche Entv^ücklmig des Bundesgebietes. 

Der Raiunordinmgsbericht 2011 gieift diese Themen mn- 
fassend auf imd enthält Wertimgen und Pobtikvorschläge 
des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschimg 
(BBSR) im Bundesamt fiii’ Bauwesen imd Raumordnimg 
in dessen eigener VeranbA^oitimg. 

Die Bimdesregienmg hat den Bericht ziu Kemitnis ge- 
nommen imd nhimit dazu ün Folgenden Stelhmg. 

1 Handlungsschwerpunkte der 
Raumentwicklungspolitik 

Die Bundesregierung siebt im Hinbbck auf eine nachhal- 
tige Raimientv^dckhmgspolitik folgende Schweipunkte: 

- Die im Juni 2011 beschlossene Energiewende stellt 
die Raumentwicklungspolitik vor große Herausforde- 
nmgen liinsichtlich der Bereitstelhmg von Flächen fiii- 
die Gewimnmg von Energie aus emeuerbaien Quel- 
len, ilue Zwischenspekhenmg sowie den Transport 
vom Olt der GeW' iimimg zum Verbraucher. Die Bim- 
desregienmg wird die raiunplaneiischen Anfordenm- 
gen an den Netzausbau imd die Speichenmg von 
emeuerbaien Energien w^eiter entwickeln. Die Bim- 
desregienmg W'ird eng mit den Ländern zusaimnenar- 
beiteiL imi die AusW'eisimg von Flächen für die Wind- 
energienutzimg an Land zu erhöhen. 

- Mit den 2009 in Kraft getretenen Raiunordinmgsplä- 
nen füi' die Ausschließliche Wiitschaftszone (AWZ) in 
der Nord- und Ostsee hat Deutschland die planeii- 
schen Voraus setzimgen u. a. ftir die Windenergienut- 
zimg auf dem Meer geschaffen imd nimmt hieimit 
eine Vorreiterrolle in Europa ein. Die Bundesregie- 
nmg wkd 2012 einen Evaluienmgsbericht u. a. zm 
Nutzung der Vorranggebiete für Windenergie in den 
Ramnordnimgsplänen fiu die AWZ voiiegen imd bei 


Bedarf diese Pläne an die aktuellen EntwTckhmgen an- 
passen. 

- hl Modellvorhaben der Raumordnimg imterstiitzt die 
Bimdesregienmg die Entwicklimg imd Anwendimg 
Regionaler Energiekonzepte als histnunent zur Erhö- 
hung der EfBzienz imd zui' Steigeitmg der Akzeptanz 
für die regionale Erzeugung regeneiierbarer Energien 
in Abstimmimg mit Landes- und Regionalplänen. In 
diesem Zusammenhang soll auch der vorhegende An- 
satz zur Unterstützimg der regionalen Weitschöpfimg 
aus emeueibaren Energien aufgegriffen imd vorbe- 
haltlich haushaltsrechtlicher Entscheidimgen auf w^ei- 
tere Modelhegionen übeitragen w^erden. 

- Die Bimdesregienmg wiid die Landes- imd Regional- 
planimg in ihien Strategien zur Anpassimg an den 
Klimawandel vor allem bei der BereitsteUimg und hi- 
terpretation regionahsierter Daten- imd Modelheinngs- 
gnmdlagen, bei verallgemeinenmgsfiiliigen Metlioden 
z. B. zu Vuhierabihtätsanalysen, bei der Nutzung des 
vorhandenen Planimgsinstiumentariums für das durch 
den Klima w^andel erweiterte Aufgabenspektnim der 
Raiunordnimg imd bei Kommimikations- und hitegia- 
tionsprozessen räumlicher Belange unterstützen. 

- Mit dem Aktionsprogramm „Regionale Daseinsvor- 
sorge“ setzt die Bimdesregienmg die Unterstützimg 
der modellhaften Erprobimg integiierter regionaler 
Strategien ziu Bewältigimg des demografischen Wan- 
dels auf erheblich verbreiterter Basis fort. Sie räiunt 
dabei dem Transfer der Erkemitiusse aus diesem Mo- 
dellvorhaben in andere vom demografischen Wandel 
betroffene Regionen sowie Fachpohtiken einen hohen 
Stellenwert ein. Ziu Beiticksichtigung imterschiedli- 
cher regionaler Gegebenlieiten bei der Foimiihenmg 
fachlicher Versorgimgs- imd Quahtätsstandards regt 
die Bimdesregienmg einen Strategiedialog mit den 
Bimdesländein imd Faclmiinisterkonferenzen an. Das 
Städtebaufördenmgsprogramm „Kleinere Städte imd 
Gemeinden - überörtliche Zusanmienaibeit imd Netz- 
werke“ hat zum Ziel, kleine imd mittlere Städte in 
ländhch geprägten Räumen, die in besonderem Maße 
von Einwohnerrückgang und Verändeiimgen in der 
Bevölkenmgsstiiiktm- betroffen sind, als Ankeipimkte 
der Daseinsvorsorge fiii- die Zukunft handlungsfähig 
zu machen, imi ilue zentr alörtliche Versorgimgsftmk- 
tion dauerhaft, bedarfsgerecht und auf hohem Niveau 
für die Bevötkenmg der gesamten Region zu sichern 
imd zu stärken. Ein Handlungsschw^eipimkt liegt dabei 
auf interkonununalen Kooperationen. Als Beitrag fiii- 
die ,J)emografiestrategie der Bimdesregienmg 2012“ 
prüft BMVBS zudem die Handlungsfelder imd mögli- 
chen Maßnahmen im Bereich , J)emografischei’ Wan- 
del imd Mobilität“. Von großer Bedeutimg sind hierbei 
insbesondere eine am Bedarf orientierte BereitsteUimg 
leistungsfähiger Bundesverkehiswege, die Sicherstel- 
hmg eines angemessenen ÖPNV-Gnmdangebots auch 
in der Fläche imd die Entwicklimg irmovativer imd 
flexibler Bedienfoimen sowie die Erhaltimg einer si- 
cheren Mobilität bis ins Alter. 
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— Zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Regionen im internationalen Maßstab knüpft die Bun- 
de siegienuig an die relativ ausgewogene räumliche 
Verteilung der Wachstiunszentien über das Gebiet der 
Btmdesrepublik an und unterstützt mit dem ModeU- 
voihaben der Raumordnung „Stadt-Land-Partner- 
schaften: großräumig - imiovativ - vielfältig“ die Ent- 
wicklimg imd Stärkung funktionaler Räume über 
administiative Grenzen hinweg. Sie sieht in der Förde- 
nmg der pailnerschaftlichen Zusammenarbeit zwi- 
schen unterscliiedlich süuktuiierten RäumeiL d. h. 
zwischen Städten, Metropolen rmd ländhchen Wachs- 
tiimsregionen sowie peripheren und stmktiuschwa- 
chen Regionen, einen wichtigen Beitrag zur Veiiinge- 
nmg regionaler Disparitäten tmd zur Schafhing 
gleichw'ertiger Lebensverhältnisse. 

— Die Fördenmg süukturschw'acher Regionen durch die 
Brmd-Länder-Geineinschaftsaufgabe „Verbessenmg 
der regionalen Wirtschaftsstniktur“ (GRW) und die 
agiarstiuktiuelle Fördenmg in ländhchen Räumen init 
der Bimd-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
nmg der Agiarstiuktui' und Küstenschutz“ (GAK) 
richtet sich gezielt auf die Stärkimg der regionalen 
Potenziale dieser Räume luid leistet damit einen w^e- 
sentlichen Beiüag zum rämnlichen Ausgleichsziel. 

— Bei Erhalt und Ausbau der Verkehrsinftastniktui’ auf 
nationaler imd internationaler Ebene müssen auch 
räiunhche Entwdcklungsziele berücksichtigt werden. 
Zur Fördenuig der Akzeptanz insbesondere von Ver- 
kelnsgroßprojekten sollten Wege einermöglichst fiüh- 
zeitigen Information, Beteiligmig imd Interessen- 
moderation geprüft werden. 

— Zur weiteren Reduzienmg der Flächenneuinanspmch- 
nalmie fth Siedhmgs- und Verkehiszw^ecke befasst 
sich die Bimdesregienmg u. a. im Rahmen von Mo- 
dellprojekten mit der Konzipienmg eines bimdesw^ei- 
ten Modells für den Handel mit Flächenzertifikaten 
imd mit Möglichkeiten der transparenten Ennitthmg 
vorhandener AusW'eisimgen und Flächenreseiwen so- 
wie des interkommunalen Austausches von Flächen- 
reseiv^en mid Optionen zin Neuausw^eisimg auf regio- 
naler Ebene. 

“ Um den genaimten aktuellen Herausfordeiungen ge- 
recht W' erden zu kömien, w^erden Bimd und Länder die 
2006 von der Ministerkonferenz für Raumordnimg 
verabscliiedeten Leitbilder der Raumentwickhmg an- 
passen imd vor allem hi den Tliemenbereichen Klima- 
schutz und Energieversorgung, Partnerschaften und 
SUategien für Stadtregionen und ländliche Räume 
sowie Mobilität und Logistik konkietisieren. Die Leit- 
bilder der Raiunentwicklung bilden eine wichtige 
Gnmdlage für’ eme landesgrenzenüberschieitende 
Raiunplanung sowie die gemeinsame Umsetzimg der 
Planimgsziele. 

— Zur EiTeichimg der Ziele der Stiategie „Europa 2020“ 
für ein intelhgentes, nachlialtiges und integratives 
Wachstum hi Eiuopa ist es imabdmgbai’, der teiiitoria- 
len Dhnension in den raumw^irksamen Fachpolitiken 


der Europäischen Union ein stärkeres Gewicht zu ver- 
leihen. Die Bimdesregienmg begiiißt die Absicht der 
Eui’opäischen Kommission, das Ziel des territorialen 
Zusammenhalts auch w^eiterhin in allen Piogrammen 
der Eiuopäischen Stiuktuipolitik abzudecken und da- 
bei den Schw^eipunkt insbesondere auf die Rolle der 
Städte, der funktionalen Gebietsehiheiten, der Gebiete 
mit besonderen geogia fischen Problemen sowie auf 
makroregionale Stiategien zu legen. Die Fortsetzimg 
der erfolgieichen tiansnationalen Zusammenarbeit ist 
hierfüi- ehi wichtiges histnunent. Damber lihiaus ist 
den neuen Herausfordenmgen im Umw^elt- und Klim- 
abereich sowie der Energieemsparung imd -gewin- 
nung ehi besonderes Augemnerk zu schenken. 

2 Räumliche Vielfalt als Potenzial erkennen 
und nutzen 

Moderne Verkehis- imd Kommunikationsmittel haben 
den Aktionsradius von Wirtschaft imd Bevölkeiung ver- 
giößeit und zu einer Ausdehnimg der Verflechtungsberei- 
che zwischen Städten imd Gememden bis hi die ländhch- 
peripheren Räume geführt. Eine zukunftsgerichtete Raimi- 
entwickhmgspolitik muss dazu beiüagen, die imter- 
schiedlichen Voraussetzungen imd Interessen der ehizelnen 
Räume zusammenzufühlen imd den hmeren Zusammen- 
halt Deutsclüands zu stärken. 

Mit einer Bevölkeiungsdichte von 230 Einwohnern je knP 
gehört Deutschland zu den am dichtesten besiedelten 
europäischen Staaten. Gleichzeitig ist Deutscliland durch 
eine großräumig relativ ausgeghchene Siedlungsstniktiu' 
mit vielen leistimgsfahigen städtischen Zentren geprägt. 
Zusammenhängende oder vereinzelte hoch verdichtete 
Bereiche sind weit über das gesamte Bundesgebiet ver- 
teilt. Gleichwohl vaiiiert die Bevölkenmgsdichte regional 
imierhalb des Stadt-Land-Kontinuiuns stark. 

Die zimehmende Bedeutimg des Dienstleistimgssektors in 
der Wiitschaft hat zu einer rämnlichen Spezia hsierung 
imd einer Konzentration der Bevölkeiung und der Ai- 
beitsplätze in den städtischen Kenuegionen imd dem an- 
gjenzenden dicht besiedelten Umland gefühlt. 

Rimd drei Viertel der Bevölkenmg leben imierhalb von 
Großstadtregionen imd ein ebenso hoher Anteil der Be- 
schäftigten hat dort seinen Arbeitsplatz. Großstadtregio- 
nen umfassen Städte mit mein’ als 1 00 000 Einw^olmem 
sowie deren Umlandbereiche, die dmch eine hohe Bevöl- 
kenmgsdichte imd enge Pendlerbeziehungen zur Kem- 
stadt gekennzeichnet sind. Großstadnegioiien machen 
fast die Hälfte der Fläche Deutschlands aus. 

Im eiuopäischen Vergleich verfügt Deutschland über eine 
gioße Zahl von Räiunen mit Metropolftmktionen. Diese 
Meti’opoh"^!//w^ zeichnen sich durch eine hohe Dichte von 
Standorten aus, die zentrale Funktionen in globalen, euro- 
päischen imd überregionalen Netzwerken von Gesell- 
schaft imd Wiitschaft wuhiiiehmen. Sie sind hochrangige 
Konü’ollzentien globaler Unteinelmien, Entscheidimgs- 
zentren der nationalen und inteniationalen Politik, wich- 
tige Tore zu hifoimationsnetzen imd Verkehi’sinfiasti’uktur’ 
sowie kultmeUe und wissenschaftliche hmovationszen- 
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üen. Von den dmcli das BBSR identifizierten 125 Me- 
tiopokäiunen üi Europa liegen 17 in Deutschland. Zm 
Gruppe der 21euiopaweit größten Metropolräunie init 
lunfasseiider funktionaler Vielfalt gehören neben Berlin 
die Metropob’ännie Rhein-Rnbi; Rhein-Main, München 
und Hambuig. Eine hohe fiiiiktionale Vielfalt weisen auch 
Rhem-Neckar und Stuttgart aiil deren Stärken vor allem 
in den Funktionen Wissenschaft, Wirtschaft luid Knltiu' 
liegen. Die vier grenzüberschieitenden Metiopohäume 
mit deutscher Beteiligung, näinhch Luxemburg, Basel, 
Maas-Rhein luid Stiaßburg, sind ebenfalls in diese 
Gruppe ehizuordnen. 

Das Ramnordnerische Konzept „Europäische Metro- 
pohegionen in Deutsclüand“ reflektiert die vorhandene 
Konzentration von inetiopohtanen Funktionen und die 
vorhandenen Stadt-Umland-Beziehiuigen. Die Minister- 
konferenz für Raiunordnmig hat im Rahmen dieses Kon- 
zeptes bislang 11 Metiopohegionen in Deutschland an- 
erkarmt. M^iropolregionen sind politisch abgegienzte 
Räume der freiwilligen Kooperation von Gebietskörper- 
schaften, anderen öffentlichen Stellen sowie Akteiueri der 
Privatwmtschaft und bilden ehre Gnuidlage für’ ein poli- 
tisch-strategisches Zusammenwirken. Sie bieten gute 
Voraussetzimgen, um die Zusammenarbeit rmd Vernet- 
zung von Stadtregionen rmd Städten mit den ländlichen 
Räumen sowie verschiedener Sektorpolitiken, Akteiue 
luid einzelner Körperschaften zu nutzen rmd dadurch die 
Wettbew^erbsfiiliigkeit der Regionen in Deutschland zu 
stärken. 

Dünner besiedelte, ländlich geprägte Räiune körmen nicht 
pauschal als Problemräume angesehen w^erderi. Ein be- 
sonderer raimiordneri scher Entwickhuigsbedarf wird 
insbesondere in den struktiuschwachen, peripheren länd- 
lichen Räumen gesehen, wo auch der Bevölkenrngsriick- 
gang ein gravierendes Ausmaß eneicht. Räiune in peri- 
pherer Lage verteilen sich abseits der BaUungsräume imd 
der großräumigen Verkehrsaclisen über das gesamte Brm- 
desgebiet. Hier’ leben 21 Prozent der Bevölker’ung auf 
melir als 43 Prozent der Fläche. Gr ößere zusammenhän- 
gende Gebiete sein peripherer Lage gibt es - neben eini- 
gen Küsten- imd Grenzbereichen - vor aUern irn Nord- 
osten Deutschlands, w^o auf einem Flächenariteil von ca. 
20 Prozent mit ehier durchschnittlichen Ehiwohnerdichte 
von nur 55 EinW'Ohnem je kiiF knapp 5 Prozent der Be- 
völkenuig Deutsclüands leben. 

Neue raimiordnungspohtische Herausforderiuigen erge- 
ben sich zukünftig auch hi den Umlandregionen der gro- 
ßen Verdichtimgsräume („Zwischemäume“, suburbane 
Räume). Arigesichts steigender Mobihtätskosten, die den 
Vorteil niedr’igerer Wohrikosten in ländlichen Räumen 
zukünftig deutlich übersteigen kömiten, müssen neue An- 
sätze der Verkehr sanbindung suburbaner Räume entwi- 
ckelt w^erden. Darüber liinaus müssen Landnutziuigs- 
konflikte zwischen traditionellen Nutziuigen imd dem 
Flächenbedarf erneuerbarer Energien gelöst werden. 

In ländhchen Räumen, die attraktive Tourismusgebiete 
darstellen, wie die Alpen, die Küstenzonen oder die Seen- 
gebiete, stellen sich ebenfalls besondere Herausfordenm- 
gen. 


Der Raiunordnimgsbericht steht fest, dass das Niveau his- 
torisch gew^achsener Disparitäten bezogen auf den jew^ei- 
ligen Bereich zwischen den Teilräumen der Bimdesrepu- 
blik Deutschland w^eitgeherid stabil bleibt bzw^ fimdierte 
Ändenuigen ihre Zeit brauchen. Allerdings kann eine 
Verringenmg regionaler Disparitäten in den letzten zelm 
Jahren im Bereich Bnittoinlandsprodukt je Erwerbstäti- 
gen festgestellt werden, zu der die Politik der Bimdes- 
regienmg ffu den wirtschaftlichen Aufbau in den ostdeut- 
schen Biuidesländern w^esentlich beigetragen hat. Erfolge, 
d. h. eine Abnahme regionaler Disparitäten, shid insbe- 
sondere in den letzten Jaluen aber auch behn Anteil von 
Beschäftigten in wissensintensiven Dienstleistungen so- 
wie dem FuE-Personal, in der Ausbildungsplatzdichte, in 
der Khiderbetreuimg unter Dreijäluiger sowie bei der 
Breitbandversor gmig erzielt worden. 

Zimehmende Disparitäten zeichnen sich bei der Allge- 
meinärzte-Ehiwohner-Relation ab. Hier hat die Bimdes- 
regienmg mit dem im Januar 2012 in Kraft üetenden 
GKV-Versorgungsstnikturgesetz bereits wichtige Weichen 
gesteht, damit auch in Zukunft in allen Regionen 
Deutschlands - gerade auch in den stnikturschwachen 
Regionen - die medizinische Versorgung gesichert ist. 
Dazu gehören u. a. eine zielgenauere imd den regionalen 
Besonderheiten Reclmung tragende flexible Ausgestal- 
timg der Bedarfsplaniuig, Ausnalimen bei der Mengen- 
begrenzung von äizhichen Leistungen in stmktunschw^achen 
Gebieten, Preiszuschläge für besonders fbrdeiimgswüi- 
dige Leistiuigen in strukturschw^achen Gebieten, die Ein- 
richtung von Stiuktuifonds ziu Fördemng dei' Niederlassung 
von Ärzten in imteiwersorgten Gebieten, Möghchkeiten 
zur Enichtung von kommunalen Eigeneiiuichtiuigen ziu 
medizinischen Versorgimg sowie der Ausbau mobher 
Konzepte. 

3 Daseinsvorsorge durch Kooperation und 
gleichwertige Lebensverhältnisse sichern 

Der Raiunordniuigsbericht gieift den Begiiff bundesw^eit 
gleichwertiger Lebensverhältnisse auf imd versucht, die- 
sen mit einem hidikatoremnodeh zu beschreiben. Dazu 
werden regionale Disparitäten in den Dimensionen De- 
mografie, Wirtschaft, Aibeitsmarkt, Wohlstand, hiffa- 
stniktur mid Wohnimgsmarkt jew^eils anliand weniger In- 
dikatoren beschrieben und hi einer bew^ertenden Karte 
zusamrnengefasst. Ungleichw^ertige Lebensverhältnisse 
werden dami angenommen, w^eim in einer Region eine 
sein stark bzw. stark imterdiuchsclnütthche Ausprägimg 
melirerer Dimensionen vom Bimdesrnittel feststehbar- ist. 

Das pohtische Ziel, Gleichw^ertigkeit der Leberisverhält- 
nisse in aheri Teihämnen herzustehen, umfasst verschie- 
dene, den regionalen Bedingungen arigepasste Lösungen, 
insbesondere ziu Sichertmg der Daseinsvor sorge. Ein An- 
spruch, an jedem Ort das gleiche Angebot an inftastnik- 
tiueher Versorgung vorzufinderi, lässt sich daraus nicht 
ableiten. Vor diesem Hintergnmd ist die Bimdesregierimg 
der Auffassimg, dass das vom BBSR entwickelte Indika- 
torermiodell einen wissenschaftlichen, in seiner’ Aus- 
gestaltung noch deutlich fortzuentwdckelnden Ansatz 
darstellt, lun über das Aufzeigen von Disparitäten Le- 
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bens Situationen - rein quantitativ - zu besclneiben luid 
abstrakt zu vergleichen. Insoweit kann das Modell zw^ar 
giundsätzlicli zin Diskussion beitragen, gleichwohl sind 
jedoch eine Reihe methodischer Probleme liierbei zu be- 
achten. So müssen z. B. bei einer qualitativen Beweitung 
des Indikatorensystems die Konelationen der Einzelindi- 
katoren einbezogen werden sowie die Eigniuig der ausge- 
wälüten hidikatoren füi’ die einzelnen Dimensionen über- 
pilift werden. Aussagen über die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse und ertvaige Handlungserfordeinisse 
lassen sich aber schon hn Hinblick auf die rmterschiedli- 
chen räumlichen Verhältnisse und dem Fehlen quahtati- 
ver Merkmale nicht ohne Weiteres ableiten. Das Modell 
kaim insbesondere die politisch sü ategische Auseinander- 
setzung mit den Herausfordenmgen z. B. der whtschafth- 
chen und demo graphischen Enrtvdcklung nicht ersetzen. 

Eine giundlegende Bedeutimg fiir die gleichwertige Ent- 
wicklung der rmterschiedlichen ländhchen und städtischen 
Regionen in Deutschland koimiit dem brmdesstaatlichen 
Finanzausgleich sowie den sozialen Sichenmgssystemen 
zu. Der bundesstaathche Finanzausgleich hägt zu einer 
Anpassung der unterscliiedlichen Finanzkraft der Länder 
bei. Dadurch werden die Länder luiabhängig von üuer 
Whtschaftskraft in die Lage versetzt, den ihnen zugewie- 
senen Aufgaben nachzukommen rmd zut Gleichw^ertig- 
keit der Lebens Verhältnisse in den Regionen beizutragen. 
Dies wir d auch dur ch die bimdesehiheitliche Organisation 
der sozialen Sicheiimgssysteme imterstützt. Demi die re- 
gionalen Ausgaben in der Renten-, Arbeitslosen-, Kran- 
ken- und Pflegeversichemng w^erden dadiuch w^eitgehend 
von der Höhe der regionalen Eimiahmen enticoppelt. Der 
Solidaipakt n ermöglicht es den ostdeutschen Ländern 
dartiber hinaus, bis 2019 teihmgsbedingte Sonderlasten 
zu bew^ältigen imd die Defizite in der üiftastniktuiausstat- 
timg abzubauen. Die infolge imterschiedhcher Erwerbs- 
luid Lebensbedingiuigen in den Ländern und Regionen 
ausgelösten Bevölkeiungsw^andenmgen werden durch 
diese finanz- und sozialpolitischen Rahmenbedingungen 
gemildert. Grundsätzhch gilt, dass Gesetzgebimg und 
staatliche Mittel flösse jedw'eder Art immer, wemi auch in 
sein imterschiedhchem Umfang, Ausw^irkungen auf den 
Raum haben. Eine größere Transparenz in der Breite von 
deren Raumwiiksamkeit muss Ziel der Berichterstattung 
bleiben. 

Der demogiafische Wandel mit den sich überlagernden 
Elementen Abnahme, Altenmg inid Intemationalisiening 
der Bevölkennig bleibt auch zukünftig eine der zentralen 
Raluuenbedingungen füi' die Raunientwicklung in Deutsch- 
land. Zwar stellt der Raumordnungsbericht derzeit in ei- 
nem Großteil der Kieise im Süden Baden-Wüittembergs 
und Bayerns sowie im Westen Niedersachsens noch eine 
überdurchschnittlich positive Bevölkeiungsentwicklung 
fest. In w^eiten Teilen Ostdeutschlands luid vereinzelt in 
stnikturschw^achen Räiunen der alten Bundesländer domi- 
nieren dagegen bereits seit Jaluen ungünstige demografi- 
sche Verhältnisse. Besonders betioffen sind in Ost- 
deutsclüand die ländlichen Kreise, auch im Umland 
giößerer Städte. Die Rozesse des Bevölkeiungsiiick- 
gangs und der Altenmg werden sich jedoch sukzessive in 
ganz Deutschland stärker ausbreiten. Ihre Intensität sowie 


üue zeitliche imd räumliche Ausprägimg sind seht rmter- 
schiedlich und erfordern daher eine differenzierte Be- 
üachtung sowie zeitlich und regional angepasste politi- 
sche Handlrmgskonzepte. Eine zentrale Herausfordenmg 
besteht in der Sichenuig einer inff astnikturellen Gnmd- 
ausstattung mit sozialen und teclmischen Inffastnikturen 
in allen Teihäumen bei abnehmender imd süuktmell ver- 
änderter Bevölkemng. 

Der ,3cncht der Bundesregiemng zm demograflschen 
Lage imd künftigen Entwicklimg des Landes“ beschieibt 
ausfLihriich die aktuelle und absehbare demogiafische 
Entwicklung in Deutsclüand sowie die Auswmkimgen des 
demografischen Wandels auf die einzelnen Politikberei- 
che und stellt die bisherigen Maßnalmien systematisch 
dar. Er gibt damit einerseits einen umfassenden Überblick 
über die Aktivitäten des Bimdes imd legt andererseits die 
Gnmdlage flii’ die ,J)cmografiestrategie 2012“, die den 
weiteren Handlungsbedarf besclireiben w^ird. Das von 
Bimd und den ostdeutschen Ländern gemeinsam erstellte 
Handlimgskonzept ,J)useinsvor sorge im demograflschen 
Wandel zukunftsfahig gestalten“ zeigt insbesondere füi' 
die Bereiche Gesimdheitsversorgimg, wohnoitnahe Bil- 
dungsangebote, Sichenmg von Mobilität, leistungsfähiger 
Inteiiietzugang und Stärkung der interkommimalen Zu- 
sammenarbeit Lösimgen auf Das im Jaln 2008 novel- 
lierte Raumordnungsgesetz hat die Herausfordeiungen 
des demografischen Wandels bereits aufgegriffen imd in 
seinen Gmndsätzen wichtige Elemente imd Aufgaben der 
Daseinsvorsorge herausgestellt, wie z. B. die Erreich- 
barkeit von Eimichtimgen imd Angeboten der Gnmdver- 
sorgimg als wichtige Voraussetzimg für mehr Chancen- 
gerechtigkeit für alle Bevölkenmgsgiuppen. 

Handlungs felder 

Ausstattungsstandai^s auf der geeigf^eten Ebene 
festlegen 

Die Bundesregieiung bekräftigt das Leitziel, gleichw^er- 
tige Lebensverhältnisse in allen Teilräumen herzustellen 
imd damit die Entwicklungschancen füi' die Menschen in 
ganz Deutschland zu w^alnen. Gleichwertigkeit bedeutet 
jedoch nicht eine flächendeckende Gleichheit der Infla- 
stnikturausstattung imd der Lebensbedingungen in ganz 
Deutschland. 

Bimd und Länder sehen derzeit nicht die Notw^endigkeit, 
bundesweit einheitliche Mindeststandards für’ die Infia- 
stnikturausstattung zu definieren. Gleichw^ohl vertritt die 
Bimdesregienmg die Auffassung, dass die Festlegimg 
von qualitativen Ausstattungsmerkmalen auf regionaler 
Ebene einen Beiüag dazu leisten kaim. gleichw^eilige Le- 
bensverhältnisse herzustellen. Die bisheiige Praxis in den 
Ländern hinsichtlich der Aiisstattimgsmeikmale zentialer 
Orte sowie von Standards der Fachplanimgen ist sehi' 
vielRltig. Ursachen sind sowohl materielle Unterschiede, 
wie z. B. Siedlungsstiuktiu' sowie ökonomische imd geo- 
giafische Unterschiede der Länder, als auch administi'a- 
tiv-organisatorische Unterschiede, die sich aus den Ge- 
meindeverfassungen der einzelnen Länder ergeben. Zur 
Berücksichtigimg unterscliiedlicher Raumstnikturen bei 
der Fomiulieirmg fachhcher Versorgungs- und Qualitäts- 
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Standards regt die Biuidesiegienmg einen Stiategiedialog 
gemeinsam mit den Bimdesländem und Fachministerkon- 
feienzen an. 

Die raumstniktuiellen, wirtschaftlichen, geografischen, 
organisatorischen und administrativen Unterschiede in 
den Teihäumen haben zu einem mehrstufigen Ansatz bei 
der Ausfoimnlienmg der infiastniktiuellen Ausstattimgs- 
qualitäten geftilirt, der sich bewähit hat und weiter ausge- 
baut w^erden muss. Dabei spielt die regionale Ebene die 
zentrale Rolle, w^eil sich aus den spezifischen Keimtnis- 
seii von lokalen Bedüi’fiiissen und Bedingimgen am bes- 
ten realistische Zielweite in Zusammenaibeit mit den 
Fachplanungen ableiten lassen. Dem vorgeschaltet ist auf 
der Stufe der Länder die Festlegung der zenftalöithchen 
Gliedeinngsstiiiktui’ mit entsprechender Aufgabendefini- 
tion liinsichtlich der Versorgimgsftuiktion und dem daraus 
abzuleitenden infiastiuktiueUen Ausstattimgsgaad. Auf 
Biuidesebene geben die Grundsätze im Raumordnungsge- 
setz imd die Leitbilder der Ramnentwickliuig die notw^en- 
dige Orientiei-ung. 

Biuid imd Länder arbeiten im Ralmien der Ministerkon- 
ferenz fiii’ Raumordniuig intensiv an der Weiterentwdck- 
hmg des Leitbilds ,J)aseinsvorsorge sichern“, welches 
raumentwicklungspohtische Zielsetzungen für das ge- 
samte Bimdes gebiet konkretisiert. 

Die Bimdesregienuig w^ird auch künftig über die ,,Mo- 
dellvorhaben der Raumordnung“ (MORO), wie z. B. im 
laufenden Aktionspiogiamm „Regionale Daseinsvor- 
sorge“, die Weiterentwicklung von Lösungsansätzen be- 
gleiten imd die örtlichen Aufgab enti äger bei der Entwick- 
hmg und Umsetzung einer integiieiten Süategie zm 
Bewältigung des demogia fischen Wandels unterstützen. 
Dem Transfer der Erkenntnisse aus diesem Modellvoiha- 
ben in andeie vom demografischen Wandel betioffene 
Regionen räumt die Bundesregienmg einen seht hohen 
Stellenw' ei1 ein. Die Veibreitimg von praxiserprobten Lö- 
siuigsansätzen in Veibindimg mit konkreten Beispielen 
bildet die Gmndlage fiu deren Weiterentwickhuig, moti- 
viert die Beteiligten imd tiägt zu einer effektiven Pro- 
blemlösimg bei. 

4 Neue Herausforderungen für die 
Wohnungsmärkte 

Steigende Wohnpreise und soziale Sicherung 
des Wohnens 

Im Raumordnmigsbericht wmd festgestellt, dass die Bau- 
tätigkeit in den letzten Jahien stark rückläufig und zu 
gering w^ar. Sie lag unter dem Niveau, welches das BBSR 
in seiner Wohnungsmarktprognose 2025 für nachhaltig 
erforderlich hält. Folge dieser über Jahie zu geringen 
Bautätigkeit war ein stagnierendes mid zuletzt sogai’ 
scluumpfendes Wohniuigsangebot. Diese Entwdcklimg 
tiug zu Verknappiuigen in immer mehi' regionalen Teil- 
mäikten bei. 

Die Wohnimgsbautätigkeit zieht seit Mitte 2009 wieder 
an. Im Jalir 20 lO wanden ca. 160 000 Wohnungen feitig 


gestellt. Die Baugenelmiigiuigszalüen ftu 2011 sind wei- 
ter sein' positiv (erste drei Quartale: ca. 22 Prozent mehr' 
im Vergleich zum Voijalueszeitraum). Es ist jedoch 
schwer abzuschätzen, ob die Angebotsentwäcklimg kinz- 
fdstig mit der Nachfiage Schritt halten kaim. Die Nach- 
frage auf regionalen Wolmungsteümärkten w^ird w^eiter 
ansteigen. Die Zahl der privaten Haushalte wird trotz ab- 
nehmender Bevölkerung infolge der weiter steigenden 
Zahl von Ein-Personen-Haushalten bis 2025 stetig zimeh- 
men. Mit steigenden Einkommen wächst auch die Nach- 
frage nach Wohnfiäche pro Haushalt. 

Diese Entwicklung deutet darauf hin, dass in einigen Re- 
gionen Mieten und Preise für Wohnirnrnobilien auch w^ei- 
terhiri ansteigen w^erderi. Vor allem in dynamischen 
Wachstmnsregiorien und zahheichen Großstädten zeich- 
nen sich zunehmende Verknappiuigen ab. Die Zahl der 
Städte und Kreise mit hohen Mietsteigenuigen nimmt zu. 
In der Folge körmte es in einigen Regionen für einkom- 
merisschwächere Haushalte schwieriger werden, ange- 
messene imd erschwinghche Wohnungen zu finden. 

Handlungs felder 

Die soziale Absichenmg des Wohnens ist ein zentraler 
Bestandteil der Wohniuigspolitik der Bimdesregienuig. 
Angesichts aktuell ziuiehrnender Verknappimgstendenzen 
auf regionalen Wohnimgsmärkten wüd die Bedeutiuig 
wirkiuigsvoller sozialer Sichenuigsinstrumente noch zu- 
nehmen. Hier gibt es „Subjekt-“ und „Objekt“-Fördenmg. 

Instrumente der Subjektförderung, also der staatlichen 
Unterstützimg einzelner Haushalte, sind das Wohngeld 
luid die Übernahme dei’ Kosten fiu Unteikimft luid Hei- 
zung. Damit w^erden 12 Prozent aller Haushalte vollstän- 
dig oder teilweise bei ihren Wohnkosten entlastet. Mit der 
Wohngeldrefoim 2009 wurden die Wohngeldleistungen 
erheblich verbessert imd das Wohngeld als vonangiges 
Leistimgssystem gegenüber den Trarisferleistimgen, ins- 
besondere dem Aibeitslosengeld II, gestärkt. Das Wohn- 
geld entlastet jährlich 1 Million Haushalte mit insgesamt 
1,8 Mi’d. Euro bei den Woluikosten. 

Zur Objektfördeiung, also der (staathchen) Unteistütziuig 
des Wohriimgsbaus, zählt die soziale Wohmaimiförde- 
nuig, die in der Zuständigkeit der Länder liegt. Seit der 
Föderalisrnusrefoim 2006 körmeri die Länder eigene 
Wohiuaumfördergesetze oder Teihegehuigeri erlassen. 
Die Länder erhalten jedoch w^eiteihin finanzielle Unter- 
stützung vorn Bund hi Gestalt von jäluhchen Kompensa- 
tionszahlungen von 5 1 8 Mio. Emo zunächst bis zum Jahr- 
2013. Die Ausgleichszahlimgen sind von den Ländern 
zw^eckgebunden fiu investive Maßnahmen der Wohn- 
raumfördenmg einzusetzen. Nach dem Koahtionsvemag 
ftu die 17. Legislatiuperiode soll bis ziu Mitte der Legis- 
latmperiode entscliieden werden, ob und in welcher Höhe 
nach dem Jahr' 2013 der Bund den Ländern weiterhin Mit- 
tel zm’ Finanzienmg von Maßnahmen dei’ Wohnr aumför- 
denmg gew^ährt. Die Verhandlimgen hierzu zwischen 
Biuid und Ländern laufen. 
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5 Wettbewerbsfähigkeit der Regionen 
stärken - Potenziale vernetzen 

Der Rauiiiordiiimgsbericht legt dar, dass Deutschland die 
Folgen der internationalen Finaiizkiise von 2009/2010 
schnell tibemiiiden konnte und seitdem Wachstumstreibei 
in der Europäischen Union (EU) ist. Obwohl Deutschland 
2009 mit einem Rückgang des Bmttoinlandspioduktes 
um 5,1 R’ozent gegenübei’ dem Voijahi- im internationa- 
len Vergleich stark von der wirtschafthchen Rezession 
betroffen w"ar 27: - 4,3 Prozent, USA: -3,5 Prozent), 
erholte sich die deutsche Wirtschaft schnell und koimte 
bereits im zw^eiten Quartal 2010 wieder den Wachstiuns- 
pfad aufuelunen. hn Jahresdurchschnitt 2010 wuchs das 
Bnittoinlandsprodukt tun 3,7 Piozent. Der Arbeitsmarkt 
in Deutschland blieb robust. Die Beschäftigtenzahlen er- 
reichten w^eitere Rekordstände, und die Aibeitslosigkeit 
ging weiter zurück, hn Laufe des Jahies 2011 haben die 
Wachstiunskräfte etwas nachgelassen. Die deutschen Un- 
ternehmen haben ilue Eiwaitimgen an die künftige Ent- 
wicklung angesichts der Turbulenzen auf den Finanz- 
märkten etw^as nach unten koirigiert. Nach derzeit 
vorliegenden Einschätzungen ist von einer Nonnahsie- 
nuig des Wachstumstempos auszugehen. Voraussetzung 
ftu ein weiter stabiles Wachstum ist eine überzeugende 
Lösung der Schuldenklise. 

Auch die strukturellen Defizite Ostdeutschlands fallen 
nach Aussage des Ramnordmmgsbeiichtes inzwischen 
weniger ins Gewicht. Einige wirtschaftsstaike Regionen 
in den neuen Bimdesländem konnten erstmals Anschluss 
an den gesamtdeutschen Konjimkturzyklus finden luid 
ihie Beschäftigungsentwickhmg insgesamt stabilisieren. 
Der Anteil der sozialversichenmgspflichtig Beschäftigten 
an der Bevölkenmg im erwerbsfähigen Alter liegt in den 
neuen Bimdesländem inzwischen auf w^estdeutschem Ni- 
veau. Die Arbeitslosenquote (bezogen auf abhängig be- 
schäftigte zivile ErW'erbspersonen) war jedoch im Okto- 
ber 2011 init 11,4 Piozent immer noch deutlich höher als 
in Westdeutsclüand (6,2 Prozent), w^as iiiu teilweise auf 
eine höhere Frauenerwerbsquote sowie einen geririgeren 
Anteil von Selbständigen zinückzuftihien ist. hn Oktober 
2011 wiesen insgesamt 34 Kieise und kreisfreie Städte 
eine Aibeitslosenquote von mindestens 12 Prozent auf 
(bezogen auf alle abhängigen zivilen Eiw^erbspersonen). 
Davon lagen mein als zwei Drittel in Ostdeutschland. In 
den neuen Ländern sind alle Kreistypen von hoher Ar - 
beitslosigkeit beüoffen. Überdurchschnittliche Aibeits- 
losenquoten sind in Ost imd West in den kreisfieien Städ- 
ten und insbesondere in den peripheren Räumen zu 
beobachten. Infolge gezielter’ Whtschaftsfördennaßnah- 
men füi' die ostdeutschen Länder im Rahmen des Sohdar- 
paktes n, wie der Investitions- und Irmovationsfbrdenmg, 
luid der nationalen und europäischen Regional- luid 
Stnikturpohtik ist der Aufbau einer neuen industriellen 
Basis in Ostdeutschland weiter’ fortgeschritten. Eine oft- 
mals hohe Flexibilität sowie die Ausrichtimg auf irmova- 
tive Kompetenzfelder’ konnten die regionale Wettbe- 
werbsfähigkeit verbessern, was auch mit der Etablierimg 
neuer regionaler Kristalhsatiorispunkte einherging. 


Wissen und die Integra tiori von Wissen in wmtschaftliche 
Aktivitäten w^erden als eine der wichtigsten Voraus- 
setzungen ftii’ die regionale Entwicklung angesehen. Ver- 
dichtimgsräume w^eisen in der Regel einen höheren 
Beschäftigtenbesatz in wissensbasierten, Unternehmens - 
orientierten Dienstleistiuigen auf als ländliche Räume. 
Regionale Disparitäten stellt der Raurnordniuigsbericht 
zwischen Ost imd West vor allem beim Anteil der Be- 
schäftigten in Forschiuig imd Entwicklung fest (1,3 Pro- 
zent alte Länder gegenüber 0,6 Prozent neue Länder). 
Große regionale Unterscliiede gibt es auch liinsichthch 
der öffentlichen Bildimgsausgaben, der Zalü der Schulab- 
brecher, der Hochschulangebote sowie der wisserisinten- 
siveri, untemehmerisnahen Dienstleistiuigen. 

Der heute bereits in vielen ostdeutschen Kr eisen zu ver- 
zeichnende Mangel an jiuigen Arbeitskräften wmd sich 
bundesweit verschärfen. Im Jahr 2025 wird es in 
Deutschland keinen Kreis mehr geben, in dem die älteren 
Jahrgänge der EiwerbsMiigen diuch nacluückende Jahr- 
gänge vollständig ersetzt w^erden kömien. Selbst hi heute 
relativ jungen Kr eisen wie Vechta oder Cloppenburg, wo 
die Ersatzquote 2008 z. T. noch über 150 Prozent lag, sin- 
ken diese Werte auf 74 bis 78 Prozent, was allerdings bei 
einem Vergleich mit östhchen Kreisen von z. T. imter 
34 Prozent inuner noch hoch erscheint. 

Handlungs felder 

Die Bimdesregienmg setzt bei der Bewältigimg der He- 
rausforderungen der Globahsienmg imd zur’ Fördenmg 
der Wissensgesellschaft auf ihr’ bewährtes Instr’umenta- 
riiun und entwickelt dieses im Hinblick auf die Fördenmg 
von regionalspezifischen Branchenschwerpimkten imd 
regionalen Imiovationsprozessen, von Strategien zur’ Si- 
chenmg des Fachkräftebedarfes und wütschaftsrelevanter 
Infi astrnktiu’ sowie von Wachstumskernen weiter. 

Stadt-Laud-Partfierschafien entwickehi 

Dabei ist die Entwicklung imd Stärkung von Stadt-Land- 
Paitnerschaften eine wichtige Strategie zur’ Fördenmg 
von Wachstiun imd Imiovation. Dank der relativ ausge- 
wogenen räimilichen Verteilung der Waclistumszentren 
über das Gebiet der Bundesrepublik kami eine Vielzahl 
von Teilräumen von diesen Waclistumsimpulsen partizi- 
pieren. Die im Jahr 2006 von der Mhiisterkonferenz fiir’ 
Raiunordnimg verabschiedeten Leitbilder der Raument- 
wicklung sehen in dem Ansatz der „Großräumigen Ver- 
aritwurtimgsgememschaft“ eine Strategie, Wachstum imd 
Kohäsion in größeren fimktionaleri Räumen zu vereinen. 
Im Kein des Ansatzes steht das par-tnerschaftliche Mitei- 
nander imterschiedlich struktiuierter, d. h. städtischer imd 
ländlicher Teüräume, mit dem Ziel, die Wettbewerbs- 
faliigkeit der Gesamtiegion zu ftirdem und gleichwertige 
Lebensbedingimgen in allen Teüeri des Kooperatiorisge- 
bietes zu schaffen. Dies gilt gleichei’maßen in gtenzüber- 
sclueitenden Verflechtimgsräumen. 

Die Modellvorhaben der Raumordnung „Überregionale 
Paitnerschaften“ (2008 bis 2010) haben eindrucksvoll ge- 
zeigt, dass sich großräumige Stadt-Land-Partnerschaften 
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eifol gleich etablieren können. Voraussetziuigen sind u. a. 
eine konsequente Piojektoiientiemng unter Einbeziehiuig 
von Akteuren aus der Wirtschaft, die Ausrichtung an 
ftuiktionalen Haiidlungsräumeii imd damit die Über- 
sclueitung existierender’ administiativer Grenzen, neu 
entv^ickelte Organisations- imd Managenientinodelle, in 
denen die Zusaimnenarbeit der Akteiue auf Augenhöhe 
sichergestellt ist, sowie eine Flexibihsieimig des Förder- 
instniinentariums, die eine partnerschaftliche Finanzie- 
nmg der Piojekte aus verschiedenen Förderprograininen 
eiinöglicht. Der Ansatz der Stadt-Land-Paitnerschaften 
wird in aktuellen Modellvorhaben vertieft rmd w^eiterent- 
wdckelt. 

Städte mternaäomtl wettbmverbsfaMg machen 

Das insgesamt leistungsfähige dezeiiüale Städtesystem in 
Deutschland zu erhalten imd zu stärken, ist das Ziel der 
Nationalen Stadtentwücklmigspolitik. Dieser neue Pohti- 
kansatz wuirde 2007 - angeregt durch die Leipzig-Chaita 
zur’ nachhaltigen europäischen Stadt von 2007 - gemein- 
sain mit den Ländern mid den Kommimalen Spitzen- 
verbänden auf den Weg gebracht. Ziel der Nationalen 
Stadtentwdcklungspolitik ist es, Städte in ihrer Multifunk- 
tionahtät zu stäiken. Vorhandene histiumente luid Pro- 
gianmie sollen sclmeller neuen Herausfordenuigen ange- 
passt, die Öffentlichkeit stärker fth die Chancen der 
Städte sensibilisiert und neue Paitner fth die Stadtent- 
wdcklung gefimden w^erden. Die Initiative wild in enger 
Abstimmung mit den Ländern imd Gemeinden durchge- 
fiilut. In sechs thematischen Handlungsfeldem w^erden 
experimentelle Pilotprojekte lungesetzt. Dabei hat die 
Nationale Stadtentwückhuigspolitik Städte und Gemein- 
den aller Gi ößenordniuigen im Blick. 

Klewe imd mittlere Städte als Änkerpimkteßir Wirtschaft 
und Be^^ölkenmg stärken 

Für die vom StniktuiW'andel imd vom Bevölkenuigsilick- 
gang am stäiksten betroffenen ländlichen Rämne hi Ost 
mid West ist die wmtschafthche imd soziale Stabilisienmg 
das oberste Ziel. Dabei geht es vor allem lun die Erhal- 
timg imd Stäi’kimg der vorhandenen Arbeitsplätze, Be- 
ü’iebe mid hiffastnikturen. Kleine und mittlere Städte in 
ländlichen Rämnen müssen wmlschaftlich, städtebaulich 
imd kulturell gestärkt werden, damit sie ihi er Funktion als 
Ankerpunkte für Bevölkeiimg imd Whtschaft gerecht 
werden kömien. Auch ländliche Beüiebe benötigen ein 
infrastuLktmelles Umfeld, das iluen wachsenden techni- 
schen, logistischen und koiminmikativen Anspiüchen ge- 
nügt. 

Ansatzpimkt der raumordnerischen Steuenmg hmsicht- 
lich des auch m der deutschen Nachhaltigkeitsstiategie 
enthaltenen politischen Ziels einer geordneten Siedhmgs- 
entwdckhmg ist das m der Raxis erprobte und anerkannte 
„Zenüale-Oite-System“, welches die flächendeckende 
Versorgung der Bevölkeiimg mit öffenthchen und priva- 
ten Eimichtimgen und Dienstleistimgen zum Ziel hat. 
Zentrale Oi’te nehmen über die Versorgmig der eigenen 
Bevölkeiimg hmaiis überörthche Versorgimgsaufgaben 
mit Gütern und Dienstleistungen wahr’ und fungieren 


auch als Arbeitsmarktzentien. Bei der Städtebauförde- 
nmg hat es sich als sehi’ zielführend sowohl für die Stadt- 
als auch die Landesentwicklung erwiesen, w^eim die För- 
denmg auf Zentr en konzentiieit wird. In ländlichen Räu- 
men mit schwindendem Potenzial sollten solche Bünde- 
hmgseffekte zukünflig verstärkt genutzt w^erden. 

Von der Städtebaufördeiimg profitieren sowolil ländliche 
als auch strukturschw^ache Regionen übeiproportional. 
Das ist ein Beleg dafüi’, dass es Bimd, Ländern imd Ge- 
meinden gelingt, die Förderimg problemorientiert zu 
steuern. Die langflistigen Wirkimgen der Städtebauförde- 
nmg auf die nachhaltige Entwicklimg der Städte imd Ge- 
meinden und nicht zuletzt auch die Waclistums- imd Be- 
schäftigimgsw^irkimgen der Städtebaufördeiimg köimen 
sich insbesondere in stuikturschw^achen Regionen entfal- 
ten. Das Rogiamin ,J<leinere Städte und Gemeinden - 
überörthche Zusammenaibeit imd Netzw^erke“ richtet 
sich an kleine imd mittlere Städte in ländlich geprägten 
Räumen, die in besonderem Maße von Einwolmeiiück- 
gang und Verändeiimgen in der Bevölkeiirngsstniktiu- 
betioffen sind. Ziel ist es, sie als Ankerpunkte der Da- 
seinsvorsorge für’ die Zukimft handhmgsfahig zu machen 
imd ihre zeiiüalöifliche Versorgimgsfiuiktion dauerhaft, 
bedarfsgerecht und auf hohem Niveau flü die Bevöl- 
keiimg der gesamten Region zu sichern imd zu stärken. 
Ein Handlimgs Schwerpunkt hegt auf interkommimalen 
Kooperationen imd überöiflicher Zusanmienarbeit bei der 
Gestaltimg der Infiastiiiktuiangebote. Das Rogianmi ist 
Bestandteil der „hutiative Ländhche Inffastiiiktiu’“ des 
BMVBS. 

Flächen ßir Rohstoffabbau sicheni 

Die Sichenmg von Flächen standoilgebimdener Roh- 
stoffe ist eine wichtige Aufgabe der Raiunordnimgspla- 
nung zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der’ deut- 
schen Wirtschaft. Der Raumordnungsbericht stellt fest, 
dass die m Regionalplänen ausgewiesenen Vorrang- imd 
Vorbehaltsgebiete für den Rohstoffabbau derzeit 1,4 Pro- 
zent des Bimdesgebietes abdecken. Dabei gilt es, die 
Ziele der Rohstoffsicheiimg mit den Zielen des Ressour- 
censchutzes m Ehiklang zu biingen. Es bedarf deshalb 
auch in Zukunft u. a. eines kontmuierlichen Dialogs zwi- 
schen der RohstoffA^irtschaft, den von der Rohstoffsiche- 
nmg fachhch beiiihrten Stellen einschließlich der Um- 
weln^erbände imd den für die Raumordnung zuständigen 
Stellen m den Ländern. Aufgabe der Landes- und Regio- 
nalplanung ist es, die Rohstoffsicheiimg mit anderen, 
konkurrierenden Raimmutzimgen abzuwügen imd in den 
Landes- imd Regionalplänen zu emein ausgewogenen 
Ausgleich zu bringen. 

Btmd-Länder-Gemeinschaßsaufgabe „ k^rbessemug der 
regionalen Wirtschaftsstruktur'' (GRW) 

Zentrales Instiiunent der nationalen Regionalpohtik in 
Deutschland ist die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesseiimg dei’ regionalen Wu’tschaftsstiiiktiu^' (GRW). 
Hauptziel der GRW ist es, aufbauend auf den in der 
Region vorhandenen Entwicklungsmöglichkeiten, dauer- 
hafte imd hochw^eitige Arbeitsplätze zu schaffen imd zu 
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sichern. So wird Wachstum mid Beschäftigmig regional 
uachlialtig verankert. Gefördert werden gewerbliche In- 
vestitionen, Investitionen in die koiniminale wirtschafts- 
nahe hifrastniktur sowie nichtinvestive Aktivitäten wie 
zum Beispiel Clusterbüdrmg. Der Bund hat den Ländern 
hierföi’ im Jahr 2011 insgesamt 610 Milhonen Emo zux 
Verfiigimg gestellt. Aufgiimd einer Kofmanzienmgsquote 
in Höhe von 50 Prozent werden von den Ländern Mittel 
in gleicher Höhe bereitgestellt. Mit dem Auslaufen der 
Investitionszulage 2013 und dem absehbar geringeren 
Mittelvohmien aus den emopäischen Smiktuifonds in der 
Fördeiperiode ab 2014 steigt die Bedeutung der GRW füi' 
die Regionen zukünftig an. 

Bimd-Länder-Gemeimchaßsaitfgabe „ Verbesserung der 
Agrarstniktur und des KüstemcJ7utzes (GAK) 

Mit der Gemeinschafts aiifgabe „Verbessenmg der Agiai- 
stniktur rmd des Küstenschutzes"" stellen Bund und Län- 
der jähilich knapp 1 Mid. Emo zur’ Fördeiung agiarstiiik- 
tmeller Entivdcklungsmaßnahmen in ländhchen Rämnen 
zur’ Verftigimg. In den vergangenen Jahieii v^urden die 
Förderinstrumente miter besonderer Beiücksichtigmig 
des Umwelt-, Klmia- mid Tierschutzes rmd neuer inte- 
gjierter Entv^dcklmigsansätze angepasst. Außerdem win- 
den neue Förderbereiche wie die ehizelbeftiebliche Ener- 
gieberatinig inid deren Emeiteiung in Bezug auf 
KlimawandeL emeuerbare Energien, Wasserwirtschaft 
inid biologische \ielfalt, die Fördeiung der Breitbandver- 
sorgung ländlicher Räume sowie der Sonderrahmenplan 
„Maßnahmen des Küstenschutzes infolge des Klimawan- 
dels“ (2009 bis 2025) eingefiihit. Dmch die Neuausrich- 
tmig imd Zusanmienfassmig von Maßnahmen der agrar- 
stniktmellen Entwickhmgsplaninig, der Flmbereinigimg, 
des ländhchen Wegebaus imd der Dorfeiiieuemng sowie 
der Maßnahmen ftii’ land- imd forstw^irtschaftliche Be- 
üiebe zur Unmutzmig ihrer Bausubstanz in den „Girmd- 
sätzen ziu Fördenmg der integrierten ländlichen Entwick- 
hmg“ (ILE) haben sich die Gestaltungsmöghchkeiten fiii- 
die betroffenen Regionen deutlich eiweitert. Neben den 
koukieten ILE-Maßnahmen werden das Regionalma- 
nagement und die Erarbeitimg Integrierter ländlicher Ent- 
wicklungskonzepte (ILEK) gefördert. Die GAK bildet die 
Gnmdlage füi' die „Nationale Rahmenregehmg zm Ent- 
wicklung ländlicher Rämne“ nach der Verordnimg über 
die Fördenmg der Entwicklung des Ländhchen Raumes 
durch den Emopäischen Landwmtschaftsfonds für die 
Entwicklmig des ländlichen Raums (ELER). Sie ist ein 
wichtiges länderübergreifendes Instiument, das über die 
Länderprogranuue zm Umsetzung der Nationalen Stiate- 
gie zm Entwickhmg des ländlichen Ramns beiüägt. 

6 Zukunftsfähige Mobilität unterstützen 

Der Raumordnmigsbericht zeigt auf, dass sowohl der Per- 
sonen- als auch der Güteiverkelu in den letzten Jahrzehn- 
ten deuthch gewachsen ist, wobei die Distanzen, die von 
Personen imd Gütern zurückgelegt werden, übeipropor- 
tional zum Transport aufkommen gestiegen sind. Die 
Bmidesregienmg geht davon aus, dass sich dieser Trend 
auch bis zum Jahi' 2025 fortsetzen wmd. Steigende Kfz- 


Zulassungszahlen, die anhaltende Bevölkeinngs- und Ai - 
beitsplatzsuburbanisienuig sowie ein zunelimender Frei- 
zeirt'erkelu werden auch zukünftig zu einem Wachstum 
des motoiisierten Individualverkehrs vor allem im Süden 
Deutschlands, in den Unilandregionen um Hambmg imd 
Berlin, dem Emsland und dem deutsch-medeiiändischen 
Grenzramn führen. Entgegen diesem Trend ist mit Ab- 
nahmen des motorisierten Personenveikelusaufkoimnens 
im Osten Deutschlands, in Nordrhein-Westfalen sowie im 
Saarland zu rechnen. Allerdings wmd auch liier der Güter- 
verkelu insbesondere im Fernverkehr bis 2025 verkehis- 
ti’ägertibergi’eifend weiter expandieren. 

Oberzentren sind tiotz Abw^andenmg von Beüieben imd 
der fortschieitenden Submbanisienmg von Handel mid 
Gew^erbe weiterhin die wichtigsten ArbeitsplatzzenUen 
imd bleiben Ziel der mnfangi’eichsten Pendlersüöme. Die 
Pendeldistanzen nehmen weiter zu, da immer w^eniger 
Menschen iimerhalb ihr er Wolmgemeinde arbeiten. Über- 
dmchsclmittlich hohe Pendeldistanzen treten vor allem in 
den äußeren suburbanen Gürteln gioßer Agglomerations- 
zentien sowie in den dümi besiedelten, peripheren Räu- 
men im Nordosten Deutschlands auf. 

Unter suchimgen des BBSR belegen, dass die Erreichbar- 
keit der Oberzentren im motorisierten Indmdualverkehi' 
(MTV) imd im öffentlichen Personenverkelu (ÖV) w^eit 
auseinander föUt. Während im MIV zw^ei Drittel der’ Be- 
vöLkeinng ein Oberzentrum imierhalb von 30 Minuten so- 
wie 97 Prozent der Bevölkenmg in 60 Minuten erreichen 
kömien, sind dies im ÖV weniger als ein Diittel in 30 Mi- 
nuten. Ein Diittel benötigt sogar mehr als eine Stunde. 

Deutschland weist im europäischen Vergleich ein seht’ 
dichtes Femsüaßeimetz auf. 94 Prozent der Bevölkenmg 
kömien iimerhalb von 30 Minuten PKW-Fahrzeit den 
nächsten Autobahnansclüuss eneichen, 85 Piozent der 
Bevölkenmg sogar iimerhalb von 20 Minuten. Defizite 
des Zugangs zu Autobahnen bestehen heute nm noch in 
dümi besiedelten bzw^ peripheren Rämnen. 

Demgegenüber ist der Zugang zum näclisten Fembahnhof 
insbesondere in dümier besiedelten, ländhchen Räumen 
schlechter. Bimdesweit kömien nm’ 50 Piozent der Bevöl- 
kenmg einen Fembahnhof im ÖV iimerhalb von 30 Mi- 
nuten eneichen, im MTV immerhin 85 Piozent. 

Das Flughafensystem in Deutsclüand ist im intemationa- 
len Vergleich seht dezentral organisiert. Defizite bestehen 
vor allem in der En eichbarkeit der Flugliäfen im ÖV: Nur 
50 Piozent der Bevölkenmg köimeii imierhalb von 90 Mi- 
nuten einen Flughafen eireichen, im MIV sind es immer- 
hin weit über 90 Piozent. 

Der Containerseeverkehr nimmt im globalen Güter\^er- 
kehr eine zunehmend bedeutende Rohe ein. 80 Piozent 
des Containerseeverkehrs in Europa konzenftieren sich in 
nm’ 18, meist histoiisch gewaclisenen Hafenstandorten. 
Imierhalb Deutschlands weiden 98 Piozent des Contai- 
nerseeverkehrs über den Hafen Hamburg und die Bremi- 
schen Häfen abgewickelt. Ausbauanfordemngen ergeben 
sich vor allem auf Gmnd größerer Schiffe mit höherem 
Tiefgang. Daiüber hinaus ist die schienenseitige Anbin- 
dung der Häfen weiter zu verbessern. 
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Die ziuiehiiiend fläclienliafte Ausbreitung der Siedliuigs- 
gebiete some die damit veibimdenen längeren Fahi’vt^ege 
im Alltag der Menschen stehen in einem deutlichen Ge- 
gensatz zu den umweit- und energiepolitischen Zielen, 
wie Reduktion der veikehisbedingten Emissionen sowie 
Erhöhiuig der Energieeffizienz des Verkehis. 

Handlungsfelder 

Nachhaltige Mobilität 

Mobilität ist eine Voraussetzung fui' Beschäftigrmg, 
Wohlstand luid persönliche Freiheit. Zugleich müssen der 
Energie- imd Ressoiucenverbrauch sowie die durch den 
Verkehr venusachten Belastimgen füi- Mensch und Um- 
welt schiittW'eise minimiert werden. Die Entkopplung 
von Verkelusw' achstum imd Energieverbrauch sowie die 
effiziente Gestaltung des Verkehrssystems müssen ange- 
sichts der Verknappung fossiler Energietiäger w^eiter 
voran gebracht w^erden. Aus Sicht der Raiunentwick- 
hmgspolitik sind nachfolgende Maßnahmen zur Steige- 
nmg der Effizienz im Verkehisbereich voiiangig: 

- Optimienuig der Verkehis abläufe druch Fördenuig ei- 
ner ressoiucenschonenden Raiunstniktur in den Län- 
dern luid Regionen, d. h. Entwicklrmg kompakter 
Siedhmgsstruktuien dmch verstärkte Innenentwick- 
hmg sowie eine verbesserte Abstimmiuig zwischen 
Raum- imd Verkelusplammg, 

- Fördenuig technologischer’ huiovationen, insbeson- 
dere Fortentwicklimg konventioneller Antiiebsteclmo- 
logien sowie alternativer BGaftstoffe im Ralmien der 
„Mobüitäts- luid Kraftstoffstiategie“ des BMVBS imd 
die Etablienmg der Elektromobilität, die dmch die 
Vernetzung von Verkelus- und Energiesystem die Nut- 
ziuig regenerativer Energien im Verkelu steigert luid 
die Läim- imd Schadstoffemissionen reduziert, 

- optimale Nutzimg der Kapazitäten bestehender Ver- 
kelirswege durch Verkelusmanagementsysteme, 

- gezielte Piioritätensetzmig beim Aus- imd Neubau von 
Verkelu’sinfrastniktur, 

- verbesserte Organisation von Güteiverkelir imd Logis- 
tik sowie 

- stärkere Beteiligmig der Öffentlichkeit bei der Pla- 
nimg imd Realisienuig von hifrastnikturvorhaben. 

Bimdes\'erkehrsuegepJammg 

Die Biuidesverkehrswegeplanung wird imter stärkerer 
Berücksichtigimg der Wechselwnkimgen zwischen Um- 
welt-, Raiun- imd Siedhmgsstruktmen, Verkehr, Wut- 
schaft und Sozialsystem weiter entwickelt. Dazu sollen 
verstärkt auch Raumentwickhuigsziele, Aspekte des Kli- 
maschutzes imd Maßnahmen ziu Verbesserimg der Effi- 
zienz der Verkelu’ssysteme in die methodischen Vorher ei- 
timgen zum B^TVP (Bundesverkehisw^egeplan) 2015 
eingebunden werden. Die ÜbeiprtiEiuig imd ggf. Anpas- 
simg gesamüäumlicher Zielsetzimgen auf der Grundlage 


räumlich fimktionaler Netze steht im Blickpunkt. Unter- 
schiedliche hierarchische Verbindungsfimktionen der 
Netze ergeben sich aus der Bedeutung der verbimdenen 
Zentren und Knoten sowie der Größe der prognostizierten 
Verkehrsbedarfe. Neben der besseren Vemetzimg der 
Konsiun- mid Pioduktionszentien mit den nationalen luid 
internationalen Export- luid Logistikdrehscheiben geht es 
außerdem lun die Verknüpfimg der übergeordneten Ver- 
kehrsnetze mit regionalen VerkehrsinfiastiiLktui’en ziu 
Stärkimg der regionalen Mobilität. 

Angesichts der vorhandenen Anbindmigsquahtäten ist ab- 
sehbar, dass sich die Aufgabenschw^erpmikte zukünftig 
von der Planimg imd Sicherstellung neuer Verbindmigen 
imd Achsen inmier mehi' in Richtung des Bestandserhal- 
tes imd der vorsichtigen Kapazitätserw^eiteiung verschie- 
ben w^erden. 

Transeuwpäisches Verkehrsrntz 

Die Bedeutimg leistimgsMliiger europäischer Verkehis- 
netze ist für die Verwdrkhchimg des Bmnenmarktes, ziu 
Schaffimg von Aibeitsplätzen sowie ziu Erreichung des 
wiitschafthchen, sozialen und geogia Eschen Zusammen- 
halts in Europa unbestritten. Der Bundesregienmg ist es 
wichtig, dass der Ausbau des transeuropäischen Ver- 
kehrsnetzes neben den verkehilichen Belangen auch die 
berechtigten Belange der Raumentwickhmg sowie die 
Verknüpfimgen mit imd Zugangsmöghchkeiten zu nach- 
geordneten Netzen beilicksichtigt. Damit soll zu einer an- 
gemessenen Zugänglichkeit der Regionen, zur Fördenuig 
der Angleichimg der Lebensverhältnisse und ziun terxito- 
rialen Zusammenhalt der Union beigetragen werden (Ar- 
tikel 170 in Verbindimg mit Aitikel 174 AEUV). 

Demografie und Mobilität 

Die sich aus demografischen Verändenmgen ergebenden 
Auswiikimgen auf Verkehr imd Mobihtät in Deutsclüand 
sind äußerst komplex. Der demograffsche Wandel w^ird 
nicht weniger Verkehr, sondern vor allem regional unter- 
scliiedlichen imd anderen, z. B. mehi' Service- und Liefer- 
verkehie, bringen. Mobilität kami eine Biücke schlagen 
zwischen städtischen imd ländhchen Räumen ebenso wie 
zwischen prosperierenden imd süuktuischwachen Regio- 
nen. Für das Neben- imd Miteinander von BaUungszen- 
tien imd ländlichen Räimien hat die Gestaltimg des hidi- 
vidualverkelu’s, des ÖPNV sowie des Wirtschafts verkehis 
eine große Bedeutung. 

Das BMVBS untersucht derzeit die Handhmgsfelder imd 
mögliche Maßnahmen fiu den Bereich „Demogiafischer 
Wandel imd Mobihtät' als Beiüag fiu die „Demogiafie- 
strategie der Bimdesregieiimg 2012“. hn Mittelpimkt ste- 
hen dabei Themenfelder wie die Weiterentwicklung des 
ÖPNV, die Sicherstelhmg eines angemessenen Gnmd- 
angebots der Daseinsvorsorge, die hivestitionsplanimg, 
die Verkehrssicherheit, sowie Infomiations- imd Assis- 
tenzsysteme. 
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7 Beschleunigten Ausbau Erneuerbarer 
Energien sicherstellen 

Der Anteil der emeuerbareii Energien am Endenergie- 
veibraiich stieg in Deiitscliland von 1999 bis 2010 von 

2.8 Piozent auf 11 Prozent. An der Stroinenergieeizeu- 
gung betiug der Anteil emeuerbarer Energien 2010 et\;va 

16.8 Prozent, an der Wännebereitstelliuig 9,8 Piozent luid 
am Kraftstoffi^erbiaiich 5,8 Piozent. Den giößten Anteil 
emeuerbarer Energien an der Gesanitstionierzeugimg ha- 
ben die Wuidenergie mit 6 Prozent luid die Biomasse mit 
5,5 R’ozent. 

Im Gegensatz zin installierten Leistimg von konventio- 
nellen Kraflwerken, die sich zu 70 Prozent in städtischen 
Räumen befmdet, sind zv^^ei Drittel der elektrischen Leis- 
timg enieuerbarer Energieträger in ländlichen Räiunen in- 
stallieit. Z. B. befinden sich 60 Piozent der Biogasanla- 
gen in ländlichen Rämnen. Der Raumordnungsbericht 
vemeist aber auch auf die großen, bislang nui’ lumi- 
reichend genutzten Potenziale der Eischließimg emeuer- 
barei Energien in städtischen Räumen, nämlich Energie- 
einspaiung mi Gebäudebestand und Solaipotenzial von 
Gebäudedächeni luid Fassaden. Der Voiteil der Nutzung 
diesei’ Potenziale ist, dass liiei’ im Gegensatz zu anderen 
eiiieueibaren Energien keine neuen Flächen in Anspmch 
genommen werden müssen. 

Der Raumordnungsbericht stellt fest, dass die räumliche 
Verteihmg der in den letzten Jahien zmiehmend erzeugten 
Leistimg enieuerbarer Energien nach Art imd Umfang 
räumlich sehr unterscliiedlich imd insbesondere durch ein 
Nord-Süd-GeMle geprägt ist. Die installierte Leistimg 
der Windenergie ist einerseits ein Abbild höherer Wind- 
höfifigkeit im Norden, allerdings auch Aiisdiuck der bis- 
lang zuiückhaltenden Ausweisungspraxis von Eignimgs- 
imd Vorranggebieten für die Windenergienutzmig in süd- 
deutschen Planiuigsregionen. Wählend im Münsteiiand 
4 Piozent der Regionsfläche, in Brandenburg durch- 
sclmitthch L3 Prozent sowie in Schleswig-Holstein 
1 Piozent als Gebiete fiii- Windenergie ausgewiesen wen- 
den, verzichten zahheiche Regionen in Nordihein- West- 
falen, Bayern, Baden- Württemberg, Niedersachsen und 
Sachsen-Anhalt auf gebietsscharfe Bereiche flii’ Wind- 
kiaftniitzimg in Regionalplänen. Deutschlandweit erhöhte 
sich die Anzahl der Windenergieanlagen von 6 200 in 
1998 um das 3,5-fache auf 21 600 in 2010. Aufgiimd des 
Baus leistimgsMiigerer Anlagen nahm die tatsächlich 
produzieite Strommenge von 1998 von 5 200 GWh um 
das 6-fache auf 36 500 GWli zu. Bis 2020 soll die Wuid- 
energie von derzeit 25 000 MW installierter Leistung auf 
55 000 MW ausgebaut werden. 

Der Ausbau der Biomasse als enieuerbarer Energieüäger 
hat regional zu verstäikter FlächemiutzimgskonkiuTenz 
mit anderen land- imd forstwhtschafthchen Nutzungen 
gefühlt. Um dieser regionalen Konkurrenzsituation ent- 
gegenzutieten, sollten die Möglichkeiten der einschlägi- 
gen gesetzlichen und fordeiTechtlichen Rahmenbedingun- 
gen verstärkt genutzt werden. Laut Biomasseaktionsplan 
der Bundesregienmg steht in Deutschland künftig ein Flä- 
chenpotential von bis zu 4 Mio. Hektar füi' nachwach- 
sende Rohstoffe zur Verfiigimg, ohne dass hierdurch die 


Lebensmittel- und Futteimittelerzeugung vernachlässigt 
wtiide. Gegenwäitig whd in Deutsclüand auf ca. 1,8 Mio. 
Hektai’ Landwiitschaftsfläche Biomasse zm energeti- 
schen Veiweitimg angebaut. Dies entspricht etv^^a 9,5 Pro- 
zent der gesamten landwürtschafthchen Nutzfläche. Sze- 
narien gehen davon aus, dass im Jalu 2020 der 
energetische Biomasseanbau ca. 2,7 bis 3,9 Mio. Hektar 
bzw\ 15,9 bis 23,0 Piozent der landwiitschafthchen Nutz- 
fläche in Anspruch nehmen köimte. Dies kami regional zu 
einer starken Konzenüation des Energiepfianzenanbaus 
mit negativen Auswiikimgen auf die Biodiversität imd 
das Landschaffsbild fühlen. Die verstärkte VenA^endimg 
von landwhtschaftlichen Reststoffen wie Süoh, Gülle 
oder Bio- und Giünabfölle kami nur begrenzt ziu Eiit- 
schärffmg von Nutzungskonflikten beitragen, da die ener- 
getische Ausbeute hier geringer ist als im Biomassean- 
bau. Biogasanlagen befinden sich vor allem in Regionen 
mit Intensi\4ierhaltung imd gioßfläcliigem Anbau nach- 
wachsender Rohstoffe. Nicht auszuschließen ist, dass sich 
Konflikte zwischen den Zielen Ausbau der Biomassepro- 
duktion, Erhalt der Biodiversität und Nutzung des Touris- 
muspotenzials regional verschärfen köimen. Die jüngste 
im Juli 2011 verabschiedete EEG-No veile soll dazu 
beitiagen, regionalen Fehlentwicklimgen entgegen zu 
wirken. 

Der in politischem und gesellschaffhchem Konsens be- 
schlossene Ausstieg aus der Kernenergie bis 2021/2022 
erfordert einen deutlich beschleunigten imd gnmdlegen- 
den Umbau der Energieversorgung. Das Energiekonzept 
2010 der Bimdesregienmg sieht vor, den Anteil der 
Stromerzeugimg aus erneuerbaren Energien am Bnitto- 
stromverbrauch kontinuierhch zu eiiiöhen und von 17 Pio- 
zent im Jahi’ 2010 auf 35 Piozent in 2020, auf 50 Piozent 
in 2030, auf 65 Piozent in 2040 imd auf 80 Prozent in 
2050 zu steigern. 

Haudlimgsfelder 

Mit der Energiewende sind in räumlicher Hinsicht vor al- 
lem zw^ei Herausfordeiungen verbunden: die Sichenmg 
von Prassen flii' den notw^endigen Ausbau des SUomüber- 
tiagungs- und -verteihietzes sowie eine ausreichende imd 
räumlich gesteuerte Ausweisung von geeigneten Flächen 
zui’ Energieerzeugimg. 

Dem üägt die Bimdesregieinng mit umfangreichen Maß- 
nahmen Reclmung: 

Ausbau der Snvnmetze beschlemngeu 

Mit dem zimehmenden Anteil an der Süomversorgimg 
gewinnt die Optimierung des Zusammenspiels von Eineuei- 
baien Energien, Stromnetzen, konventionellen Kiaffwer- 
ken, Speichern imd den Stromverbrauchem an Bedeu- 
timg. Das Netzausbaubesclileunigimgsgesetz (NABEG) 
schafft die Voraussetzungen für einen schnelleren Ausbau 
vor allem bei den Shomübemagungsnetzen, um den er- 
zeugten Offshore-Windshom vom Norden in die Ver- 
brauchszentren im Süden biingen. Für ländembergiei- 
fende oder grenzüberschreitende Höchstspannungsleitim- 
gen waude eine neue Bimdesfachplanimg eingeffihrt, mit 
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der die Bimdesnetzageiitur den Verlauf raumveitiäglicher 
Trasseiikonidore verbindlich festlegt. Auch fth die an- 
sclüießeiide Plaiifeststelhmg dieser Leitungen ist die Bun- 
desiietzageiitiir zuständig, soweit eine nach § 2 Absatz 2 
NABEG noch zu erlassende Rechtsverordnung dies vor- 
sieht. Darüber hinaus erleichtert das NABEG die Rah- 
menbedingimgen für’ den Bau von gienzüberschreitenden 
Stroinkabehi imd für den Einsatz von Erdkabehi auf der 
110-kV-Ebene sowie die Netzanbindung von Offshore- 
Windparks. Aus Effizienzgiiinden sollen in der Regel 
mehrere Offshore- Windparks über Sainnielanbindungen 
an das terrestrische Stromnetz angebiuiden werden. 

Rahmeiibedmgimge}} filr den Ausbau emeuerbarer 
Energien verbessen} 

Die iin Sommer 2011 in Kr aft getretenen Ändenmgen des 
Bauplanungsrechts verbessern die Möglichkeiten, alte 
Onshore- Windanlagen diuch neue, leistimgsßihigere luid 
effizientere Anlagen zu ersetzen (Repowering). Zusätz- 
lich wird die Errichtung von Fotovoltaikanlagen an oder 
auf Gebäuden erleichtert. 

Das neue Fördeiprogramm „Offshore Windenergie“ der 
Kreditanstalt für’ Wiederaufbau (RfW) whd mit einem 
Volumen von 5 Mid. Emo die Realisienuig der ersten 
10 Offshore-Windparks miterstützen. Die geplante No- 
velle der Seeanlagenverordnmig wir d - entsprechend dem 
Energiekonzept der Brmdesregienmg - die Genehmi- 
gungsverfaliren für' Windenergieanlagen in der Aiis- 
scliließlichen deutschen Wutschaftszone (AWZ) dmch 
die Bündelung aller Zulassmigen in einer Genehmigung 
deutlich vereinfachen mid besclileimigen. Dies unterstützt 
die Zielsetzung der Bundesiegiening, bis 2030 im Offehore- 
Bereich eine Leistung von 25 000 MW zu installieren. 

Die Vbiianggebiete für' Windenergie in den Raumordnmigs- 
plänen für die AWZ bieten Raum für etwn 1 650 Wind- 
energie-Einzelanlagen. Bislang ist - abgesehen von den 
12 Anlagen des Testparks alpha ventus - noch keine An- 
lage in den Vonanggebieten in Betrieb. Nach den jetzigen 
Plänen der Windindustrie w^erden bis Ende 2012 insge- 
samt ca. 160 Einzelanlagen in den Vorranggebieten für- 
Windenergie reahsieit oder in Bau sein. Damit werden 
die Festlegungen der Raumordnmigspläne zu 10 Prozent 
mngesetzt sein. Neue Plainmgen für- weitere Gebietsfest- 
legungen für die Windenergie werden dami erforderlich, 
weim die hidustrie den von der Ramnordinmg geschaffe- 
nen Rahmen intensiver ausgefüllt hat. Die Bmidesregie- 
nuig W'iid vor diesem Hintergiimd 2012 einen Evaluie- 
nmgsbericht vorlegen, der basierend auf bisherigen mid 
objektiv absehbaren Entwdcklimgen bis 2020 sowie der 
Analyse potenzieller Nutzungskonflikte Aussagen zu ei- 
nem etw^aigen Bedarf ftir Ändenmgen der Ramnord- 
nungspläne im Bereich Windenergie beinhalten wild. 
Daifiber hinaus wmd die Bmidesregienuig die Aktmtäten 
der Windenergiew^irtschaft aufmerksam verfolgen. 

Flächen fiir enmierbare Energien bereitstelien 

Die Bmidesregienuig arbeitet eng mit den Ländern zu- 
sammen, wie z. B. in der Bimd-Länder-hiitiative „Wind- 


energie“ sowie im Rahmen der Ministerkonferenz füi’ 
Ramnordinmg, mn die Potenziale zur verstärkten Aus- 
weismig von Eignimgsflächen zu verbessern mid mögli- 
che Hemmnisse zu beseitigen. 

Insbesondere in ländlichen Räumen wachsen die Heraiis- 
fordenuigen an die planerische Steueiimg und Abwägmig 
z. B. zmn Erhalt ausreichender landwiilschaftlicher Pro- 
duktionsflächen sowie zur Vermeidimg übennäßiger 
monotoner Biomasseproduktionsflächen oder von Beein- 
trächtigimgen des Natmhaushaltes mid Landschafts- 
bildes, sofern sie nicht duich fördeirechthche oder fach- 
gesetzliche Steuenmgsinstnunente beeinflusst werden 
kömien. Aufgabe der ^mnordmmg ist es, die verschiede- 
nen, oft gegensätzhchen Interessen hi einen Ausgleich zu 
bringen mid durch Festlegungen in den Ramnordnmigs- 
plänen an raimiordneiisch geeigneten Standoiten rechts- 
verbindhch zu fixieren. 

Regionale Enefgiekonzepte modelihafi erproben 

Aus Sicht der Bimdesregienuig kommt regionalen Ener- 
giekonzepten eine zimelmiende Bedeutung zu. Sie bieten 
gmndsätzlich die Möglichkeit, die Potenziale ftu die Um- 
stnikturienuig der regionalen Eneigieerzeugung imd -ver- 
sorgimg miter Berücksichtigimg der regionalen stmk- 
tmellen und rämnlichen, aber auch der ökonomischen 
Rahmenbedingmigen gemeindeübergi'eifend zu erfassen 
mid in Landes- und Regionalplänen aufeinander abzu- 
stimmen. 

Wesentlich ist, dass die Wiikmig auf die regionale Wht- 
schaft von den Entscheidmigsträgem eingeschätzt werden 
kann. Ginndlegend liierfüi’ sind Informationen zu finan- 
ziellen und ökonomischen Effekten, die dmch die Investi- 
tionen mid den Beüieb entsprechende!’ Anlagen ent- 
stehen. Dies sollte in den Entscheidungsprozessen der 
Regionalp lanmig stäiker beiiicksichtigt werden. Die Bun- 
desregieiiuig begleitet dies dmch entsprechende Modell- 
vorhaben der Raumordnmig. 

Energieeffizienz im Gebäudebereich steigen} 

Der Schlüssel füi’ einen verantwortmigsbewiissten mid 
nachlialtigen Umgang mit den verfügbaren Energieres- 
sourcen hegt hl der Energieehispaiiuig. Die energieeffi- 
ziente Errichtung mid Sanieimig von Gebäuden bietet 
hier große Potenziale zm Senkmig des Energiebedaifs 
mid stellt damit emen wichtigen Beitrag sow^olü zm En ei- 
chimg der Klhnaschiitzziele als auch ftii’ ehie angemes- 
sene Nutzmig eineuerbarer Energien dar. Daher stellt die 
Bmidesregienuig im Rahmen des CO^-Gebäudesanie- 
nuigsprogianmis hi den kommenden Jahien 2012 bis 
2014 jährlich 1,5 Mid. Emo zm’ umfassenden Sanienuig 
bzw. ftu energieeffiziente Ehizelmaßnahmen an Wohnge- 
bäuden imd Gebäuden der kommunalen und sozialen In- 
ffastniktur zm’ Verfügung. 

Zukünftig wmd es noch stärker darauf ankommen, den 
Sanierungsprozess über die Einzelgebäude hinaus auf 
eine breitere städtebauliche Basis zu stellen. Dieser quai- 
tiersbezogene Ansatz wird m dem neuen KfW-Fördeipro- 
gianmi „Energetische Stadtsanierung“ verankert. Das 
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Piogiaimii soll unifasseiide Maßnahmen bezüglich der 
Energie effizieiiz der Gebäude und der In&’astmktui’ ansto- 
ßen, u. a. um emeuerbaren Eneigien breitere Einsatzinög- 
lichkeiten in innerstädtischen Altbauquaitieren zu bieten, 
deren baukulturelle Qualitäten zu wahren und weitere In- 
vestorengnippen in den Sanierungsprozess (u. a. Konunu- 
nen, Wohnungswirtschaft, private Eigentümer luid Ener- 
gieversorger) einzubeziehen. Hierfür werden hi 2012 
msgesamt 100 Mio. Euro zur Veifugimg gestellt. 

Energieforschung vernetzen 

Mit dem 6. Energieforschungsprogramm ergänzt die Bim- 
desregieiung ihre Energie- und Khmapolitik durch emen 
neuen süate gischen Ansatz. Mit emem Budget von 
3,5 Mi’d. Eur o setzt sie auf die verbesseite Fördenmg von 
Erforsclnmg und Entwicklung zukiuiftsfähiger Energie- 
teclmologien. Die Fördenmg konzenUieit sich auf die füi' 
den besclüeimigten Umbau der 

Energieversorgung Deutschlands besonders wichtigen 
Bereiche wie Emeuerbare Energien, EnergieefiOzienz, 
Energiespeicher, Netztechnologien sowie die Integration 
der emeuerbaien Energien hi die Energieversorgung. 

8 Den Klimawandel gestalten 

Die Zimahme von Duichsclmitts- imd Extremtemperatu- 
reiL die Häufimg von Niedrig- imd Hochw^asser sowie die 
Vielzalü von Exü’emwittenmgen/Extremereignissen der 
letzten Jahie verstärken den Handlmigsdiuck in den Re- 
gionen, räiunliche Vorsorge gegen Klimaiisiken zu ftef- 
fen imd dabei die langfiistigen Trends des Klimawandels 
zu beiücksichtigen. Bereits die eifolgten imd dokumen- 
tierten Verändenmgen des Klimas bilden eine wichtige 
Handliuigsmotivation füi' kurz- und mittelfiistige Anpas- 
simgsprozesse. 

Es gibt em breites Spektium wahlgenommener raimi- 
relevanter Klmiarisiken. Schw^erpunkte liegen, neben Ex- 
tiemereignissen generell, m den Bereichen Hochwasser 
imd Hitzefolgen. Ebenfalls deutlich in Mitleidenschaft 
gezogen w^erden die Nutzimgen m der Fläche, die unmit- 
telbar auf das Klmia als bedeutendem Faktor für ihie Pro- 
duktionsleistung angewiesen shid. An erster Stelle steht 
hier die Landw'htschaft, gefolgt von der Forstwirtschaft 
(Trockenheit, Bodenerosion durch Staikregen und 
Stüime). Es kömien sich aber auch Chancen aus dem Kli- 
maW'andel ergeben: verbesserte Produktionsbedhigungen 
der Landw'hfschaft (milderes Klhna bei verlängerten 
WachsUmisperioden) wie auch die (sommer-)touristische 
Entwicklung. 

Siedlimgsgebiete sind am häufigsten negativ vom Klima- 
wandel betroffen, da sie viele Charakteristika zeigen, die 
die negativen Wirkfolgen des Khmawandels verstärken 
(z. B. eine starke Oberfiächenversiegehmg, die sowohl 
bei extremer Hitze, als auch bei plötzhchen Starkiegen- 
ereignissen zu Problemen fülut). 

Der Klimawandel bildet auch eine große Herausforde- 
nmg für den Naturschutz, da Arten imd Lebensräume 
sowie die Leistimgsfähigkeit des Naturhaushaltes ent- 
scheidend von den klimatischen Bedingimgen beeinflusst 
werden. 


Haudlungs felder 

Klimaprojektionen sind mid bleiben mit Unsicherheiten 
verbimden. Vorsorgende Planmig muss sich auf Bandbrei- 
ten der möglichen Entwücklimg des Klimaw^andels ein- 
stellen. Dabei wild der Klimawandel regional höchst im- 
terschiedlich ausfaUen. Deshalb sind füi’ eine regionale 
Abschätzung von Khmafolgen Klimaprojektionen durch 
Ensemblerechnungen heranzuziehen, einzehie Khma- 
wandelindikatoren zeithch imd räimihch differenziert zu 
analysieren, die Folgen der Ändenmgssignale füi' die 
Ramnentwicklung zu bew^erten imd raumplanerisch um- 
zusetzen. 

EntscheidHngsgnmdlagen verbessern 

Die Bundesregiemng w^ird die Landes- imd Regionalpla- 
nung in ihien regionalen Anpassungsstrategien, vor allem 
bei der Erhebimg imd Bereitstellung regionahsierter Da- 
ten- imd Modellienrngsgumdlagen, bei verallgemeine- 
nmgsMiigen Methoden etw^a zin Vuhierabihtätsanalyse, 
bei der Nutzung des vorhandenen Planimgsinstiumentari- 
mns fiu das durch den Klimaw^andel erw^eiterte Aufga- 
benspektnun der Raumordnung imd nicht zuletzt bei 
Kommimikations- und Integrationsprozessen räumlicher 
Belange imter stützen. Die Herausfordenmgen des Klima - 
Wandels weisen große räumliche Unterschiede auf imd 
erfordern einen nach den örthchen Erfordernissen regio- 
nalspezifisch entwickelten histnunenteimiix. Unter maß- 
geblicher Beteiligung der Ministerkonferenz für Raiim- 
ordnimg (MKRO) soll auf der bestehenden gesetzhchen 
Gnmdlage eine raimiordnerische Handi eichimg „Klima - 
Wandel“ zusammengestellt werden, die dem mit einem 
breiten Spektnun planerischer Festlegimgsmöghchkeiten 
gerecht wird. 

Die Bimdesregienmg wird im Benehmen mit den Län- 
dern einen Leitfaden „Vuhierabilitätsanalysen“ erstellen 
lassen, der die Eifahnmgen aus den Modellvorhaben der 
Raiunordnimg zum Klimawandel imd w^eiteren einschlä- 
gigen Pi’ojekten auft>ereitet sowie den Regionen das bun- 
desweite Infoimations- imd Beratungsangebot erschließt. 
Damit sollen den Planimgsebenen praktikable imd fach- 
lich aneikamite Standards für flächendeckend einsetzbare 
Vulnerabilitätsanalysen an die Hand gegeben werden, die 
auch die Risikovorsorgeanfordenmgen der Euiopäischen 
Union zu vertretbaren Kosten erfüllen. 

Die Bundesregierung w^ird die Regionen weiterhin dur ch 
Modellvorhaben der Raumordmmg bei der Entwicklimg 
imd hiiplementienmg hmovativer Raumentwicklimgs- 
strategien imterstützen. Ausgehend von den soeben ab- 
geschlossenen Modellvorhaben soll dieser Prozess des 
Erfahnmgsaustausches diuch ein Regionenfonun Klima- 
wandel in Zusammenarbeit mit den Ländern verstetigt 
imd auf einen wesentlich gr ößeren Kreis von Regional- 
planimgsträgem ausgedehnt werden. Zugleich werden 
Städte und Gemeinden durch Erkermtnisse aus dem For- 
schimgsfeld „Urbane Str ategien ziun Klirnawandel“ des 
Experimentellen Wohnimgs- und Städtebaus imterstützt. 
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Biodiversitat imd Kidturlajidschaßsenhvickhmg 

Die imimlichen Wirkungen des Kliina wandeis, die verän- 
derte Eiiergiepolitik und auch der demogia fische Wandel 
flilnen längerfiistig zu ^'erändemngen in gewachsenen 
Kultiuiandscha fiten. Gleichzeitig hat die Intensmenmg 
der Landwiitschafit tiber Jalirzelmte Spuren in der Kultiu - 
landschaft liinterlassen. Allerdings befindet sich die 
Agraipolitik seit einiger Zeit in einem Umsteueningspro- 
zess, der diuch die Einfiihnuig der 2. Säule der Gemein- 
samen Agrarpolitik (GAP) und die damit verbundene 
Fördemng von Agranunweltmaßnahmen mit eingeleitet 
worden ist imd durch die Refoim der GAP ab 2014 kon- 
sequent (z. B. Greening) verstärkt wird. Die begleitenden 
gleichzeitigen Schniinpfiuigs- imd Wachstumsprozesse in 
Städten luid Gemeinden fiilnen sowohl zu neuen Flächen- 
bedarfen als auch zu Perforienmg luid Brachenenrtvdck- 
hmg. hn Zeichen von Energiewende und Klimaschutz 
sind auch mögliche Transformationen zu , Energieland- 
schaften’ zu nemieii. Es ist in erster Linie die Aufgabe der 
Agjar- mid Umweltpolitik, die Flächen zur energetischen 
Biomasseerzeugung (Maisplanta gern Kurzimitiiebsplan- 
tagen, Rapsfelder, etc.) verträglich in das neue Raumge- 
ftige zu integrieren. 

Das raumenrtvicklimgspolitische Leitbild „Ressoiucen si- 
chern, Kultiuiandschaften gestalten“ des Bundes imd der 
Länder eroeitert die bisherige konservierende Betrach- 
timgs weise des Naturschutzes auf Kultiuiandschaften. Es 
setzt mit einem offensiven Gestaltmigsauftiag neue Ak- 
zente, um Kulturlandschaften als Handhmgsziel sowohl 
in NatiuTäumen als auch in Siedliuigsräumen wirksam 
werden zu lassen. Dieser’ Rozess ist mit der Nationalen 
Strategie zur biologischen Vielfalt in Einklang zu brin- 
gen, die auch einen wichtigen Impuls dafiu gegeben hat, 
dass sich der Natiuschutz verstärkt der lubanen Land- 
schaften annimmt. So lassen sich aus ihr zahheiche 
Handliuigsansätze ftu den Umgang mit Kulturlandschaf- 
ten ableiten. 

Die Bimdesregieiimg sieht in der Umsetziuig der Flä- 
chenziele der „Nationalen Strategie ziu biologischen 
Vielfalt“ einen wichtigen Beitrag ziu Anpassiuig an den 
Klmiawandel. Beispielsw^eise dient die Wiederherstellung 
regenerierbarer Moore dem Klimaschutz ebenso wie die 
in der Strategie bezekhneten Maßnahmen zur Vergiöße- 
nmg der Rückhaltefiächen an den Flüssen lun mindestens 
10 R’ozerit. Auch das ambitionierte Ziel, 2 Rozent der 
Landesfläche von der menschlichen Ehifiussnahme fiei- 
zustellen imd hier natürlichen Entwickhmgsprozessen 
freien Lauf zu geben, ist ein wichtiger Beitrag zur Anpas- 
simg an den KlimaW'andel. 

Mit der ökologischen Venietzimg von Flächen, die über 
Wälder sowie Gewässer imd Niedeirmgen erfolgen soll, 
sollen großräumigere Biotopverbimdsy steine gebildet 
werden, die auch einen Beitrag ziu Biodiversitätsstrategie 
leisten. Die im geplanten Bimdesprogiamm Wieder- 
veinetzung vorgesehenen Maßnalmien zum Bau von 
Quenmgshilfen tagen ebenfalls dazu bei, diuch das über- 
örtliche Straßennetz zersclmittene Lebensräume wieder 
miteinander zu verbinden. Unter dem dynamischen As- 
pekt der khmabedmgten Verschiebimg von art spezifi- 


schen Biotopen sowie dem statischen Aspekt der Bio- 
diversität bilden ökologische Korridore ein Element der 
Anpassung an den Klima wandel, das der Unter stützimg 
imd Sichenmg durch koordhiier’te Ansätze verschiedener 
Politikbereiche bedarf In der Agiar- und Umweltpohtik 
wild z. B. versucht, über finanzielle Ameizprogramme 
die ökologische Vernetzung von Flächen voranzubrhigen. 
Modellvorhaben der Raiunordnimg im ,kultiulandschaft- 
lichen Dreieck“ Stadt- imd Regionalp lanimg/Natiu- imd 
Landschaftsschutz/Land- imd Forstwmlschafil köimten ein 
Schiitt auf dem Weg ziu Erhaltimg imd Gestaltimg von 
Kultiuiandschaften sein. Neben den auf einer gememsa- 
rneii Tagung von BBSR imd dem Bundesamt füi’ Natiu- 
schutz im Jahr 2010 behandelten Tliemen Energiewende 
imd Khmawandel, köimten sie mm lun den Aspekt Stiirk- 
tmwandel der Landwiitschaft erw^eitert w^erden. 

9 Siedlungsentwicklung und Flächen- 
nutzung nachhaltig gestalten 

In den letzten Jahren hat sich der Zuwachs an Siedlimgs- 
imd Verkehis flächen weiter’ abgeschwächt, hn Zeitraum 
2007 bis 2010 nalmien die Siedlungs- luid Verkehrsflä- 
chen msgesamt um 2,7 Rozent zu, im Mittel 87 Hektai’ 
pro Tag. Die täghche Zimahme der Gebäude- imd Freiflä- 
chen weist einen stetigen Rückgang auf imd ist im Zeit- 
raum 2007 bis 2010 auf 30 Hektar gesunken. Die Ver- 
kehrsflächen wachsen bimdesweit seit Anfang der 1990 er 
Jahre gleichmäßig mit ca. 23 Hektar pro Tag. Damit ver- 
bunden ist aber auch eine deutlich intensivere Nutzimg 
der Verkehrsinfiastniktui’ dmch Fernverkehrs verbindim- 
gen. Der Zuwachs der Erholungsflächen, vor allem von 
Grünanlagen und Sportflächen, lag - vor allem infolge 
von Datenimischltisselungen in der Statistik - in den ver- 
gangenen Erhebungen besonders hoch, im Zeihaimi von 
2007 bis 2010 bei 31 Hektar pro Tag und hat damit in er- 
heblichen Umfang zmn Anstieg der Siedlungs- und Ver- 
kehrsfläche beigetragen, was bei Beurteilung des Zieler- 
reichimgsgiads imter qualitativen Gesichtspunkten 
herangezogen werden kaim. 

Der Raumordnungsbericht hebt in rämnlicher Hinsicht 
insbesondere zwei Tendenzen her\^or: 

Erstens geht die Ausweitung der Siedlungs- imd Ver- 
kehrsflächen erheblich zu Lasten landwmtschaftlicher 
Fläche. Besonders betroffen sind davon Böden mit hoher 
natürlicher Erüagsföhigkeit, die nm’ 18 Rozent der Ge- 
samtfläche Deutschlands ausmachen. Zw^eitens ist die Zu- 
nahme der Siedlungs- imd Verkehrsfläche weiterhin von 
einer fortschieitenden rämnhchen Dispersion geprägt. 
Die höchsten Zunahmen erfolgen in den düim besiedelten 
Regionen außerhalb der Agglomerationen, vor allem am 
Rand kleiner Gemeinden olme zentalörtliche Funktio- 
nen. Gleichzeitig fallen viele Flächen imd Gebäude in den 
Gemeindekemen brach. Hauptantriebsfaktor der Flächen- 
neuinanspruchnahme durch neue Wohn- oder Gewerbe- 
gebiete ist der Versuch vieler Gemeinden, mit dem An- 
gebot von Bauland neue Einwohner oder Beüiebe 
anzusiedehi und damit die kommunalen Eiimahmen zu 
verbessem. 
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Hau dliings felder 

Unbebaute, uiizeisclinittene und unzersiedelte Flächen 
sind eine begrenzte Ressource. Das Thema Flächemieii- 
manspmchiiahme ist rmd bleibt deshalb ein wichtiges 
Haiidliuigsfeld der weiteren Zusainmenarbeit von Biuid 
und Ländern zur naclihaltigen Entwickliuig. Ziel der Brm- 
desiegieiurig ist es gemäß der Nationalen Nachhaltig- 
keitsstiategie, die hianspmchnahme neuer Flächen ftii- 
Siedlrmgs- rmd Verkehrs zv^' ecke bis zmn Jaht 2020 auf 
30 Hektar’ pro Tag zu begrenzen. 

Die Bundesregienmg geht auch weiterhin von einem zu- 
sätzlichen, allerdings regional unterschiedlichen Bedarf 
an Siedlrmgs- rmd Veikelusflächen aus. Dieser Bedarf 
muss gedeckt weiderc run die wirtschafthche Wettbe- 
werbsfähigkeit durch die Arrsiedhmg von hidustrie und 
Gewerbe sowie durch Verkehr s- rmd Logistikirrfi astruktiu- 
zu erhalten rmd run den Bedürfnissen nach attraktiven 
rmd kostengünstigen Wolmverhältnissen Rechrrrmg zu 
tragen. 

Vorhandene ImtnimeMefür eine effiziente Flächen- 
niitzimg amschöpfen 

Im Simie einer rraclrhaltigerr Raumerrtwickhmg bedar f es 
verstärkter Arrstrengrmgen planerischen Handelns zum 
aktiven Flächerrsparen urrd zu einer wirtschaftlich effi- 
zierrteren Flächemiritzimg. Dafür' stehen grundsätzlich 
ausieicherrde rmd wirksame Planungsinstnunente zru 
Verfiigrmg, die aber in der Praxis konsequenter anzuwen- 
derr sind. Diese w^erden vorr informellen Verfahren flan- 
kiert. 

In Zukunft geht es run die weitere Stärkrurg der hmenent- 
wicklrmg, insbesondere dmch Wiedemutzrmg vorr Brach- 
flächen, durch die Nutzrmg leer gefallerrer Bausubstanz 
rmd dmch angemessene Nachverdichtiurg sowie danrit 
veibruiden um ehre deutliche Begr errzung der Neuhran- 
spruchrralmre vorr Flächerr im Außenbereich. Dies unter- 
stützt die Brrndesiegierung dmch ehre Reihe von Projek- 
ten rmd Modellvorhaben. Beispiele dafür' sind u. a. die 
Themen Flächermronitoihrg, Flächenkreislariftvirtschaft, 
mtegriertes regiorrales Flächermranagernent rmd Imren- 
eritwickhmgspoterrziale. Hierzu hegen ehre Vielzahl posi- 
tiver Beispiele aus Regionerr rmd Kommmren vor, die 
einer breiteren Implementierung bedürfen, hr zwei lau- 
fenden Projekten befasst sich die Bmrdesregierung einer- 
seits mit der Korizipienmg ehies brurdesw^eiterr Modells 
für' derr Handel mit Flächenzertifikaterr rmd andererseits 
mit Möghchkeiteri der transparenten Ermitthmg voihan- 
derrer Baularrdausw^eisungen rmd Flächemeserven sowie 
des hiterkorirmrmalen Austauschs vorr Flächerireserven 
rmd Optionerr zur Neuausw^eisrmg auf regionaler Eberre. 

10 Räumliche Entwicklungsziele anpassen - 
Planungssicherheit erhöhen - Verfahren 
beschleunigen 

Die heritigerr rmd zukünftigen Herausforderrmgerr einer 
nachlialtigen Raruneritwickhurg lassen sich hnmer weni- 
ger hmerhalb der heutigen institritiorrellen Grenzen meis- 
tern. Die Lebenswü'klichkeit der Bevölkerung spielt sich 


zmrelmrend in größererr Wrflechtrurgsräimren ab, die über 
die existiererrderr Gemeinde-, Kreis-, Regiorrs- oder sogar’ 
Landes- rmd Staatsgrerrzerr hhraus gehen. 

Haudlungs felder 

Um den aktuellen Herausfoider-ungen gerecht w^erderr zu 
körmen, ist es riotw^endig, dass Bimd, Lärrder, Regiorren 
sowie Städte rmd Gemeinden noch stärker als bisher par1- 
neischafthch Zusammenarbeiten. Wichtige Aspekte shrd 
dabei das Derrken rmd Handehi hr fimktiorralerr Rärunen 
sowie ehre projektorientierte rmd hrteidisziplinäre Heran- 
geherrsweise, die die bew^ährterr formellerr hrstnunerrte hr 
derr bestehenden hrstitutionellen Zusarnmenhärrgerr wh- 
kmigsvoU eigänzerr körmerr. Wesentliche Grundlage der 
Zrisarmirenaibeit bilderr die 2006 vorr der Mhiisterkonfe- 
reriz für Rarunoidnrmg verabschiedeten Leitbilder der 
Rarunentwicklung. Diese w^eiderr arr die aktuellerr räumli- 
chen Herausfordenrngen angepasst rmd in den Thenren- 
beieichen Klimaschutz- rmd Eriergieversorgrmg, Partner- 
schaften rurd Strategierr fiu Stadtregiorren und ländliche 
Rärune sowie Mobilität rmd Logistik weiterentwickelt. 

Gnmdsätie der Raumoidnung konh^tlsieren 

Die Rarunoidrrrmg rmter stützt die Fachplanungen durch 
Sichenmg ihrer rärmilicherr Erfordernisse rmd sorgt im 
Falte koirkruriererrder' Rarimrrritzungen für einen nachhal- 
tig ausgewogenen Ausgleich der Nutzrmgen. Irr diesem 
Zuge karm die Brmdesrarunordrrrmg rrach § 1 7 Absatz 1 
Raumordrrrmgsgesetz (ROG) - ohrre dass damit eine 
Kompeteriz\’er’lagenmg zu Lasterr der Lärrdei oder der 
Fachplanimgen verbrmden w^ärc — die gesetzhchen 
Gnurdsätze des § 2 ROG dur ch auf aktuelle Erfordernisse 
arrgepasste rmd detaillierte planerische Gr’undsätze ergän- 
zen. Der Rarmrordnrmgsbericht schlägt vor, sich nrit die- 
ser Möglichkeit ausehranderzusetzerr. 

Die Brmdesregierrmg rmteisucht derzeit hi ehrem Ressort- 
forschrmgsvorhaberr, welche Themerifelder sich grundsätz- 
hch fiir emerr Rarunordrrrmgsplarr nach § 17 Absatz 1 ROG 
eigrren rmd ob damit ggf zukünftig auftretende Lücken 
der r'armrordrrerischen Steuenmgsmögliclrkeiten gefüllt 
werderr körmerr. Dabei wüd hrsbesorrdere erörtert, w^el- 
chen Belangen eine solche Bedeuturrg für den Gesarnt- 
rarmr zukoriunt, dass sie mit einer Korrkretisienmg des 
Brurdes fiir die nachfolgenden Plarrrurgsebenerr versehen 
werderr sollterr urrd welcher Meluw^ert bei ehrem Tätig- 
werden des Brurdes gegeben w^äre. 

Grrmdsätzlich ist die Brurdesregienurg der Auffassuirg, 
dass die Steueivurgsfirnktiorr der Raurnordrrruig hrsbeson- 
dere darm effektiv ist, weiui Brmd rmd Länder hn Koirsens 
agieren. Die Brmdesrarunordrrrmg wtiide daher bei etw^ai- 
gei hranspnichnahme von ihr er irach § 17 Absatz 1 ROG 
gegebenen Kompetenz in der Regel hr enger Absthimrrurg 
mit den Raumoi'dnrmgen der Länder Gebrauch machen. 

Landes- und Regionalplammg 

Der Bedarf an rärmrlicher Plarrrurg steigt arrgesichts von 
Errergiew^ende, Khmawarrdel rmd dernografischenr Warrdel. 
Die Heraus foidenurgen insbesondere des Klmrawarrdels 
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mid der Eneigiewende sowie zimi Schutz kiitischer Infra - 
stnikturen wie Verkelirstrassen, Hochspamnmgsleitim- 
gen, Tiiiikwasseiweisoigimgsanlageii etc. machen nicht 
an Landesgienzen halt und erfordern nicht nin eine Lan- 
desgrenzen übers chieitende Abstiinimmg der Landesent- 
wdcklungspläne, sondern ebenso eine gemeinschaftliche 
Umsetzimg der Plainuigsziele. 

Hier koinint den Obersten Landesplamuigsbehörden als 
Impulsgeber sowie der Regionalplanung an der Schnitt- 
stelle zwischen koinimmaler Bauleitplainuig luid landes- 
weiter Entwicklungsplanung eine wichtige Rolle zu. 
Regionale Verankenmg, Robleinnähe, fachpolitische 
Unabhängigkeit, große Vielseitigkeit und überöitliche 
Perspektive machen die Regionalplanungsstellen zu ei- 
nem imverzichtbaren Akteur naclihaltiger regionaler Ent- 
wicklung. Diuch die Fortentwicklung der klassischen 
Regionalplaniuig hin zu einer strategischen Regionalpla- 
nung karm die Effizienz regionaler Entwickhmgsplanung 
luid -Umsetzung deutlich gesteigert w^erderi. Strategische 
Regionalplaniuig lunfasst neben der Leitbüdentwick- 
hmg, formeller Planung mid konkreter Planumsetzimg in 
Projekten auch die Analyse von Stärken imd Schwächen 
sowie Chancen imd Risiken, Akteursanalysen, Kornrnimi- 
kation und Partizipation, Monitoring luid Controlling so- 
wie die Bildiuig strategischer Partnerschaften. 

RaumoMmoigs\^e}fahrer} imd fiühzeiüge 
Bmgerbetei! igimg 

Jüngste Erfahrungen mit Großprojekteri unterstreichen 
die Notw^endigkeit, die Öffentlichkeit frühzeitig bei der 
Planiuig imd Reahsierimg von Infi astiukturvorhaben ein- 
zubinden. Damit körmeri Konflikte zwischen Verwaltimg, 
Vorhabenträgem imd Bür geni in einem frühen Planiuigs- 
stadium arigesprocheri imd minimiert w^erderi. 

Als Iristiumerit hierflir’ böte sich auch künftig das Raimi- 
ordnimgsverfahren an, das inlialthch imd organisatorisch 
weitereritwickelt werden körmte. Entsprechende Verfah- 
rerisanpassimgeri, wie z. B. die Piüfiuig von Prassen- mid 
Standortalteriiativen luid die verpflichtende Beteiligung 
sow'ohl der öffentlichen Stellen als auch der Öffentlich- 
keit {auch in Fällen, in denen keine Urnw^elfr'erti’äghch- 
keitsprüftuig in das Raumordniuigsverfahren integriert 
ist), w^erden gemeinsam mit den Landesplanungen imter- 
sucht. 

11 Territorialen Zusammenhalt in Europa 
voranbringen 

Der Raumordnmigsbericht fiilirt aus, dass die europäische 
Zusammenarbeit im Bereich der Raumentwickhmg im 
Wesentlichen als Zusammenarbeit der Regienmgen der 
EU-Mitgliedstaaten stattfindet. Diese hatten sich bereits 
1999 auf das Europäische Raumentwickliuigskonzept 
(EUREK) geeinigt, das gemeinsame Gnmdsätze frir die 
Raimientwicklung in den jeweiligen Staaten enthält. 2007 
gaben sich die EU-Mitgliedstaaten mit der „Territorialen 
Agenda“ ein zusätzliches handlimgsorientiertes pohti- 
sches Ralimendokument, das die Zusammenarbeit verste- 
tigte. Im Jalu 2011 haben sich die ftii' Raiunordnimg luid 


territoriale Entwfckhmg zuständigen Ministerinnen und 
Minister auf eine neue „Temtoriale Agenda der Emopäi- 
schen Union 2020“ (TA 2020) verständigt. Ziel ist es, 
neue strategische Orientierungen für die Ramnentwdck- 
hmg zu vermittehi, die tenitoriale Dimension auf allen 
Regienmgsebenen stärker in verschiedene Politikbereiche 
zu hitegiieren und die Umsetzung der Strategie „Emopa 
2020“ im Einklang mit den Gnmdsätzen des territorialen 
Zusammenhalts zu gew^ährleisten. 

Mit dem hikr afttreteri des Vertrages von Lissabon erhielt 
die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 
der Raiunentwdcktung eine neue Quahtät: der EU-Vertrag 
nermt niumiehr den „tenitorialen Zusammenlialt“ als 
Zielsetzimg der Europäischen Union, d. h. eine ausge- 
wogene, nachhaltige räumliche Entwicklung der EU. 
Deren Organe imd die Mitgliedstaaten sind gleicherma- 
ßen verpflichtet, sich ftir die Umsetzimg dieses Ziels ein- 
zusetzeri. Der Raumordnungsbericht nermt ferner die 
Instrimierite europäischer Raumentwicklungspohtik, ins- 
besondere das europäische Raiunbeobachtimgsnetzw^erk 
ESPÖN, die Programme der transnationalen Zusammen- 
arbeit {INTERREG B) sowie die makroregionalen Strate- 
gien, und geht auf deren bisherige Ergebnisse ein. 

Handlirngs felder 

Ben^cksichtigimg der räumlichen Ausnirbmgen vieler 
EU-Pbrhabert 

Die Bimdesregienmg ist der Auffassung, dass die in der 
Strategie „Eur opa 2020“ formulierten Ziele der Europäi- 
schen Union für' ein intelhgentes, nachhaltiges imd inte- 
gr atives Wachstiun nur erreicht werden körmen, w^erm die 
territoriale Dimension der Strategie, wie in der „Terxito- 
rialen Agenda der Europäischen Union 2020“ ausgefiihrt, 
berücksichtigt wird. Bisher werden die z. T. starken 
räumlichen Ausw^irkungen vieler’ EU- Vorhaben in der 
Politikgestaltung unzureichend berücksichtigt. Die Bim- 
desregierung setzt sich dafür ein, bei den raurnwiiksarnen 
Fachpolitiken (insbesondere EU-Verkelir spolitik, TEN-V, 
Umw^eltpolitik) der Europäischen Union ein größeres 
Verständnis für die räumlichen Auswmkimgen und damit 
für- eine stärkere Berücksichtigung zu w^eckeri. Ande- 
rerseits erwartet die Bimdesregienmg von der Strategie 
„Europa 2020“ Unterstützimg für- ihr Anliegen, Fachpoli- 
tikeri von den Vorteilen einer stärkeren Berücksichtigimg 
der teixitoiialen Dimension zu überzeugen. 

Reform der EU-Kohäsions- und Agrarpolitik 

Die Bimdesregienmg ist der Auffassung, dass die Debatte 
mn die Zukimft der Kohäsiorispohtik nach 2013 ein zen- 
trales Beispiel ftii’ eme Berücksichtigimg der territorialen 
Dimension in den Fachpohtiken ist. Aus Sicht der Raimi- 
entwdcklimg sollte sich die Eiuopäische Struktiupolitik in 
ihrer Ausgestaltung auch an der TA 2020 und an dem 
EUREK orientieren. 

Auch die Eiuopäische Agrarpolitik hat angesichts der 
räumlicheri Ausw^irkungen iluer histnunente einen engen 
Bezug zur terxitorialen Dimension, der in Zukunft noch 
stärker zu berücksichtigen ist. 
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Die ziikiiuftige transiiationale Zusaiiunenarbeit sollte ei- 
nerseits auf die Weiteieiitv^icklung der bisherigen Ziele 
{Innovation, Erreichbarkeit, Umwelt und iiaclihaltige Re- 
gional- und Stadteiitv^ickliuig, Stadt-Uniland-Bezielnm- 
gen, ländliche Eiitwickhmg) bei gleichzeitig stärkerer 
Orientieiung an den Zielen der Strategie „Euiopa 2020“ 
luid andererseits auf wesentliche neue Herausfordeiungen 
an die Rauinenmicklungspohtik (wie etw^a deniogiafi- 
scher WandeL Kiisenprävention, stärkere Ausprägrmg der 
sozialen Dimension) ausgerichtet sein. 

Die Bundesregieiung begiüßt die Absicht der Europäi- 
schen KommissioiL das Ziel des teiiitorialen Zusammen- 
halts auch weiterhin in allen Prograimnen abzudecken 
luid dabei den Schwerpunkt insbesondere auf die Rolle 
der Städte, der funktionalen Gebietseinlieiten, der Gebiete 
mit besonderen geogia fischen oder demogia fischen Pro- 
blemen sowie auf makioregionale Stiategien zu legen. 

Städtische Probleme sollten auch in Zukunft durch die 
Operationellen Piogranune gezielt angesprochen w^er- 
den, ohne dabei allerdings andere Räume zu vernachlässi- 
gen. Klein- und Mittelstädte in ländlichen Regionen smd 
hierbei gleichermaßen einzubeziehen wie Großstädte luid 
Metropolen bzw. die Zusammenarbeit von lokalen Ge- 
bietsköip er schäften hi ländlichen Räumen. Diese kann 
u. U. auch grenzüberschieitend sehi. Dies geschieht am 
efiektivsten duich integiieite Strategien ziu Stadt- und 
Regional entwickhmg, die unter Embindimg der lokalen 
Entscheidiuigsträger entwickelt werden. 

Die Bundesregieiung luiterstiitzt das Anhegen, die Idee 
der Stadt-Land-Parlnerschaft stärker hn eiuopäischen 
Kontext zu sehen imd damit die Ziele der Strategie Eiu- 
opa 2020 zu luiter stützen. Die Umsetzmig könnte in der 
Weise erfolgen, dass bei der Ausgestaltung der Kohä- 
sionspohtik an die bereits bestehende „städtische Dhnen- 
sion“ imd an aktuelle Übeiiegimgen zur Benicksichtigung 
von , J’iuiktionahäumen“ im Rahmen ehies „lokalen An- 
satzes“ angeknüpft wird. 

Den besonderen Problemen von Regionen mit speziellen 
geogiafischen oder demografischen Merkmalen ist Rech- 


nung zu tragen. Bevor über neue makioregionale Strate- 
gien nachgedacht wird, müssen die bestehenden Stiate- 
gien, ihr Mehiwert fth den tenitorialen Zusammenhalt 
luid die Verfügbarkeit von himeichenden adminisUativen 
Kapazitäten imd finanziellen Mitteln übeipriift werden. 
Für diese Strategien sollen auch weiterhin kerne neuen In- 
stnunente, Finanzmittel oder Uir^etzungsstmkturen ge- 
schaffen w^erden. 

Tramnatiofmle Zmmnmenarbeit/INTERREG B 

Die Bimdesregienmg sieht hi der transnationalen Zusam- 
menarbeit ehien europäischen Meluwoit imd spricht sich 
bei den anstehenden Verhandlungen über die künftige 
EU-Kohäsionspolitik fiu ehie Fortsetzung iliier Förde- 
nmg aus. Transnationale Zusammenaibeit (ESfTERREG B) 
ist ehi wichtiges imd breit verankertes europäisches För- 
derhistiiiment, lun Herausfordeiungen über Staaten- imd 
Sprachengrenzen hhiweg zukunftsorientiert zu bearbei- 
ten. Es erlaubt den Regionen imd lokalen Stellen, ehie 
Raumentwicklungspohtik „von unten“ zu verfolgen. Mit 
INTERREG B ist ehi Instiument gegeben, in dem neue 
Ansätze getestet w^erden können. Es entfaltet langfristige 
quei’schnittsoiientieite Wirkimgen wie z. B. Anstoßwiikim- 
gen bei Investitionen, bessere Handlimgs- imd Steuenmgs- 
kompetenz bei konmiimalen Behörden, regionales Qualitäts- 
management imd euiopäisches Benchmaiking. Die Piojekte 
nagen zm Mobilisienmg von Potenzialen und Ressourcen 
von Regionen imd Städten bei. INTERREG B ist eines 
der w^enigen EU-hisüimiente, mit dem unmittelbar Ziele 
der Raumentwicklimg verfolgt werden können. Die Bim- 
desregieiung setzt sich für’ den Erhalt dieser Zielsetzimg 
ein. Die von der Europäischen Kommission vorgelegte 
Mitteihmg zum nächsten meluj ährigen Finaiizralmien der 
Europäischen Union fth den Zeitraum 2014 bis 2020 lässt 
erkemien, dass nach den Plänen der’ Euiopäischen Kom- 
mission die Förderung von INTERREG weiterhin mög- 
lich sein wüd ebenso wie die Förderung von Projekten 
mit Stadt- imd Raimientwückhmgsrelevaiiz hi der Süuk- 
tmftirdenmg insgesamt. Aus Sicht der Buridesraumord- 
nurig ist das zu begrüßen. 
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1 Was die Raumordnung bewegt 


Mit dem Raumordnmigsbericht 2011 er- 
stattet das Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR) gemäß § 25 Abs. 2 
Raumordnungsgesetz (ROG) dem Bundes- 
ministerium für Veikehrs Bau und Stadt- 
entwicklung (BMVBS) einen ausfiihrlichen 
Bericht über Stand und Tendenzen der 
Raumentwicklung sowie über raum wirksa- 
me Planungen und Maßnahmen von Bund, 
Ländern und Regionen zur Vorlage an den 
Deutschen Bundestag. Im BBR wird der 
Raumordnungsbericht (ROB) vom Bundes- 
institutfür Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR] erarbeitet. 

Der Raumordnungsbericht 2011 

• informiert über Entwicki ungen im B un- 
desgebiet und seinen Teilräumen und 
bewertet diese Befunde aus der Pers- 
pektive der Raumordnungspolitik, 

• dokumentieit Stand und Inhalte der 
Bundesraumordnung sowie der Lan- 
des- und Regionalplanung, 

• informiert üb er die region ale Verteil ung 
raumwiiksamer Mittel, d.h. der öffent- 
lichen Ausgaben zur Finanzierung von 
Maßnahmen und Vorhaben, die zur 
Verbesserung regionaler Leb ens Verhält- 
nisse beitragen und 

• leitet Schlussfolgerungen zur Weiter- 


entwicklung der Raumordnungspolitik 
von Bund, Ländern und Regionen ab. 

Insgesamt besteht der Raumordnungsbe- 
richt aus fünf Teilen: 

Nach einem einleitenden Teil, der in aktuel- 
le und mittelfristig fiir die Raumordnungs- 
politik zentrale Themen einfiihrt, erfolgt im 
zweiten Teil eine Bestandsaufnahme der 
Raum entwicki ung, d. h. der Situation und 
Entwicklung städtischer und ländlicher 
Räume in Deutschland. Der dritte Teil ist 
der Darstellung der Raumordnungspolitik 
in Deutschland und Europa gewidmet. Hier 
nimmt die veigleichen de Analyse von zeich- 
nerischen Festlegungen in Regionalplänen 
und deren Umsetzung einen breiten Raum 
ein. Die Untersuchung raum wirksamer 
Mittel und der Finanzstrome zwischen Teil- 
räumen in Deutschland ist das Thema des 
vierten Teils. Im abschließenden fiinftenTeil 
werden Schlussfolgerungen für die Bundes- 
raumordnung sowie für die Raumordnung 
der Länder abgeleitet, der Aktualisierungs- 
und Fortschreibungsbedarf der Leitbilder 
und Handlungsstrategien für die Raument- 
wicklung in Deutschland b e stimmt und wird 
darüber nachgedacht, welche Grundsätze 
der Raumordnung sich fiir eine Konkreti- 
sierung durch Bundesraumordnungspläne 
anbieten. 


Aktuelle und zukünftige raumordnungspolitische Herausforderungen 


Insgesamt sechs aktuelle und auch mittel- 
fristig ffir die Raumordnungspolitik zentrale 
Themenbereiche bzw. Herausford eningen 
stehen kn Raumordnungsbericht kn Vor- 
dergrund: 

• die Herstellung gleichwertiger regiona- 
ler Leb ens Verhältnisse 

• die Sicherung der Das eins vor sorge un- 
ter den Bedingungen des demographi- 
schen Wandels 

• die Erhaltung der Wettbewerbs- und In- 
novation sfähigkeit deutscher Regionen 

• die Gewährleistung einer zukunftsfähi- 
gen Mobilität 

• der Ausbau erneuerbarer Ener^epro- 
duktion und der Schutz des Klimas so- 
wie die Anpassung an den Klknawan- 
del 

• die Begrenzung b aulicher Freiraumin- 
anspruchnahme. 


Für diese Schwerpunktthemen liefert der 
Raumordnungsbericht nicht nur die verfüg- 
baren empkisch- analytischen Grundlagen, 
sondern er bewertet auch den Handlungs- 
bedarf der Raumordnung. 

Herstellung gleichwertiger regionaler 
Lebensverhältnisse 

Ein grundlegendes Ziel der Raumordnungs- 
politik von Bund und Ländern besteht darin, 
die Entwicklungsvoraussetzungen in Räu- 
men zu verbessern, in denen die Lebensver- 
hältnisse in ihrer Gesamtheit kn Verhältnis 
zum Bundesdurchschnitt wesenükh zu- 
lückgeb lieben sind. 

Regionale Lebensverhältnisse ergeben sich 
in ihrer Summe aus der teilräumlichen Aus- 
prägung der wktschaftlichen Situation, der 
Wohlstands verteil ung in der Bevölkerung, 
der sozialen und technischen Infrastruktur- 
versorgung, den Wohnungsmaiktverhältnis- 
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sen, der Erreichbarkeils- und Mobilitätslage 
sowie der allgemeinen Umweltsituation ei- 
nes Teilraumes, ln jeder dieser Subdknensi- 
onen können die Lebensverbältnisse vor Ort 
deuüicb unterscbiedlicb ausgeformt sein. 

Ein bober Problemdruck berrscbt in den 
Teilräumen, in denen negative Abweicbun- 
gen vom Bun de sdurcb schnitt in mehreren 
Bereichen regionaler Lebens Verhältnisse 
kumuberen. Hier droht die Gefahr einer ne- 
gativen Abwärtsspirale, bei der sich ungüns- 
tige Veibältnisse gegenseitig verstärken. 
Insbesondere Ostdeutschland ist betroffen, 
und hier vor allem die ländlichen Räume, ln 
einem großflächigen zusammenhängenden 
Gebiet, das weite Telle Mecklenbuig- Vor- 
pommerns, den Nord westen von Branden- 
burg und den Norden von Sachsen-Anhalt 
umfasst, herrschen nahezu flächendeckend 
weit unterdurchschnittliche Lebens Verhält- 
nisse. 

Ob sich in diesem Problemraum die Le- 
bens Verhältnisse gegenüber Gebieten mit 
besseren Lebensbedingungen bereits soweit 
auseinander entwickelt haben, dass eine 
Beeinträchtigung des bundesstaatlichen So- 
zialgefüges resultiert, darf zwar bezweifelt 
werden. Allerdings zeigen sich diese Unter- 
schiede auch deutlich kn Urteil der Bürger. 
Je schlechter die objektiven Lebensbedin- 
gungen, umso unzufriedener sind die Bür- 
ger und Bürgerinnen. Daher erscheint eine 
konzertierte Aktion von Bund und Ländern 
erforderlich, damit sich die Lebens Verhält- 
nisse in diesem großen Gebiet nicht noch 
weiter verschlechtern. 

Aber auch in anderen Teilräumen der neu- 
en Länder und - abgeschwächter - der alten 
Länder treten gehäuft vom Bundesdurch- 
schnitt abweichende Lebens Verhältnisse 
auf Nötig sind Mer integrierte Politikan- 
sätze, die leben sbereichsübeigreifend neue 
Wege der Anpassung und des Gegensteu- 
erns erproben. 

Sicherung der Daseinsvorsorge im demo- 
graphischen Wandel 

Die Bewältigung der Folgen des demogra- 
pMschen Wandels ist seit längerem ein zen- 
trales Thema der Raumordnungspolitik von 
Bund und Ländern. Gerade hier zeigt sich 
die räumliche Dimension des allgemeinen 
Problems der zu erwartenden Abnahme, Al- 
terung und Intern adonalisieiung der Bevöl- 
kerung in Deutschland. Erst bei einer räum- 
lich differenzierten Teilraumbetrachtung 
wird deutlich, dass es noch bis weit in die 


Zukunft eine Gleichzeitigkeit von wachsen- 
den und schrumpfenden Regionen geben 
wird, oft räumlich nah beieinander liegend. 

Die Alterung der Bevölkerung trifft alle Re- 
gionen, aber in unterschiedlichem Ausmaß. 
Zentrale Bereiche mit bereits bedeutsamen 
Auswirkungen sind der Wohnungsmarkt, 
die Bildungs angeb ote, die Kinderbetreuung, 
das Gesundheitswesen, der ÖPNV, die tech- 
nische Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und der Kulturbereich. 

Die Raumordnung muss die Folgen des de- 
mograpMschen Wandels für die Auslastung 
von Einrichtungen der sozialen und tech- 
nischen Infrastruktur rechtzeitig erkennen 
und bei der Entwicklung von Anpassungs- 
strategien koordinierend unterstützen. Da- 
bei gilt es die Auswiikungen auf die Kosten- 
entwicklung und Vefsorgungsquahtät im 
Blick zu behalten. Eine Bewältigung des de- 
mograpMschen Wandels leistet die Raum- 
ordnung kl erster Linie durch Koordination, 
ln vielen Teflräumen schöpft die Raumord- 
nungspolitik ihren Koordinationsauftrag 
allerdings noch nicht aktiv genug aus. Eine 
demograpMsch ausgerichtete regionale Da- 
sekisvor Sorgeplanung unter Einschluss der 
Fachplanungen sollte deshalb in Zukunft 
von allen Trägern der Raumordnung aktiv 
wahrgenommen werden. 

Erhaltung der Wettbewerbs- und Innovati- 
on sfähigkeit deutscher Regionen 

Die im Fiühsommer 2007 b egonnene Wkt- 
schafts- und Finanzkrise hat die europäi- 
schen Regionen in untefscMedlichem Aus- 
maß berüMt. Vor aUem exportorientierte 
Regionen mit intensiver globaler Verflech- 
tung waren vom weltwirtschaftlichen Ein- 
bruch der Konjunktur massiv betroffen. Dies 
sind allerdings auch die Regionen, die sich 
zuerst wieder von der Krise erholten, als die 
Nachfrage nach hochwertigen Industriepro- 
dukten weltweit im Jahre 2010 wieder an- 
ge stiegen ist. ln Folge der Wirtschafts- und 
Finanzkrise stieg die Verschuldungsquote 
in der europäischen Währungsunion. Diese 
Staatsschuldenkrise - umgangssprachlich 
auch als Euro - Krise bezeichnet - betrifft 
mehrere Mitgliedstaaten des Euroraumes. 
Sieb egann 2010 mit dergriechischen Finanz - 
krise und erfasste danach Irland, Portugal, 
Spanien und Italien. Da die Mitglieder des 
Euroraums einer einheitlichen Geldpolitik 
unterworfen sind, können sie ihr Geld nicht 
individuell ab werten und damit kn Vergleich 
zu anderen WäMungen verbiUigen, um ihre 
Schulden zu reduzieren und ihre Waren in- 
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ternational kostengiinstiger zu verkaufen. 
Der Schuldenabbau in den Krisenländern 
kann nicht nur durch Sparprogramme er- 
reicht werden. Zentrale Voraussetzungen 
sind eine leistungsfähige Volkswirtschaft 
und ein nachhaltiges Wachstum. 

Eine starke Exportbasis der regionalen 
Wirtschaft ist für die Nationalstaaten künf- 
tig aber nur dann ein Garant nachhaltigen 
Wachstums, wenn es langfristig gelingt, re- 
gionale Mono Strukturen, die sich nur auf 
einen Industiiezweig oder verhältnismäßig 
wenige Erzeugnisse fiir den Export stützen, 
zu diversifizieren und zusätzliche innovati- 
ve Standbeine zu entwickeln. 

Die Fördemng krisenfester regionaler Wirt- 
schaftsstrukturen mit hoher Anpassungs- 
fähigkeit an Türbulenzen des Weltmaiktes 
sollte ergänzt werden um Strategien, die 
auf die Sicherung eines hohen regionalen 
Beschäftigungs- und Produkdvitätsnweaus 
ab zielen. So könnten ein innovatives regi- 
onales Umfeld, die Stärkung vorhandener 
Potenziale und der Aufbau neuer innovati- 
ver Kerne auch in Regionen mit wiitschafts- 
strukturellen Defiziten initiiert werden. 

Eine zielführende Strategie zur Förderung 
von Wachstum und Innovation sind in die- 
sem Zusammenhang großräumige Stadt- 
Land- Partner schäften oder überregionale 
Partnerschaften in Metropolregionen. Mo- 
dellvorhaben der Raumordnung zeigen, 
dass dieser Ansatz eine große Chance birgt, 
die Regionaleniwicklung voranzubringen 
und dabei aUe Teilräume einer Großregion 
mitzunehmen. Es geht Mer nicht um eine 
Konzentration auf einzelne Metropolkerne, 
sondern um eine Integration von städti- 
schen und ländlichen, zentralen und pe- 
ripheren sowie wirtschafthch starken und 
schwachen Räumen. Damit ist eine Mög- 
hchkeit gegeben, Wachstum und Ausgleich 
in einem zusammengehörigen regionalen 
Kontext zu sehen. 

Gleichwohl steQt sich die Frage, welche Ent- 
wicklungsperspektiven Räume außerhalb 
der Metropolregionen, also ländliche Räu- 
me haben. Denn auch für diese Räume ist 
eine Entwicklungsstrategie wichtig, die sie 
wettbewerbsfähig und krisenfest macht. 

Gewährleistung einer zukunfts fähigen 
Mobilität 

Das fossEe Zeitalter der Mobilität wird über 
kurz oder lang durch ein postfossEes Zeit- 
alter abgelöst werden. Beruhte das Wirt- 
schaftswachstum der veigangenen 200 Jah- 


re auf der leichten und bEligenVerfiigbarkeit 
von fossEen Energieträgern, werden diese 
bereits in absehbarer Zukunft nur noch in 
eingescMänkter Menge und zu deutlich ge- 
stiegenen Preisen fiir MobEitätsfiinktionen 
zur Verfügung stehen. 

Es ist deshalb notwendig, die erwartbaren 
Folgen für die Mobilität von moigen be- 
reits heute in den Blick zu nehmen. Zent- 
rale Schlüsselfragen sind daher, wann mit 
welchen gravierenden Änderungen bisher 
bekannter Muster der VerkeMsentwicklung 
und des Veikehrs Verhaltens zu rechnen ist 
und welche Schlussfolgerungen daraus für 
den Aus- und Umbau der Verkehrsinfra- 
struktur zu ziehen sind. 

Es gEt frühzeitig Strategien zu entwickeln, 
wie aus Sicht der Raumordnung der t)ber- 
gang in das postfossEe Zeitalter durch eine 
erhöhte Energieeffizienz und den Ausbau 
erneuerbarer Energien möglichst ohne so- 
ziale und wirtschaftliche Verwerfungen und 
ohne Fehlinvestitionen abgefedert werden 
kann. 

Die Raumordnung kann unmittelbar dazu 
beitragen, eine ressourcen effiziente Raum- 
struktur zu fördern. Durch Unterstützung 
flächensparender Bebauungsformen, die 
Stabilisierung von Siedlungsdichten, die 
Durchsetzung des Vorrangs der Innen- vor 
der Außenentwicklung, eine räumliche Kon- 
zentration der Neubautätigkeit auf Zentrale 
Orte und Haltestellen des ÖPNV, die Erhal- 
tung eines dichten Netzes Zentraler Orte, 
dass kurze Versorgungs- und Arbeitswege 
ermöglicht und die Erschließung der Flä- 
che durch attraktive Angebote des ÖPNV 
sichert, kann die Raumordnung auch einen 
wichtigen Beitrag zur Energieeinsparung 
durch Minimierung des Veikehrsaufkom- 
mens leisten. 

Ausbau erneuerbarer Energieproduktion, 
Schutz des Klimas und Anpassung an den 
Klimawandel 

Die Bundesregierung wEl das bisher auf 
fossEen Energieträgern basierende Eneigie- 
system in Deutschland sukzessiv auf erneu- 
erbare Energien umsteUen. IMe energiepoli- 
üsGhen Ziele können aEerduigs nur erreicht 
werden, wenn zukünftig in allen Re^onen 
DeutscMan ds die Energieeinspaning voran - 
getrieben wird. Zudem muß jeder TeEraum 
entsprechend seinen räumlichen Standort- 
voraussetzungen und regionalen Ausbaupo- 
tenzialen einen Beitrag zur Entwicklung der 
erneuerbaren Energieproduktion leisten. 
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Als limilieieiider Faktor eines immer stär- 
ker auf erneuerbaren Quellen basierenden 
Energiesystems erweist sich die Fläche in 
Deutschland. Während sich konventionelle 
Kraftwelke überwiegend in städtisch ge- 
prägten Räumen konzentrieren, entfallen 
heute schon rund zwei Drittel der elektri- 
schen Leistung erneuerbarer Energieträger 
auf den ländlichen Raum. Insgesamt 70 % 
der Windkraftleistung und 61 % der ener- 
getischen Biomassenutzung waren 2009 in 
ländlich geprägten Gemeinden installiert. 
Neben dem großen Flächenbedarf fiir die 
Ausweitung der Biomasseproduktion für 
energetische Zwecke und die Errichtung von 
Windpaiks an Land wie auf dem Meer darf 
der Flächenbedarf der Stromleitungsnetze 
nicht vergessen werden. Allein fiir Deutsch- 
land rechnet die Dena-Netzstudie 11 bis zum 
Jahr 2020 mit einem Netzzubaubedarf von 
maximal 10 Prozent des deutschen Strom- 
netzes, das derzeit rund 36 000 km umfasst. 

Da die Raumordnung keine Fachplanung 
ist, kann sie den anstehenden Umbau in 
Richtung eines nachhaltigeren Energiesys- 
tems nicht einseitig gegenüber anderen öf- 
fentlichen und privaten Belangen verfolgen. 
Sowohl die Abstimmung von Anlagen Stand- 
orten wie auch der Ausbau und die Moder- 
nisierung der Infrastrukturnetze erzeugen 
zahlreiche und oft komplizierte Flächennut- 
zungskonflikte. Die Koordinationsleistung 
der Raumordnung und ihr Vermögen, einen 
Interessenausgleich herzusteUen, sind Mer 
gefordert. WäMend die Landes- und Regio- 
nalplanung über sehrleistungsfäMge Instru- 
mente zur Steuerung von Anlagen der Ener- 
gieproduktion verfligt, kann sie den Anbau 
von Biomasse für energetische Zwecke in 
der Fläche aUerdings nur in Grenzen beein- 
flussen. Der Ausbau erneuerbarer Energien 
geht Hand in Hand mit einem wachsenden 
Bedarf an Eneigie- und CO^- Speichern. Un- 
terirdische Anlagen können durch Raum- 
ordnungspläne gegenüb er konkurrierenden 
Nutzungen gesichert werden. 

Zwar ist die Raumordnung nicht für die 
Planfeststellung von Linieninfrastrukturen 
zuständig, ihr kommt aber eine wichtige 
flankierende RoRe durch die Prüfung der 
Raum Verträglichkeit in Raumordnungsver- 
faMen und die vorsoigliche Sicherung von 
Leitungskomdoren in fliren Plänen zu. Die 
Ausweisung zusätzlicher Flächen flir Anla- 
gen erneuerbarer Energieproduktion und 
für Trassenkorridore wird in den kommen- 
den Jahren eine große Herausforderung der 
Raumordnungsplanung darsteUen. 


Die gravierenden Folgen des Klimawan- 
dels wie steigende Hochwasserrisiken, Tro- 
ckenheits- und Hitzeprobleme stellen eine 
weitere zentrale Herausfordemng für die 
Raumordnung in Deutschland dar. Es gilt, 
klima schädliche Einflüsse möglichst zu ver- 
meiden oder drastisch zu reduzieren. An- 
passungsmaßnahmen an die bereits einge- 
tretenen oder noch zu erwartenden Folgen 
des Klimawandels sind planerisch vorzube- 
reiten und ihre Umsetzung ist zu fördern. 

Mit Ausnahme des vorbeugenden Hochwas- 
serschutzes werden die meisten negativen 
Klimafolgen von der Raumordnungspra- 
xis bisher erst am Rande thematisiert. Die 
Raumordnung muss daher vor allem ihre 
Inform aüonsgmndlagen über regionale Kli- 
mafolgen und deren Wiikfolgen verbessern. 
Um sowohl auf Extremwetterereignisse als 
auch auf langfristige klimabedingte Verän- 
derungen der Eignung von Räumen für be- 
stimmte Nutzungen reagieren zu können, 
sind neue planerische Konzepte der Lan- 
des- und Regionalplanung erforderlich, die 
sowohl Maßnahmen zur Vemieidung nega- 
tiver Effekte des Klimawandels (Mitigation) 
als auch Maßnahmen zur Anpassung (Ad- 
aption) enthalten. Da Naturräume nicht mit 
Verwaltungsgrenzen identisch sind, gilt es, 
die regionale Zusammenarbeit in der Klima- 
politik zu intensivieren. 

Begrenzung der baulichen Freiraum- 
inanspruchnahme 

Die Nationale Nachhaltigkeits Strategie der 
Bundesregierung verfolgt das Ziel, die bauli- 
che Freirauminanspruchnahme in Deutsch- 
land drastisch zu senken. Bis 2020 soff der 
tägliche Zuwachs der Siedlungs- und Ver- 
keMsfläche auf 30 ha abgesenkt werden. Lag 
der Wert im Jahr 2000 noch bei 129 ha, wur- 
den n ach den D aten der H ächenerheb ungkn 
Jahr 20 10 nur noch 77 ha täglich in Anspruch 
genommen. Bedenkt man allerdings, dass 
der Anteil der Sie dlungs- und Veik ehrsfläche 
an der Gesamtfläche von D eutschland weiter 
wächst obwohl die FlächennacMrage in vie- 
len Regionen angesichts stagnierender oder 
sogar sinkender Bevölkerungszahlen allen- 
falls moderat ausfällt, dann bewegt sich die 
tägliche b auliche Flächeninanspruchnahme 
immer noch auf einem vergleichsweise ho- 
hen Niveau. Die Erreichung des 30-ha-Ziels 
ist somit kein Selbstläufer. Es sind weiterhin 
große Anstrengungen der für die öffentliche 
Raumplanung zuständigen örtlichen und 
überörtlichen Instanzen erforderlich. 
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Für die Raumordnimgsplajiimg bedeu- 
tet dies, dass sie die M engen steueniiig der 
Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung 
nicht aus dem Auge verheren darf. Bisher 
haben allerdings sehr wenige Länder Men- 
genbegrenzungen für die Siedlungs- und 
Veikehrsflächenentwicklung in ihrem Lan- 
desgebiet voigegeben. Auch verRigf die Re- 
gionalplanung erst in wenigen FäUen über 
ein leistungsfähiges Instrumentarium, um 
den Umfang baulicher FreiQächeninan- 
spruchnahme gezielt zu beeinflussen. Es 
bedarf daher auch in Zukunft weiterer An- 
strengungen, um die Erreichung des 30-ha- 
Ziels abzu sichern. 

Vor allem in noch nachfrage starken regio- 
nalen Wohnungsm äikten, wo die Freiraum - 
Situation bereits angespannt ist, erscheint 
eine besonders sensible Standortsteuerung 
der Wohnungsbautätigkeit erfordeilich. 
Grundsätzlich sollte der Vorrang der In- 
nenentwicklung vor der Außenentwicklung 
berücksichtigt werden. Allerdings blockie- 
ren immer noch vielfältige Hemmnisse den 
Forts chritt der Innenentwicklung. Dies güt 
vor allem für die Wiedemutz ung von Ge- 
werbe- und Industriebrachen. Hier ist eine 
aktivere Rolle der Raumordnungsplanung 
gefragt. 

Nicht nur aus Umweltgiünden, sondern 
auch um die vorhandene Infrastruktur effi- 
zienter zu nutzen, ist eine forcierte Innen - 
entwicklung dringlich. Dies gilt ftir nachfra- 
geschwache regionale Immobilienmärkte 
mit bereits ausgeprägten Leerstan dsproble- 
men noch mehr als ftir nachfragestaike Re- 
gionen, wo bereits der Maikt für die aktive 
Innen entwicklung sorgt. D as heißt: Heute 
sprechen vor allem auch infrastmktur öko- 
nomische Argumente für die B egrenzung des 
Siedlungs- und Veikehrsflächen Wachstums 
und die Stabilisiening der Siedlungsdichte, 
damit in Zukunft die kleiner werdende Zahl 
von Einwohnern in Deutschland nicht im- 
mer höhere Gebühren für die Erhaltung des 
im Gleichschritt mit der Zunahme der Sied- 
lungs- und Veikehrsfläche gewachsenen In- 
frastrukturbestandes zahlen muss. 

Fazit 

Die künftige Raumordnungspolitik von 
Bund, Ländern und Regionen ist gefordert, 
für die zentralen Herausfordeningen po- 
litische und fachliche Lösungen zu entwi- 
ckeln: 


die Abwendung einer sich selbst ver- 
stärkenden Abwärtsspirale peripherer 
ländlicher Räume infolge ungünstiger 
ökonomischer, demographischer und 
infrastruktureller Entwicklungen und 
die Ergreifting von Maßnahmen zur 
Gewährleistung und Herstellung der 
Gleichwertigkeit in Teilräumen, in de- 
nen eine erhebliche Abweichung vom 
Bundes durch schnitt regionaler Lebens - 
Verhältnisse festgestellt werden kann 
die sozial verträgliche, kostensensib- 
le Anpassung des Angebots sozialer 
und technischer Infrastrukturen der 
Daseinsvorsoige an die gewandelte 
Nachfrageentwicklung und -Struktur, 
die inakzeptable Einbußen der Versor- 
gungsqualität und der Erreichbarkeit 
sowie überproportionale Steigerungen 
der Kostenbelastung öffentlicher Haus- 
halte und privater Akteure vermeidet 
die Erhaltung leistungsfähiger Zentrale- 
Orte -Netze, unter anderem durch die 
stärkere Ausrichtung der Siedlungsent- 
wicklung auf Zentrale Orte als Versor- 
gungs- undArbeitsmaiktzentren 
die Erhaltung der Wettbewerbs- und 
Innovationsfähigkeit durch regionalpo- 
litische Strategien wie die gezielte För- 
derung von re^onalspezifischen Bran- 
chenschwerpunkten, Maßnahmen zur 
zukünftigen Sicherung des Fachkräfte - 
bedarfs und der wirtschaftsnahen In- 
frastruktur bis hin zur Ausrichtung der 
Förderung auf Wachstumskerne, sofern 
entsprechende Potenziale vor Ort vor- 
handen sind 

die Gewährleistung einer bedürfnisge- 
rechten Mobilität und eines attraktiven 
öffentlichen Person enveikehrs auch in 
nachfrageschwachen Teilräumen und 
unter ungünstigen ölpreisbedingun- 
gen 

die Ausweisung zusätzlicher Flächen für 
Windkraft- und Solarenergienutzung 
sowie Energie- und CO^- Speich er ung 
in Regionalplänen und kommunalen 
Bauleitplänen, einschließlich der aktiv- 
planerischen Unterstützung des Repo- 
werings und der Erarbeitung regionaler 
Eneigiekonzepte 

die Flankierung der Ausbaupläne der 
Leitungsnetze durch vorsorgliche Tras- 
sen Sicherung in Raumordnungsplänen 
und die Suche nach raum verträglichen 
und in der Bevölkerung konsensfähi- 
gen Standorten und Korridoren für Lei- 
tungen durch partizipative Raumord- 
nungsverfahren 
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die Inten sivieriuig des Klimaschutzes 
in allen Regionen und die verbesserte 
Anpassung an die negativen Folgen des 
Klimawandels nicht nur in den beson- 
ders betroffenen Regionen 
die behutsame Fortentwicklung der 
Kulturlandschaften, die Verringerung 


der Inanspruchnahme natürlicher Res- 
sourcen und die Erhöhung der Ressour- 
ceneffizienz insbesondere durch Stabi- 
lisierung der Siedlungsdichten und die 
Begrenzung des Siedl ungs- und Ver- 
kehrsflächenwachstums. 


Funktion des Raumordnungsberichtes 


Der Raumordnungsbericht versteht sich als 
wissenschaftlich basierte Politikberatung. 
Auf der Grundlage empirisch- analytisch ge- 
sicherter Erkenntnisse und Befiinde berich- 
teter üb er die räumliche Entwicklung in den 
Teilräumen des Bundesgebietes. Im Mittel- 
punkt stehen Themen und FragesteUungen, 
die eine überörtliche Bedeutung aufweisen 
und die fiir die konkrete Raumordnungspo- 
litik von Bund, Ländern und Regionen von 
Relevanz sind. Die Raumordnung ist Teil des 
räumlichen Planungssystems in Deutsch- 
land und repräsenüeit dessen überörtlich 
ausgerichtete Ebene. 

Zur Raumordnung wird auf der obersten 
Ebene die Bundesraumordnung gezählt 
Neben dem Raumordnungsgesetz, das in 
novellierter Fassung 2008 als konkurrieren- 
de Gesetzgebung erlassen wurde, steUt die 
Bundesraumordnung auch Raumordnungs- 
pläne auf. Sei dies kn Rahmen ihrer Kompe- 
tenz für die Raumordnung auf dem Meer, 
wo bereits Bundesraumordnungspläne für 
das Gebiet der ausschließlichen Wirtschafts- 
zone (AWZ) in Nord- und Ostsee vorliegen, 
oder auf der Kompetenzgrundlage des § 17 
ROG für den Gesamtstaat, für den aUerdings 
noch kein Bundesraumordnungsplan exis- 
tiert. Von der Bundesraumordnung muss 
die Raumordnung der Länder unterschie- 
den werden, die sich in eine 1 and es weite 
Landesplanung und die Regionalplanung 
auf Teilraumebene aufteilt. 

Die Raumordnung von Bund, Ländern und 
Regionen ist querschnittsorientieit ausge- 
richtet. Sie beschäftigt sich somit nicht wie 
eine Fachplanung nur aus einer sektor spezi- 
fischen Perspektive mit wenigen räumlichen 
Belangen. Raumordnung versucht vielmehr, 
aus einer b elangüb eigreifen den Sicht eine 
bestmögliche Gestaltung und Entwicklung 
des Raumes zu erreichen. Sie muss daher 
aUe relevanten raumbezogenen öffentlichen 
und privaten Belange einbeziehen und be- 
rührt deshalb sehr verschiedene PoUtikfel- 
der, sobald diese eine räumliche Bedeutung 
aufweisen. 


Ihr integrierter Gesamtplanungsansatz zielt 
nach § 1 Abs. 2 ROG auf eine nachhaltige 
Raumentwicklung, bei der die sozialen und 
wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum 
mit den ökologischen Funktionen so in Ein- 
klang zu bringen sind, dass eine daueihafte, 
großräumig ausgewogene Ordnung resul- 
tiert. Der Gesamtraum der Bundesrepublik 
Deutschland und seine Teilräume sind nach 
§ 1 Abs. 1 ROG durch zusammenfassende, 
überörtliche und fachübergreifende Raum- 
ordnungspläne, durch raumordnerische 
Zusammenarbeit und durch Abstimmung 
raumbedeutsamer Planungen und Maß- 
nahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu 
sichern. Um diese Aufgaben zu erfüllen, 
soUen Raumordnungspläne als integrierte 
Gesamtplanung Vorgaben zur Raum-, Sied- 
lungs-, Freiraum- und Infrastruktur formu- 
lieren. 

Um aUe relevanten raumbezogenen öffentli- 
chen und privaten B elange bei ihren Planun- 
gen ausreichend einzubeziehen, muss sich 
die Raumordnungsplanung von Bund, Län- 
dern und Regionen regelmäßig und grund- 
legend über aUe Sachverhalte informieren, 
die sich im Raum abspielen. Mit welchen 
Themen sich die Raumordnungspolitik vor- 
rangig zu beschäftigen hat, wurde vom Ge- 
setzgeber mit dem Erlass von Grundsätzen 
der Raumordnung kn ROG vorentschieden. 

Die Grundsätze der Raumordnung stel- 
len raumordnungspolitische Richtlinien in 
Form von Rechtssätzen dar, die unmittelbar 
als Richtschnur für Träger der Raumordnung 
gelten. Sie sind keine Letztentscheidungen 
und ihr Katalog ist auch nicht abschließend. 
Die Länder können sie z. B. durch zusätzli- 
che Grundsätze der Raumordnung in ihren 
eigenen Landesplanungsgesetzen und Lan- 
de sentwicklungsplänen eigänzen. Als mate- 
rieUe Vorgab en legen sie aber den Rahmen 
fest, innerhalb dessen die Träger der Raum- 
ordnung verbindliche Festlegungen zur 
Raumentwicklung vornehmen soUen. 
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Der Giundsatzkatalog in § 2 Abs. 2 ROG ent- 
hält insgesamt acht Grimdsätze^ die in ihrer 
Summe den engeren Kreis raumbezoge- 
ner Belange abbilden und deshalb von der 
Raumordnungsplanung insbesondere bei 
der Aufstellung von Raumordnungsplänen 
zu Grunde gelegt werden. Die Themenaus- 
wahl des Raumordnungsberichtes orientiert 
sich weitgehend an der Struktur der Grund- 
sätze der Raumordnung im ROG. Da sie re- 
lativ abstrakt formuliert sind^ bedürfen sie 
einer weiteren Konkretisierung^ zu der auch 
die vergleichenden Regionalanalysen des 
Raumordn ungsb erichtes b eitragen . 

Die Eikenntnisse des Raumordnungsberich- 
tes tragen ab er nicht nur zur Grundsatzkon- 
kretisierung bei( sie bieten insbesondere fiir 
die Regionalplanung und Landesplanung 
einen Vergleichsmaß stab. Die auf Teil- 
raumebene (meist Kreisebene] dargesteU- 
ten Untersuchungsergebnisse erlauben es, 
die eigene Situation mit der anderer Regio- 
nen zu vergleichen. Am Maßstab des Bun- 
desdurchschnitts lässt sich beurteilen, wie 
groß ein Problem ausm aß in einem Teilraum 
ausgeprägt ist und in welchem Rahmen eine 
Verbesserung des Entwicklungs- oder Ver- 
sorgungsniveaus angemessen erscheint. So 
b estehen vielfältige Anknüpfungspunkte für 
eine aktive Raumordnungspolitik. 

Die Perspektive des Raumordnungsberich- 
tes ist interdisziplinär und ressortübergrei- 
fend, da die Raumordnungsp olitik ein üb er- 
fachliches Politikfeld darstellt, das immer 
dann Berührungspunkte zu anderen Politik- 
bereichen auRveist, wenn es unterschiedli- 
che räumliche Ausprägungen oder Auswir- 
kungen gibtbzw. solche vermutet werden. 

Evidenzaussagen des Raumordnungsbe- 
richtes basieren auf zahlreichen Datenquel- 
len, die durch das räumUche Informations- 
system des BBSR laufend erfasst und auf 
einem aktueUen Stand gehalten werden. Ne- 
ben numerischen Fakten der quantitativen 
Regionalanalyse zählen auch Befonde aus 
der laufenden BBSR- Bevölkerungsumfrage 
sowie der praxisorientierten ModeUvorha- 
benforschung (ModeU Vorhaben der Raum- 
ordnung] dazu. Des Weiteren wird ein brei- 
tes Fundament empirischer Methoden der 
Sozial- und Geowissensch alten benötigt, 
um die großen Mengen sehr unterschiedli- 
cher Daten for verschiedene räumliche Be- 
zugsebenen analysieren, interpretieren und 
b ewerten zu können. 

Um das gewonnene Wissen for politische 
Entscheidungsträger, die Raumforschung 


und die Raumordnungspraxis gut verständ- 
lich aufe über eiten, werden ausgiebig karto- 
graphische Visuahsierungen genutzt. Dies 
liegt auch deshalb nahe, weil der Raumord- 
nungsbericht im Unterschied zu anderen 
Berichten Entwicklungen thematisiert, die 
vorwiegend auf der Ebene von Teilräumen 
des Bundesgebietes und in der Regel un- 
terhalb der Länderebene angesiedelt sind. 
Natüilich enthält der Raumordnungsbe- 
richt auch Ländervergleiche und es werden 
Unterschiede zwischen den alten und den 
neuen Ländern aufgedeckt. Meist aber lie- 
gen seine Beobachtungseinheiten deutlich 
unterhalb der Länderebene auf Kreis- und 
Regionalebene. 

In zeitlicher Hinsicht untersucht der Raum- 
ordn ungsb ericht Entwicklungen vorwiegend 
aus einer Ex-post- Perspektive, also veigan- 
genheitsorientiert. Der zentrale Beobach- 
tungszeitraum umfasst die Jahre seit dem 
letzten Raumordnungsbericht von 2005 bis 
zu den Jahren 2008 und 2009. Bei verschie- 
denen Themen werden ergänzend auch zu- 
künftige Entwicklungen abge schätzt Durch 
die Raumordnungsprognose des BBSR kann 
die Entwicklung der Bevölkerung und der 
Wohnungsnachfrage bis 2025 prognostiziert 
werden. 

Da nicht nur Fakten der teilraum differen- 
zierten statistischen und ge o -statistischen 
Regionalanalysen kn Vordergrund der Be- 
richterstattung stehen, sondern auch Be- 
funde der Raumordnungspolitik sowie 
Erfahrungen aus der angewandten ModeQ- 
vorhabenforschung des BBSR, schlägt der 
Raumordnungsbericht gleichermaßen Brü- 
cken zwischen Wissenschaft, Politik und 
Planungspraxis. Er ist in diesem Sinne einer 
evidenzbasierten Politikberatung verpflich- 
tet. Für aUe behandelten Themen werden 
die räumlich differenzierten Analysen durch 
Schlussfolgerungen und Strategieempfeh- 
lungen fiir die Raumordnungspolitik von 
Bund, Ländern und Regionen abgerundet. 
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2 Entwicklung städtischer und ländlicher Räume 


Dieser zweite TeE des Raumordnungsbe- 
richts greift aus analytischer Perspektive 
zentrale Themenbereiche mit besonderer 
Relevanz für die Raumordnung auf. Städ- 
tische und ländliche Räume werden dabei 
immer gleichberechtigt behandelt. Zentra- 
ler Raumbezug der Analysen des Raumord- 
nungsberichts ist die politisch-administra- 
tive EinteEung Deutschlands in Landkreise 
und kreisfreie Städte. Die Datenbasis der 
Laufenden Raumbeobachtung des BBSR ist 
überwiegend auf diese Ebene ausgerichtet. 

Zur vergleichenden Analyse von raum- und 
siedlungsstruktureUen irnterschieden wer- 
den die zusammengefassten siedlungsstnik- 
turellen Kreistypen des BBSR verwendet. 
Mit der Unterscheidung von Kern Städten, 
verdichteten Umlandkreisen, ländlichen 
Umlandkreisen und Kreisen in ländlichen 
Räumen erlauben sie eine hinlänglich diffe- 
renzierte Betrachtung der Raumen twicklung 
nach Stadt und Land - wohl wissend, dass 
sich die Raum- und Siedlungsstruktur in 
Deutschland weitaus differenzierter dar- 
steUt, denn Stadt und Land sind ein Konti- 
nuum. 

Die einzelnen Kapitel von TeE 2 des Raum- 
ordnungsberichtes behandeln vertieft fol- 
gende raumordnungsrelevante Themen 
bzw. Herausforderungen: 

Das einftihrende Kapitel 2.1 „Gleichwer- 
tigkeit der Lebensverhältnisse'* beschäf- 
tigt sich mit einem zentralen Staatsziel, das 
im Grundgesetz enthalten ist und mit dem 
Raumordnungsgesetz zur Leitvorstellung 
der Raumordnung erhoben wurde: der Her- 
steUung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
in aEen Teilräumen Deutschlands. In wel- 
chem Umfang gleichwertige Lebensverhält- 
nisse erreicht sind und wo noch ungleich - 
wertige Lebensveihältnisse dominieren, 
wird auf der Basis eines komplexen Indika- 
torensatzes ftir sechs Subdimensionen regi- 
onaler Lebens Verhältnisse untersucht und 
auf der Grundlage der Bevölkerungsumfra- 
ge des BBSR aus Büigersicht hinterfragt. 

Die nachfolgenden Kapitel beschäftigen sich 
vertieft mit ausgewählten Subdimensionen 
region aler Leben sverhältnisse : 

Der demographische Wandel bedeutet vor 
allem für die öffentliche Daseinsvorsor- 
ge eine Herausforderung. Das Kapitel 2.2 
„Daseinsvorsorge im demographischen 
Wandel'* zeigt, dass eine sinkende Nach- 


frage häufig mit Tragfähigkeitsproblemen 
einhergeht. Sollen die Kosten nicht explo- 
dieren, muss die öffentliche Hand das An- 
gebot unterausgelasteter Einrichtungen an 
die geänderte Nachfrage anpassen. Dies ist 
aber nicht nur ein Thema in Regionen mit 
schrumpfender BevöUcerung. Der demo- 
graphische Wandel, insbesondere die Alte- 
rung der Bevölkerung, erfordert mehr oder 
weniger in allen Regionen eine Anpassung 



Siedlungsstrukturelle Kreistypen 


100 km 


©BBSR Bonn 2011 


Zusammen gefasster Kreistyp nach Stadt-Umland-Beziehungen 2008 

■ 1: Ksmstädtö 

KejTJsfädfe in Agghmemtjonsfätjmen und Vsrsfädf^ten Räumen 

2: Verdichtetes Umland 

hoch^Fdidifefe und verdichfete Umlandkreise in 
^giomerationsräumen und Verstädterten Räumen 

I — I 3: Ländliches Umland 
I I ländliche Umlant^reise in Agglcxmerafionsräu- 


□ 


1 


men und Vers^dterten Raumen 

4: Ländlicher Raum 
Kreise in Ländiichen Räumen 


71 iei 85 OE 

Häuigkeilen 


OatMibass: Laufende Raumbecbadfituog des BBSR 
CeDimetriscjfiB Crundta!^: BKG, Kreise, 31.12.2008 


Drucksache 17/8360 


-36- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


b etroffen er D asein svorsorge angeb ote . In 
vielen Räumen gehen Ausbau und Redukti- 
on Hand in Hand, weü sich gleichzeitig der 
Anteil der Älteren erhöht und der Anteü der 
Kinder, Jugendlichen und jungen Erwerbs- 
tätigen ab nimmt. In diesem Kapitel wird 
weiterhin die flächendeckende Versorgung 
mit ausgewählten Leistungen der Daseins- 
vorsorge untersucht, d. h. mit bestimmten, 
von den politisch Verantwortlichen als le- 
bensnotwendig eingestuften Dienstleistun- 
gen und Infrastrukturen. 

Im Kapitel 2.3 „Regionale Wettbewerbsfä- 
higkeit und Beschäftigung*' wird zuerst ein 
Überblick zur Entwicklung der Wirtschaft 
gegeben und danach vertieft aus einer regi- 
onalisierten Perspektive die Beschäftigten- 
entwicklung thematisiert, die sich als ein 
entscheidender Faktor der Regionalentwick- 
lung erwiesen hat. Anschließend wird die 
Betroffenheit der Regionen von der Finanz- 
und Wirtschaftskrise bestimmt. Innovaü- 
onskraft ist nicht nur fiir Nationen, sondern 
auch für Regionen eine elementare Voraus- 
setzung zur Sicherung von wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit und zur Schaffiing und 
Erhaltung von Wohlstand. Das Kapitel zeigt 
auf, in welchem Maße Deutschland als ex- 
portorientiertes, rohstoffarmes Land vom 
regionalen Innovationspotenzial und vom 
Bildungs- und Qualifikationsniveau seiner 
Einwohner abhängig ist. 

Die komplexen Entwicklungen kn Verkehrs- 
bereich werden in Kapitel 2.4 „Mobilität und 
Verkehr*' thematisiert. Auf der Grundlage ei- 
ner Verkehrsprognose werden die zukünfti- 
ge Entwicklung im Personen- und Güterver- 
kehr teilraumdifferenzieit untersucht und 
eine Analyse der Pendlerverflechtungen 
für die jüngere Vergangenheit vorgenom- 
men. Die vergleichende Untersuchung der 
Erreichbarkeiten im öffentlichen Verkehr 
und im motorisierten Individualverkehr de- 
monstriert Unterschiede beim regionalen 
Versorgungsniveau. 

D as Kapitel2 .5 „Energie und Klima*' berührt 
die Herausforderungen, die sich in Deutsch- 
land mit dem Umbau des Energiesystems 
und dem Ausbau der emeuerbaren Ener- 
gieproduktion sowie der Anpassung an den 
Klimawandel und dem Klimaschutz steUen. 
Das Kapitel informiert über deutsche und 
europäische Ziele der Energie- und Klima- 
politik und untersucht, welche RoUe die 
erneuerbaren Energien bereits spielen. Aus 
Sicht der Raumordnungspolitik ist vor al- 
lem der Flächenbedarf erneuerbarer Ener- 
gien von Bedeutung, der in ersten Analysen 


eingegrenzt wird. Anschließend steht die 
regionale Betroffenheit Deutschlands vom 
Klimawandel im Vordergrund. Es werden 
Klimafolgen ffir unterschiedliche Teikäume 
bestimmt. Auf dieser Analysegrundlage und 
unter Einbeziehungen der Ergebnisse eines 
Klima-MORO werden Maßnahmen für den 
Klimaschutz und die Anpassung an den Kli- 
mawandel abgeleitet. 

Im Vordergrund des Kapitels 2.6 „Woh- 
nungsbautätigkeit und Immobilienmärkte*' 
steht die DarsteUung räumlicher Entwick- 
lungen und regionaler Ungleichheiten auf 
den Wohnungs- und Immobilienmärkten in 
Deutschland. Vertiefend untersucht werden 
die Entwicklung der regionalen Bautätigkeit 
und die zukünftige Wohnungsbaunachfra- 
ge. Eine Typisierung der regionalen Immo- 
bihenmärkte rundet das Kapitel ab. 

Basierend auf der Untersuchung der aktuel- 
len und zukünftigen Entwicklungstrends der 
baulichen Flächeninanspruchnahme wid- 
met sich das Kapitel 2.7 „Flächennutzung 
und bauliche Flächeninanspruchnahme*' 
einer regional differenzierten Betrachtung 
der Siedl ungs- und Verkehr sflächenentwick- 
lung. Dabei werden die Datengrundlagen 
reflektiert und bewertet, Erklärungsfaktoren 
beschrieb en und aktueUe Trends aufgezeigt. 
Sodann wird den weiterentwickelten Zie- 
len der Flächenhaushaltspolitik eine Ein- 
schätzung der Zieleireichung nachhaltiger 
Sie dlungsentwicklung gegen üb erge steRt. 
Im Fokus steht dabei das 30-ha-Ziel der Na- 
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie. Szenarien 
der Siedlungsentwicklung werden vor dem 
Hintergrund aktueUer und perspektivischer 
Maßnahmen einer haushälterischen Flä- 
cheninanspruchnahme erörtert. 

Jedes Kapitel schließt mit raumordnungspo- 
litischen Schlussfolgelungen. Gestützt auf 
die Ergebnisse der räumlich differenzierten 
Analysen werden raumordnungspolitische 
Handlungsbedarfe aufgezeigt und Hand- 
lungsempfehlungen für die Ausgestaltung 
der Raumordnungspolitik in Bund, Ländern 
und Regionen gegeben. 
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2.1 Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 


2*1*1 Was heißt gleichwertige regionale 
Le b e n s ve rhältn is s e? 

Die Herstellung gleichwertiger Lebensver- 
hältnisse in allen Teilräumen Deutschlands 
gehört traditionell zu den wichtigsten Zielen 
der Raumordnungspolitik von Bund und 
Ländern. Die in § 1 Abs. 2 HOG angespro- 
chenen Lebensverhältnisse ergeben sich in 
ihrer Summe aus teilräumlichen Ausprä- 
gungen derWiitschaftsleistung^ der Arbeits- 
marktsituation^ der Ge sundheits Ver sorgung, 
der Wohlstandsverteilung, der inneren Si- 
cherheit, der Wohn ungs Verhältnisse, des 
Bildungswesens, der kultureUen Versor- 
gung, der technischen Ver- und Entsorgung, 
der Erreichbarkeits- und Mobilitätslage so- 
wie der Umweltsituation. Zusätzlich hängt 
das erreichte Niveau der Lebensverhältnis- 
se vom finanziellen Umfang öffentlicher 
Transferströme der Arbeitsmarktpolitik, der 
Sozialversicherungen (Arbeitslosen- und 
Rentenversicherung], des Finanzausgleichs 
und der Strukturpolitik ab, die in einzelne 
Teilräume fließen (siehe TeE 4 „Raumwirk- 
same MitteL]- 

Aus verfassungsrechtlicher Sicht zielt das 
Gleichweitigkeitspostulat darauf ab, „die 
Lebensverhältnisse in allen Räumen so zu 
gestalten (...], dass sie jedem Bürger einen 
b estimmten Mindeststandard an Leistungen 
und Infrastruktur zur Verfügung halten".^ 
Das politische Ziel ist somit eine Sockel- 
gleichwertigkeit und auf die wohlfahits- 
staatliche Garantie der Gleichheit des Ange- 
bots bis zur SchweUe des Mindeststandards 
gerichtet. Erreichen die Lebensverhältnisse 
in einem Teilraum nicht das Niveau der an- 
gestrebten Mindestversorgung, kann dort 
nicht mehr von gleichwertigen Lebens Ver- 
hältnissen gesprochen werden. 

Ein Tätigwerden des Bundesgesetzgebers 
zur HersteUung gleichwertiger Lebensver- 
hältnisse ist gemäß Art. 72 Abs. 2 GG nach 
neuerer Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichtes allerdings nur in extremen 
bundesstaatlichen Notlagen geboten. Die 
Gleich Wertigkeit güt erst dann als bedroht 
und der Bund zum Eingreifen legitimiert, 
wenn sich die Lebensveihältrusse in den 
Bundesländern in eihebhcher, das bundes- 
staatliche Sozialgefüge beeinträchtigender 
Weise auseinander entwickelt haben oder 
sich eine derartige Entwicklung konkret ab- 
zeichnet.^ 


Flächendeckende, fiir ganz Deutschland 
geltende Standards lehnten die Bundes- wie 
auch die Landesraumordnung ab. Gefordert 
werden teilräumlich und sachhch differen- 
zierte Mindeststandards. ^ Erfolgt die Stan- 
dardsetzung üb erwiegend durch und spezieU 
für die einzelnen Bundesländer, hat dies mit 
einer deutschlandweiten Schafiiing gleich- 
wertiger Lebens Verhältnisse allerdings nur 
noch b edingt etwas zu tun. Auf der Grundla- 
ge landes spezifischer Standards kann maxi- 
mal fiir die Teilräume, für die eine Norm gilt, 
beurteilt werden, ob das Ziel gleichwertiger 
Lebensverhältnisse erfüUt ist. 

SoU aber für das gesamte Bundesgebiet be- 
urteEt werden, wo Leben sveihältnisse un- 
gleichwertig sind, wird ein deutschlandwei- 
ter Maßstab benötigt. In der Regel fungiert 
der Bundes durch schnitt als Referenzmaß- 
stab fiir die BeurteEung von TeEraum Situa- 
tionen im Bundesgebiet (siehe auch § 2 Abs. 
2 Nr. 4 ROG]. Dieser Tradition folgen nicht 
nur die Raumordnungsberichte des Bundes, 
auch die Förderpolitik der EU richtet ihr 
Konvergenzziel am Gern eins chafts durch - 
schnitt aus. 

Wird der Bundes durch schnitt als Maßstab 
verwendet, ist die entscheidende Frage, wie 
stark ein Teilraumwert davon abweichen 
darf, „ohne die LeitvorsteUung der Gleich- 
wertigkeit zu verletzen".^ Leider beantwor- 
ten Politik und Gesetzgebung diese Frage 
nur selten, weshalb im RGB immer dann von 
ungleichwertigen regionalen Lebensverhält- 
nissen ausgegangen wird, wenn in einem 
Teilraum eine stark unterdurchschnittliche 
Abweichung vom Bundesmittel feststeUbar 
ist. 

2*1*2 Messung regionaler Disparilälen 

Ausgehend von einem weiten Verständnis 
der Lebensverhältnisse erfolgt deren Un- 
tersuchung hier differenziert nach sechs 
Subdimensionen (Demographie, Wirtschaft, 
Arbeitsmarkt, Wohlstand, Infrastruktur und 
Wohnungsmarkt] auf der Grundlage von 23 
Einzelindikatoren auf der Ebene von Kreisen 
und kreisfreien Städten . WeE eine Sub dimen - 
sion - bis auf den Wohnungsmarkt - nicht 
durch einen einzelnen Indikator gemessen 
werden kann, werden mehrere Indikatoren 
zu Teilindizes zusammengefasst. Eine Subs- 
titution der Indikatoren innerhalb einer Ein- 
zeldimension wird somit untersteUt. 


( 1 ) OssenbühL R; Die veilassungs- 
recbdicbe Besdeutung des Poslulals 
nach gIfiicbwBrtigen Lebemsverfiall- 
nissen für Rajmordnung und Lar- 
deserrtwiddung. In: Der Lardkreis, 
AB. Jg., H 1L 1977, S. 179-182 

BVerfGE., NJW 2803,3. 52. 

(3} Beiral für Raumordnung: Emph 
feJilung des Beirals für Raumord- 
nung zur „Räumlichen Ausgleicfis- 
poliük', vsrabscfiiedel auf der 
Sitzung am 20. Septerraber 2007, S. 19. 

MKRO = MinistErkorrfercrE für Raum- 
ordrrurrg; Lcilbikler und Harrdlurrgs- 
slrategien für die Raumerrtwiddung 
in Deutscfilarrd. Verabsdiiedet m\ 
der Ministerkorrferenz für Raumord- 
nung am 30.6.2006. Berlin, S. 20. 

MKRO = Ministerkorrferenz für Raumord- 
nung: B^diluss'der36. MKRO am 10. Juni 
2009 in Berlin. Demografischer Wandel 
und Daseinsvursorge Berlin 2009, S. 2f 

H) MKRO = Mlnislerkonfererz für 
Raumordnung: Leilbilder und Rand- 
lungsslrategien für die Raumenlwiek- 
lung in Deutsehland. Verabschiedet 
von der Ministerkunferenz lUr Raum- 
ordnung am 30 6 2006. Berlin, S 7. 
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Dabei wird nur in zwei Fällen eine Gewich- 
tung der Indikatoren vorgenommen. Die In- 
dikatoren ^Arbeitslosigkeit'' und „BIP je Er- 
werbstätige" stellen so zentrale Größen dar, 
dass ein doppeltes Gewicht gerechtfertigt 
erscheint. In der Subdimension Infrastruk- 
tur werden zuerst getrennte Teilindizes für 
die technische und die soziale Infrastruktur 
gebildet, bevor eine Zusammenfassung mit 
den Indikatoren Einwohnerdichte und Rei- 
sezeiten zu Ober- und Mittelzentren erfolgt. 


preüeren ist, wird hier davon ausgegangen, 
dass nur in den Teikäumen, in denen es zu 
einer Kumulation stark unterdurchschnitt- 
licher Ausprägungen der Einzeldimensio- 
nen regionaler Lebens Verhältnisse kommt, 
die Gleichwertigkeit gravierend gefährdet 
ist. In Kreisen und kreisfreien Städten mit 
überwiegend durchschnittlichen und über- 
durchschnittlichen Indexwerten herrschen 
überwiegend gleichwertige Lebensveihält- 
nisse. 


Beim Wohnungsmaikt kommt nur ein Indi- 
kator zum Einsatz, so dass auf die Bildung 
eines Teilindizes verzichtet werden kann. 

Um subdimensions übergreifend ab schät- 
zen zu können, in welchen Teikäumen eine 
negative oder eine positive Kumulation von 
Indikatorwerten auftritt, wird zur abschke- 
ßenden Bewertung die Häufigkeit stark 
über- und unterdurchschnittkcher Wertaus- 
prägungen betrachtet. Da das Gleichwer- 
tigkeitspostulat im verfassungsrechtlichen 
Sinne einer Sockelgleichwertigkeit auf dem 
Niveau einer Min des Versorgung zu inter- 


Dimensionen regionaler Lebe ns Verhältnisse 


Indikatoren für die Einzeldimensionen 
regio na ler Leh e nsve rhä ll n isse 


— DemDgrsphie 


• Bevölkerungsentwicklung (in %] 

• Lebenserwartung der Männer (in Jahren) 

• Ober 75’Jährige (in % der Gesamtbevölkemng) 
- Unter 1 &- Jährige (in % der Gesamtbevölkerung) 


Wirtschaft 


45 


Wahnungsrnarkt 


■ BIP (je Erwerbstätige) 

* Beschäftigte in wissensintensiven Dienstleistungen (in %) 

* FuE-Personal (je 1 000 Erwerbstätige) 


- Arbeitslosenquote (in %) 

• Pendeldistanzen (vom Wohn- zum Arbeitsort in Minuten) 

Arbeils ma rkt * Erwerbstätigenbesatz (Erwerbstätige am Arbeitsort in 

Relation zur Einwohnerzahl zwischen 15 bis unter 65 Jahren) 

• Ausbildungsplatzquote (Relation von Ausbildungsplätzen 
und Bewerbern) 

- Schuldenquotevon Privatpersonen (in %) 

Woh Island • Unter 15 Jährige, die in Bedarf sgemeinschaflen leben (in %) 

• Verfügbares Pro-Kopf-Einkommen (in Euro) 


•Einwohnerdichte (Einwohner je km^) 

* IPkw-Reisezeit zu Ober- und Mittelzentren (in Minuten) 

* Soziale Inf irastruktur 

- Kinder unter 3 Jahren in Kindertagesstätten (in %) 

- Arzte- Einwohner- Relation (Arzte je 100 000 Einwohner) 

- Betten für stationäre Pflege (je Einwohner über 65 Jahren) 

- Grundsehulnelzd lohte (Gmndsohulen je km^) 

* lechnische Infrastruktur 

- Erreiohbarkeit von Autobahnen, IC/ICE-Anschlüssen, 
Flughäfen (Pkw-Reisezeit in Minuten) 

- Breitbandversorgung (in % der Haushalte) 


• Hauspreis- Einkommensrelation für Standard- Einfamilienhäuser 




© BBSR Bom 201 1 


Welche Ra um ebene fiir die Unteisuchung 
der Gleichwertigkeit der Lebens Verhältnis- 
se am besten geeignet ist, wird nicht ein- 
heitkch beurteilt Als ungeeignet gilt die 
Gemeindeebene. Angemessener erschei- 
nen Raumordnungsregionen. Wird Mer al- 
lerdings nicht die intraregionale Verteilung 
der statistischen Merkmale in der Region 
gemessen, verfälschen die Mittelwerte für 
diese sehr großen Räume, die häufig durch 
Stadt- Land-GefäRe oder wirtschaft-struktu- 
rell benachteikgte Teikäume geprägt sind, 
die wirklichen Verhältnisse der Leben sb e- 
dingungen zu sehr. Für diese vergleichende 
Analyse wurden deshalb die Landkreise und 
kreisfireien Städte als Untersuchungsebene 
ausgewäMt. 

Bereits auf der Ebene einzelner Indikatoren 
kann das Ausmaß reponaler Disparität be- 
urteiltwerden: 

• zeitp unktbezogen , wie stark die räum - 
liehe Disparität ausgeprägt ist 

• zeitraumbezogen, ob räumliche Dispa- 
ritäten zurückgehen, zunehmen oder 
gleichbleiben. 

Als Zeitpunkt firr die Zustandsbewertung 
wird das aktueUste JaM gewählt, für das 
Daten verfügbar sind (in der Regel 2009). 
Zeitreihendaten hegen nicht immer für die 
gleichen Zeiträume vor, betrachtet wurden 
Entwicklungen zwischen 1995 und 2009. 

Bei sieben von 23 Indikatoren wird ein hohes 
Ausmaß räumheher Disparität erreicht. Nur 
bei zwei Indikatoren herrscht ein niedriges 
Niveau {AusbEdungsplatzdichte, Lebenser- 
wartung Männer). Überwiegend verbleibt 
die regionale Disparität auf einem mittleren 
Niveau. 

Was die Entwicklung regionaler Disparitä- 
ten betrifft, bleibt das Disparitätsniveau bei 
fiinf Indikatoren weitgehend stabE. Nur b ei 
einem Indikator kann eine Zunahme der 
Disparität En Zeitverlauf ermittelt werden. 
Bei fiinf Indikatoren ist ein schwankender 
Verlauf des Indikatorwertes zu beobachten. 
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Niveau und Veränderung regionaler Disparitäten im Spiegel von Einzel Indikatoren 


Dtm enslonilnd ikater 


Zustand 

Veränderung 

M- Bezugs- (Qt bundesweiter, standardisierter Mittelwert) 

jahr 2 0 '2 4 6 

Zeitraum 

Tendenz 


Demoigiaphiie 



mrtlel. 0,1 bis unter 0,5 Extremwerte/ Min. ' Max. Extremwerte/ 

O hoch: 0,5 und mehr Ausreißer Ausreißer 

Erfclärung 

Der Zustartd regionaler Dlsparttäten i^rd tnittels standardisierter Werte dar^stellt. Der Mittelwert aller Indikatoren entspricht dem Wert Null, in grafischer Form lelgeri sog. &oxpiots die 
WerteverteiiuinQ. Die Box uimfesBl die Hälfte aller Werte, wähnend die durchgezogene Linie die unteren bzw. aberen 25 % einer Verteilung ahne Ausreißer darsleilt. 

Die Ausreißer und Extremwerte können anhand der gestrichelten Linie Identifiziert werden. 

Für den indiltator „Anteil der Kinder unter 3 Jahren in Kindertagesslätten" zeigt die Darstellung, dass knapp drei Viertel aller Kreise einen unterdurclischnittlichen Arrteil von unter 3 
Jährigen in Kindertagesstetlen besitzen. Ca. 25 % der Kreise liegen überden BundsdurctiscbnitL 

Anhand des Pfeils wird verdeutlicht dass die Disparitäten im Zeitraum 2006 bis 2008 abgenommen haben. Das Punkt-Symboi bildet das Niveau der Disparitäl ab und zeigt für den 
Indikator „Unter 3 Jälirige in Kinderfagesstätten“, dass die Disparitäten auf einem hohen Niveau liegen. Für die Analyse der Entwicklung sowie des Niveaus der Disparltäten wird der 
Variationskoeffizient zugruncte gelegt. 

Durch Varlationskoeffuientonwerte kann ein niedriges, nnittleres und hoheis Niveau räumlicher Disparität unterschieden werden. Die Messung der Veränderung des 
Variatianskoeffizientens Im Zeitvedauf ermöglicht eine Aussage, ob die Disparität zu- bzw abgenomnnen hat oder stagniert. 

Metbodischer Hinweis: Ein Vergleich der Boxplots ist nur hinsichtlich der Verteilung der Indikatarenwerta mögiicti. Es kann vergleichend gesehen werden, in welchen Indikatoren viele 
Kreise unter dem Bundesdurchscbnitt liegen bzw. ob sieb die Werte gleichmäßig um den Durchschnitt verteilen. Ein Vergleich der Bandbreite der Indikatoren ist aufgrund der unter- 
schiedlichen BezugsgröG^n Eurov Fahrzeit In Minuten etc.) nicht itiögllch. Diese Information kann mittels Varlationskoeffizienten gewannen werden, die unter,,Niveau' zu finden ist 


Oabnbasis: Laufsndä Flaumbwbaditung des BBSiR 


©BBSR Borniatll 


2*1 *3 Dimensionen regionaler Lebensver- 
häitnisse 

Demographie 

Die demographischen Verhältnisse imter- 
liegen kn betrachteten Zeitraum von 1996 
bis 2009 einem erheblichen Wandel. Starke 
Bevölkerungsrückgänge traten bisher vor al- 
lem in den neuen Bundesländern aul Wäh- 
rend sich hier einige große Städte von der 


Bevölkeningsschnimpfung in den vergan- 
genen Jahren erholen und in Einzelfällen 
sogar ein geringes B e Völker ungs Wachstum 
realisieren konnten, sind die weiter von den 
städtischen Zentren entfernten ländlichen 
Gebiete nach wie vor gravierend vom Be- 
völkerungsrückgang betroffen, ln den alten 
Bundesländern haben städtische und länd- 
liche Räume noch überwiegend Bevölke- 
rungsgewinne erfahren. 
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[5) SiBJtistbnhe Äniter des BurKles und 
'jer Länder: Demograifisnhnr Wandel 
iin Deulsehland. WeXI 2, Auswirkun- 
^n aut Krankenhausbahandlungen 
urtd Pllegebedürttiga in Bund und 
Landern. Wiesbaden 2010, S. 27. 


Auch in der Alleisstruktur zeigen sich Un- 
terschiede zwischen ländlich und städ- 
tisch geprägten Räumen sowie zwischen 
den Gchieten in den alten und den neuen 
Bundesländern. Der AnteE an Kindern und 
Jugendlichen unter 15 Jahren liegt in allen 
Kreistypen der neuen Länder deutlich unter 
dem Niveau der alten Länder. 

Vom AnteE der über 75 -Jährigen an der 
Kreishe Völker ung können Rückschlüsse auf 
die Nachfrage an altenspezifischer Infra- 
stmktur abgeleitet werden. Dies gEt ins- 
besondere für die Altenpflege. Etwa zwei 
Drittel aller Pflegebedürftigen sind 75 Jahre 
und älter. Im Zuge der fortschreitenden Al- 
terung der Bevölkerung nimmt deshalb die 
Zahl der Pflegebedürftigen zu, wodurch sich 
die Nachfrage an ambulanten und statio- 
nären Angeboten erhöht Von 1999 bis 2007 
hat sich die Zahl der Pflegebe dürftigen um 
1 1 % erhöht. Nach Vorausberechnungen des 
Statistischen Bundesamtes wird sie bis 2020 
um knapp ein Drittel (29 %) ansteigen ® 

Die Lebenserwartung gEt als leistungsfähi- 
ger Indikator für die Bewertung d er allgem ei- 
nen Lebensveihältnisse einer Region. Nach 
wie vor ist die Lebenserwartung der Frauen 
im Bundesdurchschnitt mit 82 Jahren höher 
als die der Männer mit 77 Jahren. Dispari- 
täten zwischen West und Ost konnten seit 
der Wiedervereinigung erheblich abgebaut 
werden, sind bei den Männern aber immer 
noch stärker ausgeb Edet als bei den Frauen. 
Insgesamt nähert sich die durchschnittliche 
Lebenserwaitung nicht nur zwischen West 
und Ost an, auch das im früheren Bundes- 
gebiet weniger intensive Süd-Nord -Gefälle 
schwächt sich zusehends ab. 

ln der zusammenfassenden Betrachtung 
ergibt sich fiir einen GroßteE der Kreise kn 
Süden Baden -Württembergs und Bayerns 
sowie im Westen Niedersachsens ein über- 
durchschnittlich positives BEd der demo- 
graphischen Situation. Besonders auffällig 
ist die positive Entwicklung kn Emsland 
und im Oldenburger Land. Neben der po- 
sitiven Gesamtbevölkerungsentwicklung ist 
der überdurchschnittliche KinderanteE in 
diesen Regionen für die hohen Werte ver- 
antwortlich. 

Ungünstige Bevölkerungsverhältnisse domi- 
nieren in weiten TeEen Ostdeutschlands und 
vereinzelt in strukturschwachen Räumen 
der alten Bundesländer. Besonders ungüns- 
tige demographische Verhältnisse herrschen 
in Ostdeutschlajid in den ländlich geprägten 
Gebieten. Fast alle Kreise des Stnikturtyps 


ländlicher Raum (92 %) und immerhin 61 % 
der Kreise des Stnikturtyps ländliches Um- 
land weisen staik unterdurchschnittliche 
demographische Verhältnisse auf ln West- 
deutschland kann in keinem Raumtyp ein 
vergleichbares Problem ausm aß festgestellt 
werden. 

Wirtschaft 

Um die wirtschaftlichen Verhältnisse in den 
Kreisen und kreisfreien Städten verglei- 
chend abbEden zu können, wurden die drei 
Indikatoren Bruttoinlandsprodukt (BIP) je 
Erwerbstätigen, AnteE der Beschäftigten in 
wissensintensiven Dienstleistungen und 
F&E- Personal an den Erwerbstätigen ausge- 
wählt. 

Das BIP je Erwerbstätigen misst den Wohl- 
stand eines TeEraumes. Seit 1995 ist ein kon- 
tinuieilicher Anstieg in allen Strukturtypen 
zu beobachten, kn Westen allerdings auf 
deutlich höherem Niveau als kn Osten. Ein- 
brüche brachte allerdings die Wktschafts- 
und Finanzkrise. 2008 und 2009 ging das 
reale BIP je Erwerbstätigen zurück, in West- 
deutschland stärker als in Ostdeutschland. 
2010 kam es aber wieder zu einem Anstieg, 
der diesmal in den alten Ländern mehr als 
doppelt so hoch ausfiel wie in den neuen 
Ländern. Das BIP je Erwerbstätigen in den 
neuen Bundesländern beträgt durchschnitt- 
lich 80 % des Westniveaus, ln den alten wie 
in den neuen Ländern ist ein Gefälle des 
BIP von den städtisch geprägten hin zu den 
ländlichen Räumen feststellbar. 

Für die Wettbewerbsfähigkeit der Regionen 
ist die Ausstattung mit zukunftsgerichteten, 
innovationsorientieiten Diensüeistungen 
von hoher Bedeutung. Was wissensbasiefte, 
untern ehmensoiientierte Dienstleistungen 
sowie Forschung und Entwicklung betrifft, 
weisen Kernstädte einen höheren Beschäf- 
tigtenbesatz als ländliche Räume auf. Zu 
den wissensintensiven Dienstleistungen 
zählen z. B. Unternehmensberatungen, Da- 
tenverarbeitung und Werbung. Diese Betrie- 
be konzentrieren sich vor allem in Agglome- 
rationen. Regionale Disparftäten zwischen 
West- und Ostdeutschland sind weniger bei 
den Beschäftigten in wissensbasierten un- 
ternehmen sorientierten Dienstleistungen 
zu erkennen als bei dem F&E-Personal. Wäh- 
rend 2007 in Westdeutschland neun F&E- 
Beschäftigte je 1 000 Erwerbstätige gezählt 
wurden, betmg der Wert in Ostdeutschland 
nur vier Be schäftigte. 
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Die zusammenfasseiide Betrachtiing zeigt, 
dass eine Kumulation wirtschaitlicher Stärke 
vor allem in den Verdichtungsräumen Mün- 
chen, Rhein -Main, Rh ein -Ruhr, Stuttgart, 
N ürnb erg/ Erlangen / F ürth, Hamb urg und 
Hannover zu finden ist. Überdurchschnitt- 
lich ausgeprägte Wirtschaltsverhältnisse 
finden sich in Ostdeutschland bis auf Jena 
nicht. Dies unterstreicht das starke West- 
Ost-Gefälle. Insgesamt 1 1 % aUer Kreise und 
kreisfreien Städte (absolut 46] fallen in die 
Klasse der stark unterdurchschnittlichen 
Wirtschaftsverhältnisse, davon 40 aus den 
neuen Bundesländern. Stark unterdurch- 
schnittliche Wirtschaftsverhältnisse sind 
in Ostdeutschland ein fast flächen deckend 
verbreitetes Problem. Aber auch in einigen, 
eher ländlich strukturierten Teilräumen 
Westdeutschlands sind ähnliche Problemla- 
gen anzutreffen. 

Arbeitsmarkt 

Arbeitsmärkte bilden sich durch das Zu- 
sammentreffen von Angebot und Nachfra- 
ge nach Arbeitskraft. Selbst wenn in einer 
Volkswirts chaft ein ausgeglichener Arb eits- 
markt herrscht, so dass theoretisch jeder 
Arbeitssuchende auch einen Arbeitsplatz 
findet, können sich die einzelnen regiona- 
len Teilmäikte zum betrachteten Zeitpunkt 
staik unterscheiden. Auch den deutschen 
Arbeitsmaikt kennzeichnen erhebliche regi- 
onale Disparitäten. Viele Teilräume weisen 
eine ungünstige regionale Arbeitsmarktsitu- 
ation aul 

Ein zentraler Indikator des Arbeitsmaiktes 
ist die Arb eitslosenquote. Sind Regionen mit 
niedriger Arbeitslosenquote für eine Zuwan- 
derung von Arbeitssuchenden interessant, 
gilt ftir Regionen mit hoher Arb eitslosen- 
quote das Gegenteil, sie fördern die Abwan- 
derung insbesondere jüngerer Menschen. 
Auch üb er 20 Jahre nach der deutschen Wie- 
dervereinigung hat sich die Arbeitsplatzsi- 
tuation in den neuen Bundesländern nur 
unwesentlich gebessert. Der 2008 durch die 
Wirtschafts- und Finanzkrise unterbroche- 
ne wirtschaftliche Konjunkturzyklus hatte 
einen Zuwachs von etwa 2 Mio. Erwerbstä- 
tigen vom Sommer 2003 bis Dezember 2008 
für ganz Deutschland bewirkt und damit 
auch eine Entlastung der ostdeutschen Ar- 
beitsmäikte gebracht. 

ln den neuen Bundesländern sind aüe Kreis - 
typen von hoher Arbeitslosigkeit betroffen. 
Ähnlich wie in den alten Bundesländern faüt 
die Arbeitslosenquote der kreisfreien S^dte 


überdurchschnittlich hoch aus. Periphere 
Räume sind besonders betroffen. Je dünner 
die Besiedelung und je peripherer die Lage, 
desto höher liegt in den neuen Bundeslän- 
dern die Arb eitslosenquote. Dort haben 
sich aber auch einige Arb eitsmarktin sein 
mit verhältnismäßig niedriger Arbeitslosig- 
keit herausbEden können, z. B. um Erfurt, 
Jena, Potsdam, Dresden. Ebenfalls niedrige 
Arbeitslosenquoten erreichen die Kreise in 
direkter Nachbarschaft zur ehemaligen in- 
nerdeutschen Grenze in Thüringen. 

2009 lagen von den 33 Kreisen und kreisfrei- 
en Städten mit einer Arb eitslosenquote von 
15 % und mehr lediglich drei in den alten 
Bundesländern. Wie deutlich sich die Ar- 
beitslosigkeit bis Ende 2011 in Ostdeutsch- 
land verbessert hat, erkennt man daran, 
dass zum Oktober nur noch zwei ost- und 
zwei westdeutsche Kreise eine Arbeitslos - 
tenquote über 15 % aufweisen. 

Nach wie vor dominiert in Westdeutschland 
ein Süd -Nord- Gefälle mit niedriger Arbeits- 
losigkeit in B ad en- W ürttemb erg und B ay ern , 
einem mittleren Niveau der Arbeitslosigkeit 
in Rheinland -Pfalz und Hessen sowie einem 
vergleichsweise hohen Niveau der Arbeits- 
losigkeit in Teilen von Schleswig- Holstein, 
Niedersachsen, Nordrhein -Westfalen, Bre- 
men und dem Saarland. 

Für den Arbeitsmarkt einer Region ist die 
Aus stattung mit Arbeitspl ätzen ein zentrales 
Maß. Mit Hilfe des Erwerbstätigenbesatzes, 
d.h. der Zahl der Erwerbstätigen am Ar- 
beitsort in Relation zur Einwohnerzahl der 
15- bis unter 65-Jährigen, kann die tatsäch- 
lich im Erwerbsleben stehende Bevölkemng 
eines Teilraumes ermittelt werden. Ein nied- 
riger Besatz deutet an, dass das Arbeitskräf- 
tepotenzial einer Region nicht ausgeschöpft 
wird, und zeigt daher eine wirtschaftsstruk- 
tureRe Schwäche an. 

Beim Erwerbstätigenbesatz herrscht ein 
West-Ost-C^fälle, das allerdings von einem 
dominanteren Stadt- Land -Gefälle über- 
formt wird, ln den kreisfreien Städten er- 
reicht der Erwerb stäügenb esatz in West- wie 
Ostdeutschland die höchsten Werte. Neben 
der Ausstattung mit Arbeitsplätzen ist auch 
das Angebot an Ausbildungsplätzen von 
zentraler Bedeutung ftir die Lebensverhält- 
nisse in einem Teilraum. Die Ausbüdungs- 
marktsituation hat sich in weiten Teüen 
Deutschlands mittlerweüe entspannt. 

ln Kreisen und kreisfreien Städten mit un- 
günstigem Arbeitsmarkt wird der Mangel 
an Erwerbsmöglichkeiten vor Ort häufig 
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Der TeillndHX Demographie setzt sich zusammen aus den 
IndikatDren Bevolkerungsentwicihlung, Lebenservrartung der 
Männer, unter 15^ähnge, über 75-Jä hriige. 

Der Teiiindex Arbeitsmarkt setzl sch zusammen aus den 
IndikatDren ArheitsiDseinquote, Pendeldistanzen, 
Bvrerhstätigenbesatz, Au^ldungsplatzquote. 
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Indikatcren BIP, Beschäftigte in iMssensntenSitven 
DienstleistungBn, FuE-iPersonal. 

Der Teiiindex Wohlstand setzt sch zusammen aus den 
Indkatcren SchrJdencfiJDfte von Frivatpeiscxien, unter 
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Datenbasis Wirtschaft Laufende RäumbaDbachtung des BBBR, Vblkswüsc^haflljChe Cesamtrechnungen der Länder, Beschäftigte nstaftistik der Bundesagentur f(r Arbeit 
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durch weites Berufspendelii kompensiert. 
Liegen strukturschwache Räume nicht zu 
weit von attraktiven Arbeitsmarktzentren 
entfernt, lohnt es sich für viele Erwerbstäti- 
ge nicht, ihren Wohnort zu veilegen. Über- 
durchschnittliche hohe Pendeldistanzen 
erreichen Struktur schwache Räume in Bran- 
denburg und Mecklenburg- Vorpommern. 
Die Arbeitslosenquote der ehemaligen in- 
nerdeutschen Grenzkreise von Thüringen 
ist deshalb unterdurchschnittlich, weil viele 
Erwerbstätige nach Bayern pendeln. Bei den 
Kreisen des westlichen Mecklenburgs ver- 
hält es sich ähnlich. Hier ist Hamburg das 
dominante Pendelzentrum. 

Insgesamt 16 % aUer Kreise und kreisfreien 
Städte wiesen 2009 stark unterdurchschnitt- 
liche Arbeitsmarktverhältnisse auf, davon 51 
in Ostdeutschland und 13 in Westdeutsch- 
land. Wie stark das West-Ost-Gefälle der Ajt- 
beitsmarktverhältnisse ausgeprägt ist, lässt 
sich daran ablesen, dass kein Kreis in den 
neuen Bundesländern überdurchschnittli- 
che Arbeitsmarktverhältnisse aufweist, ln 
den alten Bundesländern konzentrieren 
sich Arbeitsmarktprobleme vor allem im 
Ruhrgebiet und seinen westlichen Nach- 
barkreisen sowie nördlich von Hannover, 
in Bremerhaven und in einigen Kreisen von 
Rheinland-Pfalz. 

Wohlstand 

Das Wohlstandsniveau von Individuen und 
Haushalten ist von sehr unterschiedlichen 
Faktoren abhängig. Als Einzelindikatoren 
wurden das verfügbare Pro-Kopf-Einkom- 
men, die Schulden quote privater Haushalte 
und der Anteil unter 15-Jähriger, die in Be- 
darfsgemein schäften leben, ausgewählt. 

Auch nach zwei Jahrzehnten nachholender 
Entwicklung im Osten lässt sich immer noch 
ein ausgeprägtes West- Ost-Einkommen sge- 
fäUe nachweisen. Zwar sind die Erwerbsein- 
kommen und Renten der Ostdeutschen in 
den vergangenen 20 Jahren erheblich gestie- 
gen, im Mittel verfügen die Haushalte aus 
den neuen Bundesländem aber immer noch 
über ein geringeres Netto -Einkommen als 
vergleichbare Haushalte in den alten Bun- 
desländern. ln Ostdeutschland relativieren 
aber die im Durchschnitt niedrigeren Preise 
die geringeren Einkommen, ohne sie aUer- 
dings voUständig kompensieren zu können. 

Einkommensunterschiede dürfen somit 
nicht getrennt von den regionalen Preis- 
unterschieden betrachtet werden. Bislang 
standen keine Daten zur Verfügung, um 


regionale Preisdifferenzen angemessen ab- 
bilden zu können. Eine Studie des BBSR 
hat diese Informationslücke geschlossen.® 
Dabei wurden 7,3 Mio. Preise Rir 205 Gü- 
ter gesammelt, die den Warenkorb des 
Statistischen Bundesamts zur Berech- 
nung der Inflationsrate zu 73 % ab decken. 

Die höchsten Preise müssen in den großen 
Städten und ihrem Umland insbesondere 
im Süden Deutschlands gezahlt werden. 
Demgegenüber sind die Lebenshaltungs- 
kosten in peripheren Regionen relativ ge- 
ring. Die beiden extremen Werte finden 


(6) BBR (Hrsg.): Regionaler Preis- 
index Beriohle, Bd. 30, Bonn 2009 
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sich jeweils in Bayern: Erwartungsgemäß 
sind die Preise in München am höchsten, 
in Landkreis Tirschenreuth hingegen am 
geringsten. Auffallend ist, dass die Prei- 
se in den neuen Bundesländern nicht so 
niedrig sind, wie vielfach angenommen 
wird. Zwar kosten dort viele Dienstleistun- 
gen aufgrund der geringeren Löhne weni- 
ger als heispielsweise in Westdeutschland, 
aber diese Posten machen nur einen re- 
lativ geringen Anteil am Warenkorb aus. 

Generell gilt: Mit höheren regionalen Durch- 


Preisindex 



Regionaler Preisindex (Bonn = 100) 


□ 


bis unter 85 

□ 

85 

bis unter 90 

□ 

90 

bis unter 95 

■ 

95 

bis unter 100 

■ 

100 

und mehr 


JZL 


L 


19 184 123 39 28 
Häufigkeiten 

Datenbasis : IBgeine Berechnungen des nmit Daten von 2005 und 2009 
(^eDmetiisrlie Grundlage: BKO/BBSH, KreisregiiDnen, 31.12.2006 


Schnittseinkommen steigen auch die Preise. 
Daher sind die regionalen Disparitäten b ekn 
realen Einkommen (d. h. unter Berücksich- 
tigung der Preise] geringer als beim nomi- 
nalen Einkommen (d. h. ohne Einbeziehung 
der Preise]. Allerdings untefscheiden sich 
die Preise nicht so sehr wie die Einkom- 
men, so dass kein vollständiger Ausgleich 
zustande kommt. Dennoch tragen die Preis- 
unterschiede zu einer stärkeren regionalen 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
bei. ln über zwei Dritteln aller Teilräume 
entsprechen die regionalen Mittelwerte des 
realen Einkommens in etwa dem Bundes - 
durch schnitt. Einige ostdeutsche Regionen 
weisen ein so niedriges Preisniveau auf, 
dass die dort im Schnitt realisierten unter- 
durchschnittlichen Einkommen auf ein 
bundesweit durchschnittliches Niveau ge- 
hoben werden. Dies gilt zum Beispiel für die 
früheren Landkreise Mittlerer Erzgeb iigs- 
kreis, Ohrekreis und Märkisch Oderland. 

Es lassen sich einige Faktoren ausmachen, 
die zu höheren regionalen Preisniveaus 
fiihren. Wenn ein überdurchschnittlich ho- 
hes Einkommensniveau in einem Teilraum 
herrscht, dann ist auch die Zahlungsbereit- 
schaft und Zahlungsfähigkeit der Bevölke- 
rung höher. Höhere Löhne haben zur Folge, 
dass Dienstleistungen entsprechend teurer 
angeboren werden, ln der Regel fiihrt auch 
eine überdurchschnittlich hohe Einwoh- 
nerdichte zu einem überdurchschnittlichen 
Preisniveau. Gegenden, die touristisch sehr 
attraktiv sind, z. B. Gebiete in den Alpen 
oder Küstenstreifen, weisen häufig ebenfalls 
ein überdurchschnittliches Preisniveau auf. 

Als Indikator für drohende oder reale Armut 
gilt die Verschuldung von Privatpersonen. 
Eine Verschuldung liegt dann vor, wenn die 
monatlichen Gesamtausgaben höher als 
die Einnahmen sind. Die Verschuldung der 
Privatpersonen lässt ein staikes Nord -Süd - 
C^efälle, aber nur geringe Ost-West-Unter- 
schiede erkennen. Die Höhe der privaten 
Schulden in den alten Bundesländern liegt 
deutlich über dem ostdeutschen Niveau. 
Ferner bleiben Haushalte kn Westen länger 
überschuldet als kn Osten. Die Verschul- 
dung von Privathaushalten ist in städtischen 
Räumen intensiver ausgeprägt, während sie 
in ländlichen Räumen deutlich unter dem 
Bundesdurchschnitt bleibt. 

Ein zentraler Indikator für den Wohlstand 
einer GeseUschait ist die Armutsquote, die 
allerdings nicht einfach zu messen ist. Kin- 
der in Ostdeutschland besitzen ein höheres 
Risiko, in Armut zu leb en. Knapp ein Drittel 
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der Kinder dort lebt ln Bedarfsgemeinschaf- 
ten, die Leistungen der Grundsichening 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB II) emp- 
fangen. Der AnteE der unter 15 -Jährigen in 
Bedarfsgemeinschaften ist in den neuen 
Ländern doppelt so hoch wie in den alten 
Bundesländern. Sowohl im Westen als auch 
im Osten sind Kinder in Kern Städten häu- 
figer von Armut betroffen als Kinder, die in 
ländlich geprägten Regionen leben. 

Räume, in denen die Bewohner von un- 
terd ur ch schnittlich en Wohlstand sver- 

hältnissen betroffen sind, finden sich in 
Ostdeutschland sehr häufig, während in 
Westdeutschland nur einzelne Teilräume 
gravierend vom Bundesmittel abweichen. 
Insbesondere das Ruhigebiet, Bremeiha- 
ven und Bremen sind hier zu nennen. In 
den neuen Bundesländern sind die Länder 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg- Vorpom- 
mern nahezu flächendeckend von stark 
unterdurchschnittlichen Wohlstandsver- 
hältnissen geprägt. In Sachsen, Thüringen 
und Brandenburg bewegen sich die Wohl- 
standsverhältnisse in einigen Teilräumen 
auf durchschnittlichem Niveau. 

Das West-Ost-GefäRe ist staik ausgeprägt. 
Insgesamt ist die Wohlstandssituation in 
44 Kreisen in Ostdeutschland und 27 Krei- 
sen in Westdeutschland staik unterdurch- 
schnittlich. Sehr uneinheitlich ist die raum- 
strukturelle Betroffenheit in West- und 
Ostdeutschland zu beurteMen. Während die 
Kreise des ländlichen Raumes und des länd- 
lichen Umlands der Großstädte in den alten 
Bundesländern kaum unter ungünstigen 
Wohlstands Verhältnissen leiden, sind in den 
neuen Bundesländern vor aUem die Kreise 
des ländlichen Raumes und die Kern Städte 
betroffen. 

Infrastruktur 

In der Diskussion um die Gleichwertigkeit 
der Lebensveihältnisse kommt der Infra- 
strukturausstattung eine besondere RoRe zu. 
Wichtige Infrastrukturen sind in zentralen 
Orten, insbesondere den Mittel- und Ober- 
zentren konzentriert, die das Versoigungs- 
netz vor aRem für Angebote überöithcher 
Bedeutung bRden. Anhand des Indikators 
„Pkw- Fahrzeit zum nächsten Mittel- oder 
Oberzentrum" kann die Versorgungsquaü- 
tät mit Infrastniktureinrichtungen veiglei- 
chend gemessen werden. Im Ergebnis zeigt 
sich, dass kn Westen wie kn Osten die Kern- 
städte überdurchschnittlich gut mit Infra- 
struktur ausgestattet sind. 


Eine gute Erreichbarkeit hochrangiger Ver- 
kehrseinrichtungen CFlughäfen, Autobah- 
nen, ICE /IC -Haltepunkte) ist ein zentra- 
ler Stand oitfaktor fik die Wktschalt. Die 
Erreichbarkeit dieser Einrichtungen steht 
in engem Zusammenhang zur Siedlungs- 
struktur. Ländhche Regionen weisen durch- 
schnitthch längere Pkw- Fahrzeiten zu hoch- 
rangigen Veikehrsinfrastrukturen auf. 

Eine schlechtere Infrastrukturversorgung 
besteht vor aRem bei der Breitban dveisor- 
gung in peripheren ländhchen Räumen. Die 
2010 noch verbliebenen weißen Flecken mit 
fehlender Grundversorgung, d. h. Teilräu- 
men, wo keine Breitban dversoigung größer 
gleich ein Megabit pro Sekunde (Mbit/s) 
erreicht wird, finden sich vorwiegend in pe- 
ripheren Lagen in Gemein den mit sehr klei- 
ner Bevölkerung J 

In der sozialen Infrastrukturausstattung zei- 
gen sich grundsätzlich weniger Unterschie- 
de zwischen West- und Ostdeutschland. Es 
besteht aRerdkigs oft noch ein Stadt-Land- 
GefaRe. Gemessen am Indikator Ärzte-Ein- 
wohner- Relation (ARgemeinärzte) besteht 
eine besonders gute Versorgungs Situation 
in den süddeutschen Kreisen, aber auch in 
touristisch beliebten Regionen an Nord- 
und Ostsee oder kn Harz. Es überrascht, 
dass in einigen ländlichen Räumen eine ver- 
gleichbar gute Versorgungssituation erreicht 
wird, wie sie ansonsten eher für Kernstädte 
typisch ist. 

In einer alternden GcseRschaft wächst die 
Nachfrage nach Pflege. Derzeit ist die Ver- 
soigung älterer Menschen mit stationären 
Pflegeeinrichtungen räumlich ausgewogen. 
Lediglich in den neuen Bundesländern ist 
die Versorgung etwas schlechter. 

Die traditioneR bessere Kinderbetreuung in 
den neuen Bundesländern ist auch 20 Jah- 
re nach der deutschen Wiedervereinigung 
noch deutfich erkennbar. In den ländfichen 
Räumen Westdeutschlands befindet sich 
nur jedes zehnte Kind unter drei Jahren in 
ekler Tagesbetreuung, während es in den 
neuen Bundesländern fast jedes zweite Kind 
ist. Dieses Ost-West-GefäRe hat sich in den 
veigangenen Jahren durch nachholende 
Entwicklung des Westens und einen Abbau 
von Kapazitäten kn Osten verringert. 

In der Schulversoigung ist weniger ein 
Mangel an Einrichtungen, sondern eher 
deren Erreichbarkeit problematisch. Für 
die Grundschulen zeigt sich, dass die Aus- 
stattung in Kern Städten zwischen O st- und 
Westdeutschland in quantitativer Hinsicht 


(7) BMWi: Berich mm Breitbard- 
atlas 2010 des Bundesirinisteiiums 
hr Wirtschaft und Technologie. Teil 
1: Ergebnisse. Berlin 2010, S. 6, 
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gleich ist, während in ländlich geprägten 
Gebieten Ostdeutschlands schlechtere Er- 
reichbaik eiten bestehen als in den alten 
Bundesländern. Ursache sind die dünne 
Besiedlungsdichte vieler ostdeutscher Krei- 
se und die verhältnismäßig niedrige Schü- 
lerzahl, die bereits viele Schulschließungen 
nach sich gezogen hat. 

Der zusammenfassende Teilindex der In- 
frastrukturversorgung verdeutlicht, dass 
die neuen Bundesländer noch immer von 
einer staik unterdurchschnittlichen In- 
frastrukturversorgung betroffen sind. Auf- 
fällig ist weiterhin, dass im Westen wie kn 
Osten die Kernstädte und das verdichtete 
Umland weitgehend von Problemen unter- 
durchschnittlicher Infrastrukturversorgung 
verschont bleiben. Schon die Ausstattungs- 
kataloge der Landesplanung sehen eine 
Konzentration vieler Einrichtungen in Städ- 
ten vor. 


Infrastrukturdefizite sind innerhalb der 
ländlich geprägten Strukturtypen in Ost- 
deutschland, die im Vergleich zu den west- 
deutschen Strukturtypen eine deutlich 
niedrigere Bevölkerungsdichte aufweisen, 
inten siver ausgeprägt. Im relativen Vergleich 
sind hier in mehr Kreisen unterdurchschnitt- 
liche Versorgungsniveaus der Infrastruktur 
anzutreffen als in den Kreisen der gleichen 
Raum strukturtypen in Westdeutschland. 

Wohnungsmarkt 

Für die individuellen Lebens veihältnisse ist 
die Wohn ungs Versorgung ein zentrales Kri- 
terium. Von entscheidender Bedeutung ist 
dabei das Preisniveau. Der Indikator Haus- 
pr eis - Einkommensrelation berücksichtigt 
neben den Hauspreisen auch die regional 
unterschiedlichen Einkommens Verhältnis - 
se. Die Preise ffirWohnimmobilien korrellie- 
ren deutlich mit der Kaufkraft der regiona- 


Infrastruktur 


Wohnungsmarkt 



ICOItin , 


Index 
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Der Teyncid«« Infrastruktur setzt sicfi zusaoiimeo aus den Indikatcren Der I ndükator Wolmunpsmartct setzt die durdhsdhnittlicitieo 
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Datenbasis Wohnungsraarlkt BBSR-VtAjhnungsraariktbeobachtungssyiäem, 

DN limimodaten GniiH, VcHkswirtsdhaftliche Gesamtrechnung der Leider 
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len Bevölkerung. In Regionen mit niedriger 
Relation ist ein leichterer Zugang zur Eigen- 
tumsbildungmöglich als in Gebieten mit ei- 
nerhohen Relation. 

Es zeigt sich, dass in Ostdeutschland auf- 
grund des niedrigen verfügbaren Einkom- 
mens die im Vergleich niedrigeren Kau^iei- 
se iur Eigentumsbildner nicht automatisch 
günstig erschein en müssen. Das Niveau 
d er Hau spreis -Einkommen srelation ist in 
Norddeutschland und einigen anderen Tei- 
len Westdeutschlands häufig niedriger. Der 
hohen Kauikraft im Süden Deutschlands 
stehen im Verhältnis deutlich höhere Im- 
mobilienpreise gegenüber. Im Bundesmittel 
muss das 6-fache Jahresnettoeinkommen 
der Haushalte für den Erwerb neuer Stan- 
dardhäuser aufgewendet werden. Weniger 
als das 4, 5 -fache Jahresnettoeinkommen 
wird in Norddeutschland, in Rheinland- 
Pfalz und in wirtschaftsstruktureU schwä- 
cheren Teilen von Hessen Rir den Erwerb 
eines Standardhauses ausgegeben. In Teilen 
von Süddeutschland und in vielen Groß- 
städten ist häufig mehr als das 7- bis 8 -Fache 
des Einkommens aufzuwenden. 

Hochpreisige Wohnungsmärkte sind nicht 
nur in den Großstädten München, Stutt- 
gart, Frankfurt, Hamburg, Düsseldorf und 
Köln anzutreffen. Auch kleinere Städte wie 
Freiburg, Heidelberg, Bonn, Nürnberg und 
Erlangen und landschaftlich attraktive Tou- 
rismusgebiete wie der Alpenraum oder ei- 
nige Küstenzonen können ein überdurch- 
schnittlich hohes Preisniveau aufweisen. In 
Ostdeutschland werden hohe Preisniveaus 
für Wohnimmobilien an der Ostseeküste, in 
Rostock, Potsdam, Jena, Weimar und Eräirt 
erreicht. 

2*1 *4 Über- und unterdurchschnittliche 
regionale Lebe ns Verhältnisse 

Gleichwertige Lebensverhältnisse werden 
angenommen, wenn sich in einem Teilraum 
bei den hier betrachteten Subdimensionen 
die Teilin dexwerte n ah am B un des durch - 
schnitt bewegen, liegen die Teilindexwer- 
te aUerdings überwiegend in einem über- 
durchschnittlichen Bereich, wird das Niveau 
einer Mindestversorgung deutlich übertrof- 
fen und die Gleichwertigkeit wird in diesem 
Sinne übererfüUt. Von ungleichwertigen 
Lebensverhältnissen wird hingegen immer 
dann gesprochen, wenn in einem Teilraum 
eine Kumulation stark unterdurchschnitt- 
licher Indikatorwerte Rir die untersuchten 
Subdimensionen der Lebensverhältnisse 
auftritt. Damit wird unter steRt, dass in die- 


sen Teilräumen keine gleichwertigen Le- 
bens Verhältnisse herrschen und eine garan- 
tierte Mindestversorgung gefährdet ist. 

Unterschieden werden fünf Klassen regio- 
naler Lebensverhältnisse: 

Ausgeglichene Lebe ns Verhältnisse 

Im Bundesgebiet dominieren eindeutig aus- 
geglichene Lebensbedingungen. Diese TeE- 
räume werden in einer Klasse zusammenge- 
fasst, die maximal zwei Einzeldimensionen 
der ungünstigsten wie der günstigsten Ein- 
stufung umfassen kann. Insgesamt b efinden 
sich 339 Kreise und kreisfreie Städte in die- 
ser Klasse. Der Schwerpunkt liegt eindeutig 
in Westdeutschland. Hier weisen 89 % aEer 
Kreise die ser Klasse ausgeglichene Lebens - 
Verhältnisse auf, während dies in den neuen 
Ländern erst in 59 % aUer Kreise güt. 

Ungleichwertige Lebensverhältnisse 

Teüräume mit überwiegend ungleichwer- 
tigen Lebensbedingungen werden in zwei 
Klassen zusammengefasst. Die ungünstigs- 
ten Teüraum Situationen repräsentiert die 
Klasse der sehr stark unterdurchschnitt- 
lichen Lebensverhältnisse. Hier finden 
sich aRe Kreise, bei denen mindestens vier 
der sechs Einzeldimensionen stark unter- 
durchschnittliche Werte aufiveisen. In West- 
deutschland ist diese Klasse nicht besetzt, 
während in Ostdeutschland 21 Kreise dieser 
Klasse angehören. Allein 75 % der ostdeut- 
schen Kreise des ländlichen Raumes und 
15 % des ländlichen Umlan ds der Kern Städ- 
te gehören dieser Klasse an. 

Die VerteEung der besonders gravierend von 
ungleichwertigen Lebensverhältnissen be- 
troffenen Teilräume verdeutlicht das räum- 
liche Problemnivaeu. Sie sind im Norden 
Ostdeutschlands konzentriert und bEden 
hier einen zusammenhängenden Raum. 
Aufgrund der sehr niedrigen Bevölkerungs- 
dichte in diesem Großraum ist die davon 
betroffene Bevölkerung verhältnismäßig 
klein, was die bevölkerungsproportionale 
DarsteRung demonstriert. Im Unterschied 
zu einer flächentreuen DarsteRung richtet 
sich bei einer bevölkerungsproportionalen 
Karte die dargesteRte Fläche nach der Be- 
völkerungszahl des Kreises bzw. der kreis- 
freien Kern Stadt. Im direkten Vergleich zu 
Ostdeutschland erreichen die Lebensver- 
hältnisse in den alten Ländern in der sum- 
marischen Betrachtung in keinem größeren 
Raumaus schnitt ein vergleichb ares Maß der 
Ungleichwertigkeit. 
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In der Summe nicht vergleichb ar ungünstige 
Verhältnisse weist die Klasse der statk unter- 
durGhschnittlichen Lehensverhältnisse auf, 
der alle Teilräume zugerechnet werden, hei 
denen drei Einzel dimensionsweite stark un- 
terd urdi schnittlich un d m axim al zwei Werte 
staik üherdurchschnitüich ausgehildet sind. 
Ihr gehören in Westdeutschland fünf Kom- 
munen und in Ostdeutschland fünfeehn an. 

In Westdeutschland wird dieses Prohlemaus- 
maß nur in drei Kemstädten (Bremerhaven, 
Gelsenkirchen, Dortmund], einem Kreis 
des verdichteten Umlands (Pirmasens] und 
einem ländlichen Raum (Lüchow- Dannen- 
berg] erreicht. In O stdeutschland nimmt das 
Problem ausm aß mit abnehmender Besied- 
lungsdichte der Kreise zu. Von allen Kem- 
städten in Ostdeutschland gehören 17 % der 
Klasse mit stark unterdurchschnittlichen 
Lebensverhältnissen an, bei den Kreisen des 
ländlichen Umlands 14 %. Bei den Kreisen 
des ländlichen Raums zählen sogar 26 % 


aller ländlichen Räume in Ostdeutschland 
dazu. 

Üb erdurchschnittliche Lebensverhältnisse 

In den beiden Klassen, die jene Kreise re- 
präsentieren, in denen deutlich überdurch- 
schnittliche Lebensverhältnisse herrschen, 
sind keine ostdeutschen Kommunen vertre- 
ten, aber 32 westdeutsche Kreise und kreis- 
freie Städte. Vor allem der Süden Deutsch- 
lands ist durch überdurchschnittlich gute 
Lebensbedingungen geprägt. Verantwort- 
lich für die gute Einstuimg sind zum einen 
die überdurchschnittlich hohe Wohlstands - 
Situation (hohe Löhne, geringer Anteil Kin- 
der in Bedaifsgemein schäften], eine positi- 
ve Axbeitsmarktsituation und eine positive 
Bevölkerungsentwicklung. Wirtschaftliche 
Stäiken konzentrieren sich kn Raum Mün- 
chen, N ürnb erg/ Erlangen/ F ürth, Rhein - 
Main sowie entlang der Rhein -Schiene. 
Die se Regionen sin d zugleich je doch häu- 


Über- und unterdurchschnittliche Ausprägungen regionaler Lebe ns Verhältnisse 



Teilräume mit über- bzw. unterdurchschnittlichen Lebensverhältnissen 

sehr sta rk überduirchschnittljch (miiirKl. 4 l ndices stark übe^durcihsdinittich) 

[ I stark überdurchschnittlich {3 lndices stark überdurchschnittlich + max. 2 lndices stark unterdurchschnittlich) 

I I ausgeglichene Leibe ns Verhältnisse 

I I stark unterdurchschnittlich (3 lndices stark unterdurchschnittlich + :rnax. 2 lndices stark überdurchschnittlich) 
sehr stairk unteirdurchschnittlich (mind. 4 lndices stark unterdurchschnittlich) 


Oiie Ckiöjße der C^eb^et» ini IKartiDgianYii {lechts} 
verfält scfi proportiDnal zu iiier BrvMDlinerzahl. 

Oiie Typiisiiemng setzt siicih zusamineo 
aus deo einzelnein Teiiliiridizes: 

- Wlitsdriafl 
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- InfrastnJktiF 
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Cätenbass: Lau^de Rauimbeobadhtung des BBSR 
C^ometilsdrie C^mndage: BKC, IKri«se, 31.12J2D09 
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fig durch ungünstige Verhältnisse auf dem 
Wohnungsmarkt geprägt, da deutlich höhe- 
re Preise &r Mieten und Wohn eigentum be- 
zahlt werden müssen als andernorts. Es fällt 
auf dass nur in sehr wenigen Kreisen mehr 
als &nf Subdimensionen gleichzeitig über- 
durchschnittlich gut ausgeprägt sind. 

2*1*5 Subjektive Bewertung der regionalen 
Le b e n s ve rhäkn is s e 

Die jährliche Bevölkerungsumfrage des 
BBSR nach den Wohn- und Lebensbedin- 
gungen ist Teil des Raum- und Stadtbeob- 
achtungssystems. Seit 1990 werden etwa 
3 500 Menschen in Ost und West in per- 
sönlichen Interviews befragt. Die Umfra- 
ge ergänzt die bundesweite regionalisierte 
Indikatorenberichterstattung auf Basis der 
amtlichen Regional- und Kommunalstatis- 
tik. So besteht die Möglichkeit, neben der 
Betrachtung der Folgen des räumhchen Ver- 
haltens der bundesdeutschen Bevölkerung 
auch die Büigerinnen und Bürger selbst zu 
Wort kommen zu lassen. Das methodische 
Design der BBSR-Bevölkerungsumfrage ge- 
währleistet dabei Eigebnisse mit Region al- 
bezug. 

Unter anderem wird die Bevölkerung nach 
ihrer Zufriedenheit mit dem Wohnort be- 
fragt. Auf einer Skala von 1 (sehr unzuMe- 
den] bis 7 (sehr zuffieden) können die Men- 
schen ihr eigenes Empfinden einordn en. 
Solche Zufriedenheitsmessungen haben als 
subjektive Indikatoren in der empirischen 
Sozialforschung eine lange Tradition. Aus 
Längsschnittstudien ist bekannt, dass sich 
zwar das subjektive Wohlbefinden von ein- 
zelnen Menschen häufig ändert, die durch- 
schnittlichen Zufriedenheits werte in der 
Gesamtheit jedoch sehr stabil bleib en. 

In der BBSR-Umfrage bestätigen die Bürge- 
rinnen und Bürger weitgehend die anhand 
objektiver Indikatoren gemessenen regiona- 
len Unterschiede in den Lebensverhältnis- 
sen. Die durchschnittliche Zufriedenheit der 
Bürgerinnen und Bürger mit dem Wohnort 
ist umso geringer, je schlechter die objektiv 
gemessenen regionalen Lebensverhältnis- 
se sind. Im Zeitveriauf ist dabei ein leichter 
Anstieg der Zufiiedenheit mit dem Wohnort 
festzusteRen. 

So lag im Jahr 2000 die durchschnittliche 
Zufriedenheit bei 5,3, kn Jahr 2010 bei 5,5 
Skalenpunkten. Das bedeutet, kn Jahr 2010 
haben durchschnittlich mehr Personen mit 
den Skalenwerten 6 und 7 (sehr zufrieden] 
geantwortet, als noch im Jahr 2000. Die Un- 


terschiede in den regionalen Lebensverhält- 
nissen spiegeln sich in der relativ konstan- 
ten und statistisch signifikanten Differenz 
der Mittelwerte von etwa 0,4 Skalenpunkten 
wider. Das heißt, Personen in stark unter- 
durchschnittlich geprägten Regionen äu- 
ßern sich msgesamt auch unzufriedener mit 
ihrem Wohnort. 

Die wktschaltliche Lage einer Region wird 
auch von der Bevölkerung sehr deutlich 
wahrgenommen und hat häufig eine Ent- 
sprechung in der wktschaftlichen Lage der 
Haushalte. In der BBSR-Umfrage wird des- 
halb jährlich auch nach der Beurteilung der 
eigenen wirtschaftlichen Lage gefragt. Auf 
die Frage: „Wie beurteilen Sie heute Ihre 
wktschaftliche Lage?'" können die Bürge- 
rinnen und Bürger eine Einschätzung von 
1 (sehr gut] bis 5 (sehr schlecht] abgeben. 
Insgesamt wird die wktschaftliche Lage et- 
was b esser als „teEs gut/ teüs schlecht'' (2,6] 
bewertet. 

Deutlich zeigen sich auch hier im UrteE 
der Befragten signifikante Unterschiede 
zwischen TeEräumen mit über- und unter- 
durchschnittlichen Ausprägungen regiona- 
ler Lebens Verhältnisse. Der Zeitreihen ver- 
gleich verdeutlicht zudem die Abhängigkeit 
der eigenen wirtschafüichen Lage von der 
gesamtwktschaftlichen Entwicklung. 

Der Rezession zu Beginn des Jahrzehnts 
folgt ein leichter Aufschwung in den Jah- 
ren 2006/2007, der von der anschließenden 
Krise gestoppt wurde. Auch hier sind von 
regionalen Lebensverhältnissen geprägte 
UrteEe erfolgt. Bemerkenswert ist, dass in 


Beurteilung des Wohnorts und der wirtschaftlichen Lage 
nach regionalen Lebensverhältnissen 

Mittlere ZutHedenItieit mit dem Vtibtincrt Mittlere Beuleiung dmr eigenen 

(1 se^ unzufrieden bis 7 setir zufHeden} wirtsrtiaftlidien Lage (1=se tir gut bis 53s^r sriiledtit) 
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Regionen mit durchschnittlichen hzw. Qher- 
durchs chnittlichen Lehens veih ältrds sen 
eine stäikere Erhol img der eigenen wirt- 
sch ältlichen Lage wahlgenommen wird als 
in unterdurchschnittlichen Regionen. Dies 
deutet auf eine zunehmende geseUsch ält- 
liche Spaltung hin, die sich auch räumlich 
ab bil den lässt. 

[8] Jasdil®, H.-G.: BedingunjslaltitMiein Nicht aUe Regionen sind ^eichermaßen 

ÄS «“bau da. Sozlatoa... bmoila», 

nisteriums des Imeren, Berlin 2009. 
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Gemeinde, in der eine Mitgliedstafel im 
Bundesverband Deutsche Tafel e.V. existiert 



62 123 99 69 41 19 
Häüfgkeiten 

□atimbasis: Bundssagenftur tr Arbeit, Bundesverband Deutsche Tafel e.V. 
'GeDmetriscjhe Grundlage: IBK<^, IKietse, Gemeinden, 31.12.2006 


Regionen mit ausgeprägter wirtschaftlicher 
Strukturschwäche zeichnen sich auch durch 
angespannte öffentliche Haushalte aus. Ge- 
rade in unterdurchschnittlich geprägten 
Regionen haben daher prekäre Arbeitsver- 
h ältrds se, Kürzungen sozialpolitischer Maß- 
nahmen und Schließungen von Einrichtun- 
gen der Wohlfahrt eine stärkere Wiikung 
auf die wirtschaftliche Lage der einzelnen 
Haushalte. 

Andererseits darf die Korrelation mit den 
Lebensverhältnissen nicht darüber hinweg 
täuschen, dass auch in Regionen mit über- 
d urch schnittlichen Leben sverhältnissen 
die Mittelschicht schrumpft und soziale 
Probleme in einzelnen Bereichen bestehen 
können. Von bestimmten sozialen Problem - 
lagen sind einzelne Teilräume in Deutsch- 
land stäiker betroffen als andere. Regionale 
Disparitäten zwischen wachstumsstarken 
Räumen und Regionen mit wirtschaftlicher 
Struktur schwäche vergrößern sich. Die Ar- 
mutsentwicklung ist in einigen Regionen 
stäiker, in anderen weniger gravierend aus- 
geprägt. Dies ist insofern problematisch, als 
wachsende soziale Ungleichheit den geseU- 
schaftlichen Zusammenhalt behindert, wie 
ein Gutachten des Bundesministeriums des 
Inneren kürzlich bestätigte.® 

Eine funktionierende GeseUschaft setzt ähn- 
liche Lebens veihältnisse innerhalb der Ge- 
s am tge Seilschaft ebenso wie zwischen den 
Teilräumen voraus. Eine besondere Heraus- 
forderung stellt zunehmend die Integration 
und gesellschaffliche Teilhabe von sozial 
benachteiligten Personen, Haushalten und 
Gruppen in strukturschwachen Räumen 
dar. Es gibt vieffältige Ansätze, sozialer und 
räumlicher Ungleichheit zu begegnen. Die 
wichtigsten sind die staatlichen Transfer- 
leistungen sowie die Finanzausgleich Sys- 
teme wie der kommunale Finanzausgleich 
und die Sozialversicherungen. 

ln der Zivilgesellsch aff nehmen sich auch di- 
verse öffentliche und private Einrichtungen 
der Schwiejigk eiten an, wie z. B. die Tafeln 
in Deutschland. Etwa 870 Tafeln gibt es hier- 
zulande, in denen rund 40 000 ehrenamtli- 
che Helferinnen und Helfer tätig sind. An- 
fangs zur Unterstützung von Obdachlosen 
gedacht, versorgen die Tafeln mittlerweile 
auch Geringverdiener, Sozialhilfeempfänger 
oder Alleinerziehende mit Lebensmitteln. 
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2 J.B Raumordnungspoiitische Schiussfoi- 
gerimgen 

Es ist davon auszugehen, dass sich b e stehen- 
de Disp aritaten nur in einzelnen Subdimen- 
sionen zukünftig weiter verschärfen werden. 
Im Bereich des Arbeitsmarktes wird die de- 
mographische Entwicklung zum TeE eine 
Entlastung bringen. Mit einem Rückgang 
der Arbeitslosenquote und einer weiteren 
Verbe sserung der Ausb Edungsplatzsituation 
ist zu rechnen. Dafür wird der Erwerbstäti- 
genmangel zu einem Problem. Ein weiterer 
Rückgang regionaler Disparitäten ist auch 
bei der Lebenserwartung, der Breitbandver- 
sorgung und der Kleinkinderbetreuung zu 
erwarten. 

Wie sich zukünftig die teilräumbchen Wirt- 
schafts- und Wohlstandsveibältnisse ent- 
wickeln, ist sehr staik von der künftigen 
Wirtschaftsentwicklung abhängig. Veiliert 
Deutschland seine gute internationale Wett- 
b ewerbsposition, ist mit erhebbchen Wohl- 
stand sverlusten und gravierenden wirt- 
schaftsstrukturellen Anpass ungseffekten 
zu rechnen. Kann die Wettbewerbsposition 
gehalten und ein nachhaltiges Wachstum 
gesichert werden, könnte sich das noch 
staik ausgeprägte West-Ost-GefaUe weiter 
ab flachen. 

In verschiedenen Subdimensionen wer- 
den sich die Verhältnisse kn Bundesgebiet 
sehr wahrscheinlich aber ungünstiger ent- 
wickeln. Bevölkerungsprognosen belegen 
schon heute, dass der Erwerbstätigenmangel 
zur Verschärfung ungünstiger Wirts chaits- 
und Arbeitsmarktverhältnisse fiihren wird. 
Die mit dem Bevölkerungsrückgang ein- 
hergehende Abnahme der Siedlungsdichte 
stellt insbesondere dünn besiedelte länd- 
liche Regionen bei der Infrastrukturver- 
sorgung vor große Probleme. Rückbau und 
Reorganisation von Infrastrukturangeboten 
werden hier nicht ohne weitere Einbußen 
der Versorgungsqualität zu realisieren sein. 
Dadurch erhöht sich nicht nur das Abwan- 
derungsrisiko, auch Betriebsansiedlungen 
werden schwieriger. 

Ob sich durch diese Trends die Lage der be- 
reits heute schon überdurchschnittlich be- 
troffenen ländlichen Gebiete in Ostdeutsch- 
land langfristig weiter verschlechtern oder 
verbe ssem wird, ist ungewiss und hängt ent- 
scheidend von den ergriffenen Gegenmaß- 
nahmen ab. Die Pohtik ist somit gefordert.® 
Eine Diskussion über Mindeststandards der 
Daseinsvorsorge wird sich in Zukunft nicht 
vermeiden lassen. Es werden Antworten be- 


nötigt, welches Niveau der Ungleichwertig- 
keit in Teilräumen noch akzeptab el ist und ab 
wann ein Eingreifen des Staates unumgäng- 
lich wird. Primäres Ziel ist, den Rückstand 
der am stärksten benachteiligten Gebiete zu 
verringern, um das bundesstaatliche Sozial- 
gefüge bzw. den sozialen Zusammenhalt der 
GeseUscbaft nicht zu gefährden. Das heißt: 
Gleichwertige Lebensverhältnisse sind als 
Richtungsvorgabe zu verstehen, nicht als 
unmittelbar realisierbares Ziel. 

Zukünftig sind dabei die Lebensverhältnis- 
se der Menschen umfassend in den Bhck 
zu nehmen. Denn kommt es subdimensi- 
onsübergreifend zu einer Kumulation un- 
gleichwerüger Lebensverhältnisse, besteht 
die Gefahr einer negativen Abwärtsspirale, 
bei der sich ungünstige Verhältnisse gegen- 
seitig verstärken. Angesichts engerer finan- 
zieEer Spielräume ist der Staat zunehmend 
gezwungen, neue Politikansätze fenseits 
eingefahrener Wege der Anpassung und des 
Gegensteuerns zu erproben. 

Meist sind in den Mer angedeuteten Fel- 
dern, wo staatliches Handeln erforderlich 
erscheint, jedoch andere politische Haupt- 
akteure wie Arbeitsmarktpolitik, Sozialpo- 
litik oder FamEienpolitik angesprochen. 
Raumordnungspolitik kann deren Inter- 
ventionen unterstützen. So gewährleistet 
eine ausreichende Versorgung mit ganztägig 
verfligbaren Kinderbetreuungsplätzen eine 
gleichwertigere Teilhabe von Männern und 
Frauen am Erwerbsleben und in der Folge 
geringere Ge schlechter unterschiede auch 
bezüglich Einkommen oder Altersrente. 
Trägt die Raumordnungspolitik dazu bei, die 
Mobilitätsbedingungen im öffentlichen Per- 
sonenverkehr auch in dünn besiedelten pe- 
ripheren Regionen zu gewährleisten, kann 
sich dies positiv auf die Lebens um stände 
jüngerer Erwachsene aus wirken, so dass 
diese sich auch ihr zukünftiges Leben in der 
Region vorsteUen können und nicht dauer- 
haft in die Großstädte ab wandern. 

ZivEgeseUschaitliches Engagement kann in 
vielen Lebensbereichen eine unterstützen- 
de Wukung entfalten und für den Einzelnen 
zu einer wichtigen Stütze im Leben werden. 
Schwierige Probleme sozialer Ungleichheit 
und Benachteiligung kann es aUerdings nicht 
lösen. Trotz dieser Einschränkung soUte die 
Raum ordn ungspoUtik zivEgeseUschaftliches 
Potenzial fördern, da dies zur Stärkung von 
Regionen beiträgt. 


Beirat für Raurrordnung: De- 
mograisdiier Wardel und Daseiins- 
vor^ge in dtlnn besiedelten peri- 
pheren Bäume. Stellungnahme des 
Beirates Itir Raunurdnung. verabschiedet 
auf der Sitzirgi am 29.062009, S, 13. 
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2-2 Daseinsvorsorge im demographischen Wandel 


Eine leistungsfähige Infrastniktur ist eine 
elementare Voraussetzung für die Erfüllung 
menschlicher Grundbedürfnisse (Arbeiten, 
Wohnen, am Verkehr teilnehmen, sich ver- 
soigen, USW.3 sowie für die Produktion und 
Vermarktung wiitschaMicher Güter und 
Dienstleistungen. MaterieUe Infrastruktur 
in Form von Verkehrswegen, Kommunika- 
tions-, Ver- und Entsorgungsnetzen sowie 
bauhchen Anlagen muss bereitgestellt wer- 
den. Hinzu kommen punktuelle Einrich- 
tungen der sozialen Infrastniktur, wie Kran- 
kenhäuser, Schulen, Kind eigärten sowie 
Kultur- und Freizeiteinrichtungen. 

Die heutige Infrastrukturausstattung in 
Deutschland ist historisch gewachsen. 
Räumliche Ausstattungs unterschiede be- 
einflussen die Standortwahl sowohl von Un- 
ternehmen als auch von Privathaushalten 
und wirken damit indirekt auf die weitere 
Raumentwicklung ein. Eine gleichwertige 
Ausstattung mit technischen und sozialen 
Infrastrukturen in aUen Teilräumen veriangt 
das Postulat der HersteUung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. Dieses Postulat bezieht 
sich allerdings auf die durch den Staat zu 
gewährleistende Minim alversoigung. Das 
Gleichweitigkeitspostulat ist erfüUt, wenn 
in den Teilräumen des Bundesgebietes eine 
vergleichbare Mindestversorgung erreicht 
ist. 

Der Begriff der Daseinsvorsoige steht für 
die öff enthebe Gewähdeistung eines An- 
gebots ausgewählter, vom Gesetzgeber als 
lebensnotwendig eingestufter Güter und 
Dienstleistungen. Sie sollten in einer ak- 
zeptablen Mindestquahtät, zu sozial ver- 
uäglichen Preisen und flächen deckend in 
befriedigender Zugänghehkeit (Erreichbar- 
keit) angeb oten werden. Dies kann sowohl 
durch die öffentliche Hand wie durch priva- 
te Anbieter erfolgen. Daseinsvorsoige ist im 
Raumordnungsgesetz des Bundes (ROG) im 
Grundsatz „Infrastruktur^ Verkehr'' (§ 2 Abs. 
2 Nr. 3 ROG) verankert: „Die Versoigung mit 
Dienstleistungen und Infrastrukturen der 
Daseinsvorsorge, insbesondere die Erreich- 
bariceit von Einrichtungen und Ajigeboten 
der Giundversoigung für aUe Bevölkerungs- 
gruppen, ist zur Sicherung von Chancenge- 
rechtigkeit in den Teilräumen in angemes- 
sener Weise zu gewähiieisten; dies gilt auch 
in dünn besiedelten Regionen." Der Auftrag 
der Raumordnung gilt somit für ländüch wie 
städtisch geprägte Räume gleichermaßen. 


Die Gewährleistung der Das eins Vorsor- 
ge bildet ein wichtiges raumordnerisches 
Handlungsfeld. Sie steht aktueU vor großen 
H er ausforder ungen : 

• Der allgemeine Trend der Liberalisie- 
rung und Privatisierung bei der Erbrin- 
gung von Daseins Vorsorgeleistungen 
fiihrt dazu, dass sich der Staat auf eine 
Ge währleistungs Verantwortung fiir im- 
mer mehr Dienste und Einrichtungen 
zuiückzieht und die Leistungserbrin- 
gung Privaten überlässt. Deren unter- 
nehmerisches Handeln ist stärker vom 
Ziel der Gewinnmaximiening geleitet, 
was nicht nur eine effizientere Oigani- 
saüon der Dienstleistungen nach sich 
zieht, sondern vielfach auch zu einer 
Verschlechterung des Angebots in der 
Fläche führt. Unrentable Einrichtungen 
werden aufgegeben und kleine Filialen 
in große Einrichtungen integriert. 

• Die Auswirkungen des demographi- 
schen Wandels machen gravierende 
Anpassungen des Daseinsvorsoigean- 
gebots an die gewandelte Nachfrage - 
entwicklung und -Struktur erfordeiüch. 
Durch die starken Bevölkerungsrück- 
gänge in Teilräumen Deutschlands, 
insbesondere in dünn besiedelten Regi- 
onen Ostdeutschlands und altindustri- 
alisierten Regionen Westdeutschlands, 
entsteht ein enormer Anpassungs- 
druck. Die staik alternde Bevölkerung, 
die Verringerung des Aji teils von Kin- 
dern und jungen Erwachsenen, die Ver- 
einzelung der Bevölkerung in kleineren 
Haushalten sowie die Intemationalisie- 
rung führen zu einer quantitativen und 
qualitativen Verschiebung der Nachfra- 
ge. Die Folgen haben längst zu einem 
Paradigmenwechsel in der Daseinsvor- 
sorgeplanung geftihrt - kn Sinne von 
„Umbau statt Zuwachs". 

Der demographische Wandel besteht aus 
Verändeningen, die teilweise sehr langfristig 
angelegt sind, aber bereits kurzfristig politi- 
schen Handlungsbedarf auslösen: 

Die hohe Stabilität demographischer Pro- 
zesse: Nach den demographischen Tlirbu- 
lenzen in Folge der Wen de hat der demogra- 
phische W andel seine Kons oUdier ungsphase 
weiter fortgesetzt. Seine Kontinuität zeigt 
sich nicht in einem linearen Verlauf, son- 
dern in langfristigen WeUen, die sich teilwei- 
se überlagern. 
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Regionale Problemstellungen: Grundlegen- 
des Charakteristikum des demographischen 
Wandels bleibt dessen räumliche Vielfalt mit 
dem Nebeneinander von wachsenden und 
schrumpfenden Regionen, mit langsamer 
oder schneUer alternden Teilräumen, mit 
stäiker oder schwächer steigendem AnteE 
von Personen mit Migrationshintergrund. 

Die systematischen räumlichen Muster. 
Trennlinien im demographischen Wandel 
sind der Ost-West-Gegensatz und das sied- 
lungsstruktureUe GefäUe zwischen den Ag- 
glomerationen und den ländlichen Räumen 
bzw. zwischen den S^dten und ihrem Um- 
land. 

Die Langzeiteffekte demographischer Pro- 
zesse: Die altersstrukturellen Verschiebun- 
gen der Bevölkerung - in den neuen Län- 
dern durch den Geburteneinbruch nach der 
Einigung ausgelöst - erzeugen im zeitlichen 
Abstand von 20 bis 30 Jahren Echoeffekte bei 
den Geburten und Wanderungen. Diese de- 
mographischen WeUen schwächen sich nur 
sehr langfristig ab, führen zu Schwankungen 
im Potenzial von Nachfragern oder Bedarfs- 
trägern und erfordern Anpassungsprozesse 
bei zahlreichen Angeboten der Daseinsvor- 
soige. 

Die Raumordnungsplanung in den Ländern 
hat auf diese Herausforderungen insbeson- 
dere durch die Reform ihrer Zentrale -Orte - 
Systeme, die die Versorgungsnetze fiir die 
Sicherung der Daseinsvorsorge durch Infra- 
strukturangebote überörtlicher Bedeutung 
bEden, reagiert. Das wichtigste Ziel dieser 
Reformen bestand darin, auch unter ver- 
änderten Rahmenbedingungen eine Bün- 
delung sozialer Infrastruktur in zentralen 
Orten, vor affem auf Ebene der Mittelzent- 
ren zu gewährleisten, so dass in der Fläche 
ein veigleichbares Angebot von wichtigen 
Dienstleistungen zu akzeptablen Erreich- 
baikeits Verhältnissen angeb oten werden 
kann. 

Bei den Reformen mussten zwei gegenläu- 
fige Aspekte zusammengefiihrt werden: 
die Gewährleistung einer flächen deck en- 
den Erreichbarkeit von Zentren einerseits 
und die Erhaltung ihrer wirtschaftlichen 
Tragfähigkeit durch langfristige Sicherung 
ausreichender Auslastungspotenziale an- 
dererseits. Auf beide Aspekte wird in der 
folgenden teEräumUchen Versorgungsgrad- 
analyse Bezug genommen. Da Mer nicht alle 
relevanten Leistungen der Daseinsvorsoige 
vergleichend untersucht werden können, 
erfolgt eine inhaltliche Schwerpunktsetzung 


auf die Bereiche BEdung, Gesundheit/ Pflege 
und Breitband Versorgung. 

2*2* 1 Zentralörtliche Versorgtmgsfunklion 

Die Gewähirieistung des Art. 28 Abs. 2 Satz 
1 GG sichert den Gemeinden einen grund- 
sätzlich alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft umfassenden Aufgabenbe- 
reich, der auch das Angebot zahlreicher 
Daseinsvorsoigeleistungen umfasst. Auf 
dieser Ermächtigungsgrundlage erbringen 
Gemeinden und Gemeindeverbände vielfäl- 
tige, teEs pflichtige und teEs freiwillige Leis- 
tungen öffentlicher Daseins vor sorge: Bau 
und Unteriialtung von sozialer Infrastruktur 
wie Kindergärten, Schulen, Erwachs enen- 
bEdungseinrichtungen , J ugendfreizeitein - 
richtungen, Theater und Museen, Kran- 
kenhäuser, Sportstätten und Bäder. Weitere 
wichtige Angebote in den Gemeinden kom- 
men von Privaten, wie Banken, Warenhäu- 
ser oder Facharztpraxen. 

Die Standorte der Einrichtungen sozialer 
Infrastniktur sind nicht gleichmäßig über 
das Bundesgebiet verteEt. Städte und Ge- 
meinden übernehmen je nach ihrem zen- 
tralörtlichen Status ganz unterscMedliche 
örtliche und überörtliche Aufgaben. Zent- 
rale Orte übernehmen Versorgungsfunktio- 
nen nicht nur fiir Eire eigene Bevölkerung, 
sondern auch für die Bevölkerung innerhalb 
eines Versorgungsbereiches in ihrer Um- 
gebung. Sie sind als raumordnerisches In- 
strument zur räumlichen Organisation der 
Leistungserbringung der Daseinsvorsorge 
im ROG verankert. Zusätzlich sollten sie die 
Entwicklung unterstützen, insbesondere im 
ländlichen Raum. Die Festlegung des zent- 
ralörtlichen Status von Gemeinden oder Ge- 
rn ein deteEen ist ein wesentlicher Inhalt von 
Landesraumordnungsplänen (siehe Kap. 
3.33. 

Die Zentrale -Orte -Konzepte der Länder be- 
nihen auf der Definition unterschiedlicher 
Versorgungsstufen. Die Tabelle Grundstufen 
Zentraler Orte vermittelt einen Überblick 
der typischen Ausstattungen Zentraler-Or- 
te- Stufen und daran geknüpfte Größenord- 
nungen für Nachfragepotenziale im Ver- 
sorgungsbereich. Beispielsweise sollte ein 
Mittelzentrum über ein Krankenhaus und 
Fachärzte sowie eine Apotheke verfügen. 
Die dortige Bündelung auch anderer Funk- 
tionen des gehobenen Bedarfs, wie zum Bei- 
spiel weiterfüMende Schulen oder Handels- 
und Dienstleistungseinrichtungen, erlaubt 
den Bürgerinnen und Bürgern die Verknüp- 
fung von Besorgungen, minimiert Eiren 
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Wegeaufwand imd begünstigt eine effektive 
Ausrichtimg von Verkehrs anbindimgen. 

Ausstattungskataloge, die die Mr die jewei- 
lige Hierarchiestufe (ypischen Einrichtun- 
gen von zentralen Orten aufeählen, sind von 
der Ministerkonferenz für Raumordnung 
(MKRO) bereits in ihrer Entschließung vom 
8.2. 1968 aufgesteUt worden. Die Raumord- 
nungspläne der Länder enthalten überwie- 
gend eigene Auflistungen, die sich an den 
M KRO -Ausstattungskatalogen orientieren. 

Einrichtungen des gehobenen Bedarfs 

Die in Raumordnungsplänen aktueU ver- 
bindlich ausgewiesenen knapp 900 Mittel- 
zentren (ohne teilflinktionale Zentren) be- 
ruhen auf ähnlichen Ausstattungskatalogen 
der Länder. Zentrale Orte höherer Stufe (118 
Oberzentren inkl. der Metropole Berlin) er- 
füllen die Funktionen niedrigerer Stufen 
(Mittelzentren und darunter) mit. 

Versorgungsbereiche von Mittelzentren sind 
Mittelbereiche; deutschlandweit sind es 
879. Ein Mittelbereich umfasst alle Gemein- 
den, deren Bevölkerung durch die Angebote 
eines Mittelzentrums versorgt wird. Über 
100 Mittelbereiche bestehen nur aus einer 
einzigen Gemeinde. Dies betrifft vor aUem 
Nordrhein -Westfalen, weil Mer bei der kom- 
munalen Gebietsreform die Gemeinden der 
Einzugsbereiche der Mittelzentren in die 
Kernoite eingemeindet wurden. Die durch - 
schnittliche Zahl der Gemeinden je Mittel- 
bereich liegt in Nordrhein- Westfalen bei nur 
zwei, in Rheinland -Pfalz dagegen bei 46. 


Grundstufen Zentraler Orte 

Zentmlürtliiche 

Grundstufe 

Typische Ausstattung 

Versorgung sberelch 
(Mindesteinwohnerzahl) | 

Oberzentrum 

Fachhandel, größere Banken und 
Kreditinstitute , Fach-/Hochschuilie , 
SchwerpunktkrarkenhauB, wisse n- 
schaftifche Bibliothek, Sportstadion, 
Fernbahnhof 

Oberbereioh 
(200 000 - 300 000 

Einwohner) 

Mitte Izenlnum 

Warenhaus, Krankenhaus, Fachärzte, 
Hotel, Alten Pflegeheim, Theater, 
Museum, Jugendeinrichtungi, 
weiterführende Schule, Blbliothiek, 
größere Sportanlage, Bahnhof 

Mittel bereich 
(30 000 - 40 000 

Einwohner) 

GrundzenlmnV 

Klefnzentrum 

Postfiliale, Bank, Einzelhandel, 
Allgemeinarzt, Zahnarzt, Apotheke, 
Kindertagesein rl c htung, 

Grundschule, Sportstätte 

Nahbereich 
(7 000-10 000 

Einwohner) 

Datenbasis: eigene DarslellunB 

© BBSR Bonn 201 1 


Mittelbereichen werden kn Durchschnitt 
zehn der 13 Infrastruktureinrichtungsar- 
ten abgedeckt, in den Mittelbereichen der 
Oberzentren vollständig, dagegen in einer 
Vielzahl von Mittelbereichen nur teilweise. 

Diese Mittelbereiche mit bezogen auf die 
Infrastrukturauswahl unterdurchschnittli- 
chem Angebot gibt es sowohl in der Nähe 
der Bereiche der Oberzentren als auch in 
dünn besiedelten, peripher gelegenen Ge- 
bieten. ln den Versorgunpber eichen der 
Mittelzentren soUten die Infrastrukturein- 
richtungsarten zur Deckung des gehob enen 
Bereichs in der Regel vorhanden sein, d. h. 
im Wesentlichen konzentriert in den Mit- 
telzentren und nur in geringerem Umfang 
funktionsergänzend in anderen Gemeinden 
inneihalb des Versorgungsb ereiches. 


Die Karte der Versorgungseinrichtungen des 
gehobenen Bedarfs zeigt den Ausstattungs- 
grad der Mittelbereiche mit 13 ausgewählten 
Infrastruktureinrichtungsarten, die der De- 
ckung des gehobenen Bedarfs zuzurechnen 
sind: Krankenhäuser, stationäre Altenpflege - 
einrichtungen, Gymnasien, Berufsschulen, 
Volkshochschulen, PolizeidienststeUen, Ki- 
nos, Sportstadien, öffentliche Bibliotheken, 
Banken, Hotels, Schuldnerberatungsstellen 
und Behörden (Finanzämter, Amtsgerich- 
te , Arb eitsagenturen , Kreis verw altungen) . 
Die überprüften 13 Einrichtungsarten sind 
nicht repräsentativ und entstammen teil- 
weise nichtamtlichen Verzeichnissen. IMe 
vollständige Erfassung kann somit nicht ga- 
rantiert werden. 

Die kartographische DarsteUung der Funk- 
tionen des gehobenen Bedarfs in Mittelbe- 
reichen bildet den Versorgungsgrad besser 
ab als der Ausstattungs umfang sozialer Inf- 
rastruktur in einzelnen Gemeinden, ln den 


2*2*2 Erreichbarkeit von Mittelzentren 

Neben der Qualität des Infrastrukturange- 
bots bestimmen insbesondere die Errekh- 
barkeits Verhältnisse den regionalen Ver- 
s oigungsgr ad. Infrastniktur einrichtungen 
müssen fiir ihre Adressaten unter zumutba- 
rem Aufwand zugänglich sein. 

Die Abbildung der Erreichbarkeit der Ober- 
und Mittelzentren zeigt die Zugänglichkeit 
von Mittelzentren im motorisierten Indi- 
vidual verkeM (MIV) und im öffentlichen 
Verkehr (ÖV) unter Verwendung gleicher 
Fahrzeitenklassen. Die Oberzentren werden 
hier mitberücksichtigt, weil sie auch mittel- 
zentrale Angebote Vorhalten. 

Die Versorgung kn öffentlichen Personen- 
nahverkeM (ÖPNV) zeigt deutliche Unter- 
schiede in der Erreichbaikeit von Mittel- 
zentren zwischen Stadt und Land, ln vielen 
ländlichen Regionen benötigt man schon in 
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Versorgung mit Einrichtungen des gehobenen Bedarfs 



Ausstattung der Mittel bereiche mit 13 aus- 
gewählten Infrastruktureinrichtungen zur 
Deckung des gehobenen Bedarfs 2008 


8 und weniger 

9 
10 
11 
12 
13 



Häüligkdten 


Datenbasis: Laufende Raumbeobachftung des BBSR 
(Geometrische (^mndtags: BK<G/BBBR, Mittelbereiche, 31 12.2009 


Zentrale Orte 2010 
Oberze ntrum 
° Mittelzentrum 


Bei den 13 ausgev^lilten Intr^tniktüneinriclitungen handelt es sidh um: 
iC^ankenhäLiser, stationäre Altenpflegeeinrichtungen, Gymnaaen, Berufsschulen, 
Vdkshochsdiulen, Pdizadienststellen, Kinos, Siportstadlen, öffentlidie 
Bibliotheken, Banken, Hoteis, Schuldnerberatungsstellen und Behörden 
(Finanzämter, Amtsgeridite, Arbeitsagenturen, Kreisvenraltungen). 
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der Hauptverkehrszeit d. h. moigens zwi- 
schen 6:30 und 8:30 Uhr, eine Stunde und 
mehr, um das nächste Mittel- oder Oherzen- 
trum zu eireichen. 

Als obere Grenze &r den zumutbaren Rei- 
sezeitaufwand von Wohn Standorten zum 
nächsten Mittelzentrum gelten sowohl im 
M IV als auch im ÖV 30 Minuten Fahrzeit. 
Für den MIV wird dieses Ziel nahezu über- 
all verwnklicht. Weniger als 1 % der Bevöl- 
kerung benötigt mehr als 30 Minuten, um 
zu einem Mittel- oder Oberzentrum zu ge- 
langen. Rund 87 % der Einwohner leben 
in Räumen, von denen das nächste Mittel- 
oder Oberzentrum bereits in einer Viertel- 
stunde Pkw-Fahrzeit eioreichbar ist. Bei den 
wenigen größeren, zusammenhängenden 
Gebieten, die über 30 Minuten Fahrzeit von 


Mittelzentren entfernt sind, handelt sich um 
sehr dünn besiedelte Räume z. B. im Inneren 
von Mittelgebirgslagen oder an der Küste. 

Im Öffentlichen Verkehr dagegen müssen 
weite Teile der Bevölkerung deutlich höhere 
Fahrzeiten zur Erreichung des nächsten Mit- 
telzentnims in Kauf nehmen, insbesondere 
in den ländlichen Räumen. Bezogen auf die 
Gesamtbevölkerung benötigen bereits 32 % 
der Einwohner mehr als 30 Minuten, um das 
nächstliegende Mittel- oder Oberzentrum 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln zur errei- 
chen, und 3 % mehr als 60 Minuten. In den 
ländlichen Kreisen müssen sogar 46 % der 
Bewohner mehr als 30 Minuten und über 7 
% mehr als 60 Minuten zur Erreichung des 
nächsten Mittel- /Oberzentrums aufbringen. 
Für Bevölkerungsgruppen, die nicht mit 


Erreichbarkeit von Ober- und Mittelzentren 


Motorisierter Individualverkehr 


Öflentlicher Verkehr 



Pkw-Fahrzeit zum nächsten 
Ober- oder Mittelzentrum 2010 
in Minuten 


Fahrzeit mit dem Öffentlichen Verkehr {ÖV) zum nächsten 
Ober- oder Mittelzentrum in Minuten {Fahrzeit wurde ermittelt 
am e.lOZOOO zwischen 6:30 Uhr und 6:30 Uhr) 


□ 

bis unter 1 0 

■ 

Obeizentmm 

□ 

bis unter 10 

□ 

10 bis unter 20 

■ 

Teil eries ober- 
zentialen VerbiMides 

□ 

10 bis unter 20 

□ 

20 bis unter 30 

□ 

Mittelzentrum mit JeilfiMiktiDnen 
eines Obeizentrums 

□ 

20 bis unter 30 

□ 

30 bis unter 40 

■ 

Teil enes mittelzentialen VerbiMides 
mH TeilfünläiDnen eries Oberzentnms 

□ 

30 bis unter 40 

□ 

40 bis unter SO 


Mitte tzentrum 

□ 

40 bis unter 50 

■ 

50 und mehr 


Teil eries mittelzentialen Verbindes 

■ 

50 und mdir 


Dafbanbasis: EneictibarkiBäi&mDctBl ctss BBSR, HACIOiN GmbH 


Geomeitnsche Gmndage: BKG, linder, 31 .12.2008 
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Beispiel: Handbuch zur Planung flexib- 
ler Bedienungsformen im ÖPNV - 
Ein Beitrag zur Sicherung der Daseins- 
vorsorge in nachfrageschwachen 
Räumen 

Anlass fiir die Einfiihrung flexibler Be- 
dienungsformen sind häufig Defizite, 
die im Rahmen der Erarbeitung eines 
ÖPNV- Konzeptes oder eines Nahver- 
kehrsplans aufge deckt werden. Insbe- 
sondere in nachfragesch wachen Räumen 
steUen sich durch die geringen Einwoh- 
nerdiditen besondere Anforderungen 
eines wirtschaftlich tragfähigen und zu- 
gleich attraktiven ÖPNV-Angebotes. Auf 
Basis einer systematischen Evaluation 
bestehender flexibler Angebotsformen 
wurde ein Handbuch zur Planung flexi- 
bler Bedienungsformen entwickelt. Es 
dient kommunalen und regionalen Ak- 
teuren der Regional- und Verkehrspla- 
nung als Planungshilfe zur Konzeption 
flexibler ÖPNV-Angebote. 


Struktur des Handbuchs 



OüelJe: BMViBS/BBSR {2009): Handbuch zur Pilanung flexibler Bedienungsfoirmen im OPNV. 
Ein Beitrag zur Sicherung der EJaseinsvensorge in nachüragesc^wacben Räumen, Bonn, S. 14 


dem Auto fahren können oder wollen und 
auf öffentliche Veikehrsmittel angewiesen 
sind, sind zentrale Einrichtungen in Mittel- 
und Oberzentren also deutlich schlechter 
zu erreichen als für Personen, die einen Pkw 
nutzen können Angesichts der künftigen 
Bevölkemngsentwicklung ist deshalb Mo- 
bilitätssicherung in nachfrageschwachen 
ländlichen Räum en eine zentrale Aufgabe, ln 
verschiedenen Modell Vorhaben der Raum- 
ordnung konnten in Zusammenarbeit mit 
der Praxis unterschiedliche Lösungsansätze 
entwickelt werden. Eine stärker integrierte 
Betrachtung von Planung und Anpassung 
öffentlicher Infrastruktureinrichtungen mit 
deren Erreichbarkeit (mit öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln) erlaubt es, nachfrageschwa- 
che Räume und deren Verkehrs angebote in 
ihren Kernen zu sichern. Sobald die Zahl der 
Schulen, medizinischen Versorgungsein- 
richtungen, kulturellen Einrichtungen und 
Betriebe des Einzelhandels entsprechend 
der rückläufigen Nachfrage verringert wird, 
um die Tragfähigkeit der erhaltenen Einrich- 
tungen zu verbessern, steigen die Distanzen 
zum Erreichen dieser Einrichtungen deut- 
lich. Dies erfordert eine abgeslimmte Pla- 
nung der Anpassung der Infrastrukturver- 
sorgung in nachfrageschwachen Räumen 
mit darauf ausgerichteten Konzepten der 
ÖPNV- Versorgung, ln diesem Kontext kön- 
nen flexible Bedienungsformen kn ÖPNV 
und auch bürgerschaftliches Engagement 


und nachbarschaftlich organisierte Trans- 
portleistungen vielversprechende Lösungs- 
möglichkeiten darstellen. 

2.2.3 Tragfähigkeit sozialer Infrastruktur 

Infrastruktureinrichtungen sind tragfähig, 
solange sie aufgrund einer ausreichenden 
Zahl von Nutzern für einen wirtschaftlichen 
Betrieb genügend ausgelastet sind. Gewisse 
Einrichtungen, wie ein Krankenhaus oder 
eine Berufsschule, lassen sich nicht in be- 
liebig kleine Einheiten aufteilen. Derartige 
zentralörtliche Einrichtungen übernehmen 
die Versorgung fiir auswärtige Nutzer mit, 
sie verfiigen über Nutzerpotenziale, die sich 
innerhalb ihres gesamten Versorgungsberei- 
ches befinden. Die Abgrenzung der Versor- 
gungsbereiche Zentraler Orte ist neben der 
Dichte des Zentrale-Orte-Netzes vor allem 
vom Nachfrage verhalten der Nutzer abhän- 
gig. Wird das Angebot eines Zentralen Ortes 
als besonders attraktiv wahrgenommen, 
werden Kunden auch aus weiterer Entfer- 
nung zum Einkauf bzw. zur Nachfrage be- 
stimmter Einrichtungen anreisen. 

Ob Infrastruktureinrichtungen künftig noch 
tragfähig sind, hängt von der zukünftigen re- 
gionalen Bevölkerungsentwicklung ab. Ein 
räumliches Nebeneinander von Bevölke- 
rungswachstum und -Schrumpfung gab es 
schon immer. Auslöser waren meistens Ab- 
wanderungen, die zeitweilig oder dauernd 
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die Geburtenüberschüsse übertrafen. Mit 
Verringerung der Wanderungsveiiuste sta- 
bilisierte sich die Bevölkerungszahl wieder. 
Der demographische Wandel fiihrt nun zu 
einer neuen Alt der Schrumpiiing. Denn als 
exponentieller Schnimpfungsprozess führt 
die Dynamik der natürlichen Bewegungen 
(Geb Ulten und Sterb efälle] zu immer größe- 
ren Sterbe Überschüssen, die durch Wande- 
rungsgewinne aus dem Ausland in der heute 
gekannten Größenordnung nicht mehr aus- 
geglichen werden können. 

Der Bevölkerungsrückgang - besonders in 
dünn besiedelten Foitzugsgebieten - führt 
zu einer Verschärfung von Tragfahigkeitspro- 
blemen für soziale und kulturelle Infrastmk- 


tur sowie Handel und Dienstleistungen. Die 
fortschreitende Alterung der Bevölkerung 
erhöht die Nachfrage nach altengerech- 
ter Infrastruktur, während gleichzeitig die 
Nachfrage nach Einrichtungen fiir jüngere 
Bevölkeningsgruppen sinkt. Diese Alters - 
Strukturverschiebungen bewirken starke 
Schwankungen beim alters spezifischen 
Infrastrukturbedarf und erschweren eine 
langfristige Planung. Hinzu kommt, dass die 
Intemationalisierung der Bevölkening neue 
Anforderungen an die Bewältigung von In- 
tegrationsaufgaben stellt. 

Vor allem Be völkerungs Verluste oder Ände- 
rungen des Altersaufbaus der Bevölkerung 
in den Einzugsbereichen können zu Trag- 


Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung in Vergangenheit und Zukunft 
1990 bis 2005 2005 bis 2025 



Veränderung der ßevdike rungszahl 1990 bis 2005 in % 
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Veränderung der Bevdike rungszahl 2005 bis 2025 in % 
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□atBintiass: Laufende Raumbeotiaidituing desBBSR, 
BBBR-BevclkjBruing^rDgnDse 2D05-2025/bbw 


GecametnscheGrundagB: BK(3/6BBR, (^sfiMfidieverbändB, 31.122005 
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Mittel bereiche und ihre Tragfähigkeit 


1001km 


£) B8SR Boni2011 
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2008 bis 2025 In % 
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Gefährdung der Tragfähigkeit 
Im Mitte Ibeneich 
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DatMibasis: iLaufmde RaurribeDbaUitunip des BBSR 
GsometrisUie Grundlage: iBiKG/BBBR, l^ttaibereiche, 3112.2)OOB 


fähigkeitsproblemen für Versorgiingsein- 
richtungen aji Zentralen Orten fiihren. Die 
MKRO -Entschließung vom 15.6.1972 „Zen- 
tralörtliche Verflechtungsbereiche mittlerer 
Stufe in der Bundesrepublik Deutschland" 
fordert fiir die Auslastung der Einrichtun- 
gen im Mittelbereich eine Min d esteinwoh- 
nerzahl von 40 000 und in dünn besiedelten 
Gebieten von 20 000. Die Analyse der Tragfä- 
higkeit der Mittelbereiche zeigt* in welchen 


Methode: Bevölkerungsprognose des 
BBSR 

D ie Au SS agen zur künftigen B e völkemngs- 
dynamik stützen sich auf die aktueUe Be- 
völkeningsprognose des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) im Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (BBR). Diese wurde 
für die über 400 Kreise und kreisfreien 
Städte Deutschlands, gerechnet und hat 
den Prognosehorizont 2025. Der Bevöl- 
kerungsbestand des Jahresendes 2005 
wurde jährlich durch die Prognose der 
B e völkemngsb e wegungen fortge schrie - 
ben (Geburten, Sterbefälle, Zuzüge in die 
und Fortzüge aus den Kreisen]. 

Die Prognoseergebnisse sind zuiückzu- 
führen auf räumliche irnterschiede in 
der Fertilität, in der Mortalität (Leb enser- 
wartung) und der Mobilität sowohl zwi- 
schen den Kreisen als auch zwischen den 
Kreisen und dem Rest der Welt, aber au ch 
durch die bestehende Ausgangsbevölke- 
rung mit ihrer Altersstruktur. 

Die Prognose hat Status -Quo -Charakter. 
Sie schreibt einen mittelfristigen und als 
Stabil erwarteten Trend des demographi- 
schen Verhaltens in die Zukunft fort. 

(www.raumb eob achtung.de) 


Mittelbereichen in Zukunft mit einer Unter- 
schreitung kritischer Tragfähigkeitsschwel- 
len zu rechnen ist. 

Aktuelle und künftige Tragfahigkeitsproble- 
me treten dort besonders hervor, wo stark 
abnehmende Bevölkerung und relativ dich- 
te zentralörtliche Netze Zusammentreffen, 
wie etwa in Südniedersachsen, Nordhessen 
oder im thüringischen/ bayerischen Grenz - 
raum oder auch im Bereich der drei angren- 
zenden Länder Mecklenburg- Vorpommern, 
Sachsen -Anhalt und Brandenbuig. 

Eine stärkere Konzentration von Infrastruk- 
tureinrichtungen, wie sie sich im Zuge der 
Privatisierung öffentlidier Leistungsange- 
bote bereits vollzieht, erhöht zwar deren 
Tragfähigkeit. Sie stößt aber an Grenzen, 
wenn sich dadurch über ein zumutbares 
Maß hinaus, längere Anfahrtswege ergeben. 
Das Leitbild der dezentralen Konzentration 
ist ein Ansatz, die Aspekte Enreichbarkeit 
und Tragfähigkeit von Einrichtungen sozi- 
aler Infrastruktur miteinander zu vereinen, 
also ein ausgewogenes Veihältnis zwischen 
Dezentralität (räumliche Streuung von 
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Versorgiingsfunktionen] und Konzentrati- 
on (Schwerpimktbildung zur Abslcherimg 
wiitscbaftlicber Tragfäbigkeiten von Versor- 
gungseinricbtungen und der Angeb otsqua- 
lität) zii erreicben. 

2^A Finanzierbarkeit öffenüicher Oa- 
se in svor sorge 

Die Scbulden der öffentlicben Hausbalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden haben im 
Jabre 2010 eine Höbe von fast 2 Bio. Euro er- 
reicbt, je Einwobner 24 904 Euro. Dabeiträgt 
der Bund mit 64 % die Haupliast der Ver- 
scbuldung. Es folgen die Länder- und Kom- 
munalbausbalte mit 30 % bzw. 6 %. Trotz 
des vergleicbs weise geringen AnteEs der 
Gemeindescbulden wird die prekäre fiska- 
bscbe Situation auf dieser Ebene besonders 
drastiscb wabigenommen. Unmittelbar sind 
Bürgerinnen und Bürger betroffen, wenn 
Bäder gescblossen, Öffnungszeiten der Bü- 
cbereien verkürzt, Theater zur Disposition 
gestellt, Schulen nicht saniert und Sportver- 
einen die Zuschüsse versagt werden. Immer 
mehr kommunalen Gebietskörperschalten 
fällt es schwer, trotz des gewachsenen fiska- 
bsch en Ausgleichs Systems mit 

• Länderfinanzaus^eich, 

• kommunalem Finanzausgleich und 

• Finanzausgleich über die Sozialversi- 
cherungssysteme 

die Differenz zwischen laufenden Einnah- 
men und laufenden Ausgaben zu schließen. 
Im Ergebnis dieser Entwicklung weisen die 
kommunalen Gebietskörperschaften im 
Jahre 2010 rund 123,5 Mrd. Euro an Schul- 


den auf, einschbeßlich Kassenkrediten und 
Extrahaushalten. 2000 waren es noch 25 
Mrd. Euro weniger. 

Mit dem demographischen Wandel sind 
auch fiskalische Auswiikungen verbunden. 
Die steigende Zahl von Menschen kn Ren- 
tenalter steEt vor dem Hinteigrund einer 
abnehmenden Zahl der Menschen kn er- 
werbsMiigen Alter die öffentlichen Haus- 
halte im sozialen Sicherungsbereich vor gro- 
ße Herausforderungen. Schon heute führen 
demographisch bedingte Änderungen der 
Nachfragestruktur vielerorts zu einem Um- 
bau der lokalen D aseinsvorsoige: nicht aus - 
gelastete Einrichtungen - Schulen, Sport- 
stätten, Theater, Kanalisationen - müssen 
geschlossen oder lückgebaut werden. 

Durch die Finanz- und Wktschaitskrise hat 
sich die Finanzierungsbasis der kommu- 
nalen Gebietskörperschaften weiter ver- 
schlechtert. So rutschte der Fnianzierungs- 
saldo von 2008 zu 2009 von + 7,7 Mrd. Euro 
auf -7,1 Mrd. Euro ab. 20 10 und 20 1 1 haben 
sich die Kommunen von dieser Krise erholt. 
Dennoch muss kn ersten Halbjahr 2011 im- 
mer noch ein Defizit von 4,8 Mrd. Euro ver- 
zeichnet werden. 

Viele Städte und Gemeinden können ihre 
laufenden Ausgaben nur noch über die 
Inanspruchnahme von Kassenkrediten fi- 
nanzieren. Im Jahre 1992 wurden 1,5 Mrd. 
Euro an Kassenkrediten in Deutschland be- 
ansprucht. 1998 waren es fast 6 Mrd. Euro, 
2008 schon 30 Mrd. Euro. Im Krisen jahr 2009 
sind fast 35 Mrd. Euro an Kassenkrediten an- 
gefallen. Plötzliche Steuereinbrüche können 
nicht durch kurzfristige Sparmaßnahmen 


Öffentliche Verschuldung von Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
einschließlich Extrahaushalte 2010 

Bremen 
Berlin 
Saarland 
Hamburg 
Mo rd rtiei n-Wesf a len 
Schleswig-Holstein 
Rheinland- Pfelz 
Sachsen-Anhalt 
Hessen 
Niedersadisen 
Thüringen 
Brandenburg 
M eckle nb urg- Vorpo mme m 
Baden- Württem be rg 
Bayern 
Sadisen 

0 10 0Q0 20 000 30 000 40 000 50 000 

in Euro je Einwoh ner 

I I Bund I Länder Q Geirnianden/Geimeinde verbände 

Schiidsnstand einsclilBßlicIi ExtrahauslialtB: ohne Zwsclkwrbände. IDer GenieijindeantBijl an der 
V^rsctmidung Ist in den Stadtstaaten nit einem Antei von 33% angesetzt werden. 

IDatenbass: StatististiscItiBS Bundesainnt, eigaina Beredtmungen © BBSR Bexm 2D11 




Drucksache 17/8360 


-62- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


[1] ALlor-Engruppe Bildungsbefichrter- 
slaffijng: Bildung in Deutechland 201i0. 
Ein indiltartorgestützler Beridil mit Einer 
Analyse zu PerspeklivEn des Bildungs- 
wesens im demogralisciiefi Wandel. Im 
Autrag der Starrdigen Konferenz der 
Lander in der Bundesrepublik Deirtscti- 
land und des Bnndesministeriums für 
Bildung und Forschung. Bielefeld 20110. 


[2) Sekre^at der Ständigen Konferenz 
'der Knltjsminiskr der ikider iin 'der 
Bundesrepublik Deufsdiland [Hrsg.): 
Das Bildungswesen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 2008 - Darstellung 'der 
Kcmipetenizen, Sibukluren und bildungs- 
politischen Entwicklungen für den Infor- 
mationsaustausch in Europa. Bonn 2009. 


kompensiert werden. Langfristige Dauer- 
aufgaben und ein hoher gesetzüch er Pflicht- 
katalog kn kommunalen Aufgaben Spektrum 
machen schnelle Anpassungen unmöglich. 
Im ersten Halbjahr 2011 belaufen sich die 
Kassenkredite schon auf fast 44 Mrd. Euro. 
Auf der Zeitachse dehnt sich das Instrument 
„Kassenkredit'' immer weiter räumlich aus. 
Haben im Zeitraum 1998 und 2004 250 Krei- 
se und kreisfreie Städte jedes Jahr den Kas- 
senkredit in Anspruch genommen, so waren 
es zwischen 2005 und 2010 schon 293. Die 
Sicherung der öffentlichen Daseins Vorsorge 
stößt damit an finanzielle Grenzen. 

Für die räumliche Ausgestaltung der Bil- 
dungs- und Gesundheitsversorgung, die für 
die Menschen von fundamentaler Bedeu- 
tung sind, wird dies nachfolgend verdeut- 
licht. 

2*2*5 Bildungsversorgung 

Ein gutes Bildungs- und Qualifikationsni- 
veau ist eine Grundbedingung für fast alle 
ökonomischen und gesellschaftlichen Auf- 
gabenkreise. Ein ausreichendes Angebot an 
Bildungsinfrastruktur ist damit auch eine 
wichtige Voraussetzung, um allen Teüen 
der Bevölkerung eine gewisse Chancen- 
gleichheit zu ermöglichen. Das Angebot an 
Schulen kann zudem nicht nur als Teil der 
Daseinsvorsorge, sondern auch als Stand- 
ortfaktor und Indikator fiir die Wohnoitwahl 
von Familien verstanden werden. Die Schul- 
absolventen sind außerdem die Neuzugänge 
auf den Arbeitsmärkten (siehe Kap. 2.3]. 

Auch nach der Föderalismusreform 2006 
liegt die Verantwortung fiir die Aufrechter- 
haltung eines differenzierten und leistungs- 
fähigen regionalen Schulangebotes auf Län- 
derebene. Die Kultusministerien der Länder 
legen die schulpolitischen Rahmensetzun- 
genfest. Die unterschiedlichen Konzepte der 
Bundesländer stehen miteinander kn föde- 
ralen Wettbewerb. Von der Schulaufsicht der 
Länder, die das Lehrpersonal stellen, ist die 
kommunale Trägerschait öffentlicher Schu- 
len getrennt. Die Kommunen schaffen mit 
Schulgebäuden, nicht lehrendem Personal, 
Sachmitteln und Schülerbeförderung die 
Voraussetzungen fiir ein räumlich ausgewo- 
genes Bil dungs angeb ot. 

Das Bildungs wesen in Deutschland gliedert 
sich in den Elementarbereich (Kkidergar- 
tenj, den Prkn arbereich (Grundschule) , den 
Sekund arbereich (verschiedene Schulfor- 
men) , den tertiären Bereich (Hochschulen) 
und den Bereich der Weiterbildung.^ Die all- 


gemeine S ch ulpflicht b e^nnt für alle Kin der 
nach der Vollendung des sechsten Lebens- 
jahres und beträgt neun oder zehn Schuljah- 
re. Anschließend unterliegen Jugendliche, 
die keine weiterfiihrende allgemeinbjlden- 
de oder berufliche Schule besuchen, der Be- 
rufsschulpflicht (drei Teilzeitschuljahre). 

Auf eine ohnehin nie erreichte gemeinsame 
Bildungsplanung wird zugunsten eines out- 
putorientierten, vergleich en d en Bildungs - 
monitorings verzieh tet.^ Die neu geregelte 
Gemeinschaftsaufgabe gemäß Grundgesetz 
umfasst die drei Elemente „FeststeUung der 
Leistungsfähigkeit des Bildungswesens im 
internationalen Vergleich", „Bildungsbe- 
richterstattung" und „gemeinsame Emp- 
fehlungen". Bund und Länder haben künf- 
tig die Möglichkeit, das Fundament für die 
ergebnis orientierte Vergleichbarkeit der 
Bildungseinrichtungen zu verbessern so- 
wie gemeinsame strategische Ziele für die 
Weiterentwicklung des Bildungs- und Wis- 
senschaftssystems zu vereinbaren. Eine be- 
sondere RoUe spielen dabei internationale 
Schulleistungsuntersuchungen. 

Die von Schulabgängern erreichten Ab- 
schlüsse im Primär- und Sekun darbereich 
zeigen in ihrer Zusammensetzung neben 
länderspezifischen auch regionale Abwei- 
chungen, die der Siedlungsstruktur folgen, 
ln den Städten und verdichteten Räumen 
sind die Anteile der Erlangung der allgemei- 
nen Hochschulreife höher als in gering ver- 
dichteten Räumen, ln Zentren wohnhafte 
Schüler finden vor Ort ein breiteres Angebot 
an weiterführenden Schulen vor. Der AnteE 
der Schulabbrecher ohne Schulabschluss ist 
dagegen in gering verdichteten, peripheren 
Räumen oft geringer als in BaUungsgebie- 
ten, die teEweise auf soziale Problemlagen 
oder vermehrte Integrationsprobleme von 
Schülern mit Migrationshintergrund zu- 
lückzuführen sein können. 

Ausländische Schüler streben bislang nur 
verhältnismäßig selten einen höheren 
Schulabschluss an. Über aUe Schulen be- 
trachtet liegt ihr AnteE im Jahr 2008 bei 
8,9 % der Schüler, ln der 11. Klasse, also in 
Vorbereitung des Abiturs oder der Fach- 
hochsch ulreife, liegt ihr Anteil bei 3,4 %. ln 
aUen Kreisen, für die statistische Informati- 
onen zur Verfügung stehen, ist der AnteE der 
ausländischen Schülerin der 7. Klasse we- 
sentlich höher als in der 11 . Klasse. Es zei- 
gen sich allerdings auch länderspezifische 
Einflüsse. Während der AnteE der ausländi- 
schen Schülerin der?. Klasse und 11. Klasse 
in Hessen und Schleswig-Holstein nicht aff- 
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ZU sehr ausemajiderfällt, weiseji Bayern und 
B ad en - Wüitiemb erg Mr die se Klas sen stufen 
wesentlich größere Diskrepanzen auf. 

In Westdeutschland sind die Unterschiede 
zwischen den Kernstädten einerseits und 
den ländlichen Gebieten andererseits we- 
sentlich deutlicher ausgeprägt als in Ost- 
deutschland. Es werden aber auch unter- 
schiedliche Bildungspohtiken der Länder 
erkennb ar. So kommt zum Beispiel in B ayern 
den Haupt- und Realschulabschlüssen eine 
größere Bedeutung zu als im übrigen Bun- 
desgebiet. Im langjährigen Durchschnitt lag 
der Abiturientenanteil an allen Schulabgän- 
gern relativ konstant bei etwa 25 % und stieg 
in den vergangenen Jahren leicht an. 

Wohnungsnahe schulische Versorgung 

Neben der Erlangung von Schulabschlüs- 
sen und hoher Qualität des differenzierten 
S ch ul angeb otes wird die Versorgungsquali- 
tät für die Bevölkerung dadurch bestimmt, 
wie gut Schulen von den Wohn Standorten 
der Familien aus erreichbar sind. In den 
Ländern werden gemeinsam mit den Trä- 
gern der öffentlichen Schulen (Gemeinden, 
Kreise und kreisfreie Städte] ab gestimmte 
Schulentwicklungspläne ausgewiesen, die 
den gegenwärtigen und künftigen Bedarf 
fortschreiben und Schulstandorte festlegen. 
Die Entwicklung der Schülerzahlen ist dabei 
das entscheidende Planungskriterium. 

Wachsende Schülerzahlen gefährden die 
Qualität des Bildungsangebots etwa durch 
größere Klassen. Ein Anstieg kann durch die 
Einrichtung neuer Klassen und eine höhere 
Zahl von Lehrkräften ausgeglichen werden. 
Abnahmen von Schülerzahlen können dazu 
führen, dass sich die Zahl der Kinder pro 
Klasse verringert und/ oder die Klassenzahl 
an Schulen abnimmt, Schulstandorte oder 
sogar ganze Schularten wegfallen, weE Trag- 
fähigkeitsgrenzen unterschritten werden. 
Dies trifft insbesondere die dünn besiedel- 
ten Räume, deren schuhsches Angebot be- 
reits gefährdet ist. Der WegfaU einer woh- 
nungsnahen schulischen Versorgung kann 
dann nur durch weitere Schulwege oder so- 
gar durch Umzüge kompensiert werden. 

Die gute Erreichbaikeit eines vielfältigen 
Schulangebotes steht also in engem Zu- 
sammenhang mit der Wirtschaftlichkeit 
von Schulen. Schulen, die gewisse Schüler- 
zahlen je Standort bzw. Klasse unterschrei- 
ten, sind nicht so effizient zu betreiben wie 
größere Schulen: ln Grundschulen wird aus 
arbeitsorganisatorischen und finanziellen 


Gründen angestrebt, mindestens zweizügig 
zu unterrichten. Bei einer durchschnittli- 
chen Klassengröße von 25 Schülern und 
vier Schuljahigängen beläuft sich demnach 
die angestrebte Mindestgröße von Grund- 
schulen auf etwa 200 Schüler. Haupt- oder 
Realschulen mit acht oder neun Schuljahr- 
gängen müssten demnach 300 Schüler, 
Gymnasien oder Gesamtschulen etwa 400 
bzw. 450 Schüler auftveisen. Beim Angebot 
von Wahlpflichtbereichen an Realschulen 
oder der gymnasialen Oberstufe hegen die 
Mindestgrößen noch darüber. Die tatsäch- 
hchen Schulgrößen der Grundschulen in 
Deutschland lagen 2009 bei durch schnftt- 


Schulebg enger nach Abschlüssen 
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Ausländische Schüler 


7. Kla&se 


11. Klasse 



alU 


Anteil der ausländischen Schüler 
im Schuljahr 2008/2009 in % 
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Häufigkeiten 
Geometrisciie Gmndage: IBKC, Kreise, 31.12.2006 


lieh riuid 180 Schülern, der Gymnasien hei 
etwa 800 Schüler. Unter dem Gesichtspunkt 
der Chancengleichheit ist die Verteilung der 
Schulen, die zur Allgemeinen Hochschulrei- 
fe führen, von besonderem Interesse. 

Die Berechnung der Fahrzeit von den 
Wohnorten der Bevölkerung/ Schüler zu den 
Standorten von über 3 550 Gymnasien und 
Gesamtschulen im MIV fiihrt zu dem Ergeb- 
nis, dass 99 % der Bevölkerung/ Schüler in 
weniger als 20 Minuten mit dem Auto eine 
Schule der Sekundarstufe 11 erreichen kön- 
nen, 85 % sogar innerhalb von nur 10 Minu- 
ten. 

Die tatsächlich realisierten Fahrzeiten im 
öffentlichen Schülerverkehr liegen zwar 
oberhalb der berechneten Pkw-Fahrzeiten, 
dürften in der Regel aber kaum entspre- 
chende Erreichbarkeitsvorgaben übertref- 
fen, wie z. B. die 45 -Min Uten -Obergrenze in 
Sachsen, als eine der wenigen existierenden 
konkreten Richtweite. Bei etwaigen Stand- 
ortschließungen fäUt die regionale Betrof- 


fenheit aber sehr unterschiedlich aus. Die 
wesentlich dünneren Standortnetze in 
ländlich-peripheren Gebieten reagieren auf 
Schließungen mit erheblichen Erreichbar- 
keitsverschlechtemngen. Dabei sind die 
betroffenen jüngeren Altersgruppen in ihrer 
Mobilität eingeschränkt und staik abhängig 
von den Angeboten im ÖV bzw. Schülerver- 
kehr. 

Die zweite Komponente des demographi- 
schen Wandels, die Alterung, hat in Zukunft 
eine weitaus stärkere Bedeutung als die Ver- 
ändeningen in der Bevölkerungsgröße. 

Was den Bildungsbereich betrifft, hat eine 
Abnahme der Zahl der Kinder und Jugend- 
lichen rückläufige Schülerzahlen zur Folge. 
Zwangsläufig muss dies entweder zu klei- 
neren oder zu weniger Schulen führen. Es 
wird damit zunehmend schwieriger, ein 
hochwertiges und breites Schulangebot flä- 
chendeckend aufrechtzuerh alten. Sinkende 
Schülerzahlen können schließlich dazu füh- 
ren, dass Schulstandorte geschlossen wer- 
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den. Damit verschärft sich das Spannungs- 
verhältnis zwischen guter Erreichharkeft 
und wirtschaftlichem Betrieh von Bildungs- 
einrichtungen weiter. Für junge Familien 
stellt etwa die ftißläufige Erreichbarkeit von 
Grundschulen einen wichtigen Aspekt der 
Lehensqualität und der Wohn Standortwahl 
dar. Schulwege von mehr als zwei his drei 
KEometern Länge veiursachen eihehlkhe 
Kosten ftir die Schülerheforderung, die mit 
zunehmenden Entfernungen ans teigen. 

Sicherung eines qualitativ hochwertigen 
und wohnortnahen Schulangebotes 

Die verschiedenen Schulstufen lassen sich 
relativ eindeutig mit klar ah gegrenzten Al- 
tersgruppen verknüpfen. Besonderheiten, 
wie sie sich aus den unterschiedlichen Schul- 


systemen ergehen (Gymnasium mit acht 
oder neun Schuljahren, vier- oder sechs- 
jährige Grundschule] bewirken höchstens 
geringe zeitliche Verschiebungen der jewei- 
ligen Entwicklungen. Das Schulwesen ist vor 
allem durch einen Rückgang der Schüler- 
zahlen, aber auch von einem zunehmenden 
Integrationsbedarf von Schülern mit Mig- 
raüonshintergnind vom demographischen 
Wandel betroffen. Abnahmen der bildungs- 
relevanten Bevölkerung treffen Regionen in 
den neuen Ländern besonders stark, da Mer 
bereits die Geburtennickgänge der 1990er 
Jahre zu einer Ausdünnung des Schulnetzes 
geführt haben. Die dünn besiedelten Regio- 
nen der neuen Länder waren bedingt durch 
den starken Rückgang von Grundschüler- 
zahlen am meisten von Schulschließungen 
betroffen. Die NacMragerückgänge, die zu 
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den Veränderungen der Grimdschulland- 
schait fiihrtenj finden in den Schulen der 
Sekundarstufe I ihre Fortsetzung. 

Anpassungsstrategien, die sich mit dem 
Eihalt oder der Schließung von Standorten 
befassen, können und müssen weiterhin die 
Änderungen im Bildungs System und bei den 
(pädagogisch begiündeten) Organisations- 
formen berücksichtigen. Diese Reformen 
sind gerade im Sekundarbereich und ange- 
sichts der nach wie vor aktueUen bildungs- 
politischen Diskussion nicht abgeschlossen. 
Sie sind auch mit der räumlichen Organisa- 
tion in Einklang zu bringen. Die Länder, bei 
denen die Bildungshoheit liegt, verfolgen 
dazu unterschiedliche Strategien. 

Wird die künftige SchuLnachfrage der 10 - bis 
Schulen der Sekundarstufe I 


16-Jährigen (Sekundarstufe II) der aktueUen 
Schulinfrastniktur gegen üb ergesteUt, kann 
die zukünftige durchschnittliche Schüler- 
zahl je Schule auf Ebene der Mittelbereiche 
abgeschätzt werden. Die Veränderungen der 
Zahl der 10- bis 16- jährigen Schüler in den 
Versorgungsbereichen der Mittelzentren 
bis zum Jahr 2030 sind in erster Linie vom 
siedlungsstruktureUen Stadt-Land-GefäUe 
geprägt. Schwache Zuwächse sind nur noch 
in der Nähe von Bevölkerungsbaüungen 
zu erwarten. Die stäiksten Rückgänge von 
35 % und mehr betreffen vor aUem ländlich - 
periphere Lagen, oft fernab von Zentren 
und in der Nähe von Landes- bzw. Außen - 
grenzen verortet. Im Zusammenspiel mit 
dem dargesteUten Standortnetz von 1 1 300 
Schulen der Sekundarstufe I zum Schuljahr 


Schülerpotenzial 


Schulgrößen 
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2008/2009 ergeben sich rechnerisch verän- 
derte durchschnittliche Schulgrößen in den 
Mittelbereichen. Der bis zum Jahr 2030 vo- 
rausberechnete Rückgang der Schülerzah- 
len im Zuge des demographischen Wandels 
lässt vielfach eine Unters chreitung der for- 
mulierten Mindestschulgrößen erwarten, 
die nicht auf die neuen Länder beschränkt 
ist, sondern auch ländliche Räume in West- 
deutschland betrifft. 

Die Schulabgänger der Sekundarstufe 1, 
teilweise auch der Sekundarstufe 11, steUen 
gleichzeitig auch einen Großteil der Auszu- 
bildenden. Die Einbrüche dieser Altersgrup- 
pen haben einerseits zu einer spürbaren 
Entlastung geführt, weil nun ein günstigeres 
Verhältnis zwischen Ausbildungsplatzan- 
geboten und -nachfragern herrscht, ande- 
rerseits können viele Betriebe ihre Ausbil- 
dungsplälze nicht mehr ohne Weiteres mit 
idealen Bewerb em besetzen. Der Rückgang 
der Auszubildenden verursacht fiir viele 
Berufsschulen Tragfähigkeitsprobleme. Im 
Spannungsfeld von Wirtschaftlichkeit und 
Eireichbarkeit wird sich zeigen, wie sich die 
heutige Schullandschaft mit über 1 600 Be- 
rufsschulstandorten im dualen System der 
b eruflichen Bildung kn Zeichen des demo- 
graphischen Wandels weiterentwickelt. 

Die demographische Entwicklung forciert 
die Diskussion über Sch ul Strukturen, etwa 
in der Frage, ob aUe Schulformen nebenei- 
nander benötigt werden. Es bieten sich vie- 
lerlei Möglichkeiten an, durch struktureUe 
Änderungen im Schulbereich dem demo- 
graphischen Wandel zu begegnen. Beispiels- 
weise könnte in der gymnasialen Oberstufe 
der Übergang vom Klassen verband zum 
Kurssystem, das aufgrund der umfangrei- 
chen Wahlangebote gewisse Mindestgrößen 
voraussetzt, aufgegeben werden. Gerade 
für sehr kleine Schulen könnten verstärkt 
An sätze eines jahrgangsüb eigreifen den 
Unterrichts genutzt werden. Die Förderung 
von Privatschulen könnte ebenfalls eine Al- 
ternative zu Schulschließungen bieten. Die 
Privatschulen weisen vergleichsweise ge- 
ringe Größen auf, verfügen aber aus unter- 
schiedhchen Gründen (niedrigere Lohnkos- 
ten, Schulgeld, Spenden] auch über einen 
größeren Finanzierungsspielraum. Heute 
ist bei der Schulform Gymnasium ein relativ 
hoher Anteil an Piivatschulen vorzufinden. 

Können einzelne Schulstandorte aufgrund 
sinkender Schülerzahlen die Qualität ih- 
res Unterrichts nicht länger gewährleisten, 
bietet sich der Aufbau von Verbundschulen 
an. Gemeinsames Lehrpersonal oder eine 


übergeordnete Verwaltung können zu einer 
wohnungsnahen Versorgung bei gleich- 
zeitig guter Qualität der Schul Standorte 
beitragen. Insbesondere unter den weiter- 
führenden Schulen lassen sich innerhalb 
von Schulverbünden ergänzende Angebo- 
te zusammenführen, beispielsweise durch 
die Kombinationen der Prknarstufe mit der 
Sekundarstufe 1. Für die Sekundarstufe, wo 
differenzierte Bildungswege in verschiedene 
weiterffihrende Schulformen verzweigen, 
gestaltet sich die Situation schwieriger als 
im Primarbereich mit nur einer Schulform. 
Eine Standortpolitik, die sich konsequent an 
den gut erreichbaren Zentralen Orten aus- 
richtet, ist hier vorteilhaft. 

Der demographische Wandel trifft nun auf 
das Hochschulwesen und den Arbeits- bzw. 
beruflichen Ausbildungsmarkt. Dabei ist 
eine zunehmende Konkurrenz zwischen 
Hochschulbildung und beruflicher Aus- 
bildung zu erwarten, da sich beide aus der 
schrumpfenden Masse der potenziellen Bil- 
dungsbevölkerung ihre Zugänge rekrutie- 
ren. Bedarfszuwächse bei der Weiterbildung 
bieten Chancen, die von den Rückgängen 
der Zahl der Kinder und Jugendlichen aus- 
gelösten Probleme teilweise zu kompensie- 
ren. Für Berufsschulen gibt es beispielsweise 
ModeUe, kn Rahmen einer Internatslösung 
Blockunterricht anzubieten. Durch die ge- 
bündelte Lernphase entfäUt der Großteil 
der Fahrzeiten und -kosten und die längere 
ununterbrochene Anwesenheit der Auszu- 
bildenden im Betrieb eröffnet zusätzliche 
Möglichkeiten der Gestaltung der Ausbil- 
dung bei erhöhter Effizienz. Auch für andere 
Schulformen kann auf Internatslösungen 
zurückgegriffen werden, um in dünn besie- 
delten Regionen einerseits ein qualifiziertes 
Angebot bereitzusteUen, das wktschaftlich 
tragfähig ist, und andererseits pädagogische 
Vorteile und Kontakßnöglichkeiten für die 
Schüler erschließt. 

2*2*6 Gesundheitsversorgung 

Die SichersteUung einer angemessenen Ge- 
sundheitsversorgung der Bevölkerung ist 
ebenfalls eine wichtige Aufgabe öffentlicher 
Daseinsvorsorge, die dem Sozialstaatsprin- 
zip entspringt. Die zuständigen Institutio- 
nen beziehen durch Raumordnungsklauseln 
in den gesetzlichen Grundlagen bei der Pla- 
nung und dem ControUing der ambulanten 
und der stationären medizinischen Versor- 
gung Ziele der Raumordnung und Landes- 
planung mit ein. 
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Das Gesundheilswesen ist zudem zu einem 
Wirtschaftsfaktor geworden, dessen Bedeu- 
tung durch die wachsende Zahl älterer Men- 
schen und den medizinischen Fortschritt 
weiter zunehmen wird. In den Jahren von 
1992 his 2008 sind die jährlichen G^sund- 
heitsausgahen Je Einwohner von 2 020 Euro 
stetig auf 3 210 Euro angestiegen. Dies helegt 
neben der steigenden finanzi ellen B elastung 
auch die regionalwirtschaftiiche Bedeutung 
des Gesundheitswesens. 

Sowohl die amhulante als auch die statio- 
näre Gesundheits Versorgung Deutschlands 
befinden sich im internationalen Vergleich 
auf hohem Niveau. Die erforderliche Infra- 
stmktur ist flächendeckend in guter Qualität 
vorhanden. Eine medizinische Grundver- 
soigung ist für jedermann verfügbar und 
in der Regel in nichtstaatlicher Trägerschaft 
im gesamten Bundesgebiet flächendeckend 
und wohnortnah gesichert. Der demogra- 
phische Wandel gefährdet allerdings diese 
gute Versoigungslage in einigen Regionen 
und Bereichen der Gesundheits Versorgung. 

Ambulante Versorgung 

D ie „ B ed arfsplan ungs- Richtlinien-Ärzte " 
des Gemeinsamen Bundesausschusses 
(G-BA) definieren Sch wefien werte fiir regi- 
onale ambulante Über- oder Unterversor- 
gung der Bevölkerung. Krankenkassen und 
Kassenärzte legen darin gemeinsam einen 
„allgemeinen bedarfsgerechten Versor- 
gungsgrad" für verschiedene Arztgruppen 
fest. Maßgeblich ist dabei die Ende 1990 
gegebene Versorgungssituation in den alten 
Ländern, differenziert nach den siedlungs- 
stmkturellen Kreistypen des BBSR und dem 
Ruhrgebiet als Sondeifall. Für alle Stadt- 
und Landkreise werden dazu im Abstand 
von drei Jahren vergleichbare Übersichten 
über den Stand der Vertrags ärztlichen Ver- 
soigung erstefft. 

Die festgesetzten Arzt/ Einwohn er- Relatio- 
nen variieren zwischen den Raumtypen in 
der Gruppe der Hausärzte am wenigsten, 
während sie im Bereich der fachärztlichen 
Versorgung sehr starke Abweichungen im 
SiedlungssuukturgefäUe aufiveisen. Offen- 
bar wird unterstefft, dass Fachärzte in Kern- 
städten ein größeres Umland mit versorgen. 
Damit werden die bestehenden Konzentra- 
tionen der Facharztsitze, etwa in den Kem- 
städten der verdichteten Regionen, verfes- 
tigt. 

Eine Überversorgung liegt gemäß der G-BA- 
RichÜinie dann vor, wenn die angegebenen 


Arzt/ Einwohner-Relationen in einem Pla- 
nungsbereich bezogen auf die aktueUe Be- 
völkerung um mehr als 10 % überschritten 
werden. In diesem Falle kommt es zu räum- 
lich begrenzten und arztgruppen spezifi- 
schen Zulassungsbeschränkungen, die auf 
die regionale Verteilung von Arztgmppen 
regulierend einwirken. Von einer regiona- 
len Unterversoigung ist auszugehen, wenn 
die haus ärztliche Versorgung um mehr als 
25 % und die fach ärztliche Versoigung um 
mehr als 50 % unter der bedarfsgerechten 
Versorgung liegen. In solchen Fällen ist eine 
genauere Untersuchung des Versorgungs- 
grades verbindlich vorgesehen. 

Der Hausarzt dient als erste Anlaufstelle b ei 
Beschwerden und übernimmt die Koordina- 
tion der w eiteren medizinischen Versorgung 
von Patienten. Mit dieser Rolle ergeben sich 
besonders hohe Anforderungen an den Ver- 
sorgungsgrad. Im Allgemeinen liegen die 
Vers orgungsgrade nahe an den Vorgaben der 
G-BA- Richtlinie. Es gibt aber auch Abwei- 
chungen. Die geringste Hausarzt/ Einwoh- 
ner-Relation liegt 2009 im Kreis Gifhorn bei 
47,5 Hausärzten je 100 000 Einwohner. Nach 
den Vorgaben der Bedarfsplanung liegt die 
Obergrenze kn entsprechenden Siedlungs- 
strukturtyp (ländlicher Kreis im verstädter- 
ten Raum) bei 61,4 Hausärzten je 100 000 
Einwohner (1 629 Einwohner je Hausarzt), 
was auf eine Unterversorgung hindeutet. 

Verglichen mit verdichteten Räumen sind 
in Räumen mit geringer Siedlungsdich- 
te die Anfahrtswege zu den Arztpraxen für 
viele Einwohner nicht nur potenzieR län- 
ger, gleichzeitig geht mit sinkender Bevöl- 
kerungsdichte auch eine Verschlechterung 
der Bedienungsqualität kn ÖPNV einher. 
Werden die Einwohner-Arzt-Relationen, 
die nach den Vorgaben der Bedarfsplanung 
ohnehin in den ländlichen Kreisen höher 
ausfallen, bei Unterversorgung noch über- 
troffen, fiihrt dies hier zu besonders starken 
Benachteiligungen kn ambulanten Bereich. 
Der Trend zur fortschreitenden Alterung 
hat zur Folge, dass ärztliche Leistungen ver- 
mehrt in Anspruch genommen werden müs- 
sen. Betroffen sind in erster Linie die neuen 
Länder und dort in besonderem Maße dünn 
besiedelte Regionen, also wiederum die 
Regionen, die bereits mit Untervorsorgung 
zu kämpfen haben. Da auch die niederge- 
lassenen Ärzte älter werden und häufig in 
diesen Regionen keine Nachfolger finden, 
verschärft sich die Lage Mer weiter. 

Die Gesundheitsreform 2004 sah unter an- 
derem die Neugestaltung des ärztlichen 
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Vergiitimgssystems vor. Seit 2009 beruht die 
Vergütung ärztlicher Leistungen auf Pau- 
schalvergütungen in überschaubarer Zahl 
sowie Einzelvergütungen für besonders för- 
derungswürdige Leistungen (zum Beispiel 
Hausbesuche] . Seit 2010 greift zusätzlich ein 
finanzielles Anreizsystem ^ das dem Abbau 
von Über- und Unterversorgung dienen und 
zu einer regional ausgewogenen Axztdichte 
beiuagen soll 

Eine flächendeckende ambulante Gesund - 
heitsveirsoigung im ländlichen Raum ist auf 
der Basis der bisher üblichen kreisscharfen 
Bedarfsplanung der Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigung (KBV] nicht ausreichend 
möglich, ln großen Planungsräumen kann 
eine ungleiche räumliche Verteilung von 
Ärzten auftreten. 

Bei der ambulanten Versorgung erscheint 
nur der fach ärztliche Bereich zentralörtlich 
relevant, ln peripheren Räumen können re- 
gionale Versorgungskonzepte oft nur durch 
inteikommunale Zusammenarbeit tragfähig 
erhalten werden. Gut ausgestattete Zentrale 
Orte sorgen aber auch dafür, den Wohn- und 
Arbeitsort für die an der Primärversorgung 
beteiligten Ärzte attraktiv zu halten. 


Insbesondere eine Flexibilisierung und die 
Aufhebung der sektoralen Trennung zwi- 
schen ambulanter und stationärer Versor- 
gung ermöglichen es, in Zeiten verstäikter 
Finanzzwänge die medizinische Versorgung 
als einen wichtigen Bestandteil der Da- 
seinsvorsoige wohnortnah und qualitativ 
hochwertig aufrechtzuerhalten. Ein erfolg- 
reiches Beispiel für eine Flexibilisierung, das 
inzwischen bundesweit Schule macht, ist 
der Einsatz der „hausarztunterstützenden 
Gemeindeschwester AgnES" als Instrument 
zur Abfederung der haus ärztlichen Unter- 
versorgung in ländhchen Regionen. Die De- 
legaüonsfähigkeit ärztlicher Leistungen bei 
Hausbesuchen erlaubt inzwischen das Pfle- 
geweiterentwicklungsgesetz (PflWG]. Auch 
in anderen Bereichen bedürfen bisherige 
Standardvorgaben und Organisationsfor- 
men der Überprüfung, wenn sie neuen, fle- 
xiblen Lösungen der öffentlichen Infrastnik- 
turvers orgung entgegen stehen. 

Stationäre Versorgung 

Die stationäre medizinische Versorgung 
erfolgt in Deutschland in Krankenhäusern 
sowie Vorsorge- und Rehabilitationseinrich- 
tungen. Dabei übernehmen 2 084 Kranken- 
häuser die Aufgaben der akutstaüonären 
Versorgung. Die Ausstattung mit Kranken- 
hauskapazitäten ist seit der Einfühning der 
b un deseinheitlichen Krankenhausstatistik 
1991 bis zum Jahr 2008 rückläufig, wenn 
auch mit verminderter Dynamik in den letz- 
ten Jahren, kn Jahr 2009 ist ein Krankenhaus 
hinzugekommen: Zwischen 1991 und 2009 
ist die Zahl der Krankenhäuser insgesamt 
um 13,6 % zuiückgegangen, die Zahl der 
aufgestellten Betten kn gleichen Zeitraum 
sogar um 24,4 %. Danach standen mit ins- 
gesamt 503 341 Betten kn Jahr 2009 durch- 
schnittlich 615 Betten je 100 000 Einwohner 
zur Verfiigung. Im Bundesdurchschnitt lag 
die Bettenauslastung 2009 bei 77,5 %. 



Gegenläufig entwickeln sich die Behandlun- 
gen: Die Zahl der vollstationären Behand- 
lungsfäUe ist von 1991 bis 2009 um 22,2 % 
von knapp 14,6 Mio. auf über 17,8 Mio. Pa- 
tienten angewachsen. Gleichzeitig konnte 
die durchschnittliche Verweildauer der Pa- 
tienten von 14 Tagen auf 8 Tage reduziert 
werden. Das entspricht einer Absenkung 
um 42,9 %. Der Anteil der Krankenhäuser in 
privater Trägerschaft ist gegenüber 1991 mit 
14,8 % kn Jahr 2009 mit 32,0 % doppelt so 
hoch.^ 


Hau sarztversorgu ng 


Hausärzte 2{M)9 Je 100 000 Einwohner 


bis unter 55 
55 bis unter 60 
60 bis unter 65 
65 bis unter 70 
70 und mehr 


40 79 98 9B 55 
hiäuiigkeijtBin 


DatBfibasiis: Lauf^ds Rauint]ec:badhftung des IBBSR 
<^ecxiietrjsdhe Gmndage: BiKG^BSR, Krsisregicxien, 31.12.2008 


(3) Syistiscbes BundesainL Grund- 
daten dar Krankanhäusar, Fachserie 
12 Fleiiba 6.11, Wiesbaden 2fl0B. 
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Akutkrankenhäuser werden in der Kranken - 
hausplanimg nach Versorgungsstufen unier- 
schieden. Krankenhäuser der Grund- oder 
Regel Versorgung sollen flächendeckend 
die wohnraumnahe Versorgung sichern. 
Krankenhäuser höherer Versorgungsstu- 
fen verfügen über ein breites Spektrum an 
Fachabteilungen und versorgen überörtli- 
che Einzugsbereiche. Fachkrankenhäuser 
dagegen verfügen üb er Versorgungsangebo- 
te einzelner Fachgebiete wie beispielsweise 
Psychiatrie oder Neurologie. Die Versor- 
gungsstufen sind für eine bundesweite Dar- 
stellung der akutstationären Versorgung nur 
eingeschränkt anwendbar, da die Länder bei 
Anzahl und Zuordnung der Versorgungs- 
stufen uneinheitlich verfahren. Zudem ha- 
ben die Umstrukturieningsprozesse in den 
Krankenhäusern sowie die Entwicklung des 
tatsächlichen Leistungsgeschehens in den 
vergangenen Jahren gezeigt, dass die stati- 
sche Einteilung der Versorgungs stufen die 
Versorgungsrealität nur ungenau abbüdet. 
Im Osten wie im Westen ist die durchschnitt- 
liche Versorgung mit mehr als 50 Betten je 
10 000 Einwohner relativ hoch. 

Erreichbarkeit von Krankenhäusern 

Für die Krankenhausgrundversorgung in 
der Fläche ist die Errekhbaikeit der Kran- 
kenhäuser von entscheidender Bedeutung. 
Das BBSR hat, unterstützt vom Wissen- 
schaftlichen Institut der AOK [WldOJ, eine 
Efreichbarkeitsanalyse für Krankenhäuser 
der Grundversorgung durchgeführt. Die 
Untersuchung macht aufgrund der genann- 
ten Unterschiede in den Krankenhauspla- 
nungen den Grundversorgungsbegriff nicht 
an der Versorgungsstufe, sondern an der 
Vorhaltung von Fachabteilungen der drei 
Disziplinen Chiruigie, Innere Medizin und 
Gynäkologie /Geburtshilfe fest. Zu Einrich- 
tungen der Grundversorgung wurden dabei 
Krankenhäuser gezählt, wenn sie über eine 
chirurgische oder internistische Fachabtei- 
lung (mit mehr als fünf Betten) oder eine 
gynäkologische Abteilung verfügen. In den 
Fällen, in denen die Bettenzahl in diesen 
Fachab teilungen nicht b etrieb s Stätten s ch aif 
vorliegen, wurden gestützt auf Fallzahlen 
des WldO eine Schätzung vorgenommen 
und ergänzend die Krankenhauspläne der 
Länder als Informationsgrundlage herange- 
zogen. 

Wird das Ergebnis der Erreichbarkeitsana- 
lyse Rir die insgesamt 1 700 Krankenhaus- 
standorte mit dem Ergebnis dergleichen Un- 
tersuchung fiir den Raumordnungsbericht 


2005 verglichen, sind kaum Unterschiede 
festzustellen. Trotz deutlichem Abbau der 
Bettenkapazität sind nur vereinzelte Kran- 
kenhausstandorte weggefallen. Gemessen 
an der Erreichbarkeit von Krankenhäusern 
ist der Versorgungsgrad der Bevölkerung aU- 
gemein als sehr gut einzustufen. 

Legt man die notwendige Pkw-Fahrzeit zur 
Erreichung des nächsten Krankenhaus- 
standortes zugrunde, so befinden sich na- 
hezu drei Viertel der Bevölkerung (73,2 %) 
innerhalb eines lO-Minuten-Radius und 
97,5 % innerhalb eines 20-Minuten-Radius 
um das jeweils nächste Krankenhaus der 
Grund Versorgung. Lediglich 2,5 % der Bun- 
desbevölkerung benötigen demnach mehr 
als 20 Minuten zum nächsten Krankenhaus. 
Diese Gebiete sind zum größten Teil in den 
neuen Ländern zu finden. 

Krankenhausstandorte sind staik am Zen- 
trale-Orte-System ausgerichtet und folgen 
damit weitgehend den regionalen Bevölke- 
ningsschwerpunkten. Ein besonderes Au- 
genmerk muss den Krankenhäusern gelten, 
die einen großen Einzugsraum abdecken 
und deren räumliche Lage derart isoliert 
ist, dass sich bei ihrer Schließung die Ver- 
sorgungssituation der betroffenen Bevölke- 
ning erheblich verschlechtem würde. Ihre 
zentrale Bedeutung wird besonders deut- 
lich, wenn für eine iktive Schließung von 
Standoiten die Überschreitungsfolgen der 
20 -Min Uten -F ahrtzeitschw eile betrachtet 
werden. Würden einzelne regional bedeut- 
same Krankenhäuser geschlossen, blieben 
großflächige Gebiete unterversorgt. 

Künftige Nachfrageentwicklung 

Zu einer weiteren Problem Verschärfung 
dürfte der demographische Wandel, ins- 
besondere die Alterung der Bevölkerung 
ffihren. Denn die Nachfrage nach medizi- 
nischen Leistungen hängt stark vom Alter 
ab. Besonders ausgeprägt ist die Zunah- 
me der Inanspruchnahme von Leistungen 
mit dem Alter bei den Krankenhäusern der 
Gr und Versorgung. Aus der Verknüpfung der 
prognostizierten Bevölkeningszahlen und 
deren alters- und geschlechtsspezffischer 
Zusammensetzung mit dem entsprechen- 
den Nachfrage verhalten ergibt sich insge- 
samt eine Zunahme der Nachfrage um rund 
16 % im Westen und gut 6 % Im Osten. 

Strategien zur Sicherung der flächende- 
ckenden Versorgung zielen in Richtung 
einer integrierten Versorgung über Versor- 
gungsbereiche hinweg durch die Aufhebung 
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der strikten Trennung zwischen ambulan- 
ter und stationärer Versorgung sowie der 
vermehrten Kooperation aller beteiligten 
Akteure. Hier kann die Raumordnung den 
Fachplanungen eine Unterstützung anbie- 
ten. Außerdem müssen verstäikt ausländi- 
sche Erfahningen und Lösungsansätze be- 
rücksichtigt werden. 

Vielversprechende Lösungsansätze zur Ge- 
währung einer räumlich ausgewogenen 
Grundversorgung mit Leistungen des Ge- 
sundheitswesens waren bereits in der Wei- 
terentwicklung der Versorgungsstrukluren 
der Gesundheitsreform 2004 im Gesetz zur 
Modernisierung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung angelegt: 

• Zulassung von medizinischen Versor- 
gungszentren 


• flächen de ck en des Angeb ot h aus ärztlich 
zentrierter Versorgungsform en 

• Möglichkeit zu Direktverträgen zwi- 
schen Kassen und einzelnen Vertrags - 
ärzten über besondere qualitative oder 
organisatorische Anforderungen sowie 
der integrierten Versorgung 

• Weiterentwicklung der integrierten Ver- 
sorgung 

• Teilöf&i ung d er Krankenhäuser zur am - 
bulanten Versorgung. 

So können heute beispielsweise Kranken- 
häuser die starren Grenzen zwischen den 
Versorgungsbereichen überwinden, indem 
sie im Rahmen integrierter Versorgungsfor- 
men mit niedergelassenen Ärzten in Netz- 
werken Zusammenarbeiten und auch selbst 
ambulante Leistungen anbieten. 


Erreichbarkeit von Krankenhäusern d^r Grundversorgung 
Status quo Wegfallszenario 



Pkw-Fahrzeit zum nächtsen Krankenhaus Überschreiten der 20-Minuten-Pkw-Fahrzeitschiwelle 

der Grundversorgung 2008 in Minuten 


□ 

bis unter 5 

i Krar^enhausstandort 

□ 

Status quo 

□ 

5 bis unter 10 


■ 

Szenario bei Wegfäli des jeweils nächsten 

□ 

10 bis unter 15 



Krankenhauses der Grundversorgung 

□ 

15 bis unter 20 




□ 

20 und mehr 





Datenbaas: EneidhbarkHitsmDdBl das B8SR CecxnetriacliB Orundage: BKG, Länder, 31 .12.2008 


■ □□□□□¥ 
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Neben der Modernisierung und Flexibilisie- 
rung der Versoigungssiruklur ist eine fort- 
laufende Beobachtung der sich wandelnden 
regionalen Versorgungsstrukturen erforder- 
lich, um überwachen zu können, ob in Teil- 
räumen gleichwertige Versorgungsverhält- 
nisse stark unterschritten werden. 


Besondere Bedeutung erlangte das Thema 
der Erreichbarkeit von Krankenhäusern 
durch die verpflichtende Einfiihrung der 
„Diagnosis Related Group"-FaUpauschalen 
2004. Bei zunehmendem Wettbewerb unter 
den Krankenhäusern war als Folge mögli- 



Krenken Hausstand orte und demogTaphische Entwicklung 


Demographisch bedingte Veränderung der Krankenhausfälle 
Wohnort der Patienten) 2005 bis 2030 in Yd 


bis unter -6 
-6 bis unter -2 
-2 bis unter 2 
2 bis unter 6 
6 bis unter 20 
20 und mehr 



kiäufigkeiton 


Krankenhaus der 
Gmndversorgung 2008 


OatBfitiaas: BBSiR-BevcilkerungspriDgnDse 2005-203Q/bbw, 
WidO-Krar^kanhausverzeicihnts, eigene Btiebung 
(^ometnsdhe Gmndage: BK<^IB8SR, Mittebereiche, 31.12.2009 


eher Spezialisierungen auch ein räumlicher 
Spezialisieningsprozess von Krankenhaus- 
leistungen zu erwarten. Mit der Einflihrung 
des neuen leistungsbezogenen Vergütungs- 
systems wurden verstärkt Marktelemente in 
die Krankenhausinanzier ung eingebracht. 
Leistungsstrukturen und Leistungskapazi- 
täten soUen auf den tatsächichen medizi- 
nischen Bedarf ausgerichtet werden, damit 
ein Wettbewerb um die Leistungserbringung 
entsteht. Mögliche Folge ist eine verstärkte 
Leistungskonzentraion - insbesondere in 
Ballungsräumen - durch Zusammenschlüs- 
se bzw. Schließungen von Standorten. Kran- 
kenhäuser in peripheren Lagen, die infolge 
des Sichers teUungsaultrages auch unwirt- 
schaftliche Behandlungsleistungen über- 
nehmen müssen, sehen sich gegenüber an- 
deren Häusern in Wettbewerb snachteil. 

Die Maxim alversoigung, die häufig Univer- 
sitätskliniken erbringen, konzentrieft sich 
dagegen auf einzeLne zentrale Standofte. 
Diese ab gestufte Versorgung steht einer be- 
darfsgerechten Versorgung nicht entgegen. 
Vielmehr sichert sie die Qualität der Leis- 
tungsangebote und ihre wirtschaftlich not- 
wendige Auslastung. 

Kommt es zur Reduktion der Krankenhaus- 
dichte, gilt es das Zentrale -Orte -System als 
Sicheningsinstrument einer flächendecken- 
den Grundversofgung anzu wenden. Durch 
die Konzentration von Krankenhäusern in 
hochrangigen Zentralen Orten kann eine 
abgestufte stationäre Gesundheitsversor- 
gung flächen deckend gesichert werden. Da- 
bei ist die strukturpolitische Bedeutung der 
Krankenhäuser als wichtige re^onale Wirt- 
schaftsunternehmen und Aibeitgeber für 
den ländlichen Raum nicht zu vernachläs- 
sigen. Um negativen Folgen für die Versor- 
gung der Bevölkerung entgegenzuwiiken, 
sollten Krankenhausstandoite in ländlichen 
Räumen identMiziert werden, die bei einer 
Gefährdung ihrer Tragfähigkeit zur Siche - 
ning der Versorgung in der Häche gefordeit 
werden sollten. Das Krankenhausfinanzie- 
ningsgesetz eröjffnet hier die Möglichkeit ei- 
nes Sicherstellungszuschlages (§ 17 b KHG), 
um Krankenhausstandorte zu erhalten und 
damit eine wohnraumnahe Grundversor- 
gung zu sichern. 

Pflege bereich 

Anders als b ei der Nachfrage nach medizini- 
schen Leistungen konzentriert sich die Pfle- 
gebedüiftigkeit ganz erheblich auf das hohe 
und sehr hohe Alter. Zwar gibt es hier gewis- 
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se Unterschiede b ezügllch der Pflegeajt (am- 
b ulant, stationär oder durch Angehörige) , es 
iiberwiegen aber die Gemeinsamkeiten mit 
massiven Anstiegen der Pflege quoten mit 
zunehmendem Alter. Schon eine vereinfach- 
te Betrachtung der Entwicklung der Zahl der 
Hochbetagten (über 80-Jährige] lässt eiken- 
nen^ dass das Angebot von Pflegeleistungen 
erheblich an die demographisch bedingte 
Nachfragezunahme in allen Teilräumen der 
neuen wie alten Länder angepasst werden 
muss. 

In einer alternden Gesellschaft besteht eine 
zunehmende Nachfrage nach Plätzen in Em- 
richtungen^ in denen pflegebedüiftige Men- 
schen ganztägig (vollstationär] , nur tagsüber 
oder nur nachts (teilstationäi] unterge- 
bracht und unter der Verantwortung profes- 
sioneller Pflegekräfte gepflegt und versorgt 
werden. Pflegeheime müssen durch einen 
Versorgungsvertrag zugelassen sein. Als ver- 
fügbare Plätze zählen die an einem Stichtag 
zugelassenen und tatsächlich verfli^aren 
Plätze, unabhängig von den jeweils belegten 
Plätzen. Dabei sind die Pflegeplätze den ver- 
schiedenen Pflege arten (voll- bzw. teilstatio- 
näre Pflege, Kurzzeitpflege] zugeordnet. 



Pflege hei mplätze 


Verfügbare Plätze in stationären Pflegeheimen 2009 
je 10 000 Einwohner 


□ 

□ 

□ 


bis Uinter 70 
70 bis unter 90 
90 bis unter 110 
110 bis unter 130 


1 30 und mehr 


n 



22 881 3B 83 81 


Häufigketen 


[)atienbasis: ILaufsnde RaiMTibBDbaditmg des IBB5R, 
Ptlegsstatistii des Bmdes md dar Ländar 
Geometrisch (^iMidaga: IBtKG, Kreise, 31.12.2009 



Im Mittel liegt der Versorgungsgrad mit 
Pflegeheimplätzen bei einem Prozent. Das 
heißt, auf 10 000 Einwohner kommen knapp 
100 Plätze. Derzeit lebt in Deutschland etwa 
ein Drittel der pflegebedürftigen Menschen 
in Pflegeeinrichtungen - zwei Drittel werden 
zuhause durch Familienmitglieder oder am- 
bulante Pflegekräfte betreut. Pflegebedürf- 
tige Menschen, vor allem in den unteren 
Pflege stufen, werden in Deutschland größ- 
tenteils von Familienangehörigen oder na- 
hestehenden Personen zuhause betreut, zu 
meist Ehefrauen und Töchter. Wo dies nicht 
oder nicht vollständig möglich ist, ergänzen 
oder übernehmen ambulante Pflegedienste 
die häusliche Pflege. Etwa bei einem Drittel 
der aufwändig zu pflegenden Personen er- 
folgteine stationäre Pflege. 

In Westdeutschland ist die Versoigungslage 
mit Pflegeheimplätzen in den ländlichen 
Kreisen deutlich besser als in den Großstäd- 
ten. In Ostdeutschland ist die Ausstattung 
mit Pflegeheimplätzen in den Kreisen mit 
eher städtischem Charakter am günstigsten. 
Als Reaktion auf den Alterungsprozess der 
Bevölkening hat die Zahl der Pflegeheim- 
plätze in den veigangenen Jahren in allen 
Siedlungskategorien zugenommen. Die 
stäiksten Zunahmen sind in den ländlichen 
Regionen zu verzeichnen. 

Ob in Zukunft die Pflege in stationären Ein- 
richtungen, durch ambulante Dienste oder 
aber durch Angehörige stattfindet, ist nicht 
nur von der professionellen Pflegeinfra- 
struktur und der Kostenentwicklung kn Ge- 
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siindheitsweseii abhängig, sondern hängt 
auch von der Familienstruktur ab. Leben 
immer mehr Personen in Singlehaushal- 
ten, wohnen Eltern und Kinder zunehmend 
räumlich von einander getrennt und geht 
der Kinderanteil in Familien weiter zuiück, 
werden nicht mehr in ausreichendem Um- 
fang private Kräfte für die Altenpflege zur 
Verfligung stehen, ln zunehmendem Maße 
muss deshalb mit einem erhöhten Bedarf 
der professionellen Pflege gerechnet wer- 
den. 

Betrachtetman allein die demographisch be- 
dingte Entwicklung der künftigen Nachfrage 
nach Pflegeleistungen in Folge der Zunahme 
des Anteils alter Menschen an der Gesamt- 
bevölkerung, wird deutlich, dass die Oiga- 
nisation der Altenpflege schon in wenigen 
Jahren eine Schlüsselaufgabe des G^sund- 
heitssystems darstellen wird. Das räumliche 
Muster ist dabei ähnlich ausgeprägt wie bei 
der Zunahme der Hochbetagten. Allerdings 
sind die Werte der Veränderungen etwas 
niedriger als bei den über 80 -Jährigen. Dies 
liegt daran, dass mit dem hohen Alter zwar 
die Pflegebedürftigkeit zunimmt, insgesamt 


aber auch viele unter 80 -Jährige Pflegeleis- 
tungen beziehen. Durch die ebenfalls mit 
dem Alter zunehmende Mortalität sind die 
Zunahmen bei den Hochbetagten zwar rela- 
tiv zum Ausgangsbestand sehr hoch, weni- 
ger aber in absoluten Zahlen. 

Die höchsten Zunahmen der Nachfrage nach 
Pflegeleistungen finden sich im Umland von 
Beilin. Sie übertreffen noch die ländlichen 
Räume Brandenbuigs und Mecklenburg- 
Vorpommerns. Dies ist eine Folge der mas- 
siven Wanderungsgewinne dieser früher nur 
dünn besiedelten Gebiete seit Anfang der 
1990er Jahre. Die Älteren dieser Zuwanderer 
stellen dementsprechend die potenziellen 
Pflegefälle in den nächsten 20 Jahren. 

Auf der anderen Seite bedeutet dies mehr 
noch als im eigentlichen Gesundheits- 
bereich, dass hier mutmaßlich auch Ar- 
beitsplätze entstehen werden, sofern die 
benötigten Fachkräfte zur Verfligung ste- 
hen, und zwar auch und gerade in einigen 
Struktur schwachen Regionen. Angesichts 
der Zunahme Pflegebedürftiger gegenüber 
der Abnahme meist weiblicher potenzieRer 
Pflegekräfte droht in vielen die ser Regio - 



Künftige Entwicklung d^r Hoch betagten 


100 km 


© BBSR Bonn 2011 


Veränderung der Zahl der über SO-Jährigen 


2005 bis 2025 in % 

I I bis unter 50 

I I 50 bis unter 65 

65 bis unter 30 
30 bis unter 95 
95 und mehr 


Ui 


123 1 02 82 73 
HäufigkSiitiBn 


Pflegebedü rftigkeit 



Veränderung der Zah I der Pflegebedü rftigen 
2010 bis 2030 in % 


□ 

□ 


bis unter 1 5 
15 bis unter 30 
30 bis unter 45 
45 bis unter 60 
60 und mehr 



14 197373 23069 
Häufigkeilen 


Datenbasis: ^SR-BevdteruTigspregnDse 2D05-2025/bbw Datenbasis: Bundasministeilura tur Gesundheit, 

GeDmetiisChe Gmndage: BKG, Kreise, 3112.2005 BBSR-BevbIkerungsprognDse 20l0-2030/bbw 

Geonietrisctie Grundaga: BKG/B8SR, Miittelbereidie, 31. 12.2008 
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neu ein Fachkräftemangel ln der Altenpfle- 
ge. Neben den durch Institutionen (Heime, 
Pflegedienste] erbrachten Leistungen findet 
ein erheblicher Teil der Pflege nach wie vor 
durch Angehörige statt. 

Grundsätzlich wird im Gesundheitsbereich 
insgesamt mit einer Zunahme der Nach- 

2-2-7 Kritische Infrastruktur 


frage nach Pflege gerechnet, die sich zum 
einen aus der rapiden Anteilserhöhung po- 
tenziell pflegebedürftiger Menschen an der 
Gesamtbevölkerung und zum anderen aus 
dem zukünftig sinkenden Anteil der Pflege 
durch Familienangehörige eigibt. 


Mit der Novellierung des Raumordnungs- 
ge setz es Ende 2008 wurde mit dem Schutz 
kritischer Infrastruktur ein neuer Gnind- 
satzinhalt in den Katalog der Grundsätze 
der Raumordnung aufgenommen. Die Bun- 
desregierung definiert Kritische Inffastiuk- 
turen (KRITIS] als Oiganisationen und Ein- 
richtungen mit wichtiger Bedeutung fiir das 
staatliche Gemeinwesen, bei deren AusfaU 
oder Beeinträchtigung 

• nachhaltig wirkende Versorgungseng- 
pässe, 

• eihebliche Störungen der öffentlichen 
Sicheiheit oder 

• andere dramatische Folgen 
ein treten würden.^ 

Die meisten Bereiche der öffentlichen Da- 
seinsvorsorge lassen sich einem Sektor oder 
Teilsektor der Kritischen Infrastrukturen 
zuordnen. Als wichtiges Merkmal zur Beant- 
wortung der Frage, ob eine Infrastruktur als 
„kritisch" anzusehen ist, gilt die „Kritikali- 
tät" der zu betrachtenden Infrastruktur bzw. 
ihrer Teilkomponenten. Kritikahtät wird in 
diesem Zusammenhang definiert als Maß 
für die Bedeutsamkeit einer Infirastruktur 
oder ihrer Komponenten in Bezug auf die 
Konsequenzen, die eine Störung oder ein 
Funktion sau sfaU für die Gesamtdienstleis- 
tung bzw. Produktion und somit letztlich für 
die Versorgungs Sicherheit der GeseUschaft 
mit wichtigen Gütern und Dienstleistungen 
nach sich ziehen.® Besondere Bedeutung 
kommt in diesem Zusammenhang jenen In- 
frastrukturen zu, die einen hohen Grad phy- 
sischer Vernetzung aufweisen. 

Gefahren für ECritische Infrastrukturen 

Ereignisse in der jüngeren Vergangenheit 
haben gezeigt, welchen Gefahren Kritische 
Infrastrukturen in Deutschland ausgesetzt 
sind. So führte beispielsweise 2005 ein Win- 
tersturm im Münsterland zu zahlreichen 
auch längerfristigen AusfäUen der Stromver- 
sorgung und der Verkehrswege. 


Die unter dem AR- Gefahren -Ansatz betrach- 
teten Gefährdungen fiir Kritische Infrastruk- 
turen können in drei Klassen eingeteilt wer- 
den: Bisher werden in der Raumordnung 
vor aUem Hochwassergefahren betrachtet. 
Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete werden für 
überschwemmungsgefährdete Räume und 
für notwendige Hochwasserschutzm aßnah- 
men wie z. B. die Schaffiing von Retentions- 
räumen ausgewiesen (siehe Ausfiihrungen 
zum vorbeugenden Hochwasserschutz in 
Kapitel 3.3]. Andere [Natur-] Gefahren fin- 
den bis auf einige geomorphologische Pro- 
zesse in der bayerischen Alpenregion so gut 
wie keine Berücksichtigung. Neben den zu- 
vor genannten Gefährdungen sind Kritische 
Infrastrukturen aber weiteren Einflüssen 
unterworfen, die das Risiko ihres Ausfalls 
erhöhen. 

Dazu zählen klimatische Veränderungen, 
der demographische Wandel, zunehmende 
Interdependenzen zwischen den Infrastruk- 
turbereichen und Verkettungen von Ereig- 
nissen [Kaskaden- oder Dominoeffekte], 
sowie die Konzentration von Kritischen In- 
frastrukturen. 

Die Bundesregierung legt in der Nationalen 
Strategie zum Schutz Kritischer Infrastruk- 
turen den Schwerpunkt auf die kooperative 
Zusammenarbeit zwischen Staat und Wirt- 
schaft beim Schutz Kritischer Infrastruk- 
turen.® So sind auch die 'Bräger der Raum- 
ordnung in Bund, Ländern und Re^onen 
aufgefordert, beim Schutz Kritischer Infra- 
strukturen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
mitzuwirken. 

Die folgenden FaUbeispiele sollen exempla- 
risch zeigen, welche potenzieUen Risiken für 
KRITIS im Rahmen der räumlichen Planung 
relevant sind und inwieweit sich in diesem 
Kontext Abwägungskonflikte ergeben kön- 
nen. 

B ündeiung von Infrastrukturtrassen 

Raumordnungspläne fordern regelmäßig 
die Bündelung von Versorgungsleitungen. 


H) BMI = Bundesministerium des Innern 
(BMI): Mationale Slialegie zum Schulz 
Krilbcher Inrfrastmktiren - KRITIS-Slia- 
legle, Juni 2009, hlj^p://www.brTii.bund. 
dfi/cae/ser¥l el/contentb I o b/541 770/ 
puhlicationFile/27031/kritis 
pdf, Zugriff am 9.112010, S. 4. 

(5) Lenz, S.: Vulnerabililäl Kritischer In- 
irastruklurcn. In: Forschung im Bevolka- 
rungsschutz, Band 4, Bonn 2000, höp^/ 
WWW bbk. bund.de/Shared Docs/Pu bl I - 
kati onen/Publiikali!onen_2flForsch ung/ 

Fi B Ba nd4 , lempl ale I d =raw, p rop e 

rty=p u b I i cati onF ii ie . p dl/F iiB_B and4 . 
pdf, Zugriff am 10.11.2010, S. 19. 

(6} KBITIS-Strategie, Kahinelbbeschluss 
vom 17.06.2009 
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Strom, Gas, Mineralöl, Tilnkwasser, Tele- 
kommunikation etc. sollen in gemeinsamen 
Trassen und mögüchst parallel zu Verkehrs- 
wegen (Straße und Schiene) veilegt werden. 
Dies soll vor allem den Flächenverhrauch 
reduzieren und Kosten ein sparen. 

Eine Bündelung hzw. Parallelfiihrung 
von Leitungen der verschiedenen Versor- 
gungsinfrastrukturen eihöht jedoch das 
Schadenspotenzial hei einem Störfall oder 
einem anderen schädigenden Ereignis.^ 
Unabhängig davon, oh durch ein Naturer- 
eignis, technisches Versagen oder einen kri- 
minellen Akt verursacht, wären mit einem 
Schlag gleichzeitig mehrere verschiedene 
Versorgungseinrichtungen beschädigt oder 
zerstört. Je nach Bedeutung (Kritikalität) 
eines solchen Versorgungsstranges fiir das 
Infrastruktursy Stern insgesamt könnte dies 
erheb liehe Ver sorgungs eins chränkungen 
für die Bevölkerung zur Folge haben. Sicher- 
heitsaspekte gilt es daher bei planerischen 
Abwägungsentscheidungen vermehrt zu be- 
rücksichtigen. 


[7] Koffieonann, R.; Kühl, C.; Lud- 
wig, J.: Zu den Risibem Trarspoirts 
llUssigeir und gasförmiger Euergi-eträ- 
ger uud Pipeliues. In; Fofsdiungsbe- 
richt 285, Berlin 2009, Bundesanslalt 
für Materialforsdiung und -prafung 
[Hrsg.), fiHpZ/www.bam.de/de/service/ 
pu bl i kali onen/pu b I i katiörien_medien/ 
fb2ß5_vt.|]df, Zugriff am 10.11.2010. 

[8) BuudesajTt für Bewolkerurigs- 
sdiutz uud KabslrQpbenbilfe [BRI^: 
Methode für eine Risikoaralyse im 
Bevölkerungsschutz, 2010, bnp;//Www. 
bbk.bund.de/cln_00 7/n n _102322/ 
SbaredDocs/Publikatiöuen/Bros-cbue- 
ren_FI/er/Mfilböde_Risikoanalyse-iB 
S , lern p late I d=raw, p rnp erty= pu bl ic a 
t i onF i I fi . pd f/M elb o d'E_R is i koanal y - 
se-BS.pdf, Zugriff am 10.11.2010. 


Freileitungen contra Erdkabel 

Die Eisschneelasten an den FreEeitungen kn 
Münsterland kn November 2005 haben die 
Anfälligkeit von oberirdisch verlaufenden 
Stromleitungen deutlich gemacht. FreEei- 
tungen sind Naturgefahren aber auch ter- 
roristischen Anschlägen mehr oder weniger 
schutzlos ausgesetzt. Eine Erdverlegung 
könnte Mer Abhilfe schaffen. Die entspre- 
chende Überdeckung vermindert die Vul- 
nerabili^t von Kabeltrassen, indem sie die 
Einwiikungsmöglichkeiten durch Naturer- 
eignisse oder menschliche Eingriffe spürbar 
mindert. Andererseits ist die Wiedeiher- 
steEung der Versorgungsleitung bei einer 
unterirdischen TrassenfiiMung deutlich 
erschwert. Zudem sind die Kosten fiir eine 
Erdverlegung erheblich höher. 


Kritische Infrastruktur bereiche 

Technische Basisinfrastrukturen 

Sozioökonomischc 

Die n stielstu ngslnfrastrukturen 

Energie versorgu ng 

Gesundheitswesen, Ernährung 

Informations- und 

Notfall- und Rettung swesen. 

Kommiu nikationstechnologie 

Kalastrophensohutz 

Transport und Verkehr 

Parlament, Regierung, öffentliche 

(Trink-)Wassen/ersorgung und 

Verwaltung, Justizeinrichtungen 

Abwasserentsorgung 

Finanz- und Versicherungswesen 

Medien und Kulturgüter 

Quelle: Mationale KRITIS-Slrategie, BMI 3009 

© BBSR Bonn 2Q1 1 


Risiken von Flughäfen 

Im Rahmen der Erweiteningsplanung von 
Flughäfen lassen sich durch Risikoanalysen 
mögliche Risikopotenziale auf spüren und 
bei der konkreten Standortplanung vermei- 
den. 

Zentrale versus dezentrale Wasserversor- 
gung 

Aus Sicht des Schutzes der Kritischen Infra- 
struktur ist eine Förderung zentraler Was- 
serversorgungssysteme bedenklich, weE der 
Ausfall eines zentralen Versorgungssystems 
kritischer zu bewerten ist als ein StörfaU in 
einem dezentralisierten System. Zumin- 
dest sollten bestehende dezentrale Anlagen 
eihalten bleiben, die bei einem AusfaE der 
zentralen Wasserversorgung für eine über- 
brückende Notversoigung genutzt werden 
könnten. 

Trinkwasser-Notversorgung 

Auf der Grundlage des Wassersicherstel- 
lungsgesetzes verfügt der Bund deutsch- 
landweit über ca. 5 000 Notbrunnen, um 
bei einem Ausfall der regulären öffentlichen 
Wasserversorgung die Bevölkerung mit 
Tirinkwasser versorgen zu können. Die Brun- 
nen sind hauptsächlich in Ballungsräumen 
vorhanden. Vorhandene Brunnenstandorte 
und dazu gehörende Verbundleitungen soll- 
ten mit HEfe von Festlegungen in Regional- 
plänen umfassend gesichert werden. 

Durchführung von Risikoanalysen 

Beim Schutz Kritischer Infrastrukturen im 
Kontext der Raumordnung geht es kn We- 
sentlichen um die Analyse und Bewertung 
von Gefahren, denen Inffastruktureinrich- 
tungen und -anlagen kn Raum ausgesetzt 
sind, und von damit verbundenen Risiken. 
Für die DurcMührung entsprechender Ri- 
sikoanalysen kann die vom Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) entwickelte „Methode für eine Risi- 
koanalyse im Bevölkerungsschutz''® genutzt 
werden, um ffir ein konkretes räumliches 
Gebiet auf systematische Weise das Scha- 
den sausmaß zu ermitteln, das bei Eintritt 
unterschiedlicher Gefahren JeweEs zu er- 
warten ist. 

ln der Raumordnung ist der Schutz Kri- 
tischer Infrastrukturen durch den neuen 
Grundsatz in § 2 Abs. 2 Nr. 3 S. 4 ROG for- 
mal verankert worden. Wie dieser Grund- 
satz in die Abwägung mit anderen Belangen 
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in der Bim desraum Ordnung, Landes- und 
Regionalplanung einbezogen wird, soUte 
zukünftig von den Trägern der Raumord- 
nung auf der Grundlage von Risiko an alysen 
ab geschätzt werden. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang die Erarbeitung von aus- 
sagekräftigen Gefährdungs- und Risikokar- 
ten, um die auf Infrastrukturen wirkenden 
Gefahren und hiervon ausgehenden Risiken 
im Raum sichtbar zu machen. 

Verbesserung des Informationsaustauschs 

Die Zusammenarbeit mit den im Bevöl- 
kerungsschutz tätigen Behörden, die über 
das erforderliche Fachwissen zum Schutz 
Kritischer Infrastrukturen verRigen, ist bei 
Plan ungs verfahren der Raumordnung zu- 
künftigzu intensivieren. Die auf den jeweili- 
gen Planungsebenen für den Bevölkerungs- 
s chutz zu stän digen Lan des dienststeilen und 
das BBK sind möghchst direkt zu beteiligen. 

22.S Raumordnungspoiitische Schlu ss fei- 
ger ungen 

Mindeststandards und Orientierungswerte 

Gleichwertigkeit bedeutet nicht, dass über- 
all die gleichen Versoigungs Standards und 
Leistungsangebote voihanden sein müs- 
sen. Vielmehr geht es um ein den jeweiligen 
Nachfrage- und Auslastungs Verhältnissen 
angepasstes und ausreichendes Niveau 
der Daseinsvorsorge. Das bedeutet für die 
Raumordnungspolitik, über regional diffe- 
renzierte Mindeststandards der Versorgung 
nachzu denken, die die künftige Siedlungs- 
dichte und Bevölkerungsdynamik berück- 
sichtigen. Zudem werden Orientierungswer- 
te benötigt, die neben Erreichbarkeitszielen 
TragfähigkeitsschweUen Rir unterschiedli- 
che Arten von Dasein svorsorgeeinrichtun - 
gen und Quahtätsstandards setzen. Stan- 
dardvorgaben müssen mit den betreffenden 
Fachplanungen ab ge stimmt sein. Um die 
Daseinsvorsorge in den nötigen fachüber- 
greifenden Dialog steUen zu können, gilt es 
die Zusammenarbeit zwischen Vertretern 
von Raumordnung und Fachpolitiken zu 
stäjken, z. B. durch Fachministerkonferen- 
zen zur „Sicherung und Weiterentwicklung 
der öffentlichen Daseins Vorsorge". 

Spielräume für Zentrale-Orte-Strafftingen 

Zentrale- Orte -Konzepte der Landesplanun- 
gen zielen auf die Gewährleistung einer qua- 
litätsorientierten Inffastrukturversorgung. 
Allerdings ist eine Anpassung der bestehen- 


Gefahren 

'Naturereignisse 

Technisches/ 
menschliches Versagen 

TenMrlsmus, 
Kriminalität, Krieg 

Exlnemwetterereign is se 
u.a. Stürme, SlarioiiodorBchläge, 
TerrpefaiurstürzB, Hochwasser, 
Hrtzawslien, Dürren 

u.a. Unter- und Bberkomplexilät 
in der Planung, Hardware-, 
Softwarefehler 

Terrorisrnus 

Wald- und Heidebrände 

Fahrlässigkeit 

Sabotage 

Seismische Ereignisse 

Unfälle und Havarien 

sonstige Kriminalität 

Epidemien und Pandemien 
bei Mensch, Tier und Pflanzen 

Organisatorisches Versagen 
u.a. Defizite im Risiko- und Krisen- 
managemenl, unzureichende 
Koordination und Kooperation 

Bürgerkriege und Kriege 

Kosmische Ereignisse 
u.a. kosmische Energiestürme, 
Meteoriten und Kometen 



Quelle : Nationale KRITIS-Strategie, BMI 2009 
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den Zentrale -Orte -Systeme an räumliche 
Schrumpfungsprozesse erforderhch, wenn 
in vom Bevölkerungsnickgang betroffenen 
ländlichen Regionen die Auslastung von In- 
frastruktureinrichtungen gefährdet ist Ent- 
weder müssen zentralörtliche Netze ausge- 
dünnt oder oiganisatorische Lösungen wie 
die Funktionsteilung in Städte verbünden/ 
-netzen angewandt werden. 

Zumuffiare Errekhbaikeits Standards müs- 
sen dabei gewährleistet bleiben. Mobilitäts- 
sicherung in nachfrage schwachen ländli- 
chen Regionen sollte deshalb ein zentraler 
Bestandteil von Konzepten und Strategien 
zur Sicherung der Das eins Vorsorge sein. 
Eine Strategie, die Tragfähigkeitsproblemen 
entgegen treten soR, muss zudem darauf ab- 
zielen, notwendige Konzentrationsmaßnah- 
men mit einer qualitativen Verbesserung des 
Infrastrukturangebotes zu verbinden. 

Gleichzeitig bedarf es neuer Formen der 
Sicherstellung der wohnungsnahen Grund - 
Versorgung auch in dörflichen Strukturen. 
Dabei kann auf temporäre, mobile und 
flexible Angebotsformen zuiückgegriffen 
werden, wie „Gesundheitszentren" mit 
mehreren Allgemein -/Fachärzten, NotfaU- 
versorgung durch Polizei/ Feuerwehr, Nut- 
zung von Krankenhaus einrichtungen durch 
ambulante Mediziner, temporär-mobile Be- 
handlungsangebote oder Ansätze der Tele- 
medizin. 

Genauso wie in Zeiten des Wachstums lie- 
fert das Zentrale -Orte -System ein wichtiges 
Orientierungsraster, wenn es in Räumen mit 
Bevölkeningsrückgang um die Ausdünnung 
von Standortnetzen von Infrastrukturange- 
boten und die Konzentration auf tragfahige 
Zentren geht. Insbesondere die Mittelzent- 
ren sind im ländlichen Raum als „Pflöcke", 
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„Knotenpunkte" oder „stabilisierende An- 
ker" von hoher region aler B ed e utung. 


[9] BMVBS/BBR [Hrsg.}: Kooperatiwi 
ZentralerOrteinschrumpdierHtenRegionen . 
in: Werkslatt: Praxis, Heft 53, Bonn 2008. 

[10] Weftefe Infofmalionefi künnen fol- 

gender Broschüre önlrrmmefi werden: 
BMVBS: Region schafll Zu- 

kunft Demograph iseiren Wan- 
del aMiv geslalten, Berlin 2009. 

[11] Bundesministmum für Verfeehr, 
Bau und Stadtentwicklung (Hrsgi]: Re- 
gionale Daseinsvorsorgeplanung. In: 
Wedcstatt: Praxis, Heft 6t, Berlin 2010. 

Bundesministerium tür Verkehr, Bau 
und Sfadlenlwieldung/BundesinsfthJt tür 
Bau-, Sladt- und Raumforschung (Hrsgj: 
Regionalslrategie Daseinsvorsorge - 
Denkaostüße tür die Praxis, Berlin 201 1 . 


In te rkomm u naie Koop er ati o ne n 

Die Aufgabe der Sicherstellung einer ausrei- 
chenden Versorgung mit sozialen und kul- 
turellen Einrichtungen liegt in der Regel bei 
den Kommunen. Die aktuellen Trends der 
Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung 
zwingen zunehmend dazu, Versorgungsan- 
gebote zu bündeln und Kooperationen mit 
anderen Kommunen oder Aufgabenträgern 
zu suchen. Zur Sichening der Daseinsvor- 
soige müssen sich Städte und Gemeinden 
über gemeinsame Versorgungseinrichtun- 
gen ab stimmen und gemeinsam regionale 
Strategien verfolgen. 

Von besonderer Bedeutung als Reakti- 
on auf die Auswirkungen des demogra- 


Regio n ale D as e in s vo r so r gepla n ung 
Instrument: Masterplan Das eins vor sorge 

In vier ModeUregionen des ModeRvoihabens „Demographischer 
Wandel - Region schafft Zukunft^" des BMVBS und BBSR wurde der 
Ansatz des Masterplans Daseinsvorsorge entwickelt und in der Praxis 
getestet. Der Masterplan geht der Frage nach, wie verschiedene Be- 
reiche der öffentlichen Daseins Vorsorge in Zusammenarbeit mit Be- 
völkerung, Kommunalpolitik und Trägern der Daseinsvorsorge an die 
Herausforderungen des demographischen Wandels angepasst werden 
können. Es handelt sich dabei weniger um einen konkreten Plan, als 
viel mehr um einen diskursiven Prozess den Landkreise, Regionen 
oder interkommunale Kooperationen initiieren, um sich zusammen 
mit der interessierten Bevölkerung, öffentlichen und privaten Trägern 
der Daseinsvorsorge und den Kommunen systematisch mit den Aus- 
wiikungen des demographischen Wandels auf die verschiedenen Inf- 
rastrukturbereiche der Daseinsvorsorge auseinanderzusetzen, Szena- 
rien und Anpassungs Strategien zu entwickeln, und deren Umsetzung 
politisch und organisatorisch sicherzustellen. 

Neu am Masterplan Daseins Vorsorge ist vor aUem der übergeordnete 
Blick auf alle Bereiche der Infrastruktur. Die Diskussion mit möglichst 
vielen betroffenen Akteuren, auch außerhalb der öffentlichen Verwal- 
tung, sowie der interkommunale Ansatz sind weitere innovative Be- 
standteile des Masterplans. Als zentrale Innovationen des Ansatzes 
sind aber nicht nur der diskursive Erarbeitungsprozess zu nennen, 
sondern die Arbeit mit Anpassungsszenarien und die systematische 
Prüffing der unterschiedlichen Anpassungsstrategien der Daseinsvor- 
sorgeeinrichtungen in Bezug aufVersorgungslage, Kostenentwicklung 
und Erreichbaikeitsfolgen. 

Das Instrument Masterplan Das eins Vorsorge ist mittlerweEe bei Ver- 
waltung und Politik auf breite Zustimmung gestoßen. D arauf aufbau- 
end hat das BMVBS 2011 ein Aktionsprogramm regionale Daseinsvor- 
sorge auf den Weg gebracht. Etwa 30 Modellregionen soffen gefördert 
werden. Die Regionen demonstrieren, wie sich innovativ den infra- 
strukturellen Herausforderungen des demographischen Wandels ge- 
stellt und mit einer Regionalstrategie Daseins Vorsorge die erforderli- 
chen Anpassungen kooperativ bewältigt werden können. 


phischen Wandels ist die fiinktionsteilige 
Wahrnehmung zentralörtlicher Funktionen 
in Städteverbün den /-netzen. Im Idealfaff 
ergänzen sich die Funktionen der landes- 
planerisch als Zentrale Orte ausgewiesenen 
kooperierenden Städte komplementär. Eine 
Studie zu zentralörtlichen Städte verbün- 
den® in den neuen Ländern kommt zu dem 
Ergebnis, dass eine raumordnerische Funk- 
tionszuweisung in Kombination mit einer 
formalisierten zentralörtlichen Kooperation 
zur Sicherung der Daseins Vorsorge unum- 
gänglich ist. Städteverbünde werden zwar 
durch die Raumordnung ausgewiesen, zu 
ihrer Umsetzung sind sie aber vor allem auf 
die Akzeptanz seitens der Kommunen ange- 
wiesen. 

Mittelbereiche bieten sich als räumliches 
Bezugssystem an, wenn es darum geht, das 
Konzept der „Verantwortungsgemeinschaf- 
ten" auf die räumliche Daseinsvorsorge 
anzuwenden. So könnte das Leitbild „Da- 
sein svorsorge sichern" systematisch wei- 
terentwickelt werden, ohne allerdings die 
kommunale bzw. staatliche Verantwortung 
im Rahmen der Gewährieistungsverantwor- 
tung anzu tasten. Die Mittelbereiche würden 
dann nicht nur wie oben gezeigt als Analy- 
se-, sondern auch als Programmregionen 
fiir interkommunale Kooperationen fungie- 
ren können, um die Infr astruktur angeb ote 
räumlich über Gemeindegrenzen hinweg zu 
organisieren. 

Koordination durch Regionalplanung 

Die Regionalplanung reagiert bei der Anpas- 
sung von Leistungen der Daseinsvorsorge 
an den demographischen Wandel noch zu 
verhalten. Zwar wird die Dringlichkeit des 
Handlungsbedarfs durchaus von den Trä- 
gem der Regionalplanung anerkannt, eine 
von der MKRO geforderte aktivere Befassung 
mit den Herausforderungen des demogra- 
phischen Wandels ffir die regionale Da- 
sein svorsorge erfolgt allerdings noch nicht 
im wünschenswerten Umfang. Einerseits 
beschränken fehlende Personalressourcen 
die Handlungsfähigkeit der Regionalpla- 
nung und andererseits limitiert ein Mangel 
an Best-Practice-F äffen konkrete Lösungs- 
ansätze in der Regionalplanungspraxis. Da- 
lüber, wie die Regionalplanung das für sie 
neue Thema der Daseins voisoigeplanung 
systematisch angehen kann, informiert ein 
Leitfaden des BMVBS. 
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Ko Sie n - N utz en - B ilanz 

Auf kommmialer und regionaler Ebene soll- 
te intensiver von Kosten -Nutzen -Analysen 
in der Planung Gebrauch gemacht werden, 
um die PI an ungs alternativen mit einer posi- 
tiven Kosten -Nutzen -Bilanz zu bestimmen. 
Generell ist eine kostensensiblere kommu- 
nale wie regionale Planung erforderlich. Ein 
Planen ohne Berücksichtigung auch von 
langfristigen Kostenfolgen für den kommu- 
nalen Haushalt ist fahrlässig. 

Gerade auch unter dem Aspekt begrenzter 
öffentlicher Finanzen ist eine Konzentrati- 
on von Infrastrukturen in Zentralen Orten 
notwendig, um die finanzielle Tragfähigkeit 
dieser Infrastnikturen langfristig sichern zu 
können. Vor allem in ländlicheren Regionen 
mit hohen Be Völker ungs Verlusten ist eine 
Zentrenpolitik durch die Regionalplanung 
erforderlich. Eine „gute" Raumpolitik für 
Stadt und Land (zentrale Oite, dezentrale 
Konzentration, Begrenzung der Suburbani- 
siening) kann und soUte daher Finanzpro- 
bleme und finanzieQe Ungleichgewichte 
entschärfen. Es gibt kein besseres Mittel zur 
kommunalen Ausgaben Senkung (vor aUem 
im Bereich der technischen, zum TeE aber 
auch der sozialen Infrastruktur) als eine 
kompakte und geordnete Siedl ungs entwick- 
lung. Auch aus finanzpolitischer Sicht müs- 
sen deshalb Maßnahmen wie z.B. die Eigen - 
heimfördemng oder die Pendlerpauschale 
auf ihre räumlichen VerteEungswirkungen 
hin überprüft und kn Zusammenhang be- 
wertet werden. 

Durch Intensivierung derinteikommunalen 
ArbeitsteEung beim Angebot vieler kom- 
munaler Dienstleistungen kann efri hoher 
Einspareffekt mobilisiert werden. Die Regi- 
onalplanung soUte zukünftig intensiver die 
Moderation solcher Abstimmungsprozesse 
begleiten. Vor aUem in Regionen, die von 
starkem Bevölkerungsrückgang betroffen 
sind, gEt es Anpassungsmaßnahmen der lo- 
kalen Angebote der Daseins vor sorge auf der 
Basis von Kosten-Nutzen -Vergleichen der 
Anpas sungsalternativen au sz uwählen. 

Schutz Kritischer Infrastrukturen 

Wie die öffentlichen Belange der Kritischen 
Infrastrukturen von der Raumordnung 
wahrgenommen und vertreten werden sol- 
len, lässt sich nicht unmittelb ar dem Grund- 
satz nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG entnehmen. 
Die Raumordnung wird lediglich verpflich- 
tet, dem Schutz Kritischer Infrastrukturen 
Rechnung zu tragen, was juristisch bedeu- 


tet, dass der Belang in der planerischen 
Ab wägungs ent Scheidung angemessen ein- 
zubeziehen ist. Interessenkonflikte liegen 
dabei auf der Hand. Der Schutz Kritischer 
Infrastrukturen kann im Widerspruch ste- 
hen zu Umweltschutzinteressen, zur Ver- 
meidung von Flächenverbrauch oder zu 
Wirtschaftlichkeitsüberlegungen. Nach den 
Erfahningen des Bundesamtes für Bevölke- 
rungsschutz und KatastrophenhEfe (BBK), 
das als Tfäger öffentlicher Belange insbe- 
sondere dem Belang der Kritischen Infra- 
strukturen im Rahmen von PI an ungs verfah- 
ren der Landes- und Regionalplanung mehr 
Gehör verschaffen möchte, konnte immer 
wieder festgesteUt werden, dass Planungs- 
träger potenzieUe Risiken bei der Planung 
von Infrastrukturstandorten kaum oder gajr 
nicht berücksichtigen. 
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2-3 Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 


Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 
Wohlstand eines Landes und seiner Re- 
gionen können im Zeitalter der Globali- 
siemng nur dauerhaft gesichert werden, 
wenn Menschen und Unternehmen sich 
an verändernde Produktions- und Markt- 
bedingungen anpassen und kontinuierlich 
Innovationen erzeugen, die die Wirtschaft 
in wettbewerbsfähige Produkte transfor- 
miert. Die Erhaltung der Wettbewerbs- und 
Innovationsfähigkeit Deutschlands ist somit 
auch ein wichtiger öffentlicher Belang. Die 
Raumordnung soRnach § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG 
den Raum im Hinblick auf eine langfristig 
wettbewerbsfähige und räumlich ausgewo- 
gene Wirtschaitsstruktur und wirtschaftsna- 
he Infrastruktur sowie auf ein ausreichen- 
des und vielfältiges Angebot an Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen weiterentwickeln und 
regionale Wachstums- und Innovationspo- 
tenziale in den Teilräumen stärken. 

2*3*1 Langfristige Trends von Wachstum 
und Beschäftigung 

Wirtschaft und Arbeitsmaikt der Bundesre- 
publik befanden sich bis zum dritten Quar- 
tal 2008 in einem starken Aufschwung, der 
mit einem deutlichen Zuwachs an Arbeits- 
plätzen und Beschäftigung einherging. ^ Die 
in Folge der internationalen Finanzkrise ein - 


setzende Rezession führte dann zu einem 
deutlichen Rückgang der gesamtwirtschaft- 
lichen Leistung. Im Jahresdurchschnitt 2009 
ging das Bnittoinlandsprodukt gegenüber 
dem Vorjahr um 4,7 % zurück - ein histo- 
risch einmaliger Rückgang in der deutschen 
Wirtschaftsgeschichte, mehr als fünfmal so 
tief wie der bisher stärkste Einbruch nach 
der ersten Ölkrise kn Jahr 1975. 


Im internationalen Vergleich zeigt sich, wie 
gravierend Deutschland von der wirtschaft- 
lichen Rezession betroffen war.^ So ging das 
Bruttoinlandsprodukt in der Eurozone nur 
um 4 % und das der Vereinigten Staaten 
sogar nur um 2,5 % zurück. Lediglich Län- 
der wie Irland (- 7,5 %3, Slowenien (-7,4 %3, 
Finnland (- 6,9 %J und die Slowakische Re- 
publik (- 5,8 %J erlitten noch größere Einbu- 
ßen. Andererseits konnte sich die deutsche 
Wirtschaft, angetrieben durch einen starken 
Export, schneRer als erwartet aus der Krise 
befreien. So wuchs das deutsche Bruttoin- 
landsprodukt im zweiten Quartal 2010 mit 
2,2 % in einem Ausmaß, das es zuletzt wäh- 
rend der deutschen Wiedervereinigung ge- 
geben hat. Im Jahresdurchschnitt wuchs es 
20 10 sogar um 3 ,6 %. Deutschland als größte 
Volkswirtschaft in der EU nimmt somit die 
Rolle des Wachstumstreibers ein. 


(1) Zartti, M.: Die Entwidtlung derdeul- 
sdien Regionem in den largfrisdger 
Konjunkturzyklen. Infennationer zur 
Raumenlwicklung, Heft 2201 1, S. 101 ff.. 

(2} Schmidt-Seiwert, V.: Finarz- und Wirt- 
schaftskrise -das Europa der unlersctiied- 
lichen Betroffenheiten. Informationerzur 
Ratjmenlwickltjng, Heft 2201 1 , S. 1 1 3ff . . 


Wirtschaftswachstum 

Veränderung des BIP in % 
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Zwar stieg in der Vergangenheit die Zahl der 
Teilzeit- Beschäftigten oder der befristeten 
Arbeits Verhältnisse stark an. Denn och konn- 
te Deutschland seine Beschäftigungslage im 
europäischen Vergleich merklich verbes- 
sem und sogar zentrale Lissabon -Vorgaben 
erreichen. Allein zwischen 2005 und 2008 
stieg die Zahl der sozialversicherungspflich- 
tig Beschäftigten bundesweit um rund 1,3 
Mio. an. Auch die strukturellen Defizite 
Ostdeutschlands fallen seitdem weniger ins 
Gewicht. Einige wiitschaftsstaike Regionen 
in den neuen Bundesländern konnten erst- 
mals Anschluss an den gesamtdeutschen 
Konjunkturzyklus finden und ihre Beschäf- 
tigungsentwicklung insgesamt stabilisieren. 


[3] Schnur, R f Zika G.: ArbeilsilffaftebE- 
darf bis 2025: Die Giresnzcn dEr Bprisi- 
on. lAB-Kurzbericht, Nr. 26/2007, S.5f.. 


Dies ist nicht nur unter raum strukturel- 
len Aspekten positiv zu werten, sondern 
uägt auch zur Entlastung der sozialen Si- 
cherungssysteme bei. Denn deren wesent- 
liche FinanzierungsqueRe besteht in den 
Beitragszahlungen der Beschäftigten und 


Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 1992 bis 2010 


in Mio. 




Arbeitgeber. In den neuen Bundesländern 
liegt die Ausstattung mit sozialversiche- 
rungspflichtigen Arbeitsplätzen inzwischen 
bei etwa 92 % des westdeutschen Niveaus. 
Bedingt durch die längerfristigen Folgen des 
Transformationsprozesses schlägt sich diese 
vergleichsweise gute Versorgung allerdings 
noch nicht ganz in der Aibeitslosenquote 
nieder, die veiglichen mit Westdeutschland 
immer noch deutlich höher ist. 

Inzwischen entfallen in Deutschland etwa 
zwei Drittel aller Arbeitsplätze auf den 
Dienstleistungsbereich. In den neuen Län- 
dern hegt der Diensdeistungsanteil sogar 
über dem Niveau der alten Länder. Dies 
kann jedoch nur eingeschränkt als Beleg 
fiir eine positive Bewältigung des sektoralen 
Strukturwandels gewertet werden, da die 
geringeren Anteile im produzierenden Ge- 
werbe zwangsläufig mit höheren Anteilen 
im tertiären Sektor einhergehen. Dabei ist 
der gesamte Bereich öffentlicher Dienstleis- 
tungen in Ostdeutschland weiterhin über- 
repräsentiert, während in Westdeutschland 
insbesondere die wissensintensiven, unter- 
nehmensorientierten Bereiche ein höheres 
Gewicht hab en. Diesen wird kn allgemeinen 
eine wichtige Funktion für regionale Ent- 
wicklungsprozesse zuerkannt. 

Außerdem dokumentieren die überaus 
günstige Beschäftigungsentwicklung bis 
2008 und das schnelle Aufholen der deut- 
schen Wktschaft im Jahr 2010, dass dem 
verarbeitenden Gewerbe weiterhin als kon- 
junktureller Treiber eine Schlüsselfunktion 
fiir das Wachstum der deutschen Volks wkt- 
schaft und ihrer Regionen zukommt. Denn 
die im Export erzielten Einkommen stützen 
regionale Kreisläufe und sind somit ein we- 
sentlicher Bestimmungsfaktor für re^onales 
Wach stum . Der Trend zur D ienstleistungsge - 
seUschaft geht deshalb auch nicht mit einer 
De-Industrialisiemng einher. Industrie und 
Dienstleistungen entwickeln sich weiterhin 
komplementär.^ 

In Folge gezielter Aktivitäten der nationa- 
len und europäischen Strukturpolitik ist der 
Aufbau einer neuen industrieUen Basis in 
Ostdeutschland weiter fortgeschritten. Sie 
ist zwar durch eine kleinbetriebliche Struk- 
tur und eine schwache Ausstattung mit zen- 
tralen Unternehmensfiinktionen geprägt, 
gleichwohl konnten die Unternehmen aber 
ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit 
- wie der steigende Exportanteil dokumen- 
tiert - weiter verbessern. Zudem weisen sie 
oftmals eine hohe Flexibilität auf. In den 
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lelzten Jahren hab en sich daiüb er hinaus in- 
novative Kompetenzfelder geb ildet. Diesgüt 
beispielsweise fiir das Berliner Umland und 
verschiedene innovative Zentren in Sachsen 
und Thüringen. Auch im B ereich der erneu- 
erbaren Energien^ denen mit Blick auf den 
ökologischen Strukturwandel und die Er- 
schließungneuer Mäikte eine wichtige Rolle 
zukommt, konnten sich neue regionale Kris- 
tallisationspunkte herausbilden. 

Die weltweite große Nachfrage nach deut- 
schen Produkten, die damit gestiegene 
Industrieproduktion und das Streben der 
Unternehmen nach mehr Flexibilität haben 
in der Veigangenheit dazu gefrihrt, dass die 
Zeitarbeitsbranche mit hohen Wachstum s- 
raten expandierte.^ Insgesamt kommt der 
Leiharbeit aber im Vergleich zur befristeten 
Beschäftigung eine deutlich geringere Be- 
deutung zu. Ende 2008 waren gerade 2,6 % 
aller sozialversicherungspflichtig Beschäf- 
tigten bei einer Zeitarbeitsfirma beschäftigt. 
Im Zuge der internationalen Wirts chafts- 
krise kam es dann zu einem starken Rück- 
gang. Seit 2010 zeichnet sich jedoch wieder 
eine spürbare Belebung auf dem Markt fiir 
Zeitarbeits Verhältnisse ab, denn die Unter- 


Sektoraler Strukturwandel 2003 und 2006 


Alte Länder Neue Länder 


Anteil der Erwerbstätigen in % 



□ 


öffentliche und private 
Dienstleistyngen (ohne 
Privathaushalte und exterrito- 
riale Organisationen) 


□ 


Finarzienjng, Vermietung und 
Untemehmensdienstleistun gen 


I — I Handel], Gastgewerbe 
' — ' Lind Verkehr 


Baugewerbe 


□ 

□ 


Verarbeitendes Gewerbe, 
Bergbau, Energie- und 
Wasserversorgung 
Land- und Forstwirtschaft, 
Rscherei 


Datonbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR 


O BBSR Bonn 2Öi 1 


nehmen stockten nicht nur ihre Stammbe- 
legschaften wieder auf, sondern stellten zu- 
nehmend auch Zeitarbeiter ein. 


I nd ustrlebeschäftf gu ng 



Sozlalverslcherungspfllchtig Beschäftigte 
Im Verarbeitenden Ge%verbe 2iCH09Je 
1 0<KI Einwohner 


□ 


bis unter 

SO 

□ 

50 

bis unter 

70 

■ 

70 

Ibis unter 

90 

■ 

90 

bis unter 

110 

■ 

110 

und mehr 



n n ■ ■ ■ 

19 22 18 18 19 
Häufigkeiten 


iDatenbasis: iLaufenda iRaumbeobachtung das BiBSiR 


Wissensl intensive, unternehmensorientferte Bereiche 



Sozialversicherungs pflichtig Beschäftigte 
in wissensintensiven, unternehmensorientiertefi 
Dienstietstungen 2010 Je 1 000 Einwohner 


□ 


bis uinter 

10 

□ 

10 

bis Uinter 

24 

■ 

24 

bis unter 

30 

■ 

30 

bis unter 

36 

■ 

36 

und mehr 



nfll-. 

18 30 24 10 14 
Häufigkeiten 


GecMTielnscbie Grundage: BKG^BBiR, RaufrnrdnurigsiegionBn, 
31.12.2008 


H) Jalin, W. / Wolf, K.: Errtwiddung 
der Leiliarbeit und regionale Dispari- 
läten. lAB-Kurzbericfil, Nr. M/Mfö. 
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2*3*2 Beschäfügungswachslum geprägt 
von groß- und kleinräumigen Dispa- 
ritäten 

Vom letzten Aufschwung und der damit ein- 
h ergehen den B e schafügungs entwickl ung 
haben zwar nahezu alle Regionen profitiert 
ab er in unterschiedlichem Maße. Als wichti- 
ge Determinanten der Beschäftigung gelten 
im Allgemeinen Qualifikation, Lohnniveau, 
Branchenstniktur, Betriebsgröße und die re- 
gionalen Standortbedingungen.® Die Bran- 
chenstruktur, die sich in der Regel nur über 
einen längeren Zeitraum ändert besitzt eine 
Vergleichs weise große Bedeutung: Während 
eine hohe Konzentration wachsender Bran- 
chen eine positive Entwicklung verstärkt 
birgt umgekehrt eine hohe Konzentration 
schrumpfender Branchen die Gefahr, dass 
die Entwicklung der gesamten Region auf 
einen negativen Pfad gerät. 

Eine weitere wichtige Stellschraube ist in der 
gezielten An Siedlung mittelgroßer Unter- 
nehmen zu sehen, da diese in einem stärke- 
ren Maße als Klein- oder Großbetriebe zum 
Beschälligungsaufbau beitragen. Die Er- 


2010 


Beschäftigung 



folgsaussichten einer solchen Ansiedl ungs- 
strategie sind jedoch begrenzt. Sie hängen, 
ebenso wie das Bemühen, den Branchenmix 
einer Region durch „wachsende Branchen" 
zu verbessern, von der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung und der Bereitschaft 
privater Investoren ab, einzelne Räume als 
Standort anzunehmen, ln diesem Kontext 
besitzt die Verbesseiung der Standoitbedin- 
gungen und Stärkung der regionalen Qualifi- 
kationsstrukturen eine zentrale Bedeutung. 

Deutlicher als zwischen den Ländern unter- 
scheidet sich die Beschäftigungsentwicklung 
innerhalb der Länder nach raumstrukturel- 
len Aspekten. Denn analog zu den Konjunk- 
turzyklen der Vergangenheit erfolgte der ge- 
samtwirtsch ältliche Beschäftigungs aufb au 
regional stark konzentriert: Fast die Hälfte 
des gesamtwirtschaftlichen Zuwachses bis 
2008 entfiel auf die zehn Raumordnungs- 
regionen mit den höchsten ab soluten Ar- 
beitsplatzgewinnen, während ihr Anteil an 
der bundesweiten Bevölkerung lediglich bei 
18 % lag. 


2003 bis 2010 



Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 2010 
je 1 000 Einwohner 


Entwicklung der sozial versichern ngs- 
pflichtig Beschäftigten von 2003 bis 2010 in % 
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QlJriQ lAB-HAJIfTbEfictlt Nr 4/2006 IDatenbasis; Laufe, nde Raumbeobachlung das BBSR, GeDimetriscrie Grundage: BKC, BBSR RäumDidnuin^ragiDinBO, 
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In der Gesamtschau wird deutlich, dass 
nicht nur einzelne Agglomerationen - und 
dies gilt vor allem für Räume mit starker Aus- 
richtung auf industrielle Tätigkeiten oder 
unternehmensorientierte Dienstleistungen 
- überdurchschnittlich an Beschäftigung 
gewonnen haben. BeschäMgungsgewin- 
ne melden auch einzehie verstädterte oder 
ländliche Regionen wie Emsland, Olden- 
burg, Regensbuig, Ingolstadt und Franken. 

Auch ostdeutsche Regionen wie HaveUand- 
Fläming Westsachsen, Beidin und Oberes 
Elbtal/Osterzgebirge konnten per Saldo Be- 
sch äitigungsgewinne verzeichnen, d.h. die 
Verluste in schrumpfenden Bereichen wur- 
den durch die Zuwächse in wachsenden Seg- 
menten kompensiert. Gleichwohl liegen die 
meisten Regionen mit Bes chäftiguegs Verlus- 
ten weiteihin in Ostdeutschland. AUerdings 
konnten auch einzehie westdeutsche Regi- 
onen nicht mit der ge samtwirtsch ältlichen 
Beschältigungsentwicklung Schritt halten. 
Dies gilt nicht nur fiir Regionen mit Anpas- 
sungsproblemen wie Bochum/ Hagen, son- 
dern auch für Stuttgart oder Starkenburg. 

Zwischen den einzelnen Siedlungsstruktur- 
typen bestehen deutliche Unterschiede in 
der Beschäftigungsentwicklung, ln kleinräu- 
miger Perspektive treten die Unterschiede 
aufgrund der unterschiedlichen Funktionen 
der Gemeinden als Wohn- oder Arbeits- 
ort noch deutlicher zutage. Dies zeigt, dass 
die Zugehörigkeit zu einem Raum typ nicht 
automatisch eine gute oder eine schlech- 
te Entwicklung nach sich zieht. Vielmehr 
hängt dies von den spezifischen regionalen 
Stärken und Schwächen ab. Neben der Wett- 
bewerb sstärke und Innovationsfähigkeit der 
ansässigen Unternehmen ist hierb ei die Fä- 
higkeit der Akteure zur regionalen Zusam- 
menarbeit von großer Bedeutung. Denn nur 
so können Stärken maximiert, Schwächen 
minimiert und die Position der Regionen kn 
Standortwettbewerb um knappe private In- 
vestoren gestärkt werden. 

2*3*3 Regionale Arbeitsmärkte zwischen 
Überangebot und Fachkräftemangel 

Der Abbau regionaler Arbeitsmarktprob- 
leme ist weiterhin eine der größten wirt- 
schafts- und geseUschaftspolitischen Auf- 
gaben, auch wenn es während der letzten 
gesamtwirtschaftlichen Aufschwungphase 
zu einem deutlichen Rückgang der Lang- 
zeitarbeitslosigkeit kam. ARein von 2007 
auf 2008 ging die Langzeitarbeitslosigkeit 
um rund 20 % zurück. Auch kn Zuge der 
aktuefien Entwicklung ab 2010 ging die Ar- 


Beschäftigungsentwicklung nach Kreistypen 



Entwicklung in % 

Verteilung in % 

Sied iu ngsstruktu rtyp 

1996 bis 2010 

1996 

2003 

2010 

Alte Länder 





Kernstädte 

3,3 

37,4 

37,3 

37,2 

Verdichtetes Umland 

4,5 

44,1 

44,4 

44,3 

Ländliches Umland 

4,5 

8,9 

8,9 

9,0 

Ländlicher Raum 

4,6 

9,5 

9,4 

9,6 

Insgesamt 

4,1 

100,0 

100,0 

100,0 

Neue Länder 





Kernstädte 

-10,1 

40,2 

41 ,0 

42,3 

Verdichtetes Umland 

-17,0 

15,6 

15,6 

15,2 

Ländliches Umland 

-16,4 

22,0 

21,8 

21,5 

Ländlicher Raum 

-19,2 

22,2 

21 ,6 

21,0 

Insgesamt 

-14,6 

100,0 

100,0 

100,0 

Deutschland 

-0,1 

100,0 

100,0 

100,0 


Datenbasis: Laufende Raumbeobachteng des BBSR, 

BeKhäftigtenslatistik da" Bundesagentur für Arbeit ® BBSR Bonn 201 1 


beitslosigkeit weiter zurück. So hegt die Zahl 
der Arbekslosen inzwischen bei 2,74 Mio. 
(Oktober 2011). Gleichzeitig zeichnet sich 
bereits heute ab, dass infolge der demogra- 
phischen Entwicklung die deutschen Regio- 
nen künftig immer stärker mit dem Problem 
des Fachkiäftemangels konfrontiert werden. 
In den ostdeutschen Regionen überlap- 
pen sich die Probleme Arbeitslosigkeit und 
Fachkräftemangel bereits vielfach, wobei 
dies auch in Qualifikationsdefiziten seitens 
der Arbeitslosen begründet hegt. 


Während das Kurzarbeitergeld zur Bewäl- 
tigung der Wktschaftskrise 2008/2009 vor- 
rangigin westdeutschen Regionen zum Ein- 
satz kam, liegt der regionale Schwerpunkt 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik trotz ihres 
reduzierten Einsatzes weiterhin eindeutig 
in den neuen Ländern. Besonders deutlich 
wird dies an der regionalen Verteilung der 
Teilnehmer in Arb eitsbe Schaffungsmaßnah- 
men. Einem eher fl ächen decken den Ein satz 
in Ostdeutschland steht ein regional kon- 
zentrierter Einsatz in wenigen ausgewählten 
westdeutschen Regionen gegenüber. Die 
Quote der Personen in Arbeitsbe schafftings- 
maßnahmen liegt dabei aber deutlich unter 
dem ostdeutschen Durchschnitt von rund 
drei Personen je 10 000 Beschäftigten. Regi- 
onal bestehen außerdem deutliche Unter- 
schiede in der Struktur der teilnehmenden 
Personen, denn in Westdeutschland ist der 
AnteE der Gcringqualffizierten bei Arbeits- 
beschaffirngsm aßnahmen doppelt so hoch 
wie in Ostdeutschland.® 


(6) Bernhard, S. / HohfrieyeL K. / 
Jüzwiak, K.: Zweiter Aibeiismartöl 
- lim Westen noch nichts Neu- 
es iAB-Kunbericht, Nr. 24/2i006 
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Arbe its I o se n q u ote 



ICChn I 


Arbeitslosenquote {Jahresdurchschnitt 2010), 
bezogen auf abhängige zivile Erwerbspersonen 


□ 

□ 

□ 


bis unter 5 
5 bis unter 7 
7 bis unter 9 
9 bis unts" 12 
12 und mehr 


ulk 


49 74 45 47 43 
Häufigkeiten 


Arbe its be sc h aff u n g sm aß n a h me n 



Teilnehmer an Arbeitsbeschafhingsmaßnahmen 
2010 je 10 000 Beschäftigte {Jahresdurchschnitt) 


□ 

bis unter 

1,0 

□ 

1,0 bis unter 

2,5 

□ 

2,5 bis unter 

5,0 

■ 

5,0 bis unter 10,0 

■ 

10,0 und mehr 


□ 

keine Teiinehmer 


. IHb L. 

91 49 24 7 2 es 

Häufigkeiten 


Ältere Arbeitslose 



Arbeits losen quote der 55~ bis unter GS-Jährigen 


2010 



□ 

bis unter 

6 

□ 

6 bis unter 

8 

□ 

8 bis unter 

10 

■ 

10 bis unter 

14 

■ 

14 u nd me h r 



14 79 69 50 40 
Häufigkdten 


Datenbasis: Laufende Räumbecbachftung des BBSR, Bundes- 
agentiF für Arbeit 

Geometnscfie Grundtai^: BKG/BBBR ab 2014 vcrgesehene 
Aibe4ts:niarkliBgicxien 


Der Abschluss einer betrieblichen Ausbil- 
dung stellt für den größten TeE der Jugend- 
lichen den Eintritt in das Erwerbsleben dar. 
Dabei hat sich die Lage auf den regionalen 
AusbEdungssteUenmärkten in den vergan- 
genen Jahren weiter verbessert. Zum einen 
war dies eine Folge der konjunktureUen 
Entwicklung, die insbesondere in traditio- 
nellen Branchen 2008 mit einem steigenden 
Angebot an AusbEdungsplätzen einheiging. 
Zum anderen hat hierzu der demographisch 
bedingte Rückgang der Nachfrage nach Aus- 
bEdungsplätzen beigetragen, wobei dieser 
Effekt in den ostdeutschen Regionen stärker 
zu Buche schlägt als in den westdeutschen. 

Im Krisenjahr 2009 ging zwar die Zahl der 
AusbEdungsverträge um 8,2% zurück, wobei 
die Rückgänge bei typischen Industrieberu- 
fen im Gegensatz zum Handwerk besonders 
ausgeprägt waren. Da gleichzeitig aufgrund 
der demographischen Entwicklung die Zahl 
der Bewerber um 8,8 % zuiückging, haben 
sich die AusbEdungschancen der Jugendli- 
chen auch in der Wirtschaftskrise nicht ver- 
schlechtert. Im gesamträumlichen Durch- 
schnitt kamen auf 100 Nachfrager zwar nur 
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101 Ausbildungsplätze, jedoch lag diese 
Relation in vielen Regionen auf einem solch 
hohen Niveau, dass die Jugendlichen bei 
ihrer Berufswahl ausreichend Wahlmöglich- 
keiten entsprechend ihrer Fähigkeiten und 
Neigungen gehabt haben dürlten. 

Dieser Trend wird sich aufgrund rückläufiger 
Schulabgängerzahlen in den nächsten Jah- 
ren noch verstärken. So haben sich auch im 
aktueUen Ausbildungsjahr 20! 1 die Chancen 
der Bewerber auf einen Ausbüdungsplatz 
weiter verb essert. Bis Juli 2011 wurden bun- 
desweit insgesamt 462 100 Ausbildungsplät- 
ze gemeldet; das waren rund 37 800 mehr als 
im Vorjahr Hierin dokumentieren sich zum 
einen die gute konjunktureUe Entwicklung 
und zum anderen die gestiegene Bereit- 
schaft der Unternehmen zur eigenen Ausbil- 
dung der benötigten Fachkräfte. Es ist damit 
zu rechnen, dass auch diesmal wieder nicht 
aUe Ausbildungsplätze beselzt werden kön- 
nen. Gerade in Ostdeutschland haben im- 
mer mehr Betriebe Probleme, ausreichend 
qualifizierte Jugendliche fiir eine AusbE- 
dung zu finden, so dass sich die Gefahr eines 
Fachkräftemangels in einzelnen Branchen 
und Berufen immer mehr abzeichnet. 

Daher güt es durch fiühzeitige und gezielte 
Maßnahmen ausbEdungsschwächere Ju- 
gendliche fiir eine berufliche AusbEdung fit 
zu machen und die Betriebe zu unterstüt- 
zen, diesen Jugendlichen auch eine Chance 
zu geben. 

BEdungsökonomische Studien zeigen zu- 
dem, dass unterstützende Maßnahmen bei 
„bEdungsschwächeren Jugendlichen" umso 
erfolgreicher und effizienter sind, je früher 
sie erfolgen. Von staatlicher Seite werden 
bereits verschiedene Maßnahmen ergrif- 
fen, um aUen Jugendlichen die Chance ei- 
ner BerufsausbEdung zu eröffnen. Noch 
im August 2008 wurde mit dem gestaffelten 
AusbEdungsbonus ein neues arbeitsmarkt- 
politisches Instrument geschaffen, dessen 
Zielgruppe Jugendhche sind, die schon 
länger einen AusbEdungsplatz suchen. 
Gleichzeitig wird mit einer Vielzahl an Maß- 
nahmen versucht, die AusbE dungsreife von 
Jugendlichen zu fördern, wozu vor aUem 
berufsvorbereitende BEdungskurse dienen. 
Diese Aktivitäten gilt es künftig durch wei- 
tere gezielte Maßnahmen zu flankieren, die 
bereits frühzeitig während der aUgem einen 
Schulzeit ansetzen und auch eine begleiten- 
de Förderung Jugendlicher aus schwierigen 
famEiären Verhältnissen zum Ziel haben. 


Au sbildun gsplätze 



Ausbildungsplätze je 100 Bewerber 2009 


□ 


bis unfer 93 



□ 

93 

bis unter 100 

n 

|. 

□ 

100 

bis unter 102 

jclLL. 

.mR 



14 43 109 63 41 

■ 

102 

bis unter 104 

Häufigkeiten 

■ 

104 

und mehr 




Datenbasis: Laufende Rtaumbecbactitung des BBSR, 
Ausbjldungsmarhlstatistik der BundesagentiF tir Aibeit 
CeDTTietrisctie Crundage: BKC/BBSR/lAB, ArbeitsmarklregiDnan, 
31 . 12.2005 

Dabei sind schon heute viele Regionen mit 
dem Problem konfirontiert, dass die aus dem 
Erwerbsleben aus scheiden den Arbeitskräfte 
(60- bis 65 -Jährige] immer schwerer durch 
berufliche Neueinsteiger (15- bis 20-Jähri- 
ge] ersetzt werden können. Auch wenn in 
Deutschland die Altersgruppe der kurzfris- 
tig aus dem Erwerbsleben aus scheidenden 
Erwerbsfähigen im Jahr 2008 noch zu 106 % 
durch Neueinsteiger ersetzt wurde, gibt es 
bereits viele Kreise, in denen ein vergleich- 
barer Ersatz nicht mehr gesichert ist. Dies 
gEt vor aUem für ostdeutsche Kreise (neue 
Länder - 86 %]. ln den kreisfreien Städten 
Chemnitz, Suhl, Dessau-Roßlau, Gera und 
dem Landkreis Altenburger Land liegt diese 
Quote sogar unter 70 %. ln den alten Län- 
dern (111%] gab es dagegen auch 2008 noch 
sehr viele Kreise, in denen den älteren Jahr- 
gängen der Erwerbsfähigen ein deutlicher 
Überschuss an jüngeren gegenüberstand, ln 
den Landkreisen Cloppenburg, Vechta, Bor- 
ken und Eichstätt lag die Ersatzquote auch 
2008 teilweise noch weit über 150 %. 
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Nachwuchskräfte am Arbeitsmarkt 



2008 



2025 


Junge Erwerbsfähige {1^ his unter20< Jährige) 
je 100 ältere Erwerbsfähige {60- bis unter 65-Jährige) 


0 5 137146 93 32 

Häufigkeiten 

Daftsinbasis: Lau^de Rfaurrbeobachtung des BBSR, 
BB6R-BeviälkerungsprDgnDse 2005-2Q25/bbw 


□ 


bis unter 

50 

□ 

50 

bis unter 

70 

□ 

70 

biis unter 

100 

■ 

100 

bis unter 

120 

■ 

120 

bis unter 

140 

■ 

140 

und mehr 



132276 3 0 0 0 

Häufigkeitm 
Geo metrische ’Gmndage: Bil^, Krase, 31 .12.2006 


Diese vorteilhafte Ausstattung'' der west- 
deutschen Regionen mit jungem Humanka- 
pital ist ein wichtiger Standortfaktor, den 
diese in den Wettbewerb der Regionen ein- 
bringen können. Aber auch diesen Regionen 
wird dieser altersstruktureUe Vorteil mit- 
telfristig veiloren gehen. AUe Regionen in 
Deutschland müssen sich darauf einsteUen, 
dass die älteren Jahrgänge immer weniger 
durch jüngere ersetzt werden. Der Zugang 
zu qualifiziertem Personal wird immer we- 
niger über den direkten Zugriff auf junge 
Absolventen gelingen, sondern vielmehr 
über gezielte Fort- und Weiterbildungsmaß- 
nahmen im Beschäftigungsbestand. 

Im Jahr 2025 wird es in Deutschland kei- 
nen Kreis mehr geben, in dem die älteren 
Jahrgänge der Erwerbsfähigen durch die 
nachrückenden Jahrgänge vollständig er- 
setzt werden können. Selbst in Vechta oder 
Cloppenburg sinken diese Werte auf 74 bis 
78 %. Allerdings ist dies ein Niveau, das kn 
Vergleich zu den Werten von Kreisen im Os- 
ten von unter 34 % immer noch recht hoch 
erscheint. 


2.3*4 Regional unterschiedliche Betroffen- 
heiten durch Wirtschafts- und 
Finanzkrise 

Von den westdeutschen Regionen waren 
vor allem die Metropolregionen mit einer 
starken Ausrichtung auf das Kreditgewerbe 
unmittelbar von der Wirtschafts- und Fi- 
nanzkrise betroffen. Die mittelbare Betrof- 
fenheit, die aus dem Einbruch der weltwei- 
ten Nachfrage nach Investitionsgütem und 
Kraftfahrzeugen resultierte, schlug sich vor 
allem - ebenso wie in den veigangenen Re- 
zessionen -in den exportorientierten Regio- 
nen mit einer starken Ausrichtung auf Eisen 
und Stahl, Chemie, Maschinenbau, Elektro- 
technik sowie den Automob Esektor negativ 
nieder. In Boombranchen wie dem Maschi- 
nenbau wurden die negativen Effekte zu- 
mindest in der ersten Hälfte des Jahres 2009 
durch den hohen Auftragsbestand aus dem 
Vorjahr gemindert. Gleichwohl baute die 
deutsche Industrie bis Februar 2010 rund 
240 000 SteUen ab. Besonders betroffen war 
der Bereich der Metallerzeugung. 
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ArbeitsI osigkeit 


© BGSR Bon 2011 


Entwicklung der Arbeitslosen 2003 bis 2009 in % 
{Bezug: September werte) 

I I bis uinta" -1 0 
I I -1 0 bis unter 0 

[ I 0 bis unter 1 0 

□ 10 bis unter 20 

^ 20 bis unta" 30 

30 und mdir 


.■nllnil. 

e 41 81 58 29 53 
Häufigkeiten 


□atefibasis: Ai1>atsiirwkt&tatistjk d«f Bunda^j^turfOr Adbaiit 
Gaormtnscti# Grundb^: BKG/BBSiR/lAB, Afbatsmaiktngiioriari. 
31 12 2005 


Dies schlägt sich kn räumlichen Bild des 
Anstiegs der Arheitslosi^eit niedei; die von 
Juni 2008 his Juni 2009 vor allem in den ex- 
portorientierten Regionen Baden -Württem- 
hergs, Bayerns und Nordrhein -Westfalens 
stark stiegJ In einzelnen Regionen stieg die 
Zahl der Arheitslosen um mehr als 40 %. 
Dieser Anstieg erfolgte allerdings zum TeE 
von einem niedrigen Niveau, das in einzel- 
nen Regionen schon fast der VoRbeschäfti- 
gung entsprach. 

Gleichzeitig stieg im Krisenjahr 2009 in 
vielen dieser Regionen die Zahl der kon- 
junkturellen Kurzarbeiter spninghaft an. 
Besonders auffällig war die deutlich stär- 
kere Betroffenheit in den BaUungsräumen 
Nordrhein -Westfalens und in Baden -Würt- 
temberg. GenereR waren die ostdeutschen 
Regionen von Kurzarbeit weniger betroffen, 
da die regionale Basis häufig eine schwä- 
chere Einbindung in die internationale Ar- 
beitsteEung aufweist und keine veigleich- 
bar hohe Abhängigkeit vom Export besteht. 
Intensiver wurde die Kurzarbeit ledigRch in 
Sachsen genutzt. 


Eikennbar war die geringere Betroffenheit 
der ostdeutschen Wirts ch aff s Struktur von 
der globalen Finanzkrise auch an der unter- 
schiedlichen Entwicklung der Arbeitslosig- 
keit, die binnen Jahresfrist in Westdeutsch- 
land um rd. 12 % und in Ostdeutschland nur 
um 0,5 % an stieg. In einzelnen ostdeutschen 
Regionen ging die Zahl der Arbeitslosen - 
ausgehend von einem hohen Niveau - zwi- 
schen Juni 2008 und Juni 2009 sogar weiter 
zurück. Hierfür waren aber auch demogra- 
phische Entlastungseffekte oder indMdu- 
eRe Reaktionen wie Erwerbs verzieht oder 
Abwanderung ursächRch. 

Die Regionen, die während des letzten ge- 
samtwirtschafthehen Aufschwungs weit 
üb erd urchs chnittMch e B e schäftigungsz u- 
wächse erzielten, waren in der Krise ten- 
denzieR stärker von einem Anstieg der Ar- 
beitslosenzahlen betroffen.“ Beispiele sind 
Donau -Iller, Bayerischer Untermain, Fran- 
ken, AUgäu, Schwarzwal d-Baar-Heuberg 
und Siegen. Auch faRen einzelne Re^onen 
wie Würzburg, Landshut, Ostwürttemberg 
oder das Emsland durch einen überdurch- 
schnittlichen Zuwachs der Kurz arbeiterzah- 
len auf Einzelne westdeutsche Regionen wie 
Neckar-Alb, Arnsberg und Stuttgart, die am 
letzten gesamtwirtschaftlichen Aufschwung 
nur schwach profitierten oder sogar Be- 


Kurzarbeit 



Veränderung der Zahl der Kurzarbeiter 
von 2003 bis 2009 in Absolutwerten 

Oatenbisiis; Arteitsmarhlstatist ik der BundesagentiF tir Arbeit 
Gecxnetiiscfie <^inclage: BKG^iBSiR/lAB, AibeitsniarhliepjDnen, 
31.12.2005 


{7) Schvoigler, B. i Hecht, V.: Re- 
gionale ArbeitsmärEe in der Wirt- 
sdiafteEise. Intonnatiarefi zur Rau- 
mentwicklung, Heft 2.2011, S. 121 ff.. 

(8) Zartti, M.: Zur Errtwicklung derdeut- 
sdien Regionen in den langfristigen 
Kenjunkturzyklen. Informationen zur 
Raumenlwicklung, Heft 22011 , S. lOBff.. 
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schäftigung veiioren haben, wurden durch 
die Finanzkrise zusätzlich geschwächt und 
mussten einen staiken Anstieg der Zahl der 
Arbeitslosen hinnehmen. 

Von den ostdeutschen Regionen wiesen 
insbesondere Südthüringen, Berlin, Süd- 
sachsen, Oberes Elbtal/ Osterzgebirge und 
Magdeburg einen Anstieg der Zahl der Ar- 
beitslosen auf. Darüber hinaus fanden sich 
in Ostdeutschland mit Havelland- Fläming 
und Westsachsen aber auch Regionen, die 
währen des letzten Aufschwungs bis 2008 
Beschäftigung aufgebaut haben und nach 
der Finanzkrise nur einen moderaten An- 
stieg der Zahl der Kurzarbeiter und der Ar- 
beitslosigkeit verzeichneten. 

23*5 Wissen und Bildung 

Zu einer leistungsfähigen Wissensgesell- 
schaftgehört, dass aUe Teile der Bevölkerung 
gleichwertige Chancen der Bil dungsteilhabe 
erfahren und am Wissenszugang partizipie- 
ren können, um gute Qualifikationen und 
Fachkenntnisse für ihre persönliche Lebens- 
planung und den gesamtgesellschaftlichen 
Arbeitsmaikt erlangen zu können. 

Aus einer räumlichen Perspektive ergeben 
sich somit zwei Forderungen: Zum einen 
müssen alle Re^onen ihren angemessenen 
Beitrag zur Förderung der Wissensgesell- 
schaft leisten. Zum anderen muss die Ge- 
seUschaft skhersteUen, dass aUe Regionen 
die Möglichkeit haben, von der Wissensge- 
seUschaft zu profitieren. 

Ein leistungsfähiges Bildungssystem ist eine 
zentrale Voraussetzung, um sich langfristig 
strategische wirtschaftliche Wettbewerbs- 
vorteile sichern zu können. Dies gilt gera- 
de fiir ein Land wie Deutschland, dessen 
Einkommensniveau der Beschäftigten weit 
über den internationalen Vergleichs werten 
liegt und nur durch ein hohes Produktivi- 
tätsniveau und innovative, konkurrenzfähi- 
ge Produkte gesichert und ausgebaut wer- 
den kann. 

Eine zentrale Voraussetzung ist eine offensi- 
ve staatliche Bildungspolitik. Zwar kann von 
der Höhe der Bildungs ausgab en nicht direkt 
auf die Qualität des öffentlichen Bildungs- 
angebots geschlossen werden. Die staatli- 
chen Aufwendungen für die Bildung sind 
aber gleichwohl ein wichtiger Indikator für 
den SteRenwert, den ein Staat der Bildung 
seiner Einwohner beimisst. 

Die öffentlichen Bildungs ausgaben in 
Deutschland sind durch große regionale Un- 


terschiede geprägt. Im Jahr 2010 lagen sie je 
Einwohner zwischen 778 Euro in Branden- 
burg und 1 136 Euro in Hamburg. Viele Län- 
der haben ihre Investitionen „in die Köpfe" 
von Jahr zu Jahr konsequent ausgeweitet. 
Herausragende Beispiele sind das Saarland, 
Rheinland -Pfalz, Hessen, Niedersachsen, 
Sachsen, Bayern, Nordrhein -Westfalen und 
B aden -W ürttemb erg. 

Der Erwerb eines aUgemeinbildenden 
Schulabschlusses ist eine erste und wichti- 
ge Voraussetzung für die weitere Bildungs- 
und Erwerbsbiographie. Darauf aufbauend 
bietet das deutsche Bildungssystem vie- 
le Möglichkeiten der Weiterquahfikation. 
Demgegenüber ist die Zahl der Schulab- 
brecher ein großes Problem. So verließen 
2009 rund 58 000 Schüler die Schule ohne 
Abschluss. Seit 1995 ist dies der niedrigste 
bisher gemessene Wert. Die Zahlen zeigen, 
dass männliche Jugendliche stärker betrof- 
fen sind. Sie stefien etwa zwei Drittel affer 
Schulabbrecher. ARerdings ist über die Jahre 
der AnteR weiblicher Schulabgänger ohne 
Abschluss kontinuierlich angestiegen - von 
35,1 % im Jahr 1995 auf 39,2 % im Jahr 2009. 



Fehlendier Hauptschulabschluss 


Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss je 100 
15- bis IT-Jährige, gemittelt über die Jahre 
2006 bis 2000 


□ 

□ 

□ 


bis unter 2 

2 bis unter 3 

3 bis unter 4 

4 bis unter 5 

5 und möhr 


i 


113167 59 42 31 
Häufi^tslten 


DatBnbasiis; LaufBinde Rauimbecbadhftuog dss BBSR 
OeDmetriscte OrundlagB: BKiG, Krsise 31. 12.2009 
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Überdurchschnittlich viele Schulabbrecher 
finden sich vor allem in den neuen Bun- 
desländern, insbesondere in Mecklenburg- 
Vorpommern und Sachsen -Anhalt. In Nord- 
rhein -Westfalen und Baden -Württemberg 
sind es deutlich weniger. 

Die Lebensperspektiven eines Menschen 
sind heute untrennbar mit schulischen 
Abschlüssen und dem durch sie dokumen- 
tierten Bildungsstand verbunden, so dass 
sich ein niedriger oder gar fehlender Schul- 
abschluss gravierend auf die jeweiligen 
Erwerbsmöglichkeiten und die Einkom- 
men ssituation auswirkt. Deswegen muss 
ein erfolgreiches Bildungssystem möglichst 
viele Schüler zu mö^chst hohen schuli- 
schen Abschlüssen fiihren, die ihnen gute 
Startmöglichkeiten fiir das weitere Berufs- 
leben eröffnen. Jugendhche mit geringem 
Bildungsstatus lassen sich nur schwer in die 
Gesellschaft integrieren. Jugendliche mit 
Migrationshintergrund zählen überdurch- 
schnittlich oft zu diesem Personenkreis, 
weE sich bei ihnen häufig eine mangelnde 
Sprachkompetenz und ein niedriges BE- 
dungsniveau gegenseitig b e dingen. 

Für eine wissensorientierte Gesellschaft ist 
ein hoher AnteE bEdungs schwacher Perso- 
nen sehr problematisch. Derzeit gelingt es 
nur etwa 20 % der Schüler ohne Schulab- 
schluss, direkt eine AusbEdung anzu schlie- 
ßen. Fast 25 % dieser Schüler bleibt der 
Sprung in den ersten Arbeitsmarkt verwehrt, 
so dass sie in die Arbeitslosigkeit abgleiten. 
Mit etwa 25 % ist die Arbeitslosen quote die- 
ser Gruppe die höchste in ganz Deutschland. 
Hier zeigt sich, dass der fehlende Schulab- 
schluss nicht nur ein indMdueEes Problem 
ist. Die Gesellschaft muss fiir diesen Perso- 
nenkreis die hohen Kosten für Arbeitslosig- 
keit und Sozialhilfe aufbringen. 

Hochschulen zählen zu den überregional 
und bundespohtisch bedeutsamen Ein- 
richtungen des Wissenstransfers, die die 
Wirts chafthche Entwicklung in Regionen 
fördern. Bis 2007, der Abschaffimg der Ge- 
rn ein Schaftsaufgabe ^Ausbau und Neubau 
von Hochschulen" En Zuge der Föderalis- 
musreform, berücksichtigte eine umfas- 
sende Rahmenplanung fiir den Aus- und 
Neubau von Hochschulen überregionale 
Gesichtspunkte einschließlich der regio- 
nalen Verteilung der Hochschulstandorte. 
Neben der primären Aufgabe einer Erweite- 
rung der Ho ch Schulkapazitäten verb an den 
sich mit der Neugründung von Hochschulen 
und dem Ausbau des gesamten Hochschul- 
sektors regionalpolitische Zielsetzungen. 


Die Regionalisierung des Hochschulange- 
b ots gEt als ein Element der Chancengleich- 
heit beim Zugang zum Studium. Entspre- 
chend ist seit 1960 eine Reihe von neuen 
Universitäten in dünn besiedelten Gebieten 
der westdeutschen Länder errichtet worden, 
die nur über wenige Hochschulstandorte 
verfiigten. Konstanz, Mer, Passau, Bam- 
beig und Bayreuth sind Beispiele solcher 
peripher gelegenen Neugründungen. Die 
Neugestaltung der HochschuEandschaft in 
den ostdeutschen Ländern seit 1990 soUte 



Hochschylen 


Hochschulen nach Zahl der 
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der Konzentratioii von Hochschulen an we- 
nigen Standorten entgegen wirken und ein 
regional ausgewogenes Hochsch ul angeh ot 
sicherstellen, wozu inshesondere die neu 
gegründeten Fachhochschulen heitragen. 

Insgesamt hat sich das regionale Angebot 
an Studienmöglichkeiten in über 394 Hoch- 
schulen, davon 104 Universitäten, sechs Pä- 
dagogische Hochschulen, 14 Theologische 
Hochschulen, 51 Kunsthochschulen, 189 
allgemeine Fachhochschulen und 30 Ver- 
waltungsfachhochschulen, über die veigan- 
genen 30 Jahre erheblich verdichtet, wobei 
den Fachhochschulen eine besondere Rolle 
zugefallen ist. So b efindet sich ein enges Netz 
von Universitäten und Fachhochschulen in 
zentralen und vor allem sehr zentralen Räu- 
men. In den peripheren Räumen sind klei- 
nere und oft auch spezialisierte Hochschu- 
len zu finden, zumeist Fachhochschulen, in 
den als sehr peripher eingestuften Gebieten 
mit besonders niedrigem Bevölkerungspo- 
tenzial dagegen kaum. 

Die Herkunfts Verflechtungen der Studie- 
renden zwischen Heikunftsregion als Kreis 
des Erwerbs der Hochschulreife und Hoch- 
schulstandort bewegen sich hauptsächlich 
innerhalb von Hochschulregionen, was auf 
die hohe regionale Bedeutung von Hoch- 
schuleinrichtungen hin deutet. Überregi- 
onale Ortswechsel zum Studium können 
insbesondere größere Hochschulen fiir sich 
verbuchen. Die Schulabgänger der Sekun- 
darstufe II stellen das Gros der Studierenden 
an Hoch- und Fachhochschulen. Anders als 
die aUgemeinbildenden Schulen, die hier 
im Sinne einer herkömmlichen, möglichst 
wohnortnahen Infra strukturversoigung be- 
trachtet werden - die Infrastruktur orientiert 
sich am Wohnort der Nachfrager - generie- 
ren Hochschulen auch Zuwanderung. 

2*3*6 Berufliche Qualifikation, Forschung 
und Innovation 

Neben der Vermittlung von ausreichendem 
Basis wissen ist es unter räumlichen Ge- 
sichtspunkten vor aUem wichtig, wo dieses 
Wissenspotenzial tatsächlich zum Einsatz 
kommt. Dabei zeigen sich große regionale 
Disparitäten. Neben Regionen, die die Inno- 
vationsprozesse einer GeseUschaft beson- 
ders befördern, finden sich auch viele, de- 
nen es nicht ausreichend gelingt, mit dieser 
dynamischen Entwicklung Schritt zu halten. 
Dies kann anhand verschiedener Indikato- 
ren daigesteRt werden. 


Berufliche Qualifikation 

Die Güte des Bildungssystems einer GeseR- 
schaft zeigt sich auch kn Qualifikationsni- 
veau der Beschäftigten. Je leistungsfähiger 
es ist, desto weniger Beschäftigte bleiben 
ohne Berufsausbildung und desto mehr ver- 
fiigen über einen höherwertigen Bildungs- 
abschluss (Fachschul-, Fachhochschul- 
Hochschul- oder Universitätsabschluss). 
Gleichzeitig zeichnet sich eine leistungsfä- 
hige Wissen sgeseUschaft dadurch aus, dass 
auf dem Arb eitsm aikt eine starke Nachfr age 
nach hochqualifizierten Beschäftigten be- 
stehL 

In den neuen Ländern verfügen mehr Be- 
schäftigte über einen höherwertigen BE- 
dungsabschluss, während der AnteE der 
Arbeitnehmer ohne Berufs ausbEdung 
deutlich geringer ist. Diese Tatsache spie- 
gelt sich aber nicht in der wirtschaftlichen 
Entwicklung oder dem Produktivitätsniveau 
wider. Gemessen an diesen beiden Indika- 
toren weisen die neuen Länder nach wie 
vor deutlich geringere Werte auf. Anderer- 
seits scheint es für die Länder Bayern und 
Baden -Württemberg kein NachteE zu sein, 



Gering qualifizierte Beschäftigte 


Anteil der sozialversic her ungs pflichtig Beschäftigten 
ohne Berufsausbildung im Juni 2009 in % 
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Hochqualifizierte Beschäftigte 



Anteil der sozialversiG he rungspflichtig Beschäftigten 
mit Fach{hoch)schul-, Hochschul -oder Universitäte- 
abschluss im Juni 2009 in % 
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dass dort mehr Men sehen ohne Benifsaus- 
hildimg heschäftigt werden. Ganz im Ge- 
genteil die günstige wirtschaMiche Struk- 
tur und Entwicklung macht es auch gering 
qualifizierten Arbeitnehmern leichter, eine 
Beschäfirgung zu finden, ln den neuen Län- 
dern ist zwar das generelle Qualifikationsni- 
veau aufgrund historischer Prozesse höher, 
aber die wirtschaftliche Situation ist derge- 
stalt dass Menschen ohne nennenswertes 
Ausbildungsniveau keine großen Chancen 
auf einen Arbeitsplatz hab en. 

Im siedlungsstrukturellen Kontext zeigt sich 
in Ost und West das für die Hochqualifizier- 
ten bekannte Stadt- Land- Gefälle. Während 
über 15 % der Beschäftigten in den hoch- 
verdichteten Kern Städten einen höherwerti- 
gen Bldungsab Schluss nachweisen können, 
liegt dieser AnteE kn ländlichen Raum teU- 
weise weit unter 10 %. 


Forschung und Innovation 

Ein nahezu vegleichbares Bild zeigt sich 
auch bei vielen anderen Indikatoren, die 
das Thema Forschung und Innovation be- 


schreiben, u.a. bei den Beschäftigten in 
Highte ch - Bran ch en , den wis sen sintensi- 
ven, unternehmensnahen Dienslleistungen, 
dem FuE- Personal sowie in der Kreativwirt- 
schaft. Zwar hat letztgenannter Indikator 
einen anderen SteUenweit - die Bedeutung, 
gemessen am AnteE der Beschäftigten ist 
wesentlich geringer aber auch diese kre- 
ativen Unternehmen prägen das Image und 
die Atmosphäre einer Stadt und siedeLn sich 
bevorzugt in imageträchtigen Städten mit 
einem entsprechenden Umfeld an. 

Die FuE -Aktivitäten konzentrieren sich vor 
afiem in den Agglomerationen, wobei die 
wis s en sinten siven , untemehmen s orientier- 
ten Dienstleistungen wie die FuE- Beschäfti- 
gung vor allem in den Kernstädten konzen- 
triert sind. Die ländlichen Regionen weisen 
in diesem Beschäftigungssegment dagegen 
nur relativ geringe Weite auf. 

Die Innovationszentren finden sich vor al- 
lem in den bayerischen und baden-würt- 
tembergischen Kreisen, während dies in 
den neuen Ländern nur Jena und Dresden 
gelingt. Unter den Regionen mit ausge- 



FuE-Personal 


Anteil des FuE-Personals an allen Beschäftigten 
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spro ebenen Innovaüonsdefiziten finden 
sich nur wenige westdeutsche Kreise, so 
der Kreis Wesermarsch oder der Stadtkreis 
Emden. Nachholbedarf bei Forschung und 
Innovation konzentriert sich vor allem auf 
die ostdeutschen Kreise, wobei vor allem die 
Landkreise Stendal, Mansfeld -Südharz, Mü- 
ritz, Altmarkkreis Salzwedel, Spree -Neiße 
und der Burgenlandkreis bei den Patentan- 
meldungen, den FuE-Ausgaben und bei der 
hochqualifizierten Beschäftigung weit un- 
terdurchschnittliche Werte erreichen. Eine 
solche Anhäufung an Innovationsdefiziten 
ist einerseits ein spürbares Signal fiir struk- 
turelle Defizite einer Region. Andererseits 
ergeben sich daraus natürlich auch äußerst 
ungünstige Voraussetzungen, um sich kn 
Wettbewerb der Regionen günstig zu posi- 
tionieren. 

Personale ln Satz in Wissenstransfereinrich- 
tungen 

Nicht nur im Ergebnis der Globalisierung 
lässt sich auf den Technologiemärkten eine 
zunehmende Konkurrenz der Akteure beob- 
achten. Um in diesem immer stärker wer- 
denden Wettbewerb bestehen zu können, ist 
die Absicherung effektiver Innovationspro- 
zesse und damit des technologischen Vor- 
sprungs eine zentrale Voraussetzung. Denn 
nur über Innovationen kann Beschäftigung 
dauerhaft gesichert bzw. weiter ausgebaut 
werden. 

Um Innovationen auch künftig realisieren 
zu können, müssen das vorhandene tech- 
nische und naturwissenschaftliche Wissen 
sowie das Erfahrungspotenzial so effizient 
wie möglich eingesetzt werden. Die Verzah- 
nung des technologischen Know-hows mit 
der Nachfrage nach Technologieleistungen 
ist ein Schlüsselfaktor für die Sicherung von 
Wettbewerbsfähigkeit, Exportkraft und Wirt- 
schaftswachstum . 

Die Industrie in Deutschland steht vor 
großen Herausford eningen. Aufgrund der 
wachsenden technischen Komplexität inno- 
vativer Produkte, immer kürzere Produktle- 
benszyklen, höherer Innovationsgeschwin- 
digkeit und Flexibilität sowie verstärktem 
Kostendruck kann das einzelne Unterneh- 
men dieser Herausforderung nicht mehr 
aüein begegnen. Somit ist die Etablierung 
eines entwickelten Wissens transfers zwi- 
schen der Wissenschaft und der Wktschaft 
unverzichtbar. Ziel dieses Wissenstransfers 
ist es, die Erkenntnisse der Wissenschaft 
möglichst schnell und erfolgreich in neue 


Produkte, Prozesse und Dienstleistungen 
einmünden zu lassen. 

Der Wissenstransfer bewegt sich kn Netz- 
werk von Forschung, Lehre, Weiterbildung 
und Praxis. Für die Organisation und Absi- 
cherung eines erfolgreichen Wissens trans- 
fers sind verschiedene Tätigkeitsfelder 
wichtig. D arunter faUen die Konzeption und 
Organisation nachhaltiger Kooperations- 
und Netzwerkstrukturen für wichtige Tech- 
nologien und Branchen, die Organisation 
eines leistungsfähigen und kundenorien- 
tierten Informations- und Wissenstransfers 
zwischen Wktschaft und Wissenschaft, die 
Sicherung der Rechte an einer Erfindung zur 
Absicherung ihrer erfolgreichen Vermark- 
tung, die Oiganisation einer professionellen 
Know-how- Vermarktung und die Förderung 
von Existenz- bzw. Unternehmensgründer- 
iniüaüven. 

Mit Blick auf dieses breite Spektrum an Ar- 
beitsfeldern, die fiir die Etablierung eines 
erfolgreichen Wissenstransfers relevant 
sind, wurde im Rahmen einer BBSR-Um- 
firage der Pefsonaleinsatz in verschiedenen 
Wissens transfereinrichtungen erfasst, d.h. 
in Hochschulen, außeruniversitären öffent- 
lichen Forschungseinrichtungen, Transfer-, 
FuE- und Beratungszentren, Patentinforma- 
tionszentren, bei Technologieberatern der 
Industrie- und Handelskammern (IHK) und 
des Handwerks sowie in Technologie- und 
Gründerzentren. Bemerkenswert ist hier 
vor allem, dass die ostdeutschen Regionen 
überdurchschnittlich hohe Ausstattungs- 
werte auftH/eisen. In den Kernstädten, zum 
Beispiel in Jena und Greifswald, vor aUem 
aber auch im ländlichen Umland bzw. in 
den ländlichen Räumen der neuen Länder 
liegt der Personaleinsatz in Wissenstransfer- 
einrichtungen deutlich über den westdeut- 
schen Vergleichs werten. Gleichwohl finden 
sich die leistungsfähigsten Standorte in den 
westdeutschen Regionen, vor aUem in Bay- 
ern, Baden -Württemberg und Nordrhein - 
Westfalen. Die vorteilhafte Personalsituation 
der ostdeutschen Regionen resultiert vor al- 
lem aus der starken Position der öffentlichen 
Forschung, die sich - gestützt durch massive 
Förderung - weitgehend unabhängig von 
der Wktschaft und dessen Beschäftigungs- 
umfang entwickelt. Die FuE -Intensität der 
gewerblichen Wktschaft liegt in den neuen 
Ländern dagegen weit unter dem westdeut- 
schen Durchschnitt. 
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B rei tb a nd ver so rgu ng 

Eine Schlüsselstelliing für die regionale 
Wettbewerbsfähigkeit spielt die Breitband- 
versorgimg, weil sie den Zugang zu neuen 
internetbasierten Angebots- und Arbeits- 
formen der Wirtschaft vermittelt. Bei der 
Internetanbindung besteht insbesondere in 
dünn besiedelten Regionen der ländlichen 
Räume ein hoher Ausbaubedarf. 

Für 98,3 % der Haushalte besteht Ende 2010 
die Möglichkeit, Zugänge mit mindestens 
1 Megabit [Mb] pro Sekunde zu nutzen.® 
Etwa 600 000 Haushalte insbesondere in 
ländlichen Räumen verRigen nicht über ei- 
nen solchen Breitband- Internetzugang, ln 
ländlichen Gemeinden mit einer Bevölke- 
rungsdichte von unter 100 Einwohnern je 
km 2 ist er nur für 86,7 % der Haushalte ver- 
fügbar. 

Dies ist ein Standortnachteil, der für Un- 
ternehmen eine Ansiedlungshürde darsteUt 
und für viele Selbständige und Telearbeiter 
die Arbeit von zuhause eiheblich limitiert. 
Die ländlichen Gebiete mit ihrer geringen 
Siedlungsdichte gelten als sehr kosteninten- 
sive Regionen bei der Breitbandversoigung, 
deren Erschließung Milliardeninvestitionen 
verlangt. Insofern ist der Ausbau der Breit- 
bandinfrastruktur durch die privaten An- 
bieter bisher auch nicht auf ver^eichbarem 
Versorgungsniveau betrieben worden wie in 
den städtischen Räumen mit höherem Kun- 
denpotenzial pro Flächeneinheit. 

Der Breitb andatlas des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Technologie erfasst seit 
2010 auch Breitbandkiassen oberhalb von 1 
Mb pro Sekunde. Ende 2010 sind demnach 
6 Mb pro Sekunde oder mehr Rir 81,7 % und 
50 Mb pro Sekunde Rir39,5 % der Haushalte 
unter Nutzung aUer Zugangste chnologien 
verRigbar. 

Die Breitb and Strategie der Bundesregie- 
rung von Februar 2009 setzt sich zum Ziel, 
bis 2014 Rir 75 % der Haushalte Anschlüsse 
mit Übertragungsraten von 50 Mb pro Se- 
kunde oder mehr zur VerRigung zu steUen. 
Der erste Monitoringbericht des BMWi zur 
Breitb and suategie kommt zu einer positi- 
ven Büanz.^“ 

Um die Zielvoigaben der Breitbandstrategie 
in einer Langfristperspektive zu ergänzen, 
gilt es Synergiepotenziale durch Mitnutzung 
öffentlicher Infrastrukturen besser auszu- 
schöpfen, den Umsetzungsstand des Infra- 
strukturatlasses zügig zu verbessern, die 
Förderprogramme weiterzuentwickeln und 


die Erfüllung der Ausbau Verpflichtungen 
im Rahmen der Nutzung der digitalen Divi- 
dende zu kontroUieren, die die Erschließung 
ländlicher Räume begünstigen sollen. 


2*3*7 Raumordnungspolitische Schlussfol- 
gerungen 

ln der Folge derWktschails- und Finanzkri- 
se haben sich die regionalen Disparitäten in 
Deutschlarid - zumindest vorübeigehend - 
abgeschwächt. Dies jedoch nicht, weil etwa 
der Osten oder der Norden Deutschlands 
aufgeholt haben, sondern weil die ehemals 
strukturstarken und exportorientierten Re- 
gionen in Westdeutschland kn besonderen 
Maße von der Krise betroffen waren. Gleich- 
wohl zeigt die aktueUe Entwicklung ab 2010, 
dass die se Regionen ihre Stärken wie der aus- 
spielen können und maßgeblich das Wachs- 
tum der deutschen Volkswirtschaft tragen. 
Dabei hat sich die deutsche Volkswirtschaft 
deutlich schneller erholt, als von vielen Ex- 
perten im Vorfeld erwartet, wobei dies auch 
im europäischen Vergleich gilt. 

Inzwischen werden die Auswirkungen der 
Schuldenkrise kn Euroraum auf die Real- 
wktschaft immer spürbarer. Zwar liefern 
die Außenhandelszahlen kn dritten Quar- 
tal von 2011 noch keine Hinweise für eine 
spürbare Ab Schwächung des deutschen 
Exports, die Verlangsamung des Wachstums 
kn Euroraum, in den USA und den BRIC- 
Staaten wkd sich ab er absehb ar auf die Auf- 
tragseingänge aus dem Ausland auswiiken. 
Dennoch ist nach den derzeit vorliegenden 
Einschätzungen in den nächsten Jahren von 
keiner Rezession auszugehen, sondern von 
einem weiteren Wachstum. Dieses wird al- 
lerdings, wie verschiedene Prognosen zei- 
gen, auf einem niedrigeren Niveau erfolgen. 
Maßgeblich hierRir wird jedoch eine schnel- 
le und überzeugende Lösung der Schulden- 
krise sein. 


Die Entwicklung während des letzten Auf- 
schwungs bis 2008 und das starke Wachs- 
tum der deutschen Wktschaft 2010 zeigt, 
dass dem verarbeitenden Gewerbe als 
JconjunktureUem Treiber'" weiterhin eine 
SchlüsselRinktion für das Wachstum der 
deutschen Volkswktschaft und ihrer Re- 
gionen zukommt. Die Stäikung einer wis- 
sensbasierten industriellen Basis und die 
Unterstützung des Strukturwandels müssen 
daher weiteihin im Fokus förderpolitischer 
Anstrengungen stehen. Gerade Rir ein Land 
wie Deutschland, dessen ökonomisches und 
soziales Wohl in erster llnie vom Exporter- 


BMWi: BreilbarKlatlas 2010. Teil I des 
Bericht zum Breitfaaudatlas 2010 des 
Burdesministeriums lUr Wirtschaft und 
Tedinoiotiie (Ergebnisse). Berün 2010. 

(10} BMWi: Monitoringbericht zur 
Breitbandstrategie des Bundes = Doku- 
mentation Nr 590, Berlin: August 2010. 
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folg seiner Wirtschaft imd weniger von der 
Binnennachfrage ahhängt, wird dies eine 
Kernfrage der nächsten Zeit sein, die drin- 
gend Antworten und geeignete Strategien 
auf gesamtwirtschaftlicher Ebene erfordert. 
Hierzu zählen auch die Sicherung eines leis- 
tungsfähigen Bildungssystems und gut aus- 
gehildete Fachkräfte. 

Der Blick auf ausgewählte Indikatoren zur 
Wissensgesellschaft zeigt, dass die deut- 
schen Regionen unterschiedliche Potenzia- 
le der Wissensvermittlung und - aktivier ung 
haben. Wenn Wissen und die Integration 
von Wissen in wirtschaftliche Aktivitäten als 
eine der wichtigsten Voraus Setzungen fiir die 
regionale Entwicklung angesehen werden, 
dann ist im Ergebnis dieser Unterschied- 
lichkeit mit eher zunehmenden wirtschaft- 
lichen und sozialen Disparitäten innerhalb 
Deutschlands zu rechnen. 

Mehr oder weniger aUe Regionen in 
Deutschland müssen sich zudem auf die 
Herausforderungen des demographischen 
Wandels eins teilen, well sie künftig die aus 
dem Erwerbsleben ausscheidenden älteren 
Arbeitskräfte immer weniger durch jüngere 
ersetzen können. Daraus resultieren zusätz- 
liche Anforderungen an Produktivitätsstei- 
gerungen und Weiterbildungsmaßnahmen, 
um die Wettbewerbsfähigkeit der Regionen 
dauerhaft zu sichern. Die Chancen dafiir lie- 
gen in einer zielgerichteten Anpassung des 
Bildungssystems - u. a. kn Ausbau der früh- 
kindlichen Bildung, der systematischen För- 
demng und Motivation ausländischer und 
bildungs schwacher Schüler, dem gezielten 
Ausbau der Fort- und WeiterbEdungsange- 
bote, der stärkeren Anerkennung von Aus- 
büdungs ab Schlüssen aus dem Ausland so- 
wie der stetigen Förderung von Forschung 
und Innovation auch in den Struktur schwä- 
cheren Regionen. 

Die Bewältigung dieser Herausforderungen 
der Wissen sgeseEschaft kann regionalpoli- 
tisch unterstützt werden: durch die gezielte 
Förderung von Branchen Schwerpunkten 
und Innovationsprozessen, durch Strategi- 
en zur Sicherung des Fachkräftebedarfs und 
wirtschaftsrelevanter Infrasmiktur bis hin 
zur Ausrichtung der Förderung auf Wachs- 
tumskerne, sofern die entsprechenden Rah- 
menbedingungen und Potenziale vor Ort 
gegeben sind. Übergeordnetes Ziel soUte es 
sein, regionale Stäiken aus- und Schwächen 
abzubauen und die Regionen wiitschaftUch 
möglichst breit aufeusteUen. Denn kn Aü- 
gemeinen können diversifizierte Regionen 
konjunkturelle Einbrüche besser ausglei- 


chen als monostniktureE ausgeiichtete. Ein 
wichtiger Schritt hierzu besteht in der ge- 
meinsamen Definition regionaler LeitbEder 
zur Wktschaftsentwicklung, die an den vor- 
handenen Stärken und Potenzialen anknüp- 
fen und gleichzeitig Strategien zum Abbau 
regionaler Entwicklungshemmnisse aufzei- 
gen. Aus übeigeordneter raumentwicklungs- 
politischer Sicht liefern hierzu die raumord- 
nung^pohtischen LeitbEder der MKRO, vor 
allem das Leitbild „Wachstum und Innovati- 
on", wichtige Orientierungen, die es auf der 
regionalen Ebene zu konkretisieren gEt. 
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2A Mobilität und Verkehr 

Mobilität, sei es die voji Giitern oder Perso- 
nen, ist eine unverzichtbare Vbraussetzung 
für die Funktionsfähigkeit von Gesellschaft 
und Wirtschaft. Ohne eine leistungsfähige 
Veikehrsinfrastruktur sind die Mobilitäts- 
funktionen für den Personen- und Güter- 
veikehr nicht zu erfiillen. Um heute die 
richtigen Entscheidungen zu treffen, welche 
Veikehrsinfrastruktur auch dem zukünftigen 
Bedarf der Menschen und der Wutschaft ge- 
recht wird, muss die Raumordnungspolitik 
Antworten auf wichtige Fragen finden: 

• Wie kann das Veikehrs wachst um durch 
eine bessere Raumordnung einge- 
dämmt werden? 

• Wie leistungsfähig sin d die Veikehrssys - 
teme zur Erschließung des Raumes und 
wie können sie durch eine integrierte 
Siedlungs- und Verkehrsplanung opti- 
mieit werden? 

• Welche Angebotsformen bestehen fiir 
den öffentlichen Personen veikehr in 
Räumen mit schwacher und sinkender 
Nachfrage? 

Wesentliche Rahmenbedingung für den Per- 
sonen veikehr ist auch das Verkehrs verhalten 
der Menschen. Es hängt nicht nur vom Infra- 
strukturangebot, raumstiukturellen und to- 
pographischen Veihältnissen, sondern ganz 
entscheiden d von sozio demographischen 
Meikmalen der Personen und Haushalte ab. 
D er Güterveikehr wird dagegen maßgeblich 
von der Entwicklung des Außenhandels, der 
aUgem einen wirtschaftlichen Lage und der 
regionalen Wirts chafts Struktur beeinflusst. 

2*4*1 Mo bilitäts verhalten un d Verkehrs ent - 
Wicklung 

Seit Jahrzehnten nimmt der Motorisie- 
rungsgrad, d.h. die Anzahl der Pkw pro 1 000 
Einwohner, zu. Diese Entwicklung hat sich 
weiter fortgesetzt: 1993 lag der Motorisie- 
rungsgrad bei 470 Pkw je 1 000 Einwohner. 
Bis zum Jahr 2007 ist er stetig auf 586 pro 1 
000 Einwohner gestiegen. AUerdings beste- 
hen starke räumliche Unterschiede. In den 
Städten Berlin, Leipzig, HaUe, Freiburg und 
Heidelbeig sind etwa 400 Pkw pro 1 000 Ein- 
wohner gemeldet, in den Landkreisen Eus- 
kirchen, Dingolfing- Landau und der Stadt 
Ingolstadt mehr als 700, kn Landkreis Mün- 
chen und der Stadt Wolfsbuig mehr als 900 . 

Nach der Erhebung „Mobilität in 
Deutschland"^ ist der Anteil der Haushal- 
te, die mindestens einen Pkw besitzen, von 


2002 bis 2008 um 3 % auf 82 % gestiegen. 

Den schlechtesten Zugriff auf einen Pkw 
als Selbstfahrer haben Rentner, Studieren- 
de sowie Schüler. Dagegen können 80 % 
der Berufstätigen jederzeit über einen Pkw 
verfiigen. Die Pkw-Verfiigbaikeit ist bei Ein- 
wohnern der Kernstädte tendenzieR nied- 
riger als bei Bewohnern ländlich geprägter 
Räume. In den Kemstädten können 60 % der 
Personen und in den Kreisen des ländlichen 
Umlands und des ländlichen Raumes mehr 
als 75 % jederzeit über einen Pkw verfiigen. 

Im Betrachtungszeitraum hat jedoch nicht 
nur die Pkw-Verfiigbarkeit zugenommen, 
sondern auch deren Nutzung. So ist die 
durchschnittlich von einem Haushalt kn 
Jahr per Pkw gefahrene Strecke von 2002 bis 
2008 um 500 km auf 16 400 km angewach- 
sen. Die in Kern Städten wohnenden Haus- 
halte besitzen nicht nur seltener einen Pkw, 
sie fahren kn Mittel auch weniger als Haus- 
halte, die in dünner besiedelten ländlichen 
Kreisen leben. Haushalte legen umso mehr 
Kilometer mit kuren Pkws zurück, je größer 
sie sind, je höher ihr ökonomischer Status 
ist und je mehr Pkws sie besitzen. 

Die motorisierte Alternative zur Pkw-Nut- 
zung ist der öffentliche Personennahver- 
kehr (ÖPNV). Der Anteil derjenigen, die nie 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln fahren, 
ist in den vergangenen Jahren gesunken. 

Das deutet auf eine moderate Steigerung 
der Nutzung des öffentlichen Veikehrs hin. 

Leicht gestiegen ist auch die Zahl derer, die 
den ÖPNV üblicherweise mit Zeitkarten im 
Abonnement oder mit Job- und Semester- 
tickets - und damit regelmäßig - nutzt. Die 
Bewohner der Kern Städte nutzen den ÖPNV 

am meisten und besitzen deutlich häufiger [1) INFAS/DUR: Mobilität in Dajtech- 

Monats- und Semestertickets Je dünner (Forachunss- 

Monais una j>emesierticKeis. je aunner 

Kreise besiedelt sind, desto häufiger neh- 
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men die Bewohner Leistimgen des ÖPNV 
nicht in Anspruch. 

In den vergangenen Jahrzehnten Ist sowohl 
der Personen- als auch der Güterverkehr ge- 
wachsen. Die Zahl der pro Jahr beförderten 
Personen stieg im Zeitraum von 1991 bis 
2008 um 17,8 %. Im Vergleich hierzu wuchs 
das Güterverkehrsaulkommen gemessen 
in Tonnen um 13,8 %. In Bezug auf die Ver- 
kehrsleistung ergibt sich im Personenver- 
kehr (gemessen in Personenkilometern] ein 
Wachstum von 24,9 % und im Güterverkehr 
(gemessen in Tonnenkilometern] ein Anstieg 
um 67,3 %. Tendenziell sind die Distanzen, 
die von Personen oder Gütern zuiückgelegt 
werden, überproportional zum Tfansport- 
aufkommen gestiegen. 

Die Verkehrsprognose im Auftrag des BM VB S 
(siehe Infokasten], die die Verkehrsentwick- 
lung bis 2025 abschätzt, rechnet auch in 
Zukunft mit einem anhaltenden Wachstum 
auf verhältnismäßig hohem Niveau. Andere 
Verkehrsprognosen gehen von einer stär- 
keren Abschwächung des zukünftigen Ver- 
kehrswachstums aus, insbesondere, wenn 
das weltweite Wirtschaftswachstum sich ab- 
schwächen sollte, wie zuletzt in der Finanz- 
krise.2 Das BMVBS lässt aktuell eine neue 
Veikehrsprognose 2030 erstellen vor allem 
als Grundlage für den nächsten Bundesver- 
kehrswegeplan. 

Zukünftige Entwicklung des Personenver- 
kehrs 

Im Rahmen der BMVBS -Prognose wurde 

[2] ITP/BVU: Prognose der deutsch- für das Basis jahr 2 004 und das Prognose jahr 

lardweiten Väketitsverflecljtung 2025, 2025 das Peisonenveikehisaulkommen, 

Manchen, Freiburg 2007 [Forschungs- , , ..1 1 ^ 

vorliaben itn Auftrag des BMVBS) d. h. die Zahl der zuruckgelegten Personen- 


Personenverkehr in Deutschland nach Verkehrsmitteln 


Verkehrsaufkommen 



H Motorisierter Indrviduatverkehr O Luftverkehr 

□ n, I — I Öffentlicher 
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Oatenbasis: \ferkehrspfiognose 2025 {ITF/BVU 200(7) 


I I Fahrradverkehr 
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fahrten bzw. -wege ftir die unterschiedlichen 
Verkehrszweige bestimmt. Hierin enthalten 
sind sowohl die Fahrten der Wohnbevölke- 
rung in Deutschland als auch der Transit- 
verkehr. Zusammen mit den per Fuß oder 
Fahrrad zurückgelegten Strecken wächst 
das Personenverkehrsaufkommen zwischen 
2004 und 2025 um 2,7 % auf insgesamt 103,1 
Mrd. Fahrten. Während der nicht motori- 
sierte Verkehr hierbei mit einer Abnahme 
um 6,6 % insgesamt dämpfend wirkt, be- 
dingt der übrige Personenverkehr mit einer 
Steigerung von 7,1% das Wadistum kn Pro- 
gnosezeitraum. Wie in der Vergangenheit 
verursachen der wachsende Fernverkehr so- 
wie die Zunahme der Fahrtweiten ein über- 
proportionales Wachstum der Verkehrsleis- 
tung gegenüber dem Verkehrsaufkommen. 
Verantwortlich ftir diese Entwicklung ist der 
motorisierte Verkehr mit einer Transport- 
leistungssteigerung von 19,3 %. 

Neben dem Trend zur Individualmotorisie- 
ning liegen die Hauptgründe für die Zunah- 
me der Verkehrsmengen und -leistungen 
bei der wirtschaftlichen Entwicklung. Zwar 
wirkt sich die Alterung der Bevölkerung 
dämpfend auf die Veikehrsnachfrage aus, es 
kommt jedoch zu einer Übeikompensation 
durch ein verändertes Mob iiltätsveih alten. 

Mit einer Transportleistungssteigerung von 
16 % und einem Anstieg der Fahrtenzahl 
von 57,3 auf 62,4 Mrd. zeichnet sich auch 
zukünftig beim motorisierten Individual- 
verkehr ein Wachstumspfad ab. Neben den 
steigenden Kfz-Zulassungszahlen sind sied- 
lungsstnikturelle Veränderungen sowie ein 
zunehmender Freizeitveikehr primär ver- 
antwortlich für diese Entwicklungen. 

Bedingt durch eine Verbesserung derAnge- 
botsquahtät steigt das Vericehrsaufkommen 


Meüiode: Verkehrsprognose 2025 

Die Darstellung der zukünftigen Ent- 
wicklung des Vericehrsgeschehens basiert 
auf den Ergebnissen der Verkehrsprogno- 
se 2025 im Auftrag des BMVBS. ^ Wesent- 
liche Gmndlagen sind regional differen- 
zierte Prognosen zur Bevölkerungs- und 
Wktschaftsentwicklung und Annahmen 
zum Infrastruktur au sh au bis zum Jahr 
2025, die auf dem Bundesverkehrswege- 
plan 2003 basieren. Kernstück der Prog- 
nose bildet die Erstellung der räumlichen 
Verflechtungsmatrizen auf Kreisebene 
im Personen- und im Güterveikehr für 
die Jahre 2004 (Analyse] und 2025 (Prog- 
nose] . 
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Entwicklung des gesamten Verkehrsaufkommens 
im Personenverkehr 2004 bis 2025 in % 
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im Bahnveikehr um 6,2 %. Das iiberpro- 
portionale Wachstum der Transpoitleistung 
von 25,6 % ist auch auf den Aushau des 
Fernveikehrsnetzes zunickführhar. Wäh- 
rend die Bahn Zuwächse verzeichnen kann, 
schrumpfen die Zahlen im öffentlichen Stra- 
ßenpersonenveikehr (ÖSPV). 

Durch die Veränderungen der regionalen 
Siedlungssuukturen infolge der anhalten- 
den Be Völker ungs- und Arheitsplatzsuhur- 
hanisierung erhöht sich die Autoorientie- 
rung in der Bevölkerung und sinkt die Zahl 
der zu Fuß oder mit dem Fahrrad erreich - 
hären Ziele. Unter Berücksichtigung der zu- 
künftigen siedlungssmiktureUen sowie de- 
mographischen Entwicklungen rechnet die 
Prognose mit einem weiteren Rückgang des 
nicht motorisierten Veikehrs. 

Aufgrund der regional unterschiedlich ge- 
prägten demographischen sowie wirtschaft- 
lichen Rahmenhedingungen ergehen sich 
große regionale Unterschiede in Bezug auf 
das Veikehrswachstum in den Teilräumen. 
Räume mit stark wachsendem Aufkommen 
stehen Räumen mit deutlichem Rückgang 


gegenüber. Während die südlichen Bundes- 
länder Bayern, Baden- Württemberg und das 
südliche Hessen sowie die Umlandre^onen 
um Hamburg und Berlin, das Emsland und 
der deutsch -niederländische Grenzraum 
ein überproportionales Wachstum im Pro- 
gnosezeitraum auRrt/ eisen, sind in Meck- 
lenburg-Vorpommern, in Berlin, in Teilen 
von Brandenburg und den südlichen neuen 
Ländern, aber auch in Nordrhein -Westfalen 
und im Saarland überproportionale Abnah- 
men im motorisierten Verkehrsaufkommen 
zu erwarten. 

ln Bezug auf den Modal Spht (Verteilung des 
Transportaufkommens auf die unterschied- 
lichen Verkehrsmittel) zeigt sich de uthch, das 
der motorisierte Individual veikehr (MTV) in 
den Regionen mit überdurchschnitthchem 
Verkehrswachstum der Hauptträger der 
Entwicklung ist, während der Bahnverkehr 
fast in aUen peripheren, ländlichen Regio- 
nen rückläufig sein wird. Der Personennah - 
veikehr mit Bussen und Bahnen wird dage- 
gen flächen deckend mit Ausnahme einiger 
Großstadtregionen zuiückgehen. 

Zukünftige Entwicklung des Güterverkehrs 

Grundannahme der Prognose des Güterver- 
kehrs ist, dass im gesamten Güterverkehr 
dasVeikehrsaufkommen zwischen 2004 und 
2025 von 3 623 Mio. auf 4 622 Mio. t ansteigt. 
Geschätzt wird, dass der Straßengüterfern - 
veikehr um etwa 55 % zunimmt. Auch der 
Bahnverkehr (33,7 %) und die Binnenschiff- 
fahrt (19,9 %) werden im Prognosezeitraum 
voraussichtlich hohe Wachstumsraten ver- 
zeichnen. Während der großräumige Güter- 
veikehr einen expansiven I^ad zurücklegt. 


Güterverkehr in Deutschland nach Verkehrsträgern 
TTansportauf ikom men 



in y rd. 1km 


B Straßengüterfernverkehr ^ Schienenverkehr 

I I Straßengüternahverkehr Q Binnenschiffsverkehr 

Datenbasis: Vferkehnsprognose 2025 (ITP/BVU 2007) © SBSR Bonn 201 1 
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Entwicklung des gesamten Verkehrsaufkommens 
im Güterverkehr 2004 bis 2025 in % 
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wächst der Straßengüternahverkehr ledig- 
lich um 2,7 %. Durch die Wirtschafts- und 
Finanzmaiktkrise hrach der Güterverkehr 
im Jahr 2009 starkem. In der Verflechtungs- 
prognose 2025 ist dieser Einbruch nicht 
berücksichtigt. Da die Verkehrsnachfrage 
mittlerweile wieder einen Wachstumspfad 
eingeschlagen hat, ist davon auszugehen, 
dass die krisenbedingte Wachstumsdelle bis 
2025 nur geringfiigige Effekte hinterlassen 
wird. 

Ähnlich wie beim Personenverkehr steigt 
die Verkehrsleistung (70,9 %3 aufgrund des 
überproportionalen Wachstums der länge- 
ren F ährten stärker als d as Tran sp oitauflcom - 
men (27,5 %). Diese Tendenz gilt verkehrs- 
uäger üb ergreifend. Während im Jahr 2004 
die mittleren Transportweiten im gesamten 
Güterfernveikehr 260 km betrugen, wird fiir 
das Jahr 2025 ein Anstieg um 18 % auf 306 
km prognostiziert. Unter Beiücksichtigung 
des Straßengüternahverkehrs steigt die 
durchschnittlich zuiückgelegte Distanz von 
15 1 auf 203 km. Die Entwicklung der Ver- 
kehrsbeziehungen zeigt, dass der Anteil des 
Binnen Verkehrs am Gesamtveikehr sowohl 
bezüglich des Transpoitauflcommens als 


auch der Transportleistung stark zurückgeht 
und der Transitverkehr stark zunimmt. 

Aufgrund der immer weiträumigeren wirt- 
schaftlichen Verflechtungen ist ein Ende 
des Verkehrswachstums bis 2025 auch im 
Güterverkehr nicht absehbar. Die für das 
Jahr 2025 prognostizierte steigende Tfans- 
portintensität, ausgedrückt in tkm pro er- 
wirtschaftetem Euro, ist ein Beleg für diese 
Entwicklung. Eine Entkopplung von Wirt- 
schafts- und Verkehrswachstum wird nicht 
erwartet 

2*4*2 Berufsverkehr und Pendler Verflech- 
tung 

Die Entwicklung des Berufsverkehrs und der 
Pendlerverflechtungen ist weiterhin durch 
eine Zunahme der Pendeldistanzen geprägt. 
Dies ist jedoch nicht allein auf eine Arbeits- 
platzkonzentration in den ökonomisch 
prosperierenden Zentren zurückzuführen. 
Oberzentren sind trotz Abwanderung von 
Betrieben und der f oftgeschrittenen Sub- 
urbanisierung von Handel und Gewerbe 
weiterhin die wichtigsten Arbeitsplatzzen- 
tren, weshalb sie nach wie vor das Ziel der 
umfangreichsten Pendlerströme darstellen. 
Ein weiterer wichtiger Grund ist die Abnah- 
me der Binnenpendler. Immer weniger Ar- 
beitnehmer wohnen und arbeiten innerhalb 
einer Gemeinde. Dieser Trend ist auch oder 
gerade in den größeren Zentren festzustel- 
len. 

An der Entwicklung bundesweiter Eckdaten 
werden die Tendenzen deutlich: Der Anteil 
der Binnenpendler an allen sozialversiche- 
lungspflichtig Beschäftigten nahm bundes- 
weit von 46,4 % im Jahre 1999 kontinuierlich 
auf nur noch 41,0 % im Jahre 2009 ab. Im 
gleichen Zeitraum stieg die durchschnitt- 
liche Pendeldistanz stetig von 14,6 km auf 
16,6 km an. 

Diese Entwicklungstendenzen sind zwar 
bundesweit festzustellen, unterscheiden 
sich aber in ihrer Dynamik regional sehr 
stark. So befindet sich die durchschnittiiche 
Pendeldistanz in den hoch verdichteten Ag- 
glomerationen in den alten Ländern nach 
wie vor auf einem niedrigen Niveau. Ledig- 
Ech in den äußeren suburbanen Gürteln 
großer Agglomerationszentren wie Berlin, 
München, Frankfurt und Hamburg treten 
überdurchschnittlich hohe Pendeldistanzen 
auf. 

In den neuen Ländern ist dagegen ein deut- 
Eches Nordost-Südwest- GefäUe zu beobach- 
ten. Es sind vor aUem die dünn besiedelten 
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Pendeld istanzen 
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Durchschnittliche Pendeldistanz aller Sozialversicherung- 
pflichtig Beschäftigen am Wohnort 2009 in km 
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Räume in TeEen Me cklenbuig- Vorpom- 
merns, Brandenburgs und der Allmark, die 
überdurchschnittlich hohe Pendeldistanzen 
auRveisen und in denen auch die Zunah- 
me der Pendeldistanzen am stäiksten fort- 
schreitet. Viele Bewohner dieser Teilräume 
pendeln mangels Arbeitsplätzen in der ei- 
genen Region in die angrenzenden großen 
Arbeitsmaiktzentren, die überwiegend in 
Westdeutschland liegen. 

Lange Pendeldistanzen sind aber nicht nur 
ein Indikator fiir schwache Arbeitsmärk- 
te. Sie sind auch in den sehr weMächigen 
Pendlereinzugsräumen der großen Arbeits- 
marktzentren anzutreffen. Außerdem neigen 
vor aUem Beschäftigte mit hoher Qualifikati- 


Entwicklung der durchschnittlichen Pendeldistanz aller sozial- 
versicherungspflichtig Beschäftigten am Wohnort 2000 bis 2009 in km 
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on ZU weiten Pendelwegen. In Deutschland 
bieten insbesondere die Oberzentren hoch- 
qualifizierte Arbeitsplätze. Gute Veikehrs- 
verb in düngen zwischen den Oberzentren 
ermöglichen zudem auch die tägliche Be- 
wältigung langer Pendeldistanzen. 

Da fiir immer mehr Beschäftigte der Akti- 
on sraum zwischen Wohnen und Arbeiten 
nicht mehr auf eine Gemeinde beschränkt 
ist und die Pendel Verflechtungen sich wei- 
terhin intensivieren, verbunden mit zuneh- 
menden Pendeldistanzen, dehnen sich die 
Pendlereinzugsräume der großen Arbeits- 
marktzentren immer weiter aus und bilden 
immer größere Stadtregionen als funktiona- 
le Verflechtungsräume der Beschäftigten. 


■■□□□ 
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Anteil der Pendler mit mehr als 
50 km Pendeldistanz an allen 
SV-Beschäftigten 2009 in % 
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2*4*3 Öffentlicher Personennahverkehr 

Eine wichtige Stütze, insbesondere fiir den 
Ausbildungs verkehr, fiir mobibtäls einge- 
schränkte Personen und Menschen ohne 
Pkw-Verfügbarkeit, aber auch für den Be- 
rufsverkehr, ist das Angebot im öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV). Deutsch- 
landweit können 94 % der Bevölkerung die 
nächstgelegene HaltesteEe des ÖPNV inner- 
halb eines 15-minütigen Fußweges (1-km- 
Entfernungl erreichen. Im ländlichen Raum 
muss dagegen nahezu ein Fünftel der Be- 
völkening (etwa zwei Millionen Einwohner] 
weitere Zugangswege zum ÖPNV in Kauf 
nehmen, ln Kernstädten ist aufgrund der 
größeren HaltesteUendichte die Situation 
dagegen deutlich b esser zu bewerten. Nahe- 
zu die gesamte Bevölkerung lebt hier inner- 
halb eines 15-minütigen Fußwegradius um 
HaltesteEen öffentiicherVeikehrsmittel. Die 
Angebotsqualität kn ÖPNV wird darüb er hi- 
naus n atürlich au ch üb er die Anzahl der Ver- 
bindungen und Halte pro Tag bestimmt. 

Die Raumordnung hat mit § 2 Abs. 2 Nr. 3 
ROG das politische Ziel der Sicherung der 
Daseinsvorsorge explizit mit der Sicherung 
der Erreichbarkeit von Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur veiknüpft. Die vom 
Gesetzgeber angestrebte Chancengerech- 
tigkeit ist nur zu realisieren, wenn Personen, 
die nicht über Pkw oder andere individueUe 
Fortbewegungsarten Zugang zu Einrich- 
tungen der öffentlichen Daseinsvorsorge 
erhalten, mit dem öffentlichen Verkehr ihre 
gewünschten Ziele zu einem verträglichen 
ZeitauRvand efreichen können. 

D er Grad der Erreichb aikeit wird durch den 
b enötigten zeitlichen Aufwand quantifiziert. 
Durch Erreichbarkeitsanalysen kann so die 
Versorgungsqualität der Bevölkerung mit 
Infrastruktureinrichiungen bewertet wer- 
den. Vereinfachend wird dabei untersteEt, 
dass sich diese Einrichtungen, ebenso wie 
Handels- und Arbeitsplatz Schwerpunkte, 
in raumordnerisch festgelegten Mittel- und 
Obeizentren befinden. Der benötigte zeit- 
liche Aufivand (Fahrzeiten] fiir die Erreich- 
baikeit dieser Zentren im ÖPNV kann darü- 
ber hinaus als ein IndEcator zur Bewertung 
eines öffentlichen Verkehrsangebotes (ÖV] 
genutzt werden. Bisher wurden aufgrund 
fehlender flächen decken der Daten diese 
Erreichbarkeiten in der Regel nur als Pkw- 
Eireichbarkeiten ab gebildet. Hier können 
nun erstmalig nahezu flädiend ecken de 
deutschlandweite ÖV-Erreichbarkeiten er- 
mittelt und mit den Pkw-Erreichbaikeiten 
verglichen werden. 


Erreichbarkeit von Oberzentren - ÖPNV 
und MIV im Vergleich 

Die Erreichbarkeit von Oberzentren als Ar- 
beitsmaiktzentren und Standorte der Infra- 
struktureinrichtungen sind für die meisten 
regelmäßigen täglichen Verkehrszwecke wie 
den Berufs-, Geschäfts-, Versorgungs- und 
Freizeitveikehr von großer Bedeutung. Der 
größte AnteE der QueR- und Zielverkehre in 
Bezug auf die Oberzentren ist Nahverkehr 
unter 50 km. Im motorisierten Individual- 
veikehr (MIV] erreichen etwa zwei Drittel 
der Bundesbevölkerung das nächste Ober- 
zentrum innerhalb von 30 Minuten Fahrzeit 
und 97 % der Bundesbevölkerung innerhalb 
einer Stunde. Eine ungünstigere Lage zu 
Ob erzentren mit Fahrzeiten von mehr als 45 
Minuten weisen vor allem einige Mittelge- 
biigs- und Küstenregionen auf Mit öffentli- 
chen VerkehrsmitteLn sind die Oberzentren 
von nahezu allen Räumen deutlich langsa- 
mer zu erreichen. Innerhalb von 30 Minu- 
ten Reisezeit erreicht weniger als ein Drittel 
der Bundesbevölkeiung das nächstgelegene 
Oberzentrum, ein Drittel der Bevölkerung 
b enötigt sogar mehr als eine Stunde. 

Für die unterschiedlichen Raum typen wird 
besonders bei der Analyse der Fahrzeitvor- 
teüe des MIV gegenüber dem ÖV deutlich, 
dass jenseits der Kern Städte und des ver- 
dichteten Umlands mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung einen Reisezeftnachteü mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln von mehr als 
30 Minuten hat. Vor dem Hintergrund der 
Forderungen der Richtlinien fiir integrierte 
Netzgestaltung^, nach denen im ländlichen 
Raum das nächste Oberzentrum innerhalb 
von 90 Minuten erreicht werden soll, ist 
allerdings der überwiegende AnteE der Be- 
wohner des ländlichen Raumes noch gut 
mit öffentlichem Verkehr versorgt 



{ 3 ) FGSV = Forsdiungsgeaellscfiaft 
fUr Strafier- und Verkelirswesan 
(Hrsgi): Richrtlinim lür integrierte 
Netzgestaltung [RIN]. Ausgak 2008. 
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Erreichbarkeit von Oberzentren 


Motorisierter Individualverkehr Öffentlicher Verkehr 



Pkw- Fahrzeit zum nächsten 
Oberzentrum 2010 
in Minuten 

I I bis unter 30 

I I 30 bis uinter 45 

I I 45 bis unter 60 

I I 60 bis Uinter 75 

I I 75 bis unter 90 

I 90 uind mehr 
Datanbasis: EnaichbaikieitsniDdi^ des BBSR, HafCon Irig.GmbH 


Fahrzeit mit dem Öffentlichen Verkehr (ÖV) zum nächsten 
Oberzentrum in Minuten {ermittelt am 6.10.2009 
zwischen 6:30 Uhr und S:30 Uhr) 

I I bis unter 30 

I I 30 bis unter 45 

I I 45 bis unter 60 

I I 60 bis unter 75 

I I 75 bis unter 90 

I 90 und mehr 

Geometiisdie Giund^ge: BKG, Länder, 31 12.2008 


■ Qberzentrum 
^ Tal eines ober- 
zentralen Verbundes 


2*4*4 Räumliche Erschließungsqualiläl der 
F er n verkeh rs in fra sl ruktur 

Eine leistungsfähige Veikehrsinfrastruktur 
in Deutschland fiir den Personen- und Gü- 
terveikehr bEdet eine wichtige Grundlage 
für die wirtschaftliche Entwicklung aller 
Teilräume des Landes und ist Voraussetzung 
für eine ausreichende Mobilität von Men- 
schen und Gütern. Unter dem Begriff der 
Veikehrsinfrastruktur werden alle Veikehrs- 
wege, Verkehr sanlagen und Verkehrs Statio- 
nen zusammengefasst. Zu den Verkehr swe- 
gen gehören das Schienen- und Straßennetz 
sowie die Wasserstraßen. Verkehrs ankgen 
sind Steuerungselemente und können bei- 
spielsweise Ampeln oder Verkehrs Schilder 
sein. Verkehrs Stationen liefern die baulichen 


Zugangsm ögli chkeiten zu d en kn Per sonen - 
und Güterverkehr genutzten Verkehrsmit- 
teln und ermöglichen kitra- und intermo- 
dale Um steige- und Umschlagsvorgänge. 
Zu diesen Stationen gehören Bahnhöfe, 
Flughäfen, Häfen, Haltestellen und Güter- 
verkehr sz entren . 

Ein charakteristisches Merkmal der Ver- 
kehrsinfrastruktur ist ihre lange Lebensdau- 
er. Mit zunehmendem Alter von Infrastruk- 
turen erhöht sich allerdings auch deren 
Störanfälligkeit und nimmt der Bedarf an 
Erhalt ungs- und Ausbauinvestitionen zu. 
Dies güt insbesondere für die Verkehrswege 
in Deutschland. Die Verkehrsinfrastruktur 
kann angesichts ihres hohen Bau alters und 
ihres sich verschlechternden Modernitäts- 
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grade s langfristig nur dann iunktionsfähig 
erhalten werden^ wenn ausreichende Inves- 
titionen in die Bestandspflege undModerni- 
siemng fließen. Zukünftig erhält deshalb die 
Abwägung^ ob Erhaltungsmaßnahmen ge- 
genüber einem weiteren Aus- und Neubau 
der Vierkehrsinffastruktur einzuplanen sind, 
ein höheres Gewicht. 

Fernstraßennetz 

Deutschland weist im europäischen Ver- 
gleich ein sehr dichtes F ern Straßenn etz 
(Bundesstraßen und Autob ahnen] auf. Der 
Ausbau des Autobahnnetzes in Deutsch- 
land (auf heute rd. 12 600 km] hatte mit 
dem Beginn der 1990er Jahre im Zuge der 
Wiedervereinigung und dem nachholenden 
Ausbau der Veikehrsinfrastrukturen in Ost- 
deutschland noch einmal an Fahrt gewon- 
nen, so dass allein in den vergangenen zehn 
Jahren weitere rund 1 200 km durch Neubau 
dazugekommen sind. Der zur Angleichung 
der Infrastrukturversorgung in den neuen 
Ländern erfordeiiiche Ausbau derVeikehrs- 
netze durch die „Veikehrsprojekte Deutsche 
Einheit'' ist nun weitgehend abgeschlossen. 
Der Schwerpunkt der Investitionen liegt 
daher in Zukunft, neben der Fertigstellung 
noch laufender Vorhaben, vor allem in der 
Erhaltung und der Kapazitätserweiterung 
vorhandener Strecken. Weitere Anforde- 
rungen ergeben sich aus dem Ausbau der 
europäischen Fernverkehrssysteme, insbe- 
sondere mit den östlichen Nachbarstaaten. 
Die Erschließung durch das bestehende Au- 
tobahnnetz in D eutschland hat bezogen auf 
die Erreichbajkeit von Autobahnen mittler- 
weile ein sehr hohes Versorgungsniveau er- 
reicht Aktuell können 94 % der Bevölkerung 
innerhalb von 30 Minuten Pkw-Fahrzeit den 
nächsten Autobahnanschluss erreichen, 
immerhin 85 % der Bevölkerung sogar in- 
nerhalb von 20 Minuten. Gegenüber 1992 
konnte durch den umfangreichen Ausbau 
des Autobahnnetzes das innerhalb von 30 
Minuten Pkw-Fahrzeit erreichbare Bevölke- 
rungspotenzial um rund drei Prozentpunkte 
gesteigert werden. 

Bei der hohen Autobahn -Netzdichte in 
Deutschland führt ein weiterer Neubau 
kaum no ch zu Veib e ss erungen d er Erreich - 
baikeits Verhältnisse kn Straß enfernveikeht 
Die noch vorhandenen Defizite hinsichtlich 
des Zugangs zu Autobahnen bestehen inzwi- 
schen meist nur noch in sehr dünn b esiedel- 
ten Regionen wie z. B. in Teilen Bran denbuigs 
und der Altmaik an der äußeren Peripherie 
des Bundesgebietes wie z.B. an den Küsten 


Erreichbarkeit von Autobahnen 

Ant9iE cfer BevQikenyrrg in % 



Fahrzeit zum nflctiäeri Autobahnanschluss in Minuten 


Oaftenbasis: EmeichbarkertsfnDdell des BBSR 
© BBSR Bonn 2011 


und bei Insellagen und in einigen Mittelge- 
birgsregionen wie z. B. der Schwäbischen 
Alb und dem Bayerischen Wald. 

Im Zuge der Ausweitung des Straß engüter- 
veikehrs hat sich in den vergangenen Jahren 
d er spr ungh aft ange süegene Lkw- Parkraum - 
bedarf als Kapazitätsgrenze der deutschen 
Autobahninfrastruktur erwiesen. Die Au- 
tobahnabschnitte, auf denen sich die Lkw- 
Transitveikehre bündeln, sind von dieser 


Erreichbarkeit von Autobahnen 



Pkw-Fahrzeit zur nächsten Autobahn- 
Anschlußstelle 2010 in Minuten 


I I bis unter 15 — Autobahn 

I I 15 bis unter 30 

30 bis unter 45 
45 bis unter 60 
60 und mehr 

□atBnbasis: Eire chbarliejtsniDdell des BBSR 
Ceonietrisctie Grundlage: BKG, Länder, 31 .12.2008 
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Problematik am stärksten b etroffen. Um eine 
Verbesserung der Situation zu erzielen, be- 
absichtigt die Bundesregierung im Rahmen 
des Aktionsplans Güterverkehr und Logistik 
neben den bereits 2008/2009 errichteten 
3000 Parkplätzen weitere 8 000 zusätzliche 
Parkplätze bis zum Jahr 20 12 zu schaffen. 

Neben den Investitionen zur Verbesserung 
der Paikplatzsituation wurden allein im Jahr 
2008 auf den Bundesfern Straßen rund 2 637 
Mio. Euro fiir Kapazitätserweiterung auf- 
gewendet. Hierdurch entstanden 120,9 km 
Neubau strecken sowie 63,7 km Erweite- 
rungsstrecken (Erweiterung auf sechs und 
mehr Fahr streifen) im Bereich der Bundes- 
autobahnen. Die Zahl der Bundesautobah- 
nen mit einer Fahrbahnbreite von 20 m und 
mehr wuchs damit in den letzten zehn Jah- 
ren um insgesamt 571 km. Ferner wurden 
auf den Bundesstraßen 109,9 km zweistrei- 
fig und 21,4 km vierstreifig neu gebaut bzw. 
erweitert. 

Fe rn s chie nen ne tz 

Die Flächenerschließung durch die rund 
220 Haltepunkte im IC-, ICE- und EC- Ver- 
kehr ist insgesamt schlechter als die durch 
das Autobahnnetz, da die Zahl der direkten 
Zugangsmöglichkeiten wesentlich gerin- 


ger ist. Allerdings ist durch die Ausrichtung 
der Haltepunkte auf die Bevölkerungskon- 
zentrationen im Raum der Versorgungsrad 
der Bevölkerung annähernd gleich gut Im 
MIV können über 85 % der Bevölkerung 
einen Fernbahnhof innerhalb von 30 Mi- 
nuten Pkw -Fahrzeit erreichen. Obwohl der 
öffentliche Personennahverkehr wesentli- 
cher Zubringer zum Schienenfemveikehr 
ist, können Mer nur rund 50 % der Bevöl- 
kerung innerhalb von 30 Minuten Reisezeit 
einen Fernbahnhof erreichen. WäMend bei 
einer ReisezeitschweUe von 60 Minuten zum 
nächsten Fernbahnhof im MIV nahezu 100 % 
der Bevölkerung erreicht werden, sind es kn 
ÖV immeriiin noch 83 %, da die Fembahn- 
höfe als Umsteigep unkte zwischen Nah- und 
Fernverkehr in den Zentren liegen. 

Insgesamt ist festzusteUen, dass besonders 
in dünner besiedelten, ländlichen Räumen 
das Angeb ot an Verbindungen in die nächst- 
gelegenen Oberzentren oder zu Fembahn- 
höfen mit öffentlichen VerkeMsmitteln und 
die realisierbaren FaMzeiten scMecht sind. 
Dies trifft insbesondere Personengruppen, 
die von öffentlichen VerkeMsmitteln abhän- 
^g sind. Diese Benachteiligung ist in der Re- 
alität sogar noch größer, da die Zugangszei- 
ten zu öffentlichen VerkeMsmitteM, also der 
Fußweg zur ersten HaltesteUe, in den hier 
berechneten Fahrzeiten noch nicht berück- 
sichtigt sind. 

Trotz der hohen Bedeutung des ScMenen- 
netzes fiir die Raumerscbließung im öf- 
fentlichen VerkeM sind zahlreiche Strecken 
seit 1994 stillgelegt worden. Während 1994 
das bundesweite Netz (inkl. Privatbahnen) 
eine Streckenlänge von 44 620 km umfass- 
te, sind es im Jahr 2006, obwohl zahlreiche 
Neubau strecken realisiert werden konnten, 
nur noch 41 340 km. Insgesamt wurden 484 


Erreichbarkeit von IC-Bahnhöfen 

Anrtiei der Bwöherung n % 



F^rzeil zlmii nächsten lOBehntief ii Mirturten 


Datentrasis: Enreiclibarkieitsmoddl des BBSP, 
HaCon Ing.CfrbH 
© BBSR Born 201 1 
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Erreichbarkeit von IC-Bahnhöfen 


Motorisierter Individualverkehr 


Öffentlicher Verkehr 



100 km 



Pkw-Fahrzeit zum nächsten 
IC-, ICE- der EC-Halt 2010 
in Minuten 


□ 

□ 

□ 


bs unter 15 
1 5 bis unter 30 
30 bis unter 45 
45 bis unter 60 
60 Uind mehr 


IC^, ICE- oder 
EC-Halt 

Strecke des Schienen- 
verk^rs 


Fahrzeit mit dem Öffentlichen Verkehr (ÖV) zum nächsten 
IC-, ICE- oder EC-Halt in Minuten (ermittelt am 6.10^000 
zwischen 6:30 Uhr und S:30 Uhr) 


□ 

□ 


bis unter 1 5 
1 5 bis unter 30 
30 bis unter 45 
45 bis unter 60 
60 und mehr 


OatiHibaas: &reiidibarkB^niDddl des B8SR, HafCcn Ing .GmbH 

Strecken mit einer Gesamtlänge von rund 
5 179 km außer Betrieb genommen. 

Luftverkehr 

Der Luftverkehr weist seit Jahren einen 
enormen Zuwachs auf. Auch wenn 2009 be- 
dingt durch die weltweite Wirtschaftskrise 
ein leichter Rückgang der Passagierzahlen 
zu verzeichnen war, stieg das weltweite Pas- 
sagieraulkommen zwischen 1999 und 2009 
von insgesamt 3,4 Mrd. auf 4,8 Mrd. Perso- 
nen. Im ersten Halbjahr 2010 wurde ein wei- 
terer Anstieg verzeichnet. 

Europa hat aufgrund seiner geographischen 
Lage, seiner politischen und wirtschaftli- 
chen Strukturen und Verflechtungen mit 
einem Passagieraufkommen von 1,4 Mrd. 


Geomstrische GriMidl^e: BiKG, Leider, 31 1 2.20QB 

Personen einen erheblichen Anteil am welt- 
weiten Luftverkehr. Dies spiegelt sich auch 
in der Bedeutung des Flughafensystems 
in Europa wider: Der Flughafen London- 
Heathrow gilt mit rund 66 Mio. Passagieren 
pro Jahr als zweitgrößter Flughafen, Paris - 
Chaiies de Gaulle mit 58 Mio. als sechstgröß- 
ter und Frankfurt-Rhein -Main mit 51 Mio. 
als neuntgrößter Hughafen der Welt. Diese 
Flughäfen bilden die großen Drehkreuze 
im globalen Hugverkehr. Sie übernehmen 
im sogenannten „ H ub- an d-Spoke" -Prinzip, 
nach dem das Standortsystem der Flughäfen 
weltweit organisiert ist, eine europa weite 
Sammel- undVerteEungsftinktion. Die Flug- 
häfen in den großen BaUungsräumen gera- 
ten durch die EifüUung ihrer Sammel- und 
Verteüungsftinktion zunehmend an Kapazi- 
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tätsgrenzen. Em weiteier Ausbau an den bis- 
herigen Standorten ist nicht immer möglich 
und stößt in der Regel auf politische Wider- 
stände. 

Das Flughafensystem in Deutschland ist im 
internationalen Vergleich sehr dezentral or- 
ganisiert. Derzeit wird es von 23 internatio- 
nalen Flughäfen, darunter die beiden gro- 
ßen Drehkreuze Frankfirrt und München, 
und weiteren acht bedeutenden Regional- 
flughäfen gebildet. Abgesehen vom neuen 
Flughafen Berlin International besteht in 
Deutschland, trotz des weiterhin steigenden 
Passagier- und LuMrachtauflcommens, kein 
Bedarf nach weiteren Flughafenstandorten. 
Bereits jetzt sind insbesondere kleine Regi- 
onalflughäfen auf Subventionen durch die 
jeweiligen Bundesländer angewiesen. Bei 
der bedarfsgerechten Weiterentwicklung 
der bestehenden Flughäfen ist neben dem 
Kapazitätsausbau und der Verbesserung der 
verkehrlichen Anbindung daher vor aUem 
die nachhaltige Sicherung der wirtschaftli- 
chen Tlragfähigkeit der bestehenden Flughä- 
fen eine Herausforderung. 

Ein zentrales Kriterium für die Standortpla- 
nung und die räumliche Erschließ ungsqua- 
lität der Flughäfen in Deutschland ist ihre Er- 
reichbarkeit. Dab ei gilt eine Reisezeitspanne 
von 90 Minuten im MIV zum nächsten inter- 
nationalen Flughafen als vertretbar. Die Be- 
rechnungsergebnisse der eixeichbaren Be- 
völkerungspotenziale inneihalb bestimmter 
Reisezeitschwellen zeigen, dass die Erreich- 
barkeit von Flughäfen mit dem MIV bereits 
in hohem Maße gewährleistet ist. Über 70 % 
der B evölkerung erreichen einen internatio- 
nalen Flughafen innerhalb von 60 Minuten 
Pkw-Fahrzeit. Bezieht man zusätzlich die 
bedeutenden Regionalflughäfen und die 
Flughäfen kn grenznahen benachbarten 
Ausland wie Strasbourg, Salzburgund Basel- 
Mulhouse kl die Analysen mit eki, so sind es 
sogar rund 80 % der Bevölkerung. Bei einer 
ReisezeitschweUe von 90 Minuten ist mit 
weit über 90 % nahezu eine VoUversorgung 
der Bevölkerung erreicht. Lediglich einige 
sehr dünn besiedelte Regionen in Branden- 
burg und Mecklenburg- Vorpommern sowie 
extreme Randlagen sind weiter vom nächs- 
ten Flughafen entfernt. 

Im öffentlichen Veikehr (ÖV) ist die Versor- 
gungssituation wesentlich schlechter. Nur 
rund 25 % der Bevölkerung erreichen einen 
internationalen Flughafen innerhalb von 60 
Minuten Reisezeit, und auch bei 90 Minuten 
Reisezeit kn ÖV sind nur knapp über 50 % 
der Bevölkerung versorgt. Diese Anteile las- 



Erreichbarkeit von Flughäfen 


Pkw-Fahrzeit zum nächsten internationalen 
Flughafen 2010 in Minuten 

I I bis unter :30 Flughafen 

I I 30 bis unter 60 

60 bis unter 90 

90 bis unter 120 

120 und mehr 

□Datenbasis: ErrBicihbarlcBit^odall des BBSR 
Gecxnetrische <^ndlage: IBKC, Ländsr, 31.12.2006 


sen sich auch durch die Einbeziehung der 
Region alflu^äfen und der Flughäfen im 
grenznahen benachbartem Ausland nicht 
spürbar erhöhen, so dass hier ein gravie- 
rendes Versorgungsdeflzit besteht. Die Ver- 
besserung der ÖV-Anbindung ist daher vor 
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allem für Flughäfen ein wichtiges Ziel der 
Verkehrsplan ung. 

Seeverkehr 

Eine ähnlich bede ulende RoUe, wie der Luft- 
veikehr im globalen Personenveikehr ein- 
nimmt, kommt im globalen Güterverkehr 
dem Containerseeveikehr zu. Mittlerweile 
wird über ein Drittel aller Güter im Seever- 
kehr mit Containern abgewickelt: weltweit 
hat sich der Containerumschlag von 88 Mio. 
TEU (TWenty-foot Equivalent Unit) im Jahre 
1990 auf 525 Mio. TEU im Jahre 2008 ver- 
sechsfacht. 

Auch wenn 2009 bedingt durch die Finanz- 
und Wirtschaftskrise weltweit ein starker 
Rückgang des Transportaulkommens zu 
verzeichnen wai; lässt sich an den aktuellen 
meist zweistelligen jährlichen Zuwachsraten 
ablesens dass die globalen Vernetzungen im- 
mer weiter zunehmen. 80 % des Container- 
seeverkehrs in Europa konzentrieren sich in 
nur 18 Häfen, vor allem an einigen wenigen 
historisch gewachsenen Hafenstandorten 
(Rotterdam, Hamburg, Antwerpen, Ije Hav- 
re, Barcelona, Genua). Innerhalb Deutsch- 
lands werden über 98 % des Containersee- 
veikehrs über den Hafen Hamburg und die 
Bremischen Häfen abgewickelt. Wichtigster 
Handelspartner im Containerveikehr ist da- 
bei mit großem Abstand die Volksrepublik 
China, der 2009 etwa jeder Dritte der kn Ha- 
fen Hamburg umgeschlagenen rund 7 Mio. 
Container (in TEU) zuzuschreiben ist. Dies 
ist mehr als das Dreißigfache gegenüber 
dem Jahr 1995. 

Nicht alle Häfen sind für die Anforderungen 
des heutigen Seeverkehrs mit immer grö- 
ßeren Schiffen und höherem Tiefgang ge- 
eignet. So entstanden nach und nach auch 
abseits der Ballungsräume, aber günstig an 
den großen Schifffahitsrouten gelegen, neue 
Umschlagplätze für den globalen Contai- 
nerseeverkehr, so z.B. die Häfen Gioia Tauro 
in Süditalien und Marsaxlokk auf Malta. Das 
enorme Wachstum im Containerseeverkehr 
war auch Anlass ffir die Planung des Tief- 
wasser- Containerhafens in Wilhelmshaven, 
den JadeWeserPort. Durch die Ausweitung 
der Kapazitäten in den deutschen Seehäfen 
soU der hohen Bedeutung Deutschlands als 
Export- und zunehmend auch als Transit- 
land Rechnung getragen werden. 

Wa SS e r s traß en n e tz 

Das Wasserstraßenneiz in Deutschland be- 
steht neben den Seeschifffahrtswegen aus 


Flughäfen und Seehäfen in Europa 



©BBSRBom m 


■r 

. i< 


Passagieraufkommen 
der Flughäfen 2009 
in Mio. 



Container Umschlag in 
Seehäfen 2tiOS in Mio. TEÜ 
(Twenty Foot Equivalent Units) 


10 


iDaftenbasiis: 

V!ibrM Aiport Traffic Rft port 2009, 
Ihrttp JiwwM. l^en-hambiLrig .de 
CeDmetilsidie Gmndage: 

CfK CeOMarksting, Regicxien 
MJrS0.31.l2.2DOB 


den Binnenwasserstraßen. Die in Europa 
bedeutendsten Binnenwasserstraßen sind 
der Rhein und die Donau, ln Abhängigkeit 
von ihrer Befahrbarkeit durch verschiedene 
Schiffs typen bzw. Schiffsformationen wer- 
den die europäischen Binnenwasserstraßen 
in sieben Hauptklassen eingeteilt. Das deut- 
sche Binnenwasserstraßennetz ist 7 309 km 
lang und besteht aus natüiiichen sowie 
künstlichen Verkehrswegen (Flüsse /Kanäle) . 

Die Kapazität der Binnenwasserstraßen ist 
neb enihrer Breite vor allem durch die Was ser- 
tiefe bestimmt. Viele Flüsse sind in Deutsch- 
land n ur aufgrun d ein er au sgeb auten Schle u - 
seninfrastruktur schiffbar. Zurzeit sind 
keine Kapazitätsengpässe auf den wichtigen 
Korridoren des Binnenwasserstraßennet- 
zes eikennbar. ^ Neubauprojekte im Bereich 
der Verkehrswege sind daher nicht erfor- 
derlich. Angesichts der Altersstruktur müs- 
sen zukünftig jedoch verstärict Erbaltungs- 
bzw Ersatzinvestitionen getätigt werden. 


Das nationale Hafenkonzept des Bundes 
formuliert als ein zentrales Ziel, den Ausbau 
der hafenrelevanten Verkehrsachsen und 
-knoten voranzutreiben und Kapazitäts- 


H) BMVES = BurKhsministerium fUr 
Vfifheh, Bau und SladteritwiciJung: 
Natiooalas Hafeokonzept Idr See- und 
Biooenfiafen: Entwurf, Juni 21009 . 
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UEnden Verfeehrssyslem Weissbuch desr 
Europäischen Koimmission. Brüssel, 
20. Mto 2011, K0M[2011) 144 endg.. 

[7] European Coimission: Proposal 
for a Regulation of Ihe European Par- 
liament and of ttiE Council on Union 
Guidelines for Ihe Development of Ihe 
Trans-European Transport Networt. 
BpjsseIs 2Ü11, COM (2011) 650/2. 


engpässe in den Häfen zu beseitigen.^ Maß- 
nahmen zur Erfiillung dieses Zieles betref- 
fen primär die Veikehrs träger Straße sowie 
Schiene und nicht die Wasserstraßen selbst. 

2*4*5 Schaffung eines Trans europäischen 
Verkehrsnetzes {TEN-T) 

Die gemeinsame europäische Veikehrspoli- 
tik verfolgt nach Art. 90 des Vertrages über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) die Entwicklung eines effizienten, 
effektiven und nachhaltigen europäischen 
Veikehrssystems als Ziel, das 

• ein hohes Maß an Mobilität bietet und 
dabei möglichst negative Nebeneffekte 
minimiert sowie 

• die Umwelt schützt, Energiesicherheit 
gewährleistet und geringe Tfeib haus- 
gasmengen ausstößt. 

Eine zentrale Rolle kommt in diesem Zu- 
sammenhang dem Aufbau eines Transeu- 
ropäischen Verkehrsnetzes (TEN-T) zu, das 
sowohl fiir den Binnenmarkt als auch für 
den sozialen, wirtschaftlichen und territo- 
rialen Zusammenhalt wichtige infrastruk- 
turelle Voraussetzungen schafft. Dieses Netz 
soll nach und nach durch die Integration 
von Transportinfirastrukturen zu Land, Was- 
ser und Luft geschaffen werden. Neben den 
physischen Netzen sind auch intelligente 
Verkehrsmanagementsysteme und das Ga- 
lileo-Navigationssystem vorgesehen. Kom- 
ponenten des Netzes sind Schiene, Straße, 
Binnenwasserstraßen und „Meeresautob ah- 
nen", die untereinander über Knotenpunkte 
wie (Flug-3 Häfen verknüpft werden. 

Das transeuropäische Schienennetz z. B. be- 
steht aus Hochgeschwindigkeitsverbindun- 
gen, Ausbaustrecken und konventionellen 
Strecken. Im Bereich Straße ist es ein wich- 
tiges Anliegen, Engpässe (sog. „Flaschen- 
hälse") auszubauen, so dass der Verkehr 
zukünftig reibungslos abgewickelt werden 
kann. Eine strategische Grundlage fiir die 
Entwicklung der europäischen Verkehrs- 
netze bfidet das Weißbuch zur Zukunft der 
europäischen Verkehrspolitik, das fiir einen 
Zeitraum von zehn Jahren Schwerpunkte 
und konkrete verkehrspolitische Maßnah- 
men definiert. Das aktuelle Weißbuch Ver- 
kehr wurde im März 2011 von der europä- 
ischen Kommission veröffentlicht. Dabei 
wurde der Schwerpunkt auf einen einheit- 
lichen europäischen Verkehrsraum gelegt, 
der die Entwicklung hin zu einem wettbe- 
werbsorientierten und ressourcenschonen- 
den Verkehrs System vorantreib en solL® 


Im Rahmen der bisherigen und noch gülti- 
gen TEN-T ist geplant, 30 prioritäre Projek- 
te, die eine zentrale Rolle kn Aufbau des Ver- 
kehrsnetzes spielen, vorrangig zu realisieren 
(Zeithorizont bis 2020). Es handelt sich hier- 
bei um Projekte aus aUen Verkehrsbereichen 
(Schiene, Wasserstraßen, Luftverkehr sowie 
Satellitennavigation). Die Konzentration 
erfolgt auf wichtige europäische Achsen so- 
wie Hochgeschwindigkeitsnetze. Viele der 
Projekte sind bereits in der Förderperiode 
bis 2006 b egonnen worden und werden in 
der Periode 2007 bis 2013 fortgefiihrt. Einige 
Projekte sind bereits abgescblossen, andere 
sollen bis spätestens 2020 realisiert werden. 

ln das gesamte TEN -T Netz wurden seit 1996 
bereits 400 Mrd. Euro investiert. Für 2007 
bis 2013 werden weitere 330 Mrd. Euro ver- 
anschlagt und vorwiegend auf grenzüber- 
schreitende Abschnitte konzentriert. Allein 
fiir die prioritären Projekte, die bis 2020 re- 
alisiert werden soffen, besteht noch ein In- 
vestitionsbedarf in Höhe von 270 Mrd. Euro. 
Angesichts dieses Investitionsvolumens ist 
der TEN-T- Hau sh alt für diesen Zeitraum 
mit 8 Mrd. Euro eher gering bemessen. Der 
Rest soll aus den Strukturfonds (44 Mrd. 
Euro), von der Europäischen Investitions- 
bank (52,5 Mrd. Euro) sowie den nationalen 
Haushalten beigesteuert werden. 

Derzeit managt die mit der technischen 
und finanziellen Abwicklung der Projekte 
betraute Exekutivagentur für das transeuro- 
päische Verkehrsnetz (TEN-T EA) über 400 
Projekte. 1 13 Projekte werden noch aus der 
vorigen Förderperiode bis 2006 (427,2 Mio. 
Euro) und 291 Projekte bereits in der neuen 
Förderperiode finanziert (7 109 Mio. Euro). 
Der größte Teil der Projektmittel fließt in die 
prioritären Projekte (rund 84 %). Hierbei 
ist anzumerken, dass nur gut die Hälfte des 
Projektbudgets für tatsächliche Bau arbeiten 
aufge wendet wird (56,6 %) , der Rest wird für 
Studien (17,6 %) oder kombinierte Studien-/ 
Umsetzungsprojekte (25,9 %) eingesetzt. 

Zukunft der TEN-T 

Im Einklang zu den Arbeiten zum Weißbuch 
Verkehr wurde von der Europäischen Kom- 
mission ein Konsukations verfahren über 
die künftige Politik für das transeuropäische 
Verkehrsnetz durchgeführt. Die wesentli- 
chen Ergebnisse dieses zweijährigen Kon- 
sultationsprozesses sind kn Oktober 2011 
durch einen Vorschlag für eine neue Verord- 
nung bekannt gemacht worden.^ Gegenüber 
der bisherigen Vorgehensweise wird damit 
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Transeuropäische Verkehrsnetze - Pr ioritäre Achsen und Projekte 



1. Sdiienenadise : Befln-VefcnaiUianD-BDlo^ia-INafxii- 


Prioritäre Achsen und Projekte 

Straße 


Schiene 

"Motorway of the sea” 
B i nnen Wasserstraßen 


Seehafen 

Flughafen 


Transeuropäische Verkehrsnetze 

Straße 


Prioritäre Projekte 

^ Straße 
^ Schiene 
^ Multi modal 
^ Binnenwasserstraße 
^ *Motorway of the sea" 
^ Flughafen 
A Galileo 


Datenbasis: RRG B(kD tDrRanMntorschnMig, 
RaiMTiplaniiMig iMid GeDntomatiDn 
GeDmatrische (^iMidage: GfK GeoMarkeltig, 
Rennen NUTS 0^ 31 12 2003 


Sdriene 
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Entwurf eines Trans -Europäischen Verkehrsnetzes 2030 - Kernnetz 



1) Baltic * Adriatic Corridor 

2) Warsawa * Berlin * Amsterdam Corridor 
S) Mediterranean Corridor 

4) Hamburg * Lefkosia Corridor 

5) Helsinki «Valetta Corridor 

6) Genova « Rotterdam Corridor 

7) Atlantic Corridor 

S) Dublin* London * Paris * Brussels Corridor 
9) Antwerp- Lyon* Basel Corridor 
40) Seine * Danube Corridor 


Geometii&ctiie Giuidlase: GiK Macor 
Da ten^uid lagen: Europeai Ccmniiskin 201 1 


©BBSRBqhi 2011 


ein deutlich abweichender Ansatz verfolgt 
Werden diese neuen Leitlinien fiir die Ent- 
wicklung eines transeuropäischen Netzes 
wie geplant verabschiedet und umgesetzt 
ergeben sich hieraus grundlegende metho- 
dische und organisatorische sowie finanzie- 
rungstechnische Veränderungen. 


[8] Eunopaisofie Kafnnission: TEN-V: 
Obeiprüfung der Politik - ein besser 
integriertes transeuropaisdfies Ver- 
kebrsretz irr Dienst der gemeinsanien 
Vedxfirspolitik. Grünbucb der Kom- 
mission 'jer Europaiscben Gemein- 
scbaflen. Brüssel 2009, K0M{2009] 
44 endg., RMsdok. 6135/09, S. 18. 


Mit der neuen Verordnung soll das an- 
ge strebte einheitliche europäische Ver- 
kehrssystem schneller realisiert werden. 
Eingeleitet wurde der Prozess durch eine 
Bestandsaufnahme der TEN-T im März 
2007 sowie durch das Grünb uch zur Zukunft 
der TEN-T® Anfang 2009. Beide Dokumente 
gehen insbesondere auf die Verzögerungen 
und Schwierigkeiten der Umsetzung der 30 
prioritären Projekte ein. 

Mit Hilfe einer zielgenauen Konzentration 
der EU-Vericehrsfinanzierung auf ein viel 
kleineres und enger gefasstes Veikehrsnetz 
für Europa soll der EU -Mehrwert maximiert 
werden. Das neue TEN-V-Netz soll zukünf- 


tig aus zwei Ebenen bestehen. Zum einen 
soll es ein Kernnetz geben^ dessen Vollen- 
dung bis zum Jahre 2030 geplant ist. Zum 
anderen wird angestrebt, ein Gesamtnetz 
bis zum Jahr 2050 feitigzustellen, das die EU 
vollständig abdecken wird und die Enreich- 
barkeit aller Regionen gewähileistet. Durch 
die geplante Verordn ung soUen die Mitglied- 
staaten rechtlich verpflichtet werden, die 
Vorhaben tatsächlich zu realisieren, damit 
2030 ein uneingeschränkt funktionsfähiges 
Kernnetz zur Verfigung steht. Das Kernnetz 
wird durch das Gesamtnetz unterstützt, wel- 
ches weitgehend von den Mitgliedstaaten fi- 
nanziert wird. D er Finanzierungsbedarf für 
das Kernnetz bis zum Jahr 2030 wird auf 500 
Mrd. Euro geschätzt. Angesichts dieser gro- 
ßen finanziellen Herausforderung plant die 
EU, innovative Finanzierungsinstrumente 
einzusetzen. 

Durch den Einsatz eines Korridorkonzepts 
soll die Eirichtung des Kernnetzes erleich- 
tert werden. Um den Ausbau der Infrastruk- 
tur im Kernnetz zügig voranzutreiben, sol- 
len zehn definiefte Korridore JeweEs durch 
einen europäischen Koordinator betreut 
werden. Ein Korridor umfasst mindestens 
drei Verkehrsträger, drei Mitgliedstaaten 
und zwei grenz übergreifende Abschnitte. 

2.4. B ßaumordnungspolitische Schlussfol- 
gerungen 

Die raum- und umweltverträgliche Bewäl- 
tigung des prognostizierten zukünftigen 
Wachstums der Verkehrsmenge und -leis- 
tung wird eine zentrale Herausforderung 
fiir die Raumordnungsplanung von Bund, 
Ländern und Regionen darstellen. Bereits 
heute ist allerdings schon absehbar, dass 
sich die Aufgabenschwerpunkte von der 
Planung und Sicherstellung neuer Verbin- 
dungen und Achsen immer mehr in Rich- 
tung des Bestandseih altes und der vorsich- 
tigen Kapazitätserweiterung verschieben 
werden. Volkswirtschaftlich ist es sinnvol- 
ler, die staubedingten Reisezeitveiiuste auf 
hochbelasteten Strecken und Knoten durch 
Ausbau zu reduzieren, als durch Neubauten 
großräumige Erreichbarkeitsverbesserun- 
gen zu erzielen. Insbesondere im nachge- 
ordneten Bundesstraßennetz können durch 
die Entschärfung von Veikehrsengpässen 
und Orts Umgehungen noch größere Reise- 
zeiteffekte bei der Ver- und Anbindung von 
Zentren erzielt werden. 

Die Raumordnungspolitik muss sich darauf 
einstellen, dass wir am Beginn einer neuen 
Mobilitätsepoche stehen: der postfossEen 
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Mobilität. Schon bald werden fossüe Ener- 
gieträger nicht mehr im heute bekannten 
Umfang und zu den gewohnten Preisen zur 
VerMgung stehen. Mit der Verknappung und 
Verteuerung des Eneigieträgers öl sind ne- 
ben technischen (z.B. Elektroautos] auch 
Verhaltensanpassungen zu erwarten, die 
sich auf den allgemeinen Wachstumstrend 
im Verkehrsbereich auswiiken werden. Eine 
Übertragung schon heute bekannter Aus- 
prägungen des Verkehrs auf die mittelfristi- 
ge Zukunft ist somit sehrrisikobehaitet. 

Mit Sicherheit kann allerdings erwartet wer- 
den, dass sich die Schere zwischen Räumen 
mit hoher Verkehrsbelastung und Gebieten, 
in denen die Verkehrsleistung demogra- 
phisch bedingt rückläufig ist, noch weiter 
auseinander bewegen wird. Dies erfordert 
von der Raumordnungspolitik sehr un- 
terschiedliche Strategien - je nachdem ob 
hohe Verkehrsbelastungen in betroffenen 
Räumen abgemildert werden müssen oder 
unter erschwerten wirtschaftlichen Bedin- 
gungen eine öffentliche Verkehrsinfrastruk- 
tur für immer weniger Menschen bereitzu- 
steEen ist. 

Der Raumordnungsplanung kommt hin- 
gegen - im Sinne einer Langfriststrategie - 
eine entscheidende Rolle bei der Förderung 
verkehrssparsamer und -vermeidender 
Siedlungsstrukturen zu. Schon immer ge- 
hörte es zu ihrer Aufgabe, die Entwicklung 
neuer Wohn- und Gewerbegebiete auf die 
raumordnerisch verträglichen Standorte 
zu lenken. Eine integrierte Sledlungs- und 
Verkehrsplanung durch die Raumordnung 
von Bund, Ländern und Regionen fördert 
die Konzentration von Siedlungsflächen an 
Verkehr Sachsen und -knoten und richtet die 
Neubautätigkeit verstärkt auf die Haltestel- 
len des öffentlichen Verkehrs aus. So kann 
das Verkehrs Wachstum gemindert werden. 
Bundes- und Landespolitik verlangen da- 
her von der Raumordnung, in Zukunft ver- 
stärkt die städtebauliche Innenentwicklung 
vor der Außenbereichsentwicklung zu för- 
dern, so dass die bereits bestehende Ver- 
kehrsinfrastruktur insbesondere in Räumen 
schrumpfender Nachfrage effektiver ausge- 
n utzt w erden kann . 

Verkehrsbedingte Luftschadstoff- und Lärm- 
emissionen und somit die Verbesserung 
der Luftqualität und Lärmsituation werden 
auch in den kommenden Jahren nicht nur 
die Umweltpolitik beschäftigen. Auch die 
Raumordnung muss ihren Beitrag zur Ver- 
meidung von Umweltbelastungen und zur 
Verbesserung der Lärm- und Luftschadstoff- 


situaüonen leisten. Wesentliche Potenziale 
zur Minderung von Luftschadstoffbelastun- 
gen liegen - insbesondere in Städten mit 
stark belasteten Straßen Schluchten - in der 
lokalen und regionalen Verringerung von 
Kfz- Emissionen. Die wesentlichen Hand- 
lungsfelder sind bei der Luftreinhaltung und 
der Lärmminderung nahezu identisch, weil 
die Verursacher die gleichen sind. Luftrein - 
halte-, Lärmminderungs- und Verkehrsent- 
wicklungsplanung sollten deshalb zukünftig 
besser aufeinander abgestimmt werden. 
Gefordert sind horizontal und vertikal koor- 
dinierte Voigehens weisen, die an den Ursa- 
chen der Verkehrsentstehung an setzen und 
sowohl die Attraküvitäts Steigerung des nicht 
motorisierten und öffentlichen Verkehrs als 
auch die Effektivität des Kfe -Verkehrs för- 
dern. Im IdealfaU findet diese Abstimmung 
im Rahmen eines integrierten Raument- 
wicklungs- und Verkehrskonzeptes statt, 
das Stadt und Umland sowie die ländlichen 
Räume umfasst. 

Eine besondere Herausfordening fiir die 
Landes- und Regionalplanung stellt die An- 
passung von Leistungen des öffentlichen 
Verkehrs an eine sinkende Nachfrage dar. 
Gerade in Regionen mit einer geringen und 
zurückgehenden Bevölkerungsdichte, also 
aus nahverkehrsplanerischer Sicht nachfra- 
geschwachen Räumen, gilt es Mindeststan- 
dards des öffentlichen Personen veikehrs 
auch zukünftig zu gewährleisten. Dies hat 
die MKRO bereits erkannt und in ihren Leit- 
büdern und Han dl ungs Strategien fiir die 
Raumentwicklung von Deutschland durch 
entsprechende Ziele fiir die Sicherung der 
Das eins vor soige in nachfrageschwachen 
Räumen verankert. Da die Gewährieistung 
einer Mindestversoigung für die betroffe- 
nen Räume eine erhebliche Kostenbelas- 
tung darstellt, zumal diese besonders mit 
knappen öffentlichen Kassen, rückläufi- 
gen Erwerbstätigenzahlen und sinkenden 
Steuereinnahmen zu kämpfen haben, kann 
selbst eine Mindestversorgung Mer vielfach 
nur noch unter erheblichen Schwierigkeiten 
finanziert werden. 
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2.5 Energie und Klinia 


Die EU verfolgt das strategische ZM, den 
Anstieg der globalen Diirchschnittstem- 
peratur auf höchstens 2®C gegenüber dem 
vorindustiieUen Niveau zu begrenzen. 
Wichtigster Baustein der europäischen Kli- 
mas chutzbem Übungen ist das Klima- und 
Energiepaket der EU vom Dezember 2008, 
mit dessen Hilfe bis zum Jahr 2020 folgende 
Teilziele eioreicht werden sollen: 

• Senkung der Treibhausgasemissionen 
um 20 % im Veigleich zu 1990 (um 30 % 
im Falle eines internationalen Post- 
Kyoto -Übereinkomm en s] 

• Senkung des Eneigieverbrauchs/Stei- 
gening der Energieeffizienz um 20 % 

• Steigerung des Anteils erneuerbarer 
Energien auf 20 % des Gesamtener- 
gieverbrauchs (Bruttoendenergie ver- 
brauch). 

Innerhalb des Klima- und Energiepakets 
werden unterschiedbche Zielwerte für die 
Mitgliedstaaten definiert, sowohl für die 
Senkung der Treibhausgasemissionen als 
auch für die Steigerung des Anteils erneu- 
erbarer Energien. Das damalige Bundeska- 
binett hat 2007 mit dem Integrierten Ener- 
gie- und Klimaprogramm (lEKP] erstmals 
die energie- und klimapolitischen Ziele der 
EU konkretisiert. Mit dem kn September 
2010 verabschiedeten Energiekonzept geht 
die Bundesregiening einen wesenffichen 
Schiitt weiter, besonders im Ausbau der er- 
neuerbaren Energien.^ Mit dem im Juni 201 1 
beschlossenen Ausstieg aus der Atomener- 
gie wird der Handlungsbedarf bezüglich der 
ambitionierten Zielsetzungen zur Energie - 
wende verstärkt. Die Bundesregierung un- 
terstreicht diesen Handlungsbedaif in ihren 
Eckpunkten ffir ein eneigiepobtisches Kon- 
zept.2 Die eingeleitete Eneigiewende wird 
durch sieben Gesetzesinitiativen des Bun- 
des flankiert: 

• Gesetz zur Neuregelung des Rechts - 
rahmens flir die Förderung der Strom- 
erzeugung aus emeuerbaren Eneigien 
(EEG) 

• Gesetz üb er Maßn ahm en zur Bes chle u - 
nigung des Netzausbaus Elektrizitäts- 
netze (NAB EG) 

• Gesetz zur Neuregelung energiewirt- 
schaftsrechtlicher Vorschriften (EnW- 
GÄndG) 

• 13. Gesetz zur Änderung des Atomge- 
setzes (AtomG) 

• Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 


Errichtung eines Sondervermögens 
„Eneigie- und Klimafonds" (EKFG- 
ÄndG) 

• Gesetz zur steuerlichen Förderung von 
energetischen Sanierungsmaßnahmen 
an Wohngeb äud en (EStG) 

• Gesetz z ur Stärkung der klimagerechten 
Entwicklung in den Städten und Ge- 
meinden (BauGB) 

Gegenüber der europäischen Kommission 
hat sich Deutschland im nationalen Akti- 
on splan Erneuerbare Energien^ das Ziel ge- 
setzt, 18 % erneuerbare Energien am Brutto- 
eneigie verbrauch bis 2020 zu erreichen. Der 
hohe SteUenwert von Eneigieeffizienz und 
Klimaschutz wird im Ko alitions vertrag der 
17. Bundesregierung* betont. 

Der geforderte Ausbau emeuerbarer Ener- 
gien steUt die Raumordnung vor eine ihrer 
größten Herausforderungen. Der geplante 
Umbau des Energiesystems geht mit ei- 
ner starken Dezentralisierung einher und 
zieht einen erheblichen Flächenbedarf für 
Energieträgeranbau, Anlagen und Leitungs- 
infrastnikturen nach sich. Allein für den 
notwendigen Netzumbau und -au sh au ge- 
hen Schätzungen von bis zu 3 600 km aus.® 
Aufgabe der Raumordnung ist, diesen Um- 
bauprozess möglichst raum verträglich zu 
flankieren. 

Die Europäische Kommission stelltim Weiß- 
buch ^Aiipassung an den Klimawandel in 
Europa - Ein europäischer Aktionsrahmen" 
insbesondere in den Erläuterungsdoku- 
menten einen Aktionsrahmen vor®, zu des- 
sen Umsetzung ein Aktionsplan Anpassung 
20 1 1 in Erarb eitung ist. Weiterhin hat die Mi- 


( 1 ) BMWi / BMU = Bundesministerium 
für Wirtschaft urrd Technologie, Bun- 
desministfifium för Lmwek Naturschutz 
und Reaktorsicherheit: Energiekonzept 
für eine umweltschonende, zuvej-lässi- 
ge und bezahlbare Energieversorgung. 
28. September 201 Ol Berlin 2fl10. 

(2) BMWi: Der Weg zur Energie der 
Zukunft - sicher, bezahlbar und urnmlt- 
fteundlich. Berlin, 6.6.2011 

(3} Bundesrepublik Deutschland! (Hrsg.); 
Nationaler Akiionsplan tür emeuerbare 
Energie gemäß der Richll in ie 200gßa/EG 
zur Forderung der Nutzung von Energie 
aus emeuerbaren Quellen. Berlin 2010. 
http ://www. b m u . de/f i I es/pdf s/ al Ige- 
me i n/ap pl Icatlun/pdf/nat i on aler_ak- 
lionsplajn_ee.pdt, [Stand 16.820101 

(4) Wachslum, Bildung, Zusammen- 
halt Der Koalitionsvertrag zwischen 
CDU', CSU und FDP, 17. Legisla- 
turperiode, Oktober 2009 hltp^/ 
www.cdu.de/doc/pdfc/fl91026- 
koal Ilion sverl rag -c duc sui-f d! p . p d f 

(5) Deutsche Energieagentur: Dena 
Netzsludie II. Integration erneuerba- 
rer Energien in die deutsche Slrom- 
versorgung im Zeitraum 2015-2020 
mit Ausblick 2025. Berlin 2011 

(6) Kemmisslon der Europäischen 

Gemeinsdiaften: Weiöbudi - An- 
passung an den Klimawandel: Ein 
europ^scher Aktionsrahmen. 

K0MÖ009/O147, 2009. http^/eur-lex. 
eurnpa e u /L ex U ri S erv/ Lex H r iSe r v 
.dö?uri = CELEX:52009DCO 
147:EN:N0T (09.102009) 

Bundesministerium för Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit (BMU) 
(Hrsgi): Entwicklung der ^euerbaren 
Enagien in Deutschland 

im Jahr 2009 - Berlin 2010 
htlpy/www.bmu.de/files/pd1s/al I gemein/ 
appl icati on/pdf/ee_h i ntergru nd_20O9_ 
blpdf [Sland 13.07.101 
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Struktur der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
nach Installierter Leistung 


stand 2010 



gesamt: 55^7 Gigawatt 


Ausbauplan 2020 
gemäß dem Nationalen 
Aktlonsplan EE 



bbgener Anteil des Abfalls wird 
Biomasse zugerechnet 

gesamt: 111 Gigawatt 


Erneuerbare Energieträger 

I I Windenergie 

I I Wasserkraft 

I I Biomasse | | 

Oatenbäsis: BMU 2011 


biogener Anteil des Abfalls 
Photovolt aik 
Geothermie 
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Nationale Zielwerte tür den Anteil erneuerbarer Energien 

Schweden 
Lettland 
Rnnland 
Österreich 
Portugal 
Dänemark 
Slowenien 
Estland 
Rumänien 
Litauen 
Frankreich 
Spanien 
Griechenland 
Deutschland 
Italien 
Irland 
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nisteikonferenz für Raumordnung (MKRO] 
zu „Raumordnung und Klimawan del"^ im 
Juni 2009 ein Handlungskonzept zu Ver- 
meid ungs-, Minderungs- und Anpass ungs- 
sirategien im Hinblick auf die räumlichen 
Konsequenzen des Klimawandels voigelegt, 
das derzeit weiterentwickelt wird. SoUen die 
europäischen und deutschen Energie- und 
Klimaziele erreicht werden, muss auch die 
Raumordnung einen B eitrag leisten. 

2*5*1* Ziele der Energiepolitik 

Die Zunahme erneuerbarer Eneigien in 
Deutschland wird durch Ziele und Initiati- 
ven auf internationaler, europäischer, Bun- 
des- und Länderebene beeinflusst. Insbe- 
sondere (internationale) Vereinbarungen 
zur Mindemng des CO^-Aus Stoßes, die im 
Rahmen von Kümaschutzzielen getroffen 
wurden, setzen auf CO^-neutrale bzw. -mi- 
nimierende regenerative Energien. 2008 ha- 
ben die erneuerbaren Energien bereits 10 % 
am gesamten End energie verbrauch in der 
EU erreicht und damit die Hälfte des Ziel- 
wertes des 20-% -Ziels, welches bis 2020 er- 
reicht werden soll, bereits umgesetzt. 

Über die kn lEKP festgelegten Ziele hat die 
Bundesregierung den Ausbau der erneu- 
erbaren Energien als ein Kernelement der 
energiepolitischen Strategie Deutschlands 
festgelegt und die EU -Vorgaben berück- 
sichtigt. Deutschland ist gefordert, bis 2020 
den Anteil erneuerbarer Eneigien auf 18 % 
am Brutloendeneigie verbrauch zu steigern. 
Perspektivisch soR ihr AnteE bis 2050 auf 
60 % an steigen. 

Langfristszenarien halten die Realisierung 
eines Eneigiesystems, das zu 100 % auf er- 
neuerbaren Eneigien basiert, in Deutsch- 
land bis 2050 ffir möglich.®* In dem von der 
EU von jedem Mitgliedstaat geforderten Na- 
tionalen Aktionsplan Erneueibare Enerpe 
geht die Bundesregierung davon aus, dass 
das verbindliche nationale Ziel von 18 % 
emeuerbare Eneigien am Bruttoendener- 
gie verbrauch 2020 nicht nur erreicht, son- 
dern sogar übertroffen werden kann. Für 
die einzelnen Sektoren ergeben sich nach 
der Schätzung im Aktionsplan für das Refe- 
renzjahr 2020 An teEe erneuerbarer Energien 
von: 

• 38 ,6 % im Strom Sektor 

• 15 ,5 % im Bereich Wärme/ Kältesektor 

• 1 3 ,2 % im Verkehr ssektor. 

Der politisch an visierte Umbau der Energie- 
versorgung auf solch hohe An teEe emeuer- 
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b arer Eneigien ist für die Raumordnung eine 
außerordentliche Herausforderung. In den 
nächsten Jahren werden die Raumordnung 
von Bund und Landern vor aUem folgende 
Aufgaben beschäftigen: 

• Ausbau der emeuerbaren Energien als 
Alternative zu fossEen Energieträgern 
(öf Kohle, Erdgas] und Kembrennstof- 
fen [Uran] 

• Ausbau und die Modernisierung der 
Energienetze und der Energiespeicher 


• energie sp aren de Weiterentwicklung der 
Siedlungsstruktur und des Gebäudebe- 
standes 

• Erhöhung der Eneigieeffizienz der Ver- 
kehr sinfrastruktur und Flankierung des 
Ausbaus der Infrastruktur fiir die Elekt- 
romobilität und andere postfossile Mo- 
bilitätsformen 

• die Steigening der Flächeneffizienz er- 
neuerbarer Eneigien. 


2-5-2 Erneuerbare Energien 


Der AnteE der erneuerbaren Eneigien am 
Endenergie verbrauch stieg in Deutschland 
von 1999 bis 2010 von 2,8 auf 1 1%. An der 
Stromerzeugung betrug der AnteE erneu- 
erbarer Eneigien 2010 etwa 16,8 %, an der 
WärmebereitsteUung 9,8 % und am Kraft- 
stoffverbrauch 5,8 %. D en größten AnteE an 
der Stromerzeugung haben die Windenergie 
(6,0 %] und Biomasse (5,5 %]. Bei der Wärme- 
bereitsteUung dominiert die Biomasse mit 
9,0 %. Im Jahr 2010 konnten durch den Ein- 
satz erneuerbarer Energien rund 120 Mio. t 
COj-Emissionen vermieden werden. 

Mehr als 70 % der ca. 100 Gigawatt (GW] 
installierten Leistung konventioneller Kraft- 
werke b efindet sich in städtischen Räumen, 
während rund zwei Drittel der elektrischen 
Leistung erneuerbarer Eneigieträger kn 
ländlichen Raum installiert sind. Dies be- 
deutet aUerdings nicht, dass der dichtbesie- 
delte Raum nur unbedeutende Potenziale 
für die Erschließung erneuerbarer Eneigien 
auftveist. Geht man nämhch davon aus, dass 


die wichtigste Eneigie quelle der Zukunft die 
Energieeinsparung ist, wird deuthch, wel- 
ches große Potenzial der Gebäudebestand 
in Deutschland ftir die Eneigieeinsparung 
durch verbesserte Wärmedämmung bietet. 
Auch das bisher nicht genutzte Solarpoten- 
zial von Gebäudedächern und Fassaden soR- 
te nicht unterschätzt werden. Im Gegensatz 
zum Ausbau der Windenergienutzung und 
der eneige tischen Nutzung von Biomas- 
se geht dessen intensivierte Mobilisierung 
nicht mit einer Zunahme der ökologisch 
und ernährungspolitisch problematischen 
Flächeninanspruchnahme einher. 

Für viele erneuerbaren Energien sind die 
eneigeüschen Potenziale aUerdings dort 
besonders groß, wo umfangreiche land- 
und forstwirtschaftliche Flächen und güns- 
tige Bedingungen für die Errichtung von 
Anlagen bestehen. Bioeneigieanlagen fin- 
den sich zwar auch im städtischen Raum, 
mit mehr als 60 % sind diese Anlagen aber 
überwiegend im ländlichen Raum vorzufin- 


(7) MKRO = Miiiislefkanferenz für 
Raumordnung: Rajmordnung urtd Klr- 
mawandel; Anlage zur 36. Ministarkon- 
farenz vom 10. Juni 2009, Bedin 2000 

(8) Forschungsvartunds Emauertajre 
Energien - Fadiaussdhuss .„Nachfialliges 
Energiesystem 2050 " [2010): Energie- 
konzept 2050 . Eine Vision für ein nach- 
haltiges Enargiekonzept ajf Basis von 
Energieeffizienz und 100% emeuerbaren 
Energien. Ein Beitrag for das Ener- 
giekonzept der Bundesregierung, 
http :/ / www.f ve e. d e/f i iead m i n/p o I i- 
tik/1 0. oe.visi onj uer_nachhal tig!es_ 
energiekonzepLpdf, Zugriff am 18.7.2010 

(9) Sachfversl^digenral für Umiwelt- 
fragen [SRU] [Hrsg.); 100% erneu- 
arbare Stromversorgung bis 2050: 
klimaverträglicii, sicher, bezahlbar. 
Stellungnahme (Vorläufige Fassung 
vom 5 . Mal 2010 ) - Berlin 2010 


Beitrag der erneuerbaren Energien 
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Erneuerbare Energien 



der Windeneiglenutzung ist vor allem kn 
norddeutschen Raum weit fortge schlitten. 
Das ausgeprägte Nord-Süd-Gefälle der ins- 
tallierten Leistung spiegelt allerdings nicht 
nur die höhere Windhöffigkeit wider, son- 
dern auch den Umfang der Standoitvorsor- 
ge durch die Raumordnungsplanung. Die 
Regionalplanung in den süddeutschen Pla- 
nungsregionen steRt deutlich weniger Eig- 
nungs- oder Vorranggeh iete für die Wind- 
energienutzung bereit (vgl. Kap. 3.3.3). 

Der üherwiegende Teil der WassedcraMeis- 
tung ist topographisch bedingt entlang der 
Flüsse Isar, Inn, Main, Donau, Rhein und 
Mosel installiert. Bioenergieanlagen gibt es 
vorrangig im ländlichen Raum, besonders 
in Regionen mit Intensivtierhaltung und 
großflächigem Anbau nachwachsender 
Rohstoffe. 

Die Photovoltaik (PV) unterscheidet sich 
in der Struktur grundlegend von den übri- 
gen Eneigieträgern. Charakteristisch ist ihre 
disperse Verbreitung. Eine Abhängigkeit der 
Anlagen verteEung nach Sonnenscheindau- 
er bzw. -Intensität ist nicht eikennbar. Stark 
ausgeprägt ist die installierte Leistung bei 
der Photovoltaik in Süddeutschland, aber 
auch im Westen und Nord westen Deutsch- 
lands. Grund hierfiir ist das Emeuerbare- 
Energien-Gesetz (EEG). Die Förderung 
ermöglicht es einer Vielzahl von Klein anla- 
genbetreibern, den selb st erzeugten Strom 
in die Netze einzuspeisen. 

Windenergie 


Installierte elektrische Leistung emeuerbarer Energieträger 
201 0 in Megawatt 

1000 
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100 

Hinweis: CeDtfiernieoiidht erfasst. InstalliertB 
elektiische Ceotfiermieleistung 2009 22D kW. 

Wasseikraft ühine iRjimpspeicItieikraftweike. 

Datenbasis: Laufende Raumbeobafiitungdes B BSR, Betreberdatenbasis, DB FZ, e .on, RWE, Vattenfal, E nBW 
CecsmetrisctiB Grundlage: KCC/BBSR, RaumcridinungsregiiDnen, 31.12 .2008 

den. Begründet liegt dies in der Nähe zu den 
notwendigen Substraten aus der Landwirt- 
schalt. Im ländlichen Raum konzentrieren 
sich auch die meisten Windenergieanlagen, 
da Windpaiks umfangreiche Abstände zum 
Siedlungsraum einh alten müssen. 

ln Deutschland zeigt die VerteEung erneu- 
erbarer Eneigien kn Strombereich nach Typ 
und installierter Leistung große räumliche 
Unterschiede. Die in der Summe höchste in- 
stallierte elektrische Leistung aUer Eneigie- 
träger erreicht die Windenergie. Der Ausbau 



Bioenergie 
I I Photovoltaik 

I I Windenergie 

Wasserkraft 


Die Windenergienutzung erlebt seit den 
1990er Jahren einen enormen Boom. Das 
Stromeinspeisungsge setz von 1991 bzw. das 
darauf aufbauende EEG aus dem Jahr 2000 
führten zu einem starken Windenergieaus- 
bau. Es kam zu einer räumlichen Standort- 
konzentration kn Küstenbereich, da Mer die 
günstigsten Windverhältnisse herrschen. 
Die durchschnittliche Windgeschwindigkeit 
nimmt in Richtung Binnenland ab. AUer- 
dings können Standoite in den Mittelgebk- 
gen ebenfaUs sehr hohe Windhöffigkeiten 
erreichen. 

Im Vergleich 1998 bis 2010 ist eine räumliche 
Ausbreitung von den Gunststandorten an 
der Küste hin zu weniger optimalen Stand- 
orten kn Binnenland erkennbar. Deutsch- 
landweit erhöhte sich die Anlagenzahl von 
1998 bis 2010 von ca. 6 000 um das 2,5-Fa- 
che auf über 2 1 500 Anlagen. Der techni- 
sche FortscMitt hat dazu gefüMt, dass sich 
die Leistung je Anlage immer weiter erhöht 
hat. Während die durchschnittliche Anlage 
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Standorte von Windenergieanlagen 


1998 





2010 



Verteilung der Windenergieanlagen 

^ 1 Windenergieanlage 


hiiinwds: Bislaing liegen flächendedkeind oijr Angaben zur Aniageinzahl fe 
Geimeihde vor. Diese aggregierten Wirale wiurden miit der iPiunktdiidlite-iMetfiDde 
nadh deim Ziifallsp ilnzip über das Geimeindegebiiet veirtellt Der li der Kairte 
verzeibhnete Runikt stell daher ncfit den exakte AnbgeinstandDirt dar. 


Datenbasis: Lautende Raiumbeobadhtuing des BB8R, Beheiiber- Datenbasis 


Geometrische Grundlage: BKG, DGM, Gemeinden, 31.12.2009 


1998 noch eine installieite elektrische Leis- 
tung von 500 kW hatte, lag der Durchschnitt 
2010 über alle installierten Anlagen bei 1,26 
MW. Aktuell ist der Bau von 2,5 MW-Anla- 
gen die Regel. Die tatsächlich produzierte 
Strommenge nahm kn Zeitraum 1998 bis 
2010 von 5 200 Gigawattstunden (GWh) auf 
36 500 GWh zu - also um das 6-Fache. Die 
Windeneigie leistete 2010 einen Beitrag von 
28,3 Mio. t zur CO^-Minderung. 

Bis 2020 soll die Windeneigie von derzeit 
25 000 MW (Stand 2009] auf 55 000 MW in- 
stallierte Leistung ausgebaut werden. Große 
Ausbaupotenziale bieten die Windenergie- 
nutzung im Offshore -Bereich sowie das Er- 
setzen von Altanlagen an Land durch neue 
leistungsfähigere Anlagen (Repowering]. 
Der Ausbau im Offshore -Bereich steckt je- 
doch noch in den Anfängen. Erst 2009 nahm 
der erste deutsche Offshore -Windpark Al- 
pha Ventus in der Nordsee seinen Betrieb 
auf Die ursprüngliche Prognose einer ins- 
tallierten Leistung von 10 000 MW bis 2020 
wird aktueU Rir unrealistisch gehalten. 
Wahrscheinlicher erscheinen Vertretern der 
Windkraftbranche 6 500 bis 7 000 MW.^“ An 
Land gehen Schätzungen davon aus, dass 
eine gesamte installierte Leistung von bis zu 
45 000 MW erreicht wird. “ Im Zuge der tech- 


nologischen Entwicklung wird die Errichtung 
von großen leistungsfähigen Windenergie- 
anlagen auch an Standorten mit niedrigerer 
Windhöffigkeit zunehmend wktschaftMch 
interessant, so dass beispielsweise bisher 
unerschlossene Standorte in Süddeutsch- 
land für den Bau von Windenergieanlagen 
zukünftig in Frage kommen werden. 

Der Ausbau der Windenergienutzung ist 
allerdings zum Teil mit erheblichen Nut- 
zungskonflikten verbunden. Mit der weiter- 
entwickelten Technik und Nabenhöhen von 
über 130 m nimmt die Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes zu. Zudem eignen sich 
große Anlagen ftir Standorte in Waldflächen. 
Dies ftihrt zu neuen naturschutzrechtlichen 
wie kulturl an dschaftsästhe tischen Frage- 
stellungen. Der staike Ausbau der Windener- 
gieanlagen sowie die divergierende Stromer- 
zeugung und -abnahm e zieht automatisch 
auch einen Ausbau der Stromleitungen nach 
sich, der ebenfalls mit problematischen Fol- 
gen fiir Landschaftsbild und Naturhaushalt 
verbunden ist Diese Beeinträchtigungen 
können sich au ch in Bezug auf militärische 
Belange ergeben. 


pO) Koploe, R: Das [Ausbau-} Tem- 
po zieht ar. In: Energie und Ma- 
nagement, H. I.J'ifii 2011, S.10. 

111} Bundesveirbajnd Wind Energie e.V, 
(BWE) (Hrsgi.) (2009}: Repowering von 
WirKfenergieanlagen. Effizienz, Klima- 
scbutz, regionaie Wertschäpiung, Beriin 
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Biomasse- und biogene Reslsloff- 
potenziaie 

Biomasse ist der emeuerbare Energieträger 
mit den wohl vielseitigsten Einsatzmöglich- 
keiten und zeichnet sich durch eine hohe 
Regelfahigkeit aus. Durch ihre energetische 
Nutzung können sowohl Strom, Wärme als 
auch Kraftstoffe erzeugt werden. 

Der Aushau der Biomasse hat zu einer Ver- 
schärfting von Flächennutzungskonflikten 
mit anderen land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzungen geführt. Gegenwärtig wird in 
Deutschland auf ca. 1,8 Mio. ha Landwirt- 
schaftsfläche Biomasse zur energetischen 
Verwertung angeh aut. Dies entspricht ca. 
9,5 % der gesamten landwirtschaftlichen 
Nutzfläche. Schätzungen gehen davon aus. 



Biogas einspeisung 
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Biogasainspaisung 
• Biogaseinspeise punkte 


Datenbasis: Laufende Raumbeobacfitung des BBSR, 
Ifjutumi + Taippert, DBFZ, bijogasipart:ner.de 
Oeometrisctie Grundage: BKG, Länder, 31.12.2009 



Landwirtschaftliche Biomasse- 
und Reststoffpotenziale 


Brennstoff potenzial landwirtschaftlicher Biomasse 
und biogener Reststoffe 2007 in Gigajoule je ha 
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LandwilscfiafUicfiB BiioiniBssen: Energii^flainzan und Grünland 
Biogene Reststoffe: Suimniie aus Strüh, tieilsiciian Exlkrementen 
und Büd- und Grür^^l 


Datenbasis: Laufende Räumbeobafiitung des BBSR, DBFZ 
Geomethsctie Giundlage: BKG, Kreise, 31.12.2D08 


dass mit Erfiillung der hundespolitischen 
Ziele im Jahr 2020 der energetische Biomas- 
seanbau je nach Szenario eine Fläche von 
ca. 2,7 bis 3,9 Mio. ha bzw. 15,9 bis 23,0 % 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche in An- 
spruch nehmen wird. 

Die Intensität der Nutzungskonkurrenz 
fällt räumlich sehr unterschiedlich aus, da 
einige Teilräume ein höheres Biomassenut- 
zungspotenzial aufweisen als andere. Im 
ländlichen Raum kumulieren die Problem - 
lagen. Konfliktlagen bestehen u.a. darin, ob 
Agrarprodukte energetisch oder als Nah- 
nings- bzw. Futtermittel genutzt bzw. in- 
dustriellverwertet werden. Die Entwicklung 
großer monotoner Landwirtschaftsflächen, 
eine Verringerung der Biodiversität sowie 
Einbußen kn Tourismus werden als negative 
Effekte einer ausgeweiteten eneigetischen 
Biomassenutzung erwartet. 

Die größten landwirtschaftlichen Potenzia- 
le finden sich in Gebieten mit einem hohen 
Anteil an landwirtschaftlichen Nutzflächen. 
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Die Verwendung von Reststoffen in Biogas - 
anlagen ist eine Op tion zur Ergänzung land- 
und forstwirtschaftlicher Energiepflanzen. 
Zu den Reststoffen gehören u. a. Stroh und 
Exkremente aus der Nutztieihaltung sowie 
Bio- und Grün abf alle. 

Entsprechend finden sich Biogasanlagen 
vorrangig im ländlichen Raum^ besonders in 
Regionen mit Intensivtieihaltung und groß- 
flächigem Anbau nach wachsend er Rohstof- 
fe. In Brandenburgs Sachsen -Anhalt, Sach- 
sen und Thüringen werden im Durchschnitt 
größere Bioeneigieanlagen betrieben. 

Biogas wird in der Regel direkt vor Ort in 
einem Blockheizkrafcwerk zur Gewinnung 
von Strom und Wärme genutzt. Vielfach 
allerdings fehlt es an Abnehmern fiir die 
gewonnene Wärme. Wenn außerdem kein 
Nah- bzw. Fernwärmenetz vorhanden ist, 
kann die erzeugte Wärme auch nicht von 
anderen Abnehmern (wie Industriebetrie- 
ben oder Wohnsiedlungen] sinnvoll ver- 
wendet werden. Eine Altem ative bietet die 
Direkteinspeisung von Biogas in das Erdgas - 
netz. Aufgrund von geänderten gesetzlichen 
Rahmenbedingungen (u.a. EEG, GasNZV] 
hat sie sich zu einer realistischen Option 
entwickelt. Bis zum Jahr 2020 sollen 6 % des 
gegenwärtigen Erdgas Verbrauchs über die 
Einspeisung von Bioerdgas eireicht werden. 
Für 2030 sind 10 % vorgesehen. Anfang 
2011 waren in Deutschland insgesamt 44 
Anlagen zur Biogas einspeisung in das Erd- 
gasnetz im Betrieb. Durch Substitution des 
(konventionellen] Erdgases durch regene- 
rativ erzeugtes Bioerdgas können die CO^- 
Emissionen um bis zu 60 % reduzieit wer- 
den. Biogasein Speisung leistet somit auch 
einen Beitrag zum Klimaschutz. 

Die Biogasein speisepunkte sind über ganz 
Deutschland mit Schwerpunkten in Ost- 
deutschland verteilt. Demgegenüber ist 
das entsprechende landwirtschaftliche Bio- 
massepotenzial in Nordwestdeutschland 
zwar hoch, bislang existieren aber - trotz ei- 
nes gut ausgebauten Gasnetzes - nur weni- 
ge Biogasein speisepunkte. Tefle Mittel- und 
Norddeutschlands weisen hohe Biomasse- 
potenziale auf. Dort existieren allerdings 
kaum Einspeisep unkte, so dass hier noch 
ungenutzte Potenziale zu erschließen sind. 

Solarenergie^ Wasserkraft und Geothermie 

Die Solarenergienutzung konnte dank der 
Förderung durch das EEG und sinkender 
Modulpreise erheblich ausgebaut werden. 
Der Beitrag der Solarenergie zur Strom- 


erzeugung süeg von 42 GWh im Jahr 1999 
auf 12 000 GWh in 2010. Der Umfang der 
Wärmebereitstellung stieg von 1 021 GWh 
im Jahr 1999 auf 5 200 GWh bis 2010 an.'= 
Jedoch zeigt sich, dass der Anteil der Solar- 
energie am End energie verbrauch kn Jahr 
20 10 im Vergleich zu anderen erneuerbaren 
Energien sowohl kn Strom- (2,0 %] als auch 
im Wärmebereich (0,4 %] relativ gering aus- 
fällt. Im Gegensatz zur Bio- und Windener- 
gie kann Solarenergie aber auch zu großen 
Teilen im bebauten Siedlungsraum genutzt 
werden. Durch die Nutzung von Dächern, 
Fassaden oder Lärmschutzwänden ist Mer 
das Flächenpotenzial besonders groß. 

Durch Wasseikraft konnte 2010 bei der 
Strombereitstellung ein Anteil von 3,3 % 
am gesamten End energie verbrauch gedeckt 
werden. Vor allem Bayern und Baden -Würt- 
temberg verfügen über günstige Vorausset- 
zungen für eine energetische Nutzung der 
WasserkraJt. Sie erzeugen 90 % des bundes- 
weit aus Wasserkraft gewonnenen Stroms. 
Das Wasserkraftpotenzial großer Flüsse ist 
in Deutschland weitgehend erschlossen. 
Steigerungen können vor allem über die An- 
lagenmodernisierung und die Reaktivierung 
von Altanlagen mit neuer Technik erzielt 
werden. 

Bei der Ge othermie sin d die Oberfl ächen - 
nahe und die Tiefengeothermie zu unter- 
scheiden. Im Falle der oberflächennahen 
Geothermie wkd die Erdwärme aus Tiefen 
bis 400 m mit Hilfe von Wärmepumpen zur 
Wärmebereitstellung genutzt. Bei der Tie- 
fengeothermie (über 400 m Tiefe] wkd so- 
woM Wärme als auch Strom erzeugt. Sie ist 
auf geologische Formationen mit heißem 
Wasserangebot angewiesen. 

Günstige Bedingungen fiir die Tiefengeo- 
thermie finden sich in den norddeutschen 
und oberrheinischen Tiefebenen sowie im 
süddeutschen Molasseb ecken. Die meM 
als 200 installierten tiefengeothermischen 
Anlagen dienen vorrangig der Wärmepro- 
duktion. Insgesamt fünf geothermische 
Kraftwelke produzieren Strom, zehn weitere 
sind im Bau. Die Geothermie anlagen sind 
überwiegend in Süddeutschland zu finden. 
Im norddeutschen Becken existieren erst 22 
Anlagen. 

Raumanspruch erneuerbarer Energien 

Ein wesentlicher Unterschied eines auf er- 
neuerbaren En ergien b asierend en Energie - 
Systems zu einem System, das auf fossilen 
Energieträgern mit einem konventionellen 


(12) BundesmifiistEfium for liMelt, Na- 

lursdiulz ird Beakto^siche^^»Eil (BMU) 
(Hrcil): Befiehl: zur Umsetzung der in 
der Kabiuettskiausur am 23^4.08.2i007 
in Meselberg beschiossenen Eek- 

punlde for ein integriertes Eriefgifi- 
und Kiimaprogramm. - Beriin 2007 

htlp://www bmu.d e^fii es/pdf s/a II- 
g em ei n/ap p I icat i o n/p dl/ gesamt be - 
ricblJ'Ekp.pdf [Stard 07.072010], 

(13) Burdesminislerium für Um- 
weit, Naturschutz urd Reaklorsi- 

diertieil [BMU] (Hrsg.): Bmeuer- 
bare Energien - 2010. Beriin 2011. 
http //www.erneuerbare-energ ien.dü/ 
lil^pdfs/ai igemei rVappl ieabon^t/bro- 
schuere_ee_zablen .pdf [Stend 23.08.10] . 

(14) Burdesministerium für Um- 

weit, Naturschutz urd Reaktorsi- 

cherheil (BMU) (Hrsg.): Errreu- 

erbare Er^rgieu - Innovatiunen 

für eine nachbaitige Ener- 
giezukunft - Beriin 2fl09a. 
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Kraitwerkspark basiert, besteht im Flacheii- 
bedarf. Gelingt es nicht, Flächen für die Pro- 
duktion erneuerbarer Energien im nötigen 
Umfang raumverträglich bereitzu stellen, 
wird die EtabUerung einer nachhaltigeren 
Energieversorgung misslingen. Langfrist- 
szenarien, die von 100 % erneuerbaren 
Energien in 2050 fiir Deutschland ausgehen, 
müssen räumliche Standortvorteile ebenso 
wie räumliche Restriktionen einbeziehen, 
sonst bleiben sie spekulative Schätzungen. 

Der große Flächenbedarf der erneuerbaren 
Energien ist in den letzten Jahren insbeson- 
dere an der umfangreichen Flächeninan- 
spruchnahme durch Freiflächen -Photovol- 
taikanlagen, landwirtschaftliche Kulturen 
zur Bioenergieerzeugung sowie PV- und 
Solarthermieanlagen auf Dächern deutlich 


geworden, ln der Stromerzeugung weisen 
Photo voltaik und Windeneigie eine gerin- 
gere Flächeninanspruchnahme pro erzeug- 
ter GWh auf als die Bioenergie. Erfolgt eine 
Installation auf Dächern, Fassaden oder auf 
Halden, ist keine direkte Inanspruchnahme 
von knappen Bodenressourcen damit ver- 
bunden. ln der Wärmebereitstellung ist die 
Flächeninanspruchnahme bei Geothermie 
sowie bei der Sokrthermie und der Nut- 
zung der Umgeb ungs wärme am geringsten. 
Der Flächenanspruch der Biomasse ist kn 
Strom- wie kn Wärmebereich am höchsten. 

In fräs truktu relle r Anpa ss ungs be da rf 

Der verstärkte Einsatz erneuerbarer Energi- 
en ftir die Stromerzeugung stellt besondere 
Anforderungen an die Anpassung der In- 


Konventionelle und erneuerbare Energieerzeugung im Raum 


Konventiorielle Kraftwerke Wind- und Bioenergieanlagen 



Kraftwerke 2010 ab 100 Megawatt 

aOOO 
1.500 

500 hte^att 

^ IKsmanergie Eidgas 

UJ Steinkohle □ Gtdhtgas 

H iBraurtkotile EU Hüttengas 



Verbundnetz 

30OkV!jBiturig 

380 kV Leitung {geplant) 

220 kV Le itu ng 

K^el 


Installierte elektrische Leistung erneuerbarer Energieträger 
2010 in Megawatt 

Windenergieanlagen Bioenergieanlagen 


4 

4 


4 


20 bis unter 50 
50 bis unter 200 
200 und mehr 


1 bis unter 5 
5 bis unter 10 
10 undmelir 


Oatanbasis: ILaufende Rauimbecbadhtung das BBSR, Uimweltbundesaimt, Betreiberdateinbasis, EEC-Anlagenregiister, UCTE 


Cecxnetrisdhe Crundaga: BKC, Kreise, 31 .12.2009 
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frastruktur. Der starke Ausbau erneuerbarer 
Energien in Norddeutscbland, der zukünftig 
durch den Ausbau der Offshore -Windener- 
gie noch verstäikt wird, erfordert eine Er- 
weiterung des Verbundnetzes. Ein weiterer 
Anpassungsbedaif der Infrastruktur resul- 
tiert aus dem Kompensationsbedarf von 
Schwankungen der Stromproduktion aus 
Wind- und Solarenergie. Neben Spitzenkst- 
und „Schattenkraftwerken" kommen als 
Ausgleichstechnologien vor allem Speicher 
infrage. Ausbauziele erneuerbarer Energien 
können nur dann realistisch diskutiert wer- 
den, wenn ihr Flächenb edarf und die Mög- 
lichkeiten der verträglichen Re alisierung der 
Energienutzungen im Raum berücksichtigt 
werden. Die D ENA geht in der Netzstudie II 
von einem zusätzüchen Bedarf von 3 600 km 
Hochspannungsleitungen aus. Über das Ge- 
setz über Maßnahmen zur Beschleunigung 
des Netzausbaus Elektrizitätsnetze (NABEG) 
und das Gesetz zur Neuregelung energie- 
wirtschaftsrechtlicher Vorschriften (EnW- 
GÄndG] soU der Ausbau des Leitungsnetzes 
beschleunigt vorangetrieben werden. 

Die niedrige Energie dichte der erneuerba- 
ren Energien hat eine große Zahl von Klein- 
kraftwerken zur Konsequenz. Es entstehen 
mehr und mehr Anlagen an Orten, die die 


entsprechenden physischen Voraussetzun- 
gen zur Produktion erneuerbarer Energien 
bieten. Jeder Teilraum in Deutschland kann 
nur entsprechend seiner natürlichen Bega- 
bung zur Produktion erneuerbarer Enej^ien 
beitragen. Flussgebiete fördern Wasserkrait, 
sonnenreiche Gebiete konzentrieren sich 
auf Solarenergie, Gunsträume fiir die Bio- 
masseproduktion erzeugen Biogas, Wärme 
und Strom, windhöffige Räume spezialisie- 
ren sich aufWindener^enutzung. 

Die Energiemenge, die diese Anlagen er- 
zeugen, unterliegt tages-, jahreszeitlichen 
und Wetter- sowie technologiebedingten 
Schwankungen. Das Angebot an Biomas- 
se differiert nach der Wachstumsphase der 
entsprechenden Energiepflanzen. Im Winter 
muss auf Lagerbestände und Holz zurück- 
gegriffen werden. Solarstrom wird nur bei 
ausreichendem Tageslicht erzeug^. In der 
Windenergie zeigt sich die Anfälligkeit der 
bestehenden Netz- und Speicherinfrastruk- 
tur vor aUem in den norddeutschen Küsten - 
regionen. Bei starkem Wind kommt es zu 
einer Überproduktion, fiir die die existieren- 
den Netzkapazitäten nicht ausreichen. Dies 
führt u.a. zur Abschaltung von Windenergie - 
anlagen. Deshalb ist der weitere Ausbau des 
Stromnetzes unumgänglich. 


2-5-3 Klimawandel und -folgen 


Seit Beginn des 20. Jahrhunderts hat die 
globale Jahresmitleltemperatur um 0,7 
zugenommen, besonders stark seit Beginn 
der 1900er Jahre. So gehören die Jahre 200 1 
bis 2009 mit dem Rekordsommer 2003 aus- 
nahmslos zu den zehn wärmsten Jahren 
bezogen auf die 159 -jährige Messreihe des 
Deutschen Wetterdienstes von 1850 bis 
2009. Auch in Europa sind die Folgen des 
Klimawandels bereits spürbar und werden 
sich in Zukunft deuthch verschärfen. Hier ist 
eine Erwärmung von 1 “C bzw. 1,2 “C, beson- 
ders für den Südwesten, den Nordosten und 
die Bergregionen festzustellen. Prognosen 
sagen - je nach Szenario - eine globale Er- 
wärmung von 1,8 bis 4,0 "'C und für Europa 
von 1 ,0 bis 5,5 voraus.^® 

In Deutschland ist die Jahre sdurchschrdtts- 
temperatur seit 1901 mit 1 ,0 noch etwas 
deutlicher angestiegen als die weltwei- 
te Durchschnittstemperatur. Die Nieder- 
schlagsmenge hat im Sommer um etwa 10 % 
leicht abgenommen, während die Winter 
um etwa 10 bis 20 % niederschlagsreicher 
geworden sind. Witterungs extreme nehmen 
zu. 


Der Klimawandel wirkt sich in Deutschland 
regional sehr unterschiedlich aus. So gibt es 
in Westdeutschland mehr Regen, in Sachsen 
sind die Niederschläge zurückgegangen. 
Gerade kn Westen ist es deutlich wärmer 
geworden als im Nord osten. So stiegen die 
Temperaturen etwa im Saarland seit 1881 
um knapp 1,4 “C, in Mecklenburg- Vorpom- 
mern aber nur um 0,6 “C. Auffällige Diffe- 
renzen gibt es auch bei den Niederschlägen, 
die im Jahresdurchschnitt in Deutschland 
insgesamt um 11 % Zunahmen, ab er höchst 
ungleich verteilt waren. So fiel in westlichen 
Ländern, wie Bremen, bis zu 17 % mehr Re- 
gen. In den ostdeutschen Ländern gab es 
nur einstellige Zuwächse, in Sachsen hinge- 
gen sogar einen Rückgang von 4 % im Jah- 
resmittel, im Sommer sogar um 14 % ab. 

Die gravierenden Folgen des Klimawandels 
wie steigende Hochwasserrisiken sowie Tro- 
ckenheits- und Hitzeprobleme stellen eine 
zentrale Herausforderung für die Raumord- 
nung in Deutscbland dar. Von der Bundes- 
raumordnung und der Raumordnung der 
Länder wird die Umsetzung von Strategien 
zum Klimaschutz und zur Anpassung an 


{15) Europaiscfie ürnweltag^n- 
tur: Impacits of Europe's diarging 
clirnate - 2008 indicatorbased 

Assessment Report No 4Ö00B, 200B. 

(16) MKRO: Ministeriwififerenz für 
Raumordnung: Venneidungs-, Min- 
derungs- und Anpassungsslialegien 
im Hinblick auf die räumlichen Knnse- 
quenzen des Klimwandels, Berlin 2009. 
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[17] www.regionaler-klimoatlas.de. 

[ia] GMVBS = Bundesministerium für 
Verkefir, Bau und S^dtentwiddung 
[Hrsg.}: Klimawandel als Haudlungs- 
ffild der Raumordnung. In: BMVBS- 
Forschungen Hell 144. Berlin 2010. 


den Klimawandel erwartet. Es güt, sowohl 
klimaschädliche Einflüsse möglichst zu 
vermeiden oder drastisch zu reduzieren als 
auch Anpassungsmaßnahmen an die hereits 
eingetretenen oder noch zu erwartenden 
Folgen des Klimawandels planerisch vorzu- 
bereiten und deren Umsetzung zu fördern. 

D as Raumordnungsrecht des Bundes hat die 
räumlichen Erfordernisse des Klimaschut- 
zes und der Anpassung an den Klimawandel 
mit der Novellierung des Raumordnunsge- 
setz bereits umfassend als Grundsatz der 
Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG nor- 
miert. Da der Klimawandel in den Leitbil- 
dern und Handlungsstrategien für die Rau- 
mentwicklung in Deutschland der MKRO 
noch nicht seiner Bedeutung entsprechend 
berücksichtigt werden konnte, gilt es dieses 
zentrale Zukunftsthema bei der geplanten 
Foitschreibung und Aktualisierung der Leit- 
bilder ab 201 1 ausfiihrlich zu behandeln. 

Kiimaszenarien 

Mit dem Begriff „Klima" wird die Gesamtheit 
aller meteorologischen Vorgänge bezeich- 
net, die flir den Zustand der Erdatmosphäre 
verantwortlich sind. Das Klima ist keine be- 
ständige Größe. Veränderungen vollziehen 
sich allerdings meist in langen Zeiträumen 
von Jahrhunderten oder Jahrtausenden. 
Beim Klimaschutz steht die Reduktion des 
schädlichen Einflusses des Menschen im 
Vordergrund. Um Aussagen über die zukünf- 
tige Klimaentwicklung zu erhalten, werden 
KlimamodeUe verwendet. Auf der Grund- 
lage von Computermodellen werden das 
Klima und seine räumliche Ausprägung für 
einen bestimmten Zeitab schnitt berechnet. 
Klimaszenarien liefern Aussagen darüber, 
wie sich das Klima unter den im Modell ent- 
haltenen Voraussetzungen und Annahmen 
jeweils verändert. Die räumliche Auflösung 
globaler KlimamodeRe reicht nicht aus, um 
die Unterschiede in den Ausprägungen des 
Klimawandels in einer Region zu eikennen. 
Deshalb werden regionale KlimamodeUe 
entwickelt. 

Nach dem regionalen Klimaatlas Deutsch- 
land [Stand: Ende 2010)^^ werden bei den 
wichtigsten meteorologischen Parametern 
im Veigleich bis Ende des 21. Jahrhunderts 
(2071-2100) zu heute (1961-1990) die fol- 
genden Veränderungen bundesweit erwar- 
tet: 

• eine höhere durchschnittliche Tempe- 
ratur von + 3,2 “C (Schwankungsbreite 
von + 2,1 - + 5,5 “O 


• eine Zunahme der Sommeitage um 31 
Tage (Schwankungsbreite 17^2 Tage) 

• eine Zunahme der heißen Tage um 16 
Tage (Schwankungsbreite 7-36 Tage) 

• eine Zunahme der tropischen Nächte 
um 14 Tage (Schwankungsbreite 2-36 
Tage) 

• eine Ahn ahme der Frosttage um 36 Tage 
(Schwankungsbreite -20 - -50 Tage) 

• kaum Änderungen bei der durch- 
schnittlichen Niederschlagsmenge 
bundesweit aber leichte Abnahme der 
Regentage 

• deutliche Änderungen der saisonalen 
Regenmenge: mehr Regen im Winter, 
weniger im Sommer mit Auswirkungen 
auf die hydrologische Wasserbilanz 

• eine sehr starke Ahn ahm e der mittleren 
Schneedecke un d Tage mit Schnee 

• kaum Ändeiungen in den mittleren 
Windgeschwindigkeiten und bei Tagen 
mit Stürmen. 

Regional und - noch wichtiger - saisonal 
wird der Klimawandel deutlich unterschied- 
lich ausfaUen. Bei insgesamt etwa gleich - 
bleibenden Jahresniederschlägen wird da- 
von ausgegangen, dass die Niederschläge 
im Sommer ab nehmen (um bis zu 40 %), im 
Winterhalbjahr jedoch zunehmen, letzteres 
V. a. im Süden und Südosten Deutschlands, 
und dort durch die Temperaturzunahme 
größtenteils in Form von Regen. Gleichzeitig 
sind Veränderungen weiterer Klimakenn- 
größen (z. B. Strahlung) un d mehr Extrem - 
Wetterereignisse wie Starkregen, Stürme und 
Hitze weUen zu erwarten. Laut Deutschem 
Wetterdienst (DWD) werden kn Winter bis 
zum Jahr 2 100 in weiten Teilen Deutschlands 
mehr Staikniederschläge erwartet. Deren 
Häufigkeit nimmt ab etwa 2040 deutlich zu. 
ln küstennahen Gebieten könnte sich die 
Anzahl extremer Niederschläge gegenüber 
dem Zeitraum 1960 bis 2000 verdoppeln, in 
den Alpenregionen nahezu konstant blei- 
ben. ln den Sommermonaten dürfte die 
Häufigkeit von Starkniederschlagsereignis- 
sen bis auf den Nordosten um bis zu 50 % 
zunehmen. Zusätzlich können bis Ende des 
Jahrhunderts bundesweit die Sturm stärken 
zunehmen, besonders im Nordosten. 

Die Raumordnung benötigt fiindierte Ent- 
scheidungsgrundlagen, auf deren Basis sie 
Strategien für die Anpassung an den Klima- 
wandel entwickeln kann. Regionale Klima- 
modellierungen sind damit grundlegend für 
die Entwicklung regionaler Raumentwick- 
lungsstrategien und die daraus abgeleiteten 
Anp ass ungsm aßn ahmen . 
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Klimawandel - Temperaturentwicklung bis zum Ende des 21. Jahrhunderts 



Oberflächen nahe Veränderung der Temperaturen 
im Szenario A1B 

Angegeben wird die Differenz aus der Durchschnittetenperatur 
in Grad Celsus der 30-Jahres-Zäträume 2071 -21 00 minus 1 961 -1 990. 


2 2,5 3 3,5 4 4,5 5 5,5 6 


Klimawandel - Niederschlagsentwicklung bis zum Ende des 21. Jahrhunderts 




Sommer 


Veränderung der Niederschlagsmengen im Szenario AI B 
Angegeben werden die relativen Veränderungen 
der jährlidbein Durdisdinittsmengen in den 30-Jahres- 
Zäträuimen 207 1 -21 00 und 1961-1 990 . 


Dift Im ZwtecttATäaallctiAfi Aus&ühuss for ihCUmaandMungfln {^tafgiov«firvin«rital iPan«l or Qimal» Oiang«, IPCC] 
«rartMitflitar Szttrarilftn ftr d«n Zftitaum 2071 bis 2100 baEJanri auf vafGcblfrdHi«ri Armabmari hin&idhitttch das 
d«mcigrapbtedh«n, soziai«n, wirtGcbafiidhAn und todhmalcügtechen 1A^d«te. OjftSz«nad«n A2; AliB und IBI aus 
dam 4 . SadhslandBtMrktit das PCC basiaran auf dan fotgandan Annabman: iDla Ssanarianfamilla AI bascbnibt 
aina zukQnftiga Walt mit ainam sühnalan WirtscbatswacbEtum, ainar bis Mtla das 21. Jabrbundafls wacbsandan 
und danach sührifinpfandan lAMtbavfilcaruns snwia mitainar scbnailan Eintlbiunig nauar und wiik^maf Tacbno- 
Ingian. iDladraiAI-Giuppan untofscbaidan silcb nach ihran tacbnolciigiscban ScbwatpunktaniinlansivaiNutzuns 
fnssilar iBrannsti>ffa(A1F1), nicbt-fossila Enarglafassaurcan (AIT) und Gtakhgawicbtalaf Enarjglanssciuroan (AIB}. 


Quelts: IMatx-Hantik- Institut für IMBteondogie Haoibuig 
Getxretrisclie Gmndage: CfKCeüMarikstlng, RBgitxiein INUTS 0 
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Raumordnerisch relevante Wirkfolgen des Klimawandels 

Schleichende 
Verändern ngen 

Zunehmender Verlust des OberbtxJens durch Wassererosior 

Steigende Gefährdung der Artenvielfalt 

Zunehmende Schwankung des Grundwasserspiegels 

Einschränkung der als Brauchwasser nutzbaren Wasserressourcen 

Exlremereiignisse 

Häufigere Hitzeperioden oder Hitzewellen 

Häufigere Starkrege ne reignisse und Sturzfluten 

Veränderung von Frequenz und Stärke von Flusshochwässern 

Häufigere und h^ere SlurnTwasserstände 

Steigende Gefahr von gravitativen Massenbewegungen 

Steigende Waldbrandgefahr 

Häufigere Beeinträchtigung und ZerslCTung der Infrastruktur 

□uelle: BBR 2008, S. 3 und Rannow et al. 2010, S. 162 © BBSR Bonn 201 1 



Klimawendel -Anfälligkeit 


Kumulierte Werte für die Anfälligkeit durch raumordnungsrelevante 
Wirkfolgen des Klimawandels für die Kreise und kreisfreien Städte in 
Deutschland 

□□□□□□□□□□□□■■■■ 

11 12 13 14 15 16 17 13 13 20 21 22 23 24 25 26 
geringe mäl^ige starke 

Anfälligkeit Anfälligkeit Anfälligkeit 

Räumiche Onhett NLrrS3 

DatBRi^nclage: Eiinsdhätzung derAnläligkBit fir 11 raumcrdnungsrelevaotB VMriklblgeodes. Kliniawandels 
Beaibaitung: Ränricw, Mayer, ReisChihauer, Cneivtig, Gmehn 
Erstelt im Auftrag des B MVBS/BQSR 


Nur eine Kombination der Analysen von 
Klimafolgen, Vulnerabilitäten und Anpas- 
sungsfähigkeiten ermöglicht die Entwick- 
lung eines planerischen Konzeptes für die 
Bewältigung des Klimawandels kn regiona- 
len Kontext. Eine gute Abstimmung an der 
Schnittstelle zwischen Modellierung, d.h. 
räumlicher und zeitlicher Auflösung der 
Klimamodelle, und Planung ist deshalb un- 
abdingbar. Zudem sollten regionale Betrof- 
fenheiten, Datengrundlagen, Methodik und 
Modellunsicherheiten transparent und klar 
verständlich kommuniziert und nutzerspe- 
zifisch aufbereitet werden. Die Aussagen der 
regionalen Klimamodelle sollten trotz ihrer 
Unsicherheiten „richtungssicher" sein, so 
dass in den Regionen ein Trend für dk je- 
weiligen Entwicklungen abgeleitet werden 
kann. Weitvoll flir die planerische Praxis 
sind außerdem Aussagen zur jahreszeitli- 
chen Ausprägung und zu Extremereignissen 
(Starkregen, Hitze weRen). 

Kiimafoigen: [denüfizieriing der regionalen 
Betroffenheit 

ln Deutschland gibt es vielfältige Untersu- 
chungen zu Klimaänderungen, Klimafol- 
gen und Vulnerabilität. Kürzlich startete 
das Potsdam Institut für Klimaforschung 
(PIK) im Auftrag des Umweltbundesam- 
tes/Ministeriums für Umwelt ein größeres 
Forschungsvoihaben, um eine integrierte 
Vulnerabilitätsbewertung für Deutschland 
durchzufiihren. Speziell für die Raumord- 
nung wurde 2008 eine räumliche lypisie- 
ning von Klimaänderungen und -folgen 
zur Identifikation von Klimawandel-Betrof- 
fenheits-Raumtypen erarbeitet.^® Ziel der 
räumlichen Typisierung war es, aus Sicht der 
Raumentwicklung einen - seinerzeit fehlen- 
den - bundesweit einheitlichen Überblick 
über die regionalen Ausprägungen und die 
Folge Wirkungen des Klimawandels sowie 
die Betroffenheit der Teikäume in Deutsch- 
land zu erhalten.^® 

ln Anlehnung an das Vulnerabilitätskonzept 
des International Fond of Climate Charge 
(IPCC),^“ bei dem sich die Verwundbarkeit 
eines Raumes gegenüber Klimaändemn- 
gen aus der Exposition bzw. den Wukfolgen 
(exposure), der AnfälM^eit (sensitiv! ty), der 
Betroffenheit (Kombination aus Wirkfolgen 
und Anfälligkeit) sowie der zukünftigen An- 
passungsfähigkeit (coping capacity) ablei- 
tet, erfolgte die Ermittlung, DarsteUung und 
Bewertung raumplanungsrelevanter regio- 
naler Klimawirkfolgen in drei Schritten: 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-127- 


Drucksache 17/8360 


• Exposition - Wiikfolgen: Zid der Typi- 
sierung ist die planungsrdevante Be- 
schreibung der regionalen KUmaande- 
rungen in Deutschland. Klimawandel 
-Regionstypen bEden dabei zusam- 
menfassende und systematisierende 
Darstellungen von Klimaänderungen 
und ihrer Wirkfolgen. Diese Analysen 
geben die o. g. Klimaprojektionen für 
die meisten Parameter von DWD und 
Klimaatlas regionabsiert wieder. 

• Klima wan del-AnfäRigkeits - Raum ty- 
pen: Sie beschreiben die Prädisposi- 
tion einzelner Räume gegenüber den 
Wirkfolgen des Klimawandels. Voraus- 
setzung dazu ist die Bestimmung raum- 
ordnerisch relevanter Wirkfolgen des 
Klimawandels. 

• Klima w an d el- B etr off enheits - Ra umty- 
pen: Sie sind eine räumbche Auswer- 
tung des Zusammentreffens aus den 
prognostizierten Veränderungen raum- 
planungsrelevanter Klimaparameter 
und der lokalen Anfälligkeit. 

Die Kbmawandel-Anfälbgkeits -Raumtypen 
stützen sich auf eb raumordnerisch beson- 
ders relevante Wirkfolgen. Davon wurden 
die Indikatoren, mit deren Hilfe die jewei- 
lige Wirkfolge erfasst werden kann, abgelei- 
tet. Im Ergebnis zeigt die kartographische 
DarsteUung räumliche Schwerpunkte der 
kumuberten Anfälligkeit durch raumord- 
nungsrelevante Wirkfolgen des Kbmawan- 
dels vor allem entlang der Siedlungsschwer- 
punkte. Diese Häufung der AnfäUigkeit ist 
viebach auf den hohen FlächenanteE von 
Siedlungs- und technischer Infrastruktur in 
den Verdichtungsräumen zurückzuffihren. 

Der deutbche Schwerpunkt der Anfälbg- 
keit gegenüber raumordnungsrelevanten 
Wirkfolgen spiegelt den Fokus des raum- 
ordnerischen Handlungsbedarfs und der 
Regelungskompetenz in den Verdichtungs- 
räumen mit ihren sensiblen Infrastruktur- 
einrichtungen und einem hohen AnteE 
empfindlicher Bevölkerungsgruppen wider. 
Zusätzlich verstäikt die Bebauungsdichte 
viele der raumplanungsrelevanten Wirkfol- 
gen, wie z.B. den Grad der Hitzebelastung 
oder die Stärke von Sturzfluten und lokalen 
Üb erschwemm ungen . 

Die Kbmawandel-Betrobenheits-Raumty- 
pen sind eine räumliche Auswertung des 
Zusammentreffens aus den prognostizier- 
ten Veränderungen raumplanungsrelevan- 
ter Klimaparameter und der lokalen Anfäl- 
ligkeit auf Ebene der Kreise und kreisfreien 
Städte (NUTS 3 -Level] in Deutschland. Der 


Begriff der Betroffenheit bezeichnet hier die 
Kombination aus dem Auftreten raumpla- 
nungsrelevanter Verändeningen des regi- 
onalen Klimas und der AnfäUigkeit der Ge- 
bietseinheit. 

Über eine Verflechtungsmatrix werden kb- 
matische Veränderungen und Anfälbgkeiten 
in drei Stufen fiir jeden IndEcator bewertet. 


(19) BBfl = Bundesamt für BauwEsen 
und Raumordnung: Raumantwick- 
lungsstrategien zum Klirnawandel 
- Vorstudie für Model Ivortiaben. BBR- 
Online-Publikalion 191/ÜB, Rnnn 2]DQB. 

(30) IPCC: Climat'E diange 2fl07: Ttie 
Ptrysical Science Rasis. 

WGI of Itie Intergoveimmerlal 
Panet or Climate Change (IPCC). 
Cambridge: Cambridge Llni- 

versity Press, 2007 


Regionale Betroffenheit „Sommertyp” 



Ausprägung d^s Problemkomplexes 1 der Kl im awand^l -Betroffenheits- 
Raumtypen für Szanario A1B im Zeitraum 2071-2100 


Bewertung einzelner Wirkfolgen: 



A B C 0* E 


Kumulierte Bewertung aller 5 Wirkfolgen: 



geringe starie 

Betroffenheit Betroffenheit 


A- h^fjgsre HitzefxriDden oder Hiteewälen 
B- Steigende Waldiiandgefahr 
C - Zunehmende Sdi wen Rungen des Oiundwass«^- 
^ Riegels 

D - BrsdhränRung der als Brauchwasser nutzbare n 
Vfässerressouioe n 

E - Steigende Oe^hidung der Arienviel^lt 

'* In 11 Ptanungsregion^ lagen Reine auseidhenden 
statstisciien iOaten zur Eimittlung des IBlaucfi- 
Wasserbedarfes vor. 

Räumliche Bnheit Regional plainungsegionen 
Daten^ndage: Bewertung einzelner raumplanungs* 
relvanter Wliiktdlgen des KUmawandels 
Bearbeitung: Rannow, Meyer, ReiscfilBuer, Greiving, 
Gruelm 

Erstellt in Auftrag des B MVBS/B BSR 
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Aufbauend auf der Auswertung der Klima- 
wandel -Regions typen lässt sich z.B. die 
Häufung von Wirkfolgen, die vermehrt kn 
Sommer auftreten [Prohlemkomplex 1]^ von 
den Wiikfolgen, die vermehrt kn Winter auf- 
treten CProhlemkomplex 23, unterschieden. 
Da die Infrastruktur [Prohlemkomplex 33 so- 
wohl durch Extrem Situationen kn Sommer 
als auch kn Winter heeinträchtigt werden 
kann, zeigt die räumliche Verteilung eine 
hohe Kongruenz zur Anfälligkeit. 

Prohlemkomplex 1 kennzeichnet inshe- 
sondefe steigende Sommertemperaturen 
und sinkende Sommerniederschläge. Die 
Auswertung lässt einen Schwerpunkt der 
Betroffenheit entlang des Rheins und kn 
Alpenvorland erwarten, aber auch in Ost- 
deutschland ist mit dem Entstehen erheb- 
licher Betroffenheiten zu rechnen. Bei der 
Betrachtung einzelner Wfrkfolgen wie z.B. 
der steigenden Waldbrandgefahr treten die- 
se Betroffenheiten noch deutlicher hervor 
und lassen vermuten, dass die Probleme, die 
hierdurch in einzelnen Regionen entstehen, 
aUe anderen der dort auftretenden Wfrkfol- 
gen in den Schatten steUen werden. 

Im Gegensatz dazu treten die Betroffen- 
heiten durch den Problemkomplex 2, d. h. 
durch zunehmende Winter- und Extremnie- 


derschläge ausgelöste Probleme, vor allem 
kn Nordwestdeutschen Tiefland und an der 
Nordseeküste auf. Gerade Mer erhöht die 
Kombination aus der Gefährdung durch 
Sturmfluten und einer waMschefrilichen 
Zunahme von Extremniederschlägen (v.a. 
in Folge von Winterstürmen3 die potenzieUe 
Betroffenheit. 

Dieses Bild gilt nur für die Gesamtschau al- 
ler betrachteten raumordnungsrelevanten 
Wiikfolgen. Im Einzelnen können die Be- 
troffenheiten einzelner Wfrkfolgen Mervon 
deutlich ab weichen und regional erhebli- 
chen Handlungsbedarf auslösen, wie z.B. 
die zunehmende WaldbrandgefaM kn Osten 
Deutschlands. 

Raumpla nu ngs r eie van te Klima fo Ige n 

Folgen des Klimawandels können positive 
(z.B. die Verlängerung der Vegetation sperio- 
de3 oder negative Wirkungen für Raumnut- 
zungen nach sich ziehen. Die negativen 
Folgen des Klimawandels bestimmen nicht 
nur die Wahrnehmung, sondern auch das 
planerische Handeln. Aus Sicht der Raum- 
ordnung weisen die folgenden negativ be- 
werteten Klimafolgen für die praktische Pla- 
nungeine besonders hohe Relevanz auf ^ 


[21) BMVBS [Hrsg.): Klimawandel 
als Handlungsfeld der Raumordnung, 
Forschungen Heft 141, Berlin 2010. 

[22] Arteilskreis [AK) Klimawandel 
und Raumplanung der ARL: Pla- 
nungs- und Steuerungsinstrumente 
zum Umgang mit dem Klimawandel. 
In: Diskussionspapier ö, 07/2010, 
Berlin-Brandenburg Ische Akademie der 
Wissensdiaften, Berlin 2010, S. 22. 


Reaktionsmöglichkeiten auf Klimawandelfolgen 

Kllmaänderung 

Wirkung 

Regionale 

Betroffenheit 

Betroffener 

Raumtyp/betroffene 

Raumnutzung 

Relevanz für 
Raumordnung 

Zunehmende 
Temperaturen; 
extreme Hitze- 
perioden 

Hitzebelastung 

Besondere 
Betroffenheit von 
Süd- und West- 
deutsohland 

Besondere Betroffenheit 
von Ballungsräumen 

Sicheruing von Kalt- 
und Frisch luftent- 
stehungsgebieten 
und Abflussbahnen 

Sinkende 
Niederschläge im 
Sommer 

Wassermngel in 
der Fläche 

Besondere 
Betroffenheit in 
Nordost- 
deutsohland 

Alle wasserabhängigen 
Funktionen und 
Nutzungen (natur- 
betonte Gebiete, land- 
und forstwirtschaftliche 
Nutzung) 

Vorsorgende 

Sicherung von 
Wasserressourcen ; 
Berücksichtigung bei 
Standortplanung 

Zunehmende Ge- 
fahr vcffi Extrem- 
niederschlags- 
ereignissen 

Steigende Gefahr 
vcffi lokalen 
Überflutungen 

Ubiquitär 

Siedlungen und 
(kritische) Infrastruktur 

Vorsorgender Hoch- 
wasserschutz 

Zunehmende Ge- 
fahr vcffi extremen 
Abflüssen in 
Flussgebieten 

Steigende Gefahr 
vcffi Flusshoch- 
wassern 

Flussauen 

Siedlungen und 
(kritische) Infrastruktur 

Vorsorgender Hoch- 
wasserschutz 

Steigender Meeres- 
spiegel in Ver- 
bindung mit zu- 
nehmender Gefahr 
extremer Sturm- 
ereiginisse 

Steigende Über- 
flutungsgefahr an 
Küsten 

Küstengebiete 

Siedlungen und 
(kritische) Infrastruktur 

Vorsorgender Hoch- 
wasserschutz 

Änderung klimati- 
scher Parameter 
allg. 

Verschiebung von 
Arealen; Veränderung 
von Lebensgemein- 
schaften 

Besondere 
Betoffenheit von 
Hoch- und Mittel- 
gebirgen 

Naturbetonte 

Ökosysteme 

Versorgende 

Sicherung von natur- 
sc hutzrelevanten 
Flächen 

Quelfe: AK2010, S.10 
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Temperaturerhöhungeti in Agglomerai Io- 
nen 

Höhere Temperatiiren infolge des Klima- 
wandels Mhren zu einer Verstärkung von 
Wärm ein sein insbesondere in den Kern- 
städlen der Agglomerationsräume, ln Ag- 
glomerationsräumen liegen die Temperatu- 
ren bereits heute 4 bis 10 “C höher als in den 
umliegenden ländlichen Räumen. Dieser 
Effekt kann durch den mit einem Klimawan- 
del verbundenen Anstieg der Durchschnitt- 
stemperaturen noch verstärkt werden. 


tuigefahren, gehören noch nicht zum Stan- 
d ardr epertoire . Vuln erab ilitätskarüeiungen , 
die die Grundlage von Festlegungs ans ätzen 
der Raumordnung zur Steuerung des Scha- 
denspotenzials von Raumnutzungen in ge- 
fährdeten Gebieten darstellen, sind ebenfalls 
in der Landes- und Regionalplanungspraxis 
noch eine Seltenheit, ln Zukunft muss die 
Raumordnung sich deshalb systematischer 
mit der Abschätzung potenziell negativer 
Klimafolgen auseinandersetzen. 

2*5*4 Klimaschutz durch Emissionshandel 


Ve rr inge ru ng vo n Was se rre s so urce n 

Wasserressourcen können sich infolge des 
Klimawandels durch eine Zunahme lang 
anhaltender Dürreperioden, insbesondere 
in den Sommermonaten verknappen, da 
einerseits eine hohe Verdunstung und ein 
erhöhter Bewässerungsbedarf bestehen, 
gleichzeitig eine sinkende Grundwasser- 
neubldungsrate die Wasserressourcen ver- 
ringeit. 

Verstärkung von Naturgefahren 

Mit dem Klimawandel wird auch eine Zu- 
nahme der Häufigkeit und Intensität von 
Extrem Wetterlagen erwartet (s.o.). Aus 
Sicht der Raumordnung Ist bei denjenigen 
klimabezogenen Naturgefahren der größte 
Handlungsbedaif zu erwarten, die eine hohe 
Standortgebundenheit aufweisen und deren 
Eintreten mit hoher Schadwirkung verbun- 
den ist. Dies sind in erster Linie Fluss Über- 
schwemmungen, Sturzfluten, Murgänge, 
Berg- und Erdrutsche, Sturmfluten sowie 
Waldbrände. 

Mit Ausnahme des vorbeugenden Hoch- 
wasserschutzes werden die meisten der 
hier aufgeführten Klimafolgen von der 
Raumordnungspraxis bisher erst am Rande 
thematisiert.^^ So verfolgf die Regionalpla- 
nung meistens keine großräumig angeleg- 
ten lufthygienischen Steuerungsansätze 
zur Dämpfung des Wärmeinseleffektes von 
Städten und Agglomerationen. Bis auf we- 
nige Regionen, die aufgrund ihrer Lage in 
Gebirgsregionen häufiger mit Naturgefah- 
ren konfrontiert sind, besteht bei der über- 
wiegenden Zahl der Regionalplanungsorga- 
nisationen keine längere Tradition bei der 
Abwehr von Natuigefahren wie Erdrutsche, 
Sturmfluten oder Waldbrände durch Fest- 
legungen im Regionalplan. Risikoanalysen, 
beispielsweise in Bezug auf die Anfälligkeit 
kritischer Infrastrukturen durch Extrem wet- 
terereignisse und andere klimabedingte Na- 



Deutschland hat sich mit seinem zweiten 
Nationalen Allokationsplan fiir die Jahre 
2008 bis 2012 (NAP 2008-20 12/NAP 11] auf 
eine deutliche Reduzierung der CO^- Emis- 
sionen gegenüber der ersten Handelsperio- 
de festgelegt. Während die Festlegungen kn 
NAP 1 gegenüber der Basisperiode 2000 bis 
2002 zu einer Emissions Verminderung von 
2 Mio. t COj auf 499 Mio. t (-0,5 %] beitragen 
Emissionsberechtigungen für CO^ 


Sektorale Struktur der Emissionsbe recht igungen 


20OS-2O12 
I I Energie 

Raffinerien 
Bsen und Stahl 
I I Zemeot und Kalk 

Glas und Keram ik 
ZeHstotf und Hapier 
Cltieniije 


Emissions berechtigu ngen 
in Mio. t 



Anmeikung: Es. werden ffr jedes Land maximal nir die fünf 
^i&Sten Wirfsohaft^ereicfie dargestellt. Oie Giäf^ des 
Kreässekters entsjpridht dem Anteil der EmissnirKtjerectitiguogBO 
des Wiirtscfiaftsbereichs an allein EmissiDnstjeiechtigungein des 
jeweiligein Landes. 


Dateinbasiis: DEHST 

Geexnetrische Grundage: BKG, Länder, 3112.2008 


(23) BßSR = BurKtesforsdiungsinstilut 
iüi Bau-, Stadt- und Raumfor^ctiung 
(HiEgi): Gueisdininsauswieitung von 
Stalu3-quo Aktivil^er der Länder und 
Regionen zum Klimawandel - Aus- 
wertung der Befragung der Länder 
und ausgewäfiller Regionen. BBSR- 
Online-Publikation Bonn 2011. 
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sollten, legt der NAP 11 eine weitere Reduk- 
tion der CO^- Emissionen um 43 Millionen t 
COj auf 453,07 Mio. t fest. Mit dieser Emis- 
sionsobergrenze hat Deutschland die Vor- 
aussetzungen deutlich verbessert, seine im 
Kyoto -ProtokoR festgelegten Klimaschutz- 
ziele einzuhalten. Die bis 2012 gegenüber 
dem Basisjahr 1990 angestrebte Reduktion 
der Tfeibhausgasemissionen um 21 % wur- 
de inzwischen nahezu erreicht. 

Zum Januar 2008 ist die zweite Handelspe- 
riode des Europäischen Emissionshandels- 
systems gestartet. Der Emissionshandel 
erfasst in Deutschland gut die Hälfte aller 
COj-Emissionen, da nach dem Tfeibhaus- 
gasemissionshandelsgesetz (TEHG) nicht 
aUe Verursachergruppen zur Teilnahme ver- 
pflichtet sind. Basierend auf den tatsächli- 
chen Emissionen der Jahre 2002-2005 wur- 
den den Unternehmen, die aufgrund ihrer 
spezifischen Emissionsintensität am Emis- 
sionshandel teilnehmen müssen, unter Be- 
rücksichtigung von sog. Erfüllungsfaktoren 
Emissionsberechtigungen überwiegend 
kostenlos zugeteilt. Falls diese Zuteilungs- 
menge für die geplante Produktion nicht 
ausreicht, können die Unternehmen ver- 
suchen, die fehlenden Berechtigungen ent- 
weder am Markt zu ersteigern oder durch 
technischen Fortschritt ihre Emissionen 
zu senken. Unter ökonomischen Aspekten 
flihrt der Emissionshandel bei den einbezo- 
genen Branchen dazu, dass die angestreb- 
ten Emissionsminderungen zu den gesamt- 
wirtschaMich geringsten Kosten erreicht 
werden. 

Der Emissionshandel hat sich als das zen- 
trale deutsche klimaschutzpolitische In- 
strument etabliert, das ohne regionale 
Differenzierung der rechtlichen Vorgaben 
bundesweit eingesetzt wird. Aufgrund der 
regionalen Verteilung der mittel- und un- 
mittelbar betroffenen Akteure und ihrer un- 
terschiedlichen Anpassungsfähigkeit besitzt 
der Emissionshandel gleichwohl räumlich 
differenzierte Wirkungen. Je nach der CO^- 
Intensität der Wirtschaft und des privaten 
Konsums variieren die Steuerungs Wirkun- 
gen des Emissionshandels gemessen am 
Anteil der vom Emissionshandel erfassten 
Emissionen nach Ländern. 

Erwartungsgemäß wurden die meisten 
Emissionsberechtigungen fiir Anlagen zur 
Erzeugung von Energie sowie von Eisen und 
Stahl zugeteEt. Entsprechend liegt der regi- 
onale Schwerpunkt der zugeteEten Emissi- 
on srechte in Nordrhein -Westfalen, das rund 
43 % aller bundesweit zugeteEten Emis- 


sion sberechtigungen hat. Mit deutlichem 
Abstand folgt an zweiter Stelle Brandenburg 
mit rd. 169 Mio. Emissionsberechtigungen, 
woflir insbesondere die Eneigiewiitschaft 
ursäcblich ist. Auf den nächsten Plätzen fol- 
gen die Länder Niedersachsen, Baden-Würt- 
temberg und Bayern. Die Länder Mecklen- 
burg-Vorpommem, Thüringen, Hambuig 
und Rheinland -Pfalz sind aufgrund ihrer 
wirtschaftsstrukturellen Ausrichtung am 
geringsten in den Emissionshandel einge- 
bunden. Daiüber hinaus schlagen einzelne 
Besonderheiten in der Wirtschaftsstruktur 
der Länder zu Buche. 

Da die in den Emissionshandel einbezoge- 
nen Sektoren regional konzentriert sind, 
weisen die deutschen Regionen eine un- 
terschiedlich starke Einbindung in den 
Emissionshandel auf Im gesamtdeutschen 
Durchschnitt wurden für den Zeitraum 
2008 bis 20 12 je Erwerbstätigen Emissions- 
berechtigungen an CO^ in Höhe von 50 t 
vergeben. Allerdings ist die Streuung der Re- 
gionalwerte sehr groß, ln den Energieregio- 
nen mit einer hohen CO^-lntensität wird ein 
GroßteE des Stroms produziert, den private 
oder gewerbliche Verbraucher in anderen 
Regionen mit einer starken Ausrichtung auf 
Investitions- oder Verbrauchsgüterindustri- 
en benötigten. Insofern ist die niedrige CO^- 
Intensität mancher deutscher Regionen der 
regionalen Konzentration der Energiewirt- 
schaft geschuldet, da dort die bei der Strom - 
eizeugung anfaEenden COj-Emissionen 
verbucht werden. 

Mit dem europäischen Emissionshandel ha- 
ben sich Mengenlösungen als klimaschutz- 
politisches Instrument etabliert. Angesichts 
der Tatsache, dass ab 2013 der Versteigerung 
von Emissionsberechtigungen eine größere 
Bedeutung zukommt, wird sich der Druck 
zur Emissions Verminderung in der zweiten 
Handelsperiode erhöhen. Insbesondere bei 
der Energiewirtschaft unterstützt dies den 
Trend hin zu einem klimafreundlicheren 
Eneigiemix. Zugleich steigen die Anreize fiir 
die regionalen Akteure vor Ort, verstäikt auf 
emeuerbare Eneigien umzusteigen. 

2*5*5 Raumordnungspolitische Schlussfol- 
gerungen 

Der Ausbau emeuerbarer Energien und die 
Anpassung an den Klimawandel sind zent- 
rale Herausforderungen wie auch eine neue 
Chance Eir die Raumordnung zur Koordi- 
nierung konkurrierender Raumnutzungs- 
ansprüche und Förderung einer effizienten 
Raumentwicklung. Beide Herausfordemn- 
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gen erfordern ausreichend Flache. Nur wenn 
der Aushau erneuerharer Energien, Klima- 
schutzm aßnahmen und die Anpassung an 
den Klimawandel flächen effizient umge- 
setzt werden, können die bundespolitischen 
Ziel Vorgaben mit einer ressourcenschonen- 
den Raumentwicklung einhergehen. Ener- 
gie- und Flächeneffizienz b ei der Raument- 
wicklung gehen Hand in Hand. Beides ist 
gleichzeitig ein Beitrag zum Klimaschutz. 
Eine energieeffiziente und klimawandelan- 
gepasste Raumentwicklung zielt darauf ab, 
durch einen sparsameren Umgang mit na- 
tiijüchen Ressourcen diese sowohl produk- 
tiver zu nutzen als auch Kosten zu sparen. 
Effizienz setzt voraus, dass der Ressourcen- 
einsatz insgesamt absolut rückläufig ist und 
nicht durch Mehrverbräuche („Rebound"- 
Effekte] aufgezehrt werden. 

AUein die Landes- und Regionalplanung - 
und eingeschränkt auch die Bundesraum- 
ordnung - sind als integrierende Gesamt- 
planungen in der Lage, die kn Raum häufig 
miteinander kollidierenden vielfältigen 
Belange in einen Ausgleich zu bringen und 
den erzielten Interessenausgleich rechts- 
verbindlich durch Festlegungen in einem 
Raumordnungsplan zu fixieren. Damit der 
Ausbau erneuerbarer Energien kn politisch 
gewünschten Umfang gelingen kann, muss 
die Raumordnung in ihren Plänen ausrei- 
chende Raumpotenziale für eine energeti- 
sche Nutzung und die technische Infrastruk- 
tur zu ihrer angemessenen Erschließung 
sichern. 

Windeneigieanlagen werden immer höher 
und leistungsfähiger und benötigen daher 
größere Abstandsflächen zum bebauten 
Siedlungsraum. Die Regionalplanung ver- 
fügt über leistungsfähige Instrumente in 
Form von Raumordnungsgebieten, um die- 
sen Flächenbedarf verträglich zu befriedi- 
gen und Windenergieanlagen auf die raum- 
ordnerisch geeigneten Standorte zu lenken. 
Die energetische Biomassenutzung basiert 
ebenfalls auf der Inanspruchnahme von 
land- und forstwktschafthch genutzten Flä- 
chen. Der Ausbau des Eneigiepflanzenbaus 
für energetische Zwecke wird bereits als 
gravierender Konkurrenzfaktor fiir die klas- 
sische Landnutzung zur Futter- und Nah- 
r ungsmittelpro d uktion wahigen omm en . 
SoRte sich die Forstwiitschaft in nächster 
Zukunft vermehrt auf eine energetische Ver- 
wertung ihrer Produkte umsteRen, erhöht 
sich der Umnutzungs druck auf Bestände 
und traditionelle Nutzungsformen. Da die 
Raumordnung über keinen bodenrechtR- 


chen Kompetenztitel verfiigt, kann sie die Art 
und Intensität der land- undforstwktschaft- 
lichen Nutzung nicht direkt steuern. Bisher 
beschränkt sich die Raumordnung deshalb 
auf eine Stand oitsteuerung der Anlagen zur 
en ergeüs ch en Biom as se Verwertung. 

Für einen großmaßstäblichen Ausbau der 
Wasserkraftnutzung fehlen die Potenziale 
in Deutschland, so dass in Zukunft vor al- 
lem die Modernisierung von Altanlagen zur 
Diskussion steht. Auch hier ist die Raumord- 
nung nicht der zentrale Ansprechpartner. 
Die Zulässigkeit von Vorhaben der Wasser- 
kraflnutzung wkd nach den Vorschriften des 
Lan de s wasserr e chts geregelt. 

Photovoltaikelemente werden kn kleinen 
Maß stab auf vorhandenen baulichen An- 
lagen und auf städtischen Freiflächen in- 
stalliert. Große Solarkraftwerke benötigen 
dagegen ausgedehnte landwktschaftlich 
genutzte Flächen als Standort. Wenn Anla- 
gen die Schwelle der Raumbedeutsamkeit 
überschreiten, kann die Raumordnung eine 
Standortlenkung der Anlagen durchfiihren. 
Um unverträgliche Konzentrationen von 
Kleinkraftwerken in Teüräumen zu verhin- 
dern, güt es frühzeitig und in angemesse- 
nem Umfang Eignungs- und Vorranggebiete 
insbesondere für Biogas- und Windenergie- 
anlagen auszuweisen. Darüber hinaus steRt 
das Repowering neue Anforderungen an 
die Steuerung durch Raumordnungspläne. 
D er Ausbau erneuerb arer Energie geht aber 
auch einher mit einem wachsenden Bedarf 
an Energie speichern. Unterkdis che Anlagen 
können durch Raumordnungspläne gegen- 
über konkurrierenden Nutzungen gesichert 
werden. 

Mit der Ausweitung der Flächennutzung für 
energetische Zwecke erhöht sich insbeson- 
dere der Bedarf an Leitungen für den Trans- 
port von Strom, Wärme oder Gas. Die Raum- 
ordnungwird in Zukunft verstärkt Korridore 
für Leitungen eruieren und gegenüber kon- 
kurrierenden Nutzungen freihalten müssen. 
Raum ordnungs verfahren können auf der 
Grundlage partizipativer Beteüigungsans ät- 
ze Trassenalternativen mit ihren Vor- und 
Nachteüen vergleichen und raum verträg- 
liche und von der Bevölkerung akzeptierte 
Varianten aufspüren. Durch Ausweisung 
von Raumordnungsgebieten können sowohl 
Leitungskorridore als auchAnlagenstandor- 
te gesichert werden. 

Neben den formeRen Instrumenten der 
Raumordnung kann durch den Einsatz ki- 
formeRer Instrumente die Koordination 
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[24] Die Bundesregiemng: Deutsche 
Anpassungsstralegifi an den Klimawan- 
dcl vom Bundesikabinclt am 17 De- 
zember 2008 beschlossen. Berlin 20QB. 


des Transformationsprozesses des Eneigie- 
systems produktiv flankiert werden. Eine 
besondere Rolle spielen in diesem Zusam- 
menhang regionale Energiekonzepte. Die- 
ses infbrmeUe Instrument hat in den ver- 
gangenen Jahren eine neue Renaissance 
erfahren. Allerdings machen noch nicht alle 
Tfager der Regionalplanung von diesem ko- 
operativen Instrument Gebrauch. Informa- 
tionen über ihre Organisation, Methodik 
und Inhalte steUt das ModeUvorhaben der 
Raumordnung (MORO) „Regionale Energie - 
konzepte" bereit. 


Beispiel: MORO Regionale Energiekonzepie 

Regionale Energiekonzepte stimmen die Energieproduktion, insbe- 
sondere den Mix erneuerbarer Energien, der in der Region zukünftig 
erzeugt werden soll, mit dem region alen Ausbaupotenzial, der dortigen 
Energienachfrage und ihrer absehbaren Entwicklung ab. Sie dienen 
somit vor allem der Definition gemeinsamer Entwicklungsziele, der 
Initiierung von Maßnahmen zum Ausbau der erneuerbaren Eneigie- 
produktion, der Weiterentwicklung der technischen Infrastruktur und 
natüjriich der allgemeinen Verbesserung der Energieeffizienz und des 
Energiesparens in der Region. Die der Kbordination der Ausbaupläne 
lokaler, regionaler und überregionaler Akteure der Energiewirtschaft 
steht häufig im Vordergrund. Mit Hilfe von regionalen Energiekonzep- 
ten kann der Umbau des nationalen Energiesystems kn regionalen 
Maßstab in eine nachhaltigere Richtung gesteuert werden. Regionale 
Energiekonzepte b asieren auf einem kooperativen Planungsansatz und 
dienen in erster linie dem Netzwerkmanagement. In dem MORO „re- 
gionale Eneigiekonzepte'' werden vier Modellregionen bei der Erarbei- 
tung bzw. Weiterentwicklung regionaler Energiekonzepte unterstützt. 

• Steuerung durch Information spielt in der Region Nordschwarz- 
wald eine wesentliche RoUe. Auf Basis des Informations angebots 
werden die Potenziale aller erneuerbaren Eneigien in der Region 
dargestellt und stehen für politische Entscheidungsträger wie 
Wirtschaft und ZivilgeseEschait zur Verfügung. 

• In der Region Frie slan d ist der Ausbau eme uerb arer Energien Teil 
eines 2010 erstellten Klimaschutzkonzeptes. Der Rückhait aus 
der Politik und eine offene und breit geführte Kommunikation 
waren aussschlaggebend für den dynamischen und eifolgreichen 
Prozess sowie die Ableitung zukünftiger Ausbaupläne. 

• In der Region Hannover werden aus einem regionalen Klima- 
schutzrahmenprogramm konkrete Umsetzungsschritte fiir die 
Steuerung des Ausbaus von erneuerbaren Energien abgeleitet. 
Eine offene Umsetzungs Strategie in Verbindung mit einem klar 
umiissenen Klimaschutzziel half dabei, zahlreiche Akteure 
einzubinden. Bis 2011 ist vorgesehen einen „klimaoptimierten 
Regionalplan'' zu erarbeiten. 

• Das region ale Energiekonzept der Plan ungsgem ein schaft Region 
Trier ist weit fortgeschritten. In einem dialogorientierten Prozess 
konnte eine breite Beteiligung aller in der Region für den Ausbau 
der erneuerbaren Energien relevanten Akteure erreicht werden. 
Die Ergebnisse des Konzeptes fanden Eingang in die formeUe 
Regionalplanung. 

Detaillierte Informationen zum MORO „Regionale Energiekonzep- 
te" finden sich auf der Homepage des BBSR, www.bbsr.bund.de. 


Bei der Bewältigung des Klimawandels spielt 
die Raumordnung in der Deutschen Anpas- 
sungsstrategie [DAS] eine zentrale Rolle. 
Der „Aktionsplan Anpassung" der Bundes- 
regierung betont ihre integrative Funktion. 
Mittlerweile wird der Klimawandel auch von 
der Raumordnungspraxis als wichtige Auf- 
gabe anerkannt. Ihr komplexer Instrumen- 
ten verbünd wird von der Regionalplanung 
allerdings noch sehr uneinheitlich zu Klima- 
schutz- und Klimaanpassungszwecken ein- 
gesetzt. Verschiedene Gründe erklären dies: 

• Unterschiedliche Betroffenheiten: Das 
Thema Siedlungsklimaschutz ist vor al- 
lem für verdichtete Regionen relevant, 
während vorbeugender Hochwasser- 
schutz in Regionen mit überschwem- 
m ungsgefährdeten Siedlungsb ereichen 
eine wichtige Rolle spielt. 

• Unterschiedliches Alter der Regional- 
pläne: Etwa seit 2007 ist zu beobachten, 
dass das Thema Klimawandel in Regio- 
nalplänen systematischer thematisiert 
wird. 

• Grundsätzliche Unterschiede in den 
politischen Handlungsspielräumen, die 
der Regionalplanung in den Ländern 
und Regionen eingeräumt werden. 

• Unterschiedliche Impulse, die die Bun- 
desländer ihren Regionen zur Bearbei- 
tung des Themas Klimawandel geben. 

Es ist davon auszugehen, je mehr das Kli- 
maargument in der politischen Wahrneh- 
mung an Gewicht gewinnt, desto eher kann 
die Raumordnung die Koordination unter- 
schiedlicher Raum ansprü che und raumbe- 
deutsamer Vorhaben und Maßnahmen an 
Belangen des Klimaschutzes und der Klima- 
anpassung ausrichten. 

Dem Klimawandel kann auf unterschied- 
lichen Ebenen durch Maßnahmen zur Ver- 
meidung [Mitigation] sowie zur Anpassung 
[Adaptation] durch die Raumordnung be- 
gegnet werden. Auch nach Auffassung der 
MKRO erfiillt die Raumordnung als fach- 
übergreifende Planung eine koordinieren- 
de und vermittelnde Querschnittsfiinktion, 
sowohl beim Klimaschutz als auch für wirk- 
same Vermeidungs- un d Min der ungs Stra- 
tegien. Unsicherheit über die regionalen 
Klimaänderungen und deren Wirkfolgen 
limitieren die Raumordnung allerdings in 
ihren verbindlichen Festsetzungen. 

Für den Steuerungserfolg der Raumord- 
nung ist entscheidend, dass ihre planeri- 
schen Konzepte zum Klimaschutz und zur 
Klimaanpassung möglichst in eine integ- 
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rierte Strategie eingebettet sind. Ziele des 
Klimaschutzes und der Klimaanpassung 
lassen sich erfolgreicher umsetzen, wenn 
die Raumordnung Ziele einer veikehrs spa- 
ren den Siedlungsentwicklungs eines res- 
sourceneffizienten Umgangs mit der Fläche, 
einer nachhaltigen Energiepolitik sowie 
eines vorbeugenden Hochwasserschutzes 
konsequenter verfolgt. 

Vermeidungsmaßnahmen zum Klimaschutz 
setzen häufig beim Emittenten an. Durch 
Beeinflussung der Sie dlungs Struktur kann 
aber auch die Raumordnung einen nicht 
unerheblichen Beitrag zum Klimaschutz 
leisten. Durch eine vorsorgeorientierte 
Raumordnungspolitik wird die Entstehung 
von Klimaschadgasen durch eine intelligen- 
te räumliche Anordnung von Nutzungen im 
Raum eingeschränkt. Nutzt die Raumord- 
nung ihren Kompetenztitel zur bewussten 
Förderung kompakterer und maßvoU ver- 
dichteter Siedlungsformen und setzt sie sich 
gegen eine disperse Weiterentwicklung des 
Siedlungsraumes und eine Eindämmung 
der baulichen Freirauminanspruchnahme 
ein, werden Siedlungsräume gefördert, die 
eneigieeffizientere Bebauungsformen mit 
höherer Dichte und eine geringere Auto- 
orientierung aufweisen, einfacher durch 
den ÖPNV erschlossen werden können und 
durch Sicherung breiter Frischluftschneisen 
leichter mit Kaltluft zu versorgen sind. 

Für Maßnahmen zur Klimaanpassung ist 
die Regionalplanung prädestiniert. Die Aus- 
wirkungen des Klimawandels sind in den 
Regionen sehr unterschiedlich ausgeprägt 
und erfordern dementsprechend individu- 
eUe Lösungsansätze. Auf regionaler Ebene 
sind zum einen die spezifischen Gegeben- 
heiten und möglichen Risiken des Klima- 
wandels mittels Vulnerabilitätsanalysen ab- 
zusch ätzen. Zum anderen sind erforderliche 
Maßnahmen wie ein vorbeugender Hoch- 
wasserschutz oder lufthygienische Frei- 
raumkonzepte zur Sicherung der Kaltluft- 
versorgung von Städten in einem größeren 
regionalen Gesamtzusammenhang durch- 
zusetzen. Bei der Entwicklung und Imple- 
mentierung regionaler Anpassungsstrategi- 
en geht es darum, die Nutzungs an Sprüche 
an den Raum untereinander abzu wägen 
und das Ergebnis des Interessenausgleichs 
durch Ziel- und Grundsatzfestlegungen in 
Landes- und Regionalplänen so zu konkre- 
tisieren, dass die Verwundbaikeit eines Teil- 
raumes gegenüber Klimafolgen möglichst 
gering bleibt oder verringert wird. 


Daneben ist zu prüfen, wie weit eine klima- 
angepasste Planung (CUmate Proofing) for- 
malisiert im Rahmen räumlicher Planung 
wie auch Umweltprüfling eingeflihrt wird. 

Das Politikfeld des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung ist so weit abgesteckt und 
berührt so viele unterschiedliche Aspek- 
te, dass die Raumordnung ohne integrierte 
Strategien keine umfassenden Erfolge ver- 
zeichnen wird. Geford ert ist ein Strategie - 
mix, der Vermeidungs- und Anpassungs- 
strategien verfolgt, die Festlegungskonzepte 
der Raumordnung zur Raum-, Sie dlungs-. 


Beispiel: KlimaMORO 

Im ModeRvorhaben „Raumentwicklungsstrategien zum Klimawan- 
del" (KlimaMoro] werden regionale Klimaschutz- und Klimaan- 
passungsstrategien mittels Anwendung und Weiterentwicklung des 
raumordnerischen Instnimentariums in acht ModeUregionen sowohl 
integriert als auch sektorspezifisch entwickelt. Ziele sind die For- 
mulierung regionaler Klimawandelstrategien, die Entwicklung pla- 
nerischer Ansätze zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Kli- 
mawandel zusammen mit der Praxis und erste Umsetzungsschritte: 

• Vorpommern: Küstenregion mit drohendem Meeresspiegelan- 
stieg und dadurch notwendiger Anpassung der Siedlungsstruk- 
turen 

• HaveUan d- Fläming: b reite Öffentüchkeits arb eit und Konzentrati- 
on auf Bewusstseinsbildung 

• Westsachsen: B eigb auf olgelan ds ch alt und Abgrenz ung von 

H andlungsräum en mit V uln erabilltätsindikatoren , F ok usr egio - 
nen 

• Ob eres Elbtal/ O sterzgebirge : Vertiefen de Untersu ch ung in zwei 
Teilregionen zur Analyse von Änderung von Flächennutzungs- 
strukturen und zur Initiierung von Projekten zum vorbeugenden 
H o ch wass ers chuiz 

• Mittel- und Südhessen: breite Betroffenheit mit Ermittlung von 
Hot-Spots zur Überprüfling von neuen Instnimenten und Pla- 
nungskategorien 

• Mittlerer Ob errhein / Nords chwarzw ald : Mittelgebirgsr egion mit 
spezifischen Vulnerabilitäten in den Bereichen Siedlung und 
Hochwasser sowie Bioklima und Tourismus 

• Region Stuttgart Thematisier ung der Standortqualitäten (Wär- 
mebelastung, Lebensqualität] un d ökonomischen Risiken (z.B. 
Produktionsausfall, Schiffbarkeit Kühlung von Kraftwerken] im 
BaRungsraum mit Initiierung eines Interessen-ZLastenausgleichs 

• Landkreis Neumarkt: Ausrichtung auf informeRe Instrumente auf 
Basis des bayerischen Planungssystems. 

Das KlimaMORO hat bereits wichtige Erkenntnisse erzielt, bei- 
spielsweise wie sich Regionen auf den Klimawandel proak- 
tiv vorbereiten können, mit welchen pragmatischen Kon- 
zepten die regionale Vulnerabilität (Exposition, Anfälligkeit] 
einschätzbar ist, wie sich Akteursnetzwerke initiieren und verstetigen 
lassen (Governanceformen] und mit welchen formalen und infor- 
mellen Instrumenten Klimaschutz und Klimaanpassung auf regio- 
naler Ebene erfolgreich betrieben werden können. DetaMerte Infor- 
mationen zum KlimaMORO finden sich unter www.klima-moro.de. 
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Freiraum- imd Infrastruktur integriert und 
Fachpolitiken und weitere Akteure sinnvoll 
miteinander vernetzt. 

Der Steuerungserfolg der Raumordnung 
hängt damit entscheidend von der Kom- 
petenz zum Netzwerkmanagement der 
praktischen Raumordner ab, d. h. von de- 
ren Vermögen, zahlreiche Akteure bei der 
Bestimmung von Zielen des Klimaschutzes 
und der Klimaanpassung einzubinden und 
zu Maßnahmen des praktischen Klima- 
schutzes und der Klimaanpassung zu moti- 
vieren. 

Die Bundesraumordnung kann bei der An- 
passung an den Klimawandel die Entwick- 
lung guter Beispiele und gewisser Standards 
bei Vulnerabilitätsanalysen fördern. Die 
durch den Klimawandel neu hinzugekom- 
menen Herausforderungen fiir die Raum- 
ordnung hab en deren Aufgaben Spektrum 
thematisch erweitert und ziehen einen 
Fortschreib ungsbe darf der „Leitbüder und 
Handlungs Strategien für die Raumentwick- 
lung in Deutschland" nach sich. Zahlreiche 
Anregungen, wie Regionen zum Klima- 
schutz und zur Klimaanpassung positiv bei- 
tragen können, gibt das MORO „Raument- 
wicklungsstrategien zum Klimawandel". 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-135- 


Drucksache 17/8360 


2-6 Wohnungsbautätigkeit und Immobilienmärkte 


In Deutschland ist die Bautätigkeit insge- 
samt seit 2001 rückläufig. Bereits ab Mitte 
der 1990er Jahre waren nach einer Phase 
hoher Bautätigkeit deutliche Rückgänge er- 
kennbar. Die hier betrachtete Entwicklung 
zeigt, dass die Bautätigkeit im Jahr 2009 nur 
noch etwa knapp die Hälfte des Volumens 
von 2001 umfasste. Während 2001 etwa 
326 000 Wohnungen fertig gesteUt wurden, 
liegt dieser Wert 2009 nur noch bei knapp 
160 000 Wohnungen. 

Glei ch erm aß en b eim Ein - und Zweifamilien - 
hausbau wie beim Geschosswohnungsbau 
ging der Neubau etwa um die Hälfte zurück. 
In einer ersten Abwärtsphase schwächte 
sich zwar der Geschoss Wohnungsbau zu- 
nächst deutlich stärker ab, doch in den ver- 
gangenen Jahren war der Rückgang im Ein- 
und Zweifamilienhausbau ausgeprägter, in 
Ostdeutschland mit -63 % intensiver als in 
Westdeutschland mit -50 %. 

Aktuelle Baugenehmigungszahlen des Sta- 
tistischen Bundesamtes für das Jahr 2010 
zeigen aUerdings eine Trendwende, die be- 
reits in 2009 eingesetzt hat. ln 2010 wurden 
Baugenehmigungen fiir 187 700 Wohnun- 
gen ausgestellt, davon 168 000 in neuerrich- 
teten Gebäuden. Das waren 5,5 % oder 9 700 


Wohnungen mehr als in 2009. Von den ins- 
gesamt genehmigten Wohnungen gehören 
164 600 Neubauwohnungen zu Wohngebäu- 
den (+6,8 % gegenüber 2009J. Der Anstieg 
von Baugenehmigungen fiir Wohnungen 
in Mehrfamilienhäusern (+8,5 %) fiel dabei 
etwas höher aus als fiir Wohnungen in Ein- 
(+5,0 %] undZweifamilienhäusem (+5,6 %). 
In neu errichteten Gebäuden wurden mit 
168 000 Genehmigungen 6,6 % oder 10 400 
Wohnungen mehr als 2009 genehmigt. Mit 
diesen Zahlen ist zu erwarten, dass sich auch 
die Baufertigstellungen in den nächsten Jah- 
ren wieder leicht erhöhen werden. 

Die Bautätigkeit je 1 000 Einwohner ist in 
Deutschland von ca. 3,5 Wohnungen in 2001 
auf deutlich unter zwei FerügsteUungen 
in 2009 gesunken. Der bereits kn Jahr 2001 
niedrigere Wert für Ostdeutschland (knapp 
drei FerügsteUungen] liegt 2009 bei gut 1,1 
FerügsteUungen und weicht vom firüheren 
Bundesgebiet nun noch deutlicher ab. In 
Westdeutschland hat die Zahl der ferüg ge- 
steUten Wohnungen je 1 000 Einwohner kn 
betrachteten Zeitraum von 3,6 auf 1,8 Woh- 
nungen abgenommen. 

Der firüher deutliche Niveauunterschied 
zwischen den Kernstädten mit einer nied- 


Bautätigkeit Wohnungen 1993 bis 2009 


Bautätigkeit Insgesamt 

fertiggestellte Wohnungen 



Deutschland 
Atte Länder 
Neue Länder 


Bautätigkeit nach der Gebäudeart 

fertiggestellte Wohnungen 



Alte Länder - Ein- und ZweHamilienhäuser 
Alte Länder - Mehrfaimilienhäuser 
Neue Länder - Ein- und Zweifamilienhäuser 
Neue Lander - Mehrfamilienhäuser 


Anmerkung: feiüggestelltie Wohnungen in neu errichtete Wohngebäude, ohne Wohnheirre; 
dnschlieißtich der urrfegreichen Nachmeldunge wi der Stadt München 2'OCM- und 2'006 


OtatebasKi BBSR-Wohnun^marktbebachtungssysem, Statislik der Ballfertigstellungen des Bundes und der Länder 
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Bautätigkeit in Deutschland nach zusammen gefassten Kreistypen 



Deutschland 


Alte Lander 


Neue Lander 


Kemstädte 

verdichtetes Umland 

ländliches Umland 

iändlidher Raum 


Alte Lander 

Kernstädte 

Neue Lander 


Alte Lander 

verdichtetes 

Umland 

Neue Lander 

ländliches 

Umland 

Alte Lander 

Neue Lander 


Alte Lander 

ländlicher 

Raum 

Neue Lander 
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I I Fertigstellungen 2001 


Dafteinbasiis: IBBSR-Wohnungsmarktbeobachtunfgssysleei. Staftistök der 
BaufeiügsteHungen des Bundes und der Länder 


fertiggestellte Wohnungen je 1 000 Einwohner 
Fertigstellungen 2009 

© BBSR Bonn 2011 1 


rigeren Bautätigkeit zu den Umlandkreisen 
und ländlichen Kreisen mit einer höheren 
Bautätigkeit ist stark zurückgegangen. Aktu- 
ell liegt die Bautätigkeit in den Kern Städten 
nicht allzu weit von deijenigen der Umland- 
kreise und der ländlichen Kreise entfernt. 
Für Westdeutschland ist eine stärkere Kon- 
zentration der Bautätigkeit auf die Kern- 
städte eikennhar als im Osten. Das Niveau 
der Bautätigkeit je 1 000 Einwohner ist Mer 
aktuell ungefäM genau so hoch wie das der 
Umlandkreise und der ländUchen Räume, 
was sich zu Beginn dieses Jahrzehnts noch 
deutlich anders darsteUte. Im Osten hegt 
das Niveau der Bautätigkeit der Kernstädte 
deuthch darunter. 

Während der Ein- und Zweifamilienhaus- 
bereich außeihalb der Städte die Neubau- 
tätigkeit dominiert, konzentriert sich der 
Geschosswohnungsbau primär auf die 
Kern Städte. Konnte zu Beginn des Jahr- 
zehnts beim Geschosswohnungsbau noch 
eine gleicMangige Bedeutung des Umlan- 
des gegenüber den Kernstädten beobachtet 
werden, hat sich mittlerweile der Schwer- 
punkt eindeutig in Richtung der Zentren 
verschoben. Insbesondere das weiter ent- 


fernte Umlan d der Ver dichtungsräume weist 
mittlerweile eine sehr niedrige Bautätigkeit 
im Geschosswohnungsbau auf. 

Beim Ein- und Zweifamihenhausbau ist 
zwar weiterMn von einer stärkeren Bedeu- 
tung der Umlandkreise auszugehen, je doch 
ist das Gefälle zwischen Umland und Kern- 
stadt deutlich nivelliert. Während 2001 ein- 
wohnerbezogen gegen üb er den Kemstädten 
noch drei- bis viermal so viel Fertigstellun- 
gen im Umland erfolgten, sind es heute nur 
noch anderthalb bis doppelt so viele. 

Bevölkerungsentwicklung und Neubautä- 
tigkeit 

Die Dämpfung der Neubautätigkeit durch 
sinkende NacMrage ist auf gesamtstaatli- 
cher Ebene seit 2003 erkennbar. Seitdem 
nimmt die Bevölkerungszahl mit zuneh- 
mender Tendenz ab, kn Schnitt um ca. 
90 000 Personen pro Jahr. Die Abnahme geht 
im Wesentlichen auf das Konto der neuen 
Länder, während die alten Länder erst seit 
2006 rückläufige Bevölkerungszahlen auf- 
weisen. Allerdings ist die Entwicklung der 
Haushaltszahlen insbesondere in den alten 
Ländern noch positiv, ln den neuen Ländern 
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wird die Nachfrage jedoch nicht mehr von 
zusätzlichen Haushalten getragen, sondern 
von einer Präferenzverschiehung weg von 
Mietgeschoss Wohnungen hin zu Eigenhei- 
men. 

Viele Regionen in Westdeutschland sind in 
den letzten Jahren in ihrer Bevölkeningszahl 
noch gewachsen. MittlerweEe zeigt sich je- 
doch auch hier in zahlreichen Teilräumen 
ein Trend zur Bevölkerungsahnahme. Krei- 
se mit relativ hoher Bevölkerungsahnahme 
erleben zumeist einen korrespondierenden 
Rückgang der Bautätigkeit. So verzeichnen 
die meisten Kreise, die einen Bevölkerungs- 
rückgang zwischen 2001 und 2009 von mehr 
als 5 % aufwiesen, einen Rückgang der Bau- 
tätigkeit um 70 bis 80 % . Kreise mit einer Zu- 
nahme der Bevölkerung liegen im Rückgang 
der Bautätigkeit deutlich niedriger und wei- 
sen in der Mehrheit der FäUe Veränderungs- 
werte von -30 bis -60 % auf. 

Warum selbst in noch wachsenden Kreisen 
ein Rückgang der Bautätigkeit feststeUbar 
ist, lässt sich durch weitere EinJlussfaktoren 
erklären. Ein Grund ist eine sehr hohe Bau- 
tätigkeit in der Vorperiode, die ein Überan- 
gebot zur Folge hat. Automatisch reagiert 
dann der Wohnungsbau durch eine verrin- 
gerte Neubauquote. 

Je mehr der Neubau zurückgeht, desto 
stärker gewinnen Baumaßnahmen an be- 
stehenden Gebäuden (Modernisierung, In- 
standhaltung etc.) an Gewicht. War bis Ende 
der 1990er Jahre das Neubauvolumen noch 
deutlich höher als die Bestandsmaßnah- 
men, so hat sich in den letzten zehn Jahren 
eine Umkehr vollzogen. AktueU umfassen 
Bestandsinvestitionen knapp 80 % aller 
Wohnungsb auin ve stitionen . 

Region alisierte Daten zur Entwicklung des 
Wohnungsbauvolumens liegen nicht vor, 
so dass eine genaue regionale Analyse nicht 
vorgenommen werden kann. Aber aus der 
Kenntnis des Investitionsverhaltens vieler 
Akteure vor Ort ist grundsätzlich erkenn- 
bar, dass auch in schrumpfenden Regio- 
nen - insbesondere mit Unterstützung der 
öffentlichen Hand - Investitionsmaßnah- 
men in bestehende Gebäude erfolgen, um 
die Marktgängigkeit des Gebäudebestandes 
und insbesondere seine energetische Quali- 
tät zu sichern und zu verbessern. 

2*6*1 ImmohUienpreise 

Die Höhe der durchschnittlichen Woh- 
nungsmieten und Immobilienpreise 
schwankt zwischen den regionalen Immobi- 


lienmärkten in Deutschland erheblich. Um 
das räumliche Verteilungsmuster abbilden 
zu können, werden die durchschnittlichen 
Angebotspreise von Standard -Einfamilien- 
häusern auf der Ebene von Kreisregionen 
betrachtet. Es besteht ein deutliches Preis- 
geiaUe zwischen Kernstädten, Umlandkrei- 
sen und ländlichen Kreisen. Metropolkerne 
mit einer hohen Beschäftigten dichte und 
einer wachsenden Bevölkerungsbasis wie 
München, Stuttgart, Frankfurt am Main, 
Düsseldorf und Hamburg erreichen die 
höchsten Eigenheimpreise. Peripherere La- 
gen sind von niedrigen Preisstrukturen ge- 
prägt. Großräumig faUen zusätzlich deutli- 
che Niveauunterschiede auf. Die südlichen 
Bundesländer sind dabei am teuersten. Es 
folgen die Ländergruppen Westen, Norden 
und Osten. 

ln Ostdeutschland sind die niedrigsten 
Hauspreise festzusteRen. Die Landkreise 
Demmin, Prignitz und Kyffhäuseikreis un- 
terschreiten sogar die Schwelle von 100 000 
Euro fiir Standard- Einfamilienhäuser. Hier 
fallen auch die Niveauunterschiede zwi- 
schen den Kemstädten und ihren Umland- 
kreisen deutlich geringer aus. Im Vergleich 
aUer Metropolkerne in Deutschland weist 
Beilin das niedrigste Preisniveau auf. Al- 
lerdings erfährt die Bundeshauptstadt auf- 
grund einer erhöhten Nachfrage seit 2010 
deutlichere Preissteigerungen bei Immobi- 
lien. 

Die Dynamik der Hauspreise war in den 
letzten Jahren kn Vergleich zu anderen Staa- 
ten ausgesprochen gering, was sich im Zu- 
sammenhang mit der Finanzmarktkrise als 
eine Stärke erwiesen hat. ln Deutschland 
hat sich keine Immobilienblase entwickelt. 
Zumindest fiirWohnimmobilien resultieren 
aus der Finanzmarktkrise keine gravieren- 
den Preis einbrüche. Verschiedene aktueUe 
Immobilienpreisindizes belegen dies. 

Die BBSR-Berechnungen der Angebotsprei- 
se für Standard- Eigenheime belegen nur 
geringfügige durchschnittliche nominale 
Preisrückgänge in den Jahren 2005 bis 2008. 
Die höchsten Preisrückgänge werden in den 
verdichteten und ländlichen Umlandkreisen 
in Norddeutschland sowie in verdichteten 
Umlandkreisen in den westlichen Bundes- 
ländern erreicht (-3,2 bis -5,7 %). Positive 
Entwicklungen faUen besonders kn Süden 
und in ländlichen Räumen in Ostdeutsch- 
land auf. ln Ostdeutschland profitieren vor- 
rangig die Teilräume mit einer hohen touris- 
tischen Attraktivität, wie die Ostseeküste. 
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Seit 20 10 sind deutschlandweit wieder leicht 
steigende Angeh otspieise zu erkennen. Die 
hohen großräumigen und intraregionalen 
Unterschiede der Kaufpreise korrelieren 
deutlich mit den regionalen Einkommen 
der Haushalte. Hieraus kann man aber nicht 
den Umkehrschluss ziehen, dass allein die 
Einkommen für die Niveaus der Hauspreise 
verantwortlich sind. Die preisbildenden Fak- 
toren sind deutlich vielfältiger. Zudem kön- 
nen Einkommens unter schiede nicht immer 
die erheblichen Preisunterschiede kompen- 
sieren, wie eine Betrachtung der Hauspreis- 
Einkommensrelation zeigt. Sie beschreibt 
die durchschnittlichen Aufwendungen des 
verifiigb aren Haush altsj ahresn etto einkom - 
mens, die nötig sind, um ein Standard- Ein- 


familienhaus erwerben zu können, bzw. die 
Erschwinglichkeit eines Hauserwerbs. Bei 
konstanten Preisen würden die Relationen 
mit steigendem Einkommen abnehmen. Im 
Mittel muss ln Deutschland das 5,1 -fache 
Jahresnettoeinkommen der Haushalte für 
den Erwerb von Standard-Einfamilienhäu- 
sern eingesetzt werden. 

In Ostdeutschland bestehen im Durch- 
schnitt mit dem Faktor 4,6 günstigere Bedin- 
gungen als in Westdeutschland. Die Karte 
der Hauspreis-Einkommensrelationen zeigt 
aber auch, dass vor allem ländliche Räume 
in Nieder Sachsen, kn östlichen Nordrhein - 
Westfalen und im nördlichen Hessen sehr 
günstige Relationen aufweisen. 


Hauspreise Einfamilienhäuser Haus preis -Einkommensrelationen Einfamilienhäuser 



Angebotspreise für S^ndard- Einfamilienhäuser 


2009/2010 1. Halbjahr in 1 
I I bis unter 125 

I I 125 bis unter 150 

150 bis unter 200 

200 bis unter 250 

250 und mehr 


000 Euro 

nülll 

45 64 119 60 64 
Häufig ikelten 


Abweichungen der Hauspreis-Einkommensrelationen 
vom Bundesmittelwert 2009/2010 1. Halbjahr in % 


■ 


bis 

unter 

-25 

□ 

-25 

bis 

unter 

-10 

□ 

-10 

bis 

unter 

10 

□ 

10 

bis 

unter 

25 

■ 

25 

und mehr 




60 1 07 64 46 54 
k^ufigksiitiBO 


Arimäihun^än: 

]Pr>eie& ifür ItäindardiäiJS« ^ Argätiotispfäisa für Einfamiliärihaü&a' nntt 100 bis 150 
Wobrilaähäund (e^ional gest^lfättäfi Gnjrdsatfjdi^rOilWi; 

MäUdpoten und Gmfisatädte: 2.00 bis 050 m^. ümlandkr«isa: 250 bis 700 mf, 
ländUcbdiKirieisa 500bis 050 mK 


Anmäffojnpän: 

iHauspffiis-£ink«ri(inänsräla!tioriän; Arngdbotspreisä ifOr Sit^daid-EinfamiliäfibäJSäf 
als Viatfadhas das veffOigbarari ji^rlicl^ iltausballsnanaairkodTnaris 
Praisa Standardiausar= Arngabaispraisa for Einibmilianbaüsaf mit 100 bis 150 
Wabnflädia und rapiarial igastaialtari GrundstOdksigri&aan: 

Gmitetadta: 200 bis 050 m’. Umlandkifaisa: 250 bis 700 m*. ländUühaiKirä^: 500 bis 050 m^. 


Datenbasis: l^SR-VtAjhnungsimarldbeDbadhftuingssysteim, IE)iN ImmGOatan 'GmbH, 
VoHkswirtsdhafUiidtis Gesamtredtinung dar Länder 


GetMnetrisctie Gmndagen: 6KG/BBGR, KrHsegiDinen, 31.12.2006 
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Methode: Preisdaten für Wohnungen 
und Häuser 

Das BBSR analysiert Preisdaten aus 
Miet- und Kaufinseraten für Wohnun- 
gen und Einfamilienhäuser, hasierend 
auf Annoncen aus Zeitungen und Inter- 
netportalen. Daraus lassen sich nach 
Bereinigungs- und Filterprozessen hspw. 
durdischnittliche Kauj^reise fiir Einfa- 
milienhäuser here ebnen. Die Preisda- 
ten gehen die Angeh ots Struktur wider. 

Dagegen wird die hohe Kaulkraft im Süden 
Deutschlands von kn Verhältnis z.'L deut- 
lich höheren Immohilienpreisen überlagert. 
In den Landkreisen München und Starn- 
berg sowie in der Stadt München müssen 
die Eigenheimerwerber durchschnittlich 
ungefähr zehn Haushaltsjahresnettoein- 
kommen für die reinen Immobilienkosten 
aufiH/enden. Es sind die mit Abstand un- 
günstigsten Ausgaberelationen kn bundes- 
weiten Vergleich, gefolgt von den weiteren 
Münchner Umlandkreisen sowie den hessi- 
schen Landkreisen Main-Taunus-Kreis und 
Hoch-Taunus-Kreis. Es folgen die Städte 
Freiburg kn Breisgau, Frankfurt am Main, 
Stuttgart, Wiesbaden und Heidelberg. Aber 
auch in ländlichen Kreisen Bayerns und Ba- 
den-Württembergs sind kn Vergleich zum 
Durchschnittseinkommen in anderen Län- 
dern höhere Erwerbskosten der Haushalte 
für Wohnimmobilien zu schultern. 

Die Hauspreis-Einkommensrelationen sind 
in den vergangenen Jahren relativ konstant 
geblieben. Es konnten sich weder deutliche 
Einkommenszuwächse noch deutliche Im- 
m obilienpreisveränder ungen durch setzen . 

2 *6 *2 Wohn u ng slee r stä n de 

Neben deutüchen Preisveränderungen zei- 
gen Wohnungsleerstände Verwerfungen 
zwischen Wohn ungs angeb ot und Nachfrage 
an. Leerstandsquoten zwischen 2 und 3 % 
sind als Fluktuationsreserven notwendig, 
um Umzüge und Baumaßnamen zu ermög- 
lichen. Darüber hinausgehende Quoten 
weisen auf Vermarktungsprobleme in den 
Wohnungsbeständen bzw. den Wohnungs- 
teiknäikten hin. Durch einen hohen Leer- 
stand kann es zu Störungen der Funktions- 
fähigkeit von Immobilienmärkten kommen. 

Leerstände stellen insbesondere fiir die 
Hauseigentümer ein massives Problem dar. 
Neben dem Wertverlust der Immobilie treten 
zusälzlich finanzielle Verluste aus entgan- 
genen Mieteinnahmen hinzu. Automatisch 


stehen weniger Finanzmittel fiir die Durch- 
führung notwendiger Sarderungs- oder Mo- 
dernisierungsmaßnahmen zur Verfügung, 
was das Langzeitrisiko des Leerstands weiter 
erhöht. Eine Abwärtsspkale kann die Folge 
sein. Sind in der Nachbarschaft auch andere 
Immobilien vom Leerstand betroffen, ist der 
Immobilienbestand des gesamten Quartiers 


Wohnungsleerstand in Mehrfamilienhäusern 



Marktaktive Leerstandsquote in 
Mehrfamilienhäusern 2009 in % 

I I bis unter 2,5 

I I 2,5 bis unter 5,0 

I I 5,0 bis unter 7,5 

7,5 bis unter 10,0 

10,0 und mehr 

{/A Werte statistisch unsicher 


Date nbas is: B BSR-Wd hnuingsmarktbeobachftyngssystBm , 
e mp iica- Ijeerstandsindex 

Cecxnetiische Cmindage: BKG, Kieise, Stand 31.12.2009 



Häufigkeiten 


Animeikung: 

Bei der marilttaktiven Leer^andsquote werden unvermietete MietwD tinungen als leersti^tieind definiert In den 
eimpiiica-Leerstandsiindex fließen dsie tagesgenauen Angaben Vermietungssirtuatlcxi der betradhrteten 
Wotviung^estände ein. Dem Index liegen InfbrmatiD nen tur 11 % des gesa mten GesttiDsswohnunj^bestandes 
in Deutschland vcr. Wed wirtschafUicb aufgegebene und Sübstancbidwolhnungen {Ofeihheizung) nidht erfasst 
sind, liegen diese Leerstandsquoten unter denen anderer Erhebungen (z.B. IMiiuiDzensiK]i. 
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von den negativen Folge eff ekten bedroht. 
Gegenmaßnahmen wie die staatlich geför- 
derte Sanier img sowie die Programme zum 
Stadt umbau Ost und West schaffen Abhilfe 
und mindern Leerstandsprobleme. 

Ostdeutschland ist besonders von Leerstän- 
den im Wohnungsbestand betroffen. Hier 
weisen insbesondere ländliche Kreise hohe 
Leerstandsquoten auf. Die höchsten Anteile 
wurden 2009 mit Leerstandsquoten von gut 
10 % am Goschoss wohnungsbestand in den 
Landkreisen Prignitz, Kyffhäu serkreis und 
Nordsachsen sowie in den kreisfreien Städ- 
ten Schwerin, Chemnitz und Halle (Saale] 
ermittelt. Innerhalb der Kreise erreichen vor 
allem Mittelstädte und ländliche Gemein- 
den sehr hohe Leerstands werte. 

Die Ursachen können vielfältig sein. Gebäu- 
de mit besonders schlechter Bausubstanz 
lassen sich teEweise nicht mehr rentabel 
sanieren, so dass ein Rückbau in Erwägung 
gezogen werden muss. Außerdem können 
Bestände nicht nachfragegerecht sein. Da- 
bei spielen Wohnungsgröße, Ausstattung, 
Gebäudeart und -zustand sowie Wohn Um- 
feld eine wesentliche RoUe. Daher besteht 
in Ostdeutschland ein Nebeneinander von 
Wohnungsneubau und Wohnungsleerstän- 
den. 

Auch in Westdeutschland sind einige Regi- 
onen von hohen Leerständen geprägt. Es 
handelt sich hauptsächlich um einzelne 
ländliche Kreise und Umlandkreise im Nor- 
den und Westen, die wirtschaftliche Pro- 
bleme aufweisen, die sich negativ auf die 
Bevölkerungsentwicklung in Form von Wan- 
derungsverlusten aus wirken. Die höchsten 
Leerstandsquoten zeigen die Landkreise 
Soest und Hochsaueriandkreis sowie die 
Stadt Salzgitter. 

Dem Rückgang der Leer stände in Ost- 
deutschland stehen im Westen steigende 
Quoten außerhalb der Kernstädte gegen- 
über. Auch in Westdeutschland besteht also 
ein akuter Handlungsbedaif zur Reduzie- 
rung von Wohnungsleerständen. Vor allem 
in den ländlichen Kreisen gEt es frühzeitig 
Maßnahmen zur Eindämmung der Leer- 
standsproblematik zu ergreifen. 


[1] BBSfi (Hrsgi.): Wolinungs- und Immo- 
bil ienmarkte Ini Deutschland 20111 Ana- 
lyseu Bau.Sladt.FlaunT, Bd. 5. Bonn 201 1 . 

B8B (Hrsg.): AkteurE, Beweggründe, 
Triebkräfte der Suburtanislerung. Mo- 
tive des Wegzugs - Einfluss der Ver- 
kelrsinfraslnjklur auf Ansiedlungs- und 
Mobil itätsvertielten In: BBB-Online- 
Publlkation, Nr. 21/2007. Bonn 2007b. 


2 *6 *3 Woh n u ng sm arkte n tw icklu nge n 

Die Wohn ungs- und ImmobEienmäikte sind 
in besonderer Weise von den regionalen 
Marktbedingungen beeinflusst. So orien- 
tieren sich Wohnungs- und Eigenheimsu- 
chende nicht nur inneih alb einer Stadt oder 
Gemeinde, sondern versuchen die vielfälti- 


gen Ansprüche an eine künftige Wohnung 
innerhalb eines erreichbaren Umfeldes ei- 
ner Region zu realisieren. Um die Ausgangs - 
bedingungen der Wohnungs- und 1mm o- 
bEienmärkte und deren Veränderungen zu 
analysieren, hat das BBSR flächendeckend 
Wohnungsmaiktregionen abgegrenzt und 
nach ihren Entwicklungspfaden typisiert. 
Die Abgrenzungen erfolgten über Kriterien 
der Pendlerbeziehungen und der Erreich- 
barkeit der Kernstädte. 

Die Wohnungsmarktregionstypen bieten die 
Möglichkeit, ähnlich strukturierte Regionen 
in Teilräumen Deutschlands für Analysen 
zusammenzufassen, um Trends für ver- 
gleichbare Räume ableiten zu können. Dazu 
wurden Indikatoren zur Bevölkerungs- und 
Beschäftigten entwicklung, zum Wände - 
lungssaldo, zur Arbeitslosenquote, Kaufkraft 
und Re alsteueikraft kombiniert, so dass sich 
wachsende, stabEe und schrumpfende Woh- 
nungsmarktregionen darsteüen lassen. 

Die VerteEung der Wohnungsmarktregions- 
typen zeigt klare großräumige Unterschie- 
de. Der Süden Deutscblands ist deutlich von 
wachsenden und stark wachsenden Regi- 
onen geprägt. Im Westen und Norden sind 
alle Regionstypen zu finden, teEweise regio- 
nal konzentriert. Der Raum Rhein -Ruhr, das 
Saaiiand sowie das südliche und östlche 
Niedersachsen sind von Schrumpfungsbe- 
dingungen geprägt, ln Ostdeutschland sind 
diese mit Ausnahme der Regionen Berlin 
und Potsdam noch stärker verbreitet 

Wohnungsmärkte mit Angebotsengpässen 

Vor allem prosperierende Regionen weisen 
in Deutscbland Angebots engpässe auf. ln 
diesen wirtschaftlich starken und expan- 
dierenden Räumen können die Kernstädte 
vielfach nicht entsprechend der Nachfra- 
gestruktur finanzierbaren Wohnraum an- 
bieten, so dass sich weiterhin Tendenzen 
zu anhaltender Sub Urbanisierung zeigen. 
FamEien mit Kindern finden den für die 
Haushalts Situation passenden und gleich- 
zeitigfinanzierbaren Wohnraum nicht in der 
Kern Stadt, sondern eher in ihrem Umland. 
Dabei handelt es sich nicht unbedingt uni 
den bevorzugten Wohnort. 

Verschiedene Haushaltsbefragungen bele- 
gen die Bereitschaft, in der Stadt wohnen zu 
bleiben oder zurückzuziehen, wenn adäqua- 
te Wohn ungs angeb ote in der Stadt beste- 
hen.^ Zuzüge in das Umland der Kernstädte 
bewirken dort einen Anstieg der Wohnkos- 
ten und können zu einer räumlich weiter 
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ausgreifenden Sub Urbanisierung fiihren. 
Die große räumliche Ausdehnung von Woh- 
nungsmarktregionen wie München oder 
Stuttgart ist besonders auf solche Wande- 
rungsprozesse zurückzuföhren. Zahlreiche 
prosperierende Städte mit hohen Mieten 
und Immobilienpreisen - wie Heidelberg, 
Frankfurt am Main, Köln, Mainz und Re- 
gensburg - sind ebenfalls von Stadt-Um- 
land- Wanderungen geprägt und fallen als 
typische Sub Urbanisierungsregionen auf. 

Städte wie Münster oder Freibuig konnten 
in den vergangenen fahren Ihre Wande- 
rungsverluste innerhalb der Region sogar 
in leichte Gewinne umkehren. Diese beiden 
Städte fördeiten Angebotserweiterungen 
= Freibuig besonders im Geschosswoh- 
nungsbau, Münster im Eigenheimbau - und 
erhöhten somit die Zuzugsbereitschait aus 
dem Umland. 

Eine aktive Wohnungsbaupolitik in wach- 
senden Städten wirkt also der Suburbani- 
siening entschieden entgegen und kann 
die Effekte von hohen Mietunterschieden 
zwischen Kernstädten und ihren Umland- 
gemeinden relativieren. Somit sind die 
Neubautätigkeit ebenso wie die nachfrage- 
gerechte Aufwertung von Wohnungsbestän- 
den in angespannten Wohnungsmäikten 
wichtige Instrumente für das „Halten" oder 
die „Gewinnung" von Haushalten. 

Wohnungsmärkte mit Angebotsüberhän- 
gen 



Wohnungsmar kt regionstypen 


Städte und Gemein den in Regionen mit rück- 
läufigen Bevölkerungs- und vor aRem Haus- 
haltszahlen weisen häufig schrumpfiingsbe- 
dingte Marktprobleme auf Dort kann eine 
weitere Veikleinening der Haushalte nicht 
mehr die natürlichen Bevölkerungs- und 
Wan derungs Verluste kompensieren. Der 
Vorteil der größeren Angebotsauswahl und 
Preisflexibilität fiir Mieter und Käufer stellt 
gravierende Probleme für die Anbieterseite 
dar. Leerstände und Wertverluste bedeuten 
erhebliche finanzielle Einbußen fiir Immo- 
b ilien eigentümer. 

Im Westen sind es vornehmüch schrump- 
fende altindustrialisieite Städte, die bei 
leicht negativen Stadt-Umland- Wande- 
rungssalden günstige Mieter- und Käufer- 
märkte bieten. In diesen Städten besitzt die 
Suburbanisiemng derzeit keine weitere Dy- 
namik mehr. 

Die vergleichsweise preisgünstigen ostdeut- 
schen Städte haben durchweg positive int- 


Entwicklungstypen der Wohnungsmarktregionen 
(Stadt-Land -Reg ionen) 

B stark wachsend 
□ wachsend 

I I stabil 
I I schrumpfend 
H stark schrumpfend 

^ 2B 94 53 4e 43 

I I Kemstadt Häufgkäten 

I I Wohnungsmarktregbn 
( Stadt-Land^Region ) 


1 


t 


Ainmerkung: Die WohnungsmantlregiDnsty pen bas ieien auf folgenden Struiktui ndi kaftiDre n: 
BevölkeiungsentwidiJung 2DD4-2D09, CesamtwanderungssaMo 2007/08/09, Arbeite platzent Wicklung 
2004-2009, AibeitdosenquotB 2008/09, Realsteuerkiaft 2008/09 und der Kaufkraft 2008 

Datenbasis: Laufende F^unbecbactitung des BBSR 

Ceoimetiische Crmdage: BKC/BBSR, Cenw^ndeverbände, 31.12:2009 


raregionale Wandeningsgewinne. Sie resul- 
tieren meistens aus deutlich lückläufigen 
Fortzügen und wachsenden Zuzügen. Das 
geringe Mieten- und Preisgefälle zwischen 
Kern Stadt und Umland wirkt sich posMv auf 
die Stadt- und Innenstadtentwicklung aus. 
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Die BBSR-Bevölkerungsumfrage belegt seit 
2005 einen deutlichen Anstieg der Zufrie- 
denheit der Bewohner ostdeutscher Städ- 
te mit ihrem Wohnort. Diese zunehmen- 
de Attraktivität ist das Ergebnis intensiver 
Wohnungssanierungs- und Stadtumbau- 
maßnahmen, womit nachfragegerechte 
Wohnungsangebote bereitgestellt und das 
innerstädtische Wohnumfeld aufgewertet 
wurden. Deutliche Probleme fiir Immobili- 
eneigentümer bestehen in schrumpfenden 
Märkten, die von spürbaren Preisverlusten 
geprägt sind. 

2*6*4 Zukünftige Nachfrageentwicklungen 

Die Immobilienmärkte mit Angebotseng- 
pässen und solche mit Angebots Überhängen 
werden zukünftig unterschiedlichgravieren d 
von der demographischen Entwicklung be- 
troffen sein. Bei weiter wachsender Nachfra- 
ge in Räumen mit dynamischer Wirtschafts- 
entwicklung ist eine Angebots aus Weitung 
über Wohnungsneubau notwendig. In den 
Räumen mit schrumpfender Nachfrage wird 
sich zukünftig noch stärker die Vermeidung 
von Leerständen und Desinvestitionen als 
Herausforderung darsteUen. 

Die Wohnungsmaiktprognose des BBSR 
schreibt die Trends der Nachfrage- und An- 
gebotsentwicklung in die Zukunft bis 2025 
fort. In den Kernstädten überwiegt die Nach- 
frage des Geschosswohnungsbaus mit kn 
Mittel ca. einer Wohnung je 1 000 Einwohner 
die des Ein- und Zweifamilienhausbereichs 
(mit ca. 0,9 je 1 000 Einwohner) . Die Ergeb- 
nisse für die verdichteten Umlandkreise und 
ländlichen Kreise zeigen umgekehrt höhere 
Potenziale fiir den Ein- und Zweifamihen- 
hausbau (rund 1,7 Wohnungen je 1 000 Ein- 
wohner) im Vergleich zum Geschosswoh- 
nungsbau (rund 0,5 bzw. 0,2 Wohnungen je 
1 000 Einwohner). 

Im Unterschied zu früheren Entwicklungen 
zeigt sich aUerdings kn Ein- und Zweifami- 
lienhausbereich eine zunehmende Bedeu- 
tung der verdichteten Umlandkreise, wäh- 
rend in den ländlichen Kreisen eher eine 
abnehmende Neubautätigkeit in diesem 
Segment dominiert. 

Nach den Ergebnissen der Wohnungsmaikt- 
prognose muss vor aRem kn Bereich der 
vermieteten Geschoss Wohnungen in vie- 
len Regionen mit einem sich erhöhenden 
Leerstandsrisiko gerechnet werden. Betrof- 
fen sind insbesondere ländliche Regionen. 
Zurückgehende Nachfragerzahlen und die 
Präferenz der Haushalte für Wohn eigen - 


Neubaubedarf nach Kreistypen 
2010 bis 2025 
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Leerstandsrisiko in Mehrfamiiienhäusern 



Zu erwartendes Leerstandsrisiko im vermieteten 
Geschosswohnungsbestand bis 2025 
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tum schwächen die Nachfrage nach Miet- 
geschosswohnungen langfristig ah. Eine 
Leerstandsproblematik ist insbesondere 
in Ostdeutschland, in altindustrialisierten 
Regionen Westdeutschlands sowie in Teilen 
Nord- und Ostbayerns und Niedefsachsens 
deutlich erkennbar 

Nicht in allen siedlungsstnikturellen Regi- 
onstypen steht bis zum Jahr 2025 eine posi- 
tive Wohnflächennachfrageentwicklung in 
Ein- und Zweifamilienhäusern einer nega- 
tiven Nachfrageentwicklung im Geschoss- 
wohnungsbau gegenüber. Eine Ausnahme 
bilden die Kernstädte - insbesondere in 
Westdeutschland - flir die noch eine positi- 
ve Wohnflächennachfrage im Geschosswoh- 
nungsbau prognostizieit wird. 

Besonders deutlich wird die Nachfrage in 
den ländlichen Räumen in West- und vor 
allem in Ostdeutschland zurückgehen. Hier 
sind somit weiterhin eihöhte Leerstände zu 
erwarten, wenn nicht Maßnahmen zur Be- 
stand sverbessening eigriffen werden. Die 
zukünftig wohl noch zunehmenden Leer- 
stände werden die wirtschaftliche Situation 
der ländlichen Räume beeinträchtigen und 
das städtebauliche Bild der Dörfer deutlich 
mitprägen. 

2.6.5 Raumordnungspoiitische Schlussfol- 
gerungen 

Forderte das Raumordnungsgesetz in der 
alten Fassung in seinem Grundsatzkatalog 
in § 2 Abs. 2 Nr. 11 noch, dass dem Wohn- 
bedarf der Bevölkerung Rechnung zu tragen 
ist, so verzichtet dieses Gesetz in der aktuel- 
len Fassung von 2008 auf diesen Belang der 
Raumordnung. Zwar hat sich die Versorgung 
der Bevölkerung mit Wohnraum in vielen 
Teilräumen entspannt, die schon seit Jah- 
ren niedrige Neubauquote wird allerdings 
mittelfristig in nachfragestaiken regionalen 
Immobilienmärkten zu Wohnungsknapp- 
heiten flihren. ln prosperierenden 1mm obi- 
lienmäikten kann das Angebot - vor aUem 
wenn es um neue Wohnimmobflien geht ~ 
die Nachfrage nur noch sehr eingeschränkt 
decken. 

Aus raumordnerischer Sicht erscheint des- 
halb eine Forcierung des Wohnungsneu- 
baus in sb eson dere in Kern Städten un d dem 
bereits verdichteten suburbanen Raum der 
nachfrage starken regionalen Wohnungs- 
märkte vordringlich. Grundsätzlich kann 
die Raumordnung den Bau von Wohn- und 
Gewerbeimmobilien nur indirekt beein- 
flussen. Ihre Vorgaben lichten sich in erster 


Linie an andere öffentliche PI anungs träger. 
Insbesondere durch Einflussnahme auf die 
kommunale Bauland aus Weisung erzeugt 
die Raumordnung Effekte, die sich auf die 
Bautätigkeit auswirken. Aus diesem Grund 
ist das die zentrale Steuerungsgröße der 
Raumordnung. 

Da in Verdichtungsräumen die Freiraum - 
Situation bereits angespannt ist, bedarf es 
hier allerdings einer besonders sensiblen 
Standortsteuening der Wohnungsbautätig- 
keit. Grundsätzlich sollte der Vorrang der In- 
nen- vor der Außenentwicklung b eiücksich- 
ügt werden. Nicht nur aus Umweltgründen, 
sondern auch um den bestehenden Infra- 
strukturbestand effizienter auszunutzen, ist 
eine forcierte Innen entwicklung dringlich. 
Dies gilt für nachfrageschwache regionale 
Immobilienmäikte mit bereits ausgepräg- 
ten Leerstandsproblemen noch mehr als für 
nachfrage starke Regionen. Hier sorgt bereits 
der Markt fiir eine aküve Innenentwicklung. 

AUerdings blockieren immer noch vielfäl- 
tige Hemmnisse den Fortschritt der Innen - 
entwicklung. Dies gilt insbesondere fiir die 
städtebauliche Wiedernutzung von Gewer- 
be- und Industriebrachen durch Wohnbe- 
bauung. Um die städtebauliche Innenent- 
wicklung gewerblich voigenutzter Standorte 
zu fördern, ist deshalb eine aktivere RoUe 
der Raum Ordnungsplanung gefragt. 

Weitere Planungsgrundsätze der Raumord- 
nung sind die Konzentration der Neubebau- 
ung auf zentrale Orte sowie die Ausrichtung 
auf das Umfeld von Haltestellen des ÖPNV 
ln nachfrage starken Räumen wird bereits 
aufgrund der hohen Bodenpreise auf flä- 
chensparende Bebauungsfoimen geachtet. 
Dies ist in nachfrage schwachen Immobfli- 
enmäjkten häufig nicht der Fall. Niedrige 
Marktpreise setzen Mer keine Anreize für 
einen ressourcenschonenden Umgang mit 
der fläche, weshalb Mer die Raumordnung 
b esonders gefordert ist. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-145- 


Drucksache 17/8360 


2.7 Flächennutzung und bauliche Flächeninanspruchnahme 


Der Rückgang der Flachenneuinanspruch- 
nahme hat sich in den vergangenen Jahren 
beschleiinigt. Gleichwohl liegt die Neiiinan- 
spruchnahme noch weit üb er dem 30 -ha- 
Reduktionsziel. Dieses Ziel der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie aus dem Jahr 2002 
fordert die Reduktion der täglichen Neu- 
inanspruchnahme Rir Siedlungs- und Ver- 
kehrsflächen auf maximal 30 ha pro Tag bis 
zum Jahr 2020. Um die Jahrtausend wende 
lag der Wert noch bei 129 ha. Nach aktueUen 
Daten der Flächenerhebung wurden 2010 
bundesweit noch 77 ha täglich baulich neu 
in Anspruch genommen. Vor aUem der Zu- 
wachs der Gebäude- und Freiflächen war in 
den vergangenen zehn Jahren deutlich rück- 
läufig. Bei Veikehrsflächen zeigt sich dem- 
gegenüber eine weitgehende Konstanz der 
Fläch enin an spruchn ahm e . 

Der Trend zeigte dass das starke Wachstum 
der 1990 er Jahre überwunden ist. Dies ist 
auch eine Folge stagnierender Bevölke- 
rungszahlen und stark rückläufiger Bautätig- 
keit im Vergleich der vergangenen 15 Jahre* 
auch wenn die Pro -Kopf Wohn- und Sied- 
lungsflächen im Bundesdurchschnitt mode- 
rater weiterwachsen, ln den alten Bundes- 
ländern verläuft dieses Wachstum auf dem 
niedrigsten Niveau seit ca. 50 Jahren. Und 
auch in den neuen Bundesländern ist die 
Flächenin an spruchn ahme insb e sond ere 
im Vergleich zu den hohen Werten in den 
1990er Jahren deutlich rückläufig. Mengen- 


mäßig konzentriert sich die Flächeninan- 
spruchnahme vor allem außerhalb der Ag- 
glomerationsräume mit ihren Kern Städten. 
D ort je doch werden die wenigen Freiflächen 
weiter reduziert. 

Bedenkt man aUerdings* dass der Siedlungs- 
und Verkehrsflächenzuwachs immer noch 
eine zunehmende Tendenz aufweist* ob- 
wohl die Flächennachfrage angesichts sta- 
gnierender Bevölkerungszahlen und ausrei- 
chender Wirtschaftsflächen in den meisten 
Regionen aUenfalls moderat ausfäUt und die 
Siedlungsdichten weiter - teilräumlich sehr 
staik - abnehmen* dann bewegt sich die 
bauliche Flächeninanspruchnahme immer 
noch auf einem hohen Niveau. Dies gilt ins- 
b esondere dann* wenn vor dem Hinteigrund 
steigender Eneigiepreise eine ressourcenef- 
fiziente* d. h. kompakte Siedlungs Struktur 
künftig wichtiger werden wird. 

Bei einer Veriängerung des Trends in die Zu- 
kunft kann nicht von einem automatischen 
Erreichen des 30-ha-Ziels ausgegangen wer- 
den. Szenariorechnungen zeigen* dass nur 
bei einem dauerhaft schwachen nationalen 
Wirtschaftswachstum und einer niedrigen 
Auslandszuwanderung das 30-ha-Ziel von 
aRein erreicht wird. Geht man aUerdings da- 
von aus* dass sich die Wirtschaft und auch 
die Auslandszuwandeningen in der nächs- 
ten Zukunft positiver entwickeln werden* 
sind zusätzliche Steuerungseingriffe erfor- 
derlich. Eine verbesserte Mengen Steuerung 


Tägliche Veränderung der Bodennutzung in Hektar 
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durch die Raumordnung, ein intensiviertes 
Flächenmanagement zur Mobilisierung der 
Baulandbe stände und zur Förderung der 
Innen entwicklung auf kommunaler und 
regionaler Ebene sowie die Unterstützung 
kompakter Siedlungsstrukturen sind unum- 
gängüch . ln diesem Z us ammenh ang ist au ch 
die Raum Ordnung gefordert. Zur Erreichung 
des 30-ha-Ziels ist ihre Mengen Steuerungs- 
kapazität deutlich zu erhöhen. 

2*7*1 Entwicklung der Fläch ennutzung in 
Deutschland 

Im europäischen Vergleich ist Deutschland 
dichtbesiedelt und zeichnet sich durch eine 
dezentral konzentrierte Siedlungsstruktur 
aus. Auch wenn sich das räumliche Mus- 
ter der VerteEung der unterschiedlichen 
Bodenbedeckungsarten im Zeitveilauf nur 
sehr langsam wandelt ist seit Jahrzehnten 
ein stabiler Trend der Abnahme landwirt- 
schaftlicher Nutzflächen zugunsten der Aus- 
dehnung von Siedl ungs- und Veikehrsflä- 
chen sowie Waldflächen zu beobachten. Die 
Bebauung von bisher nicht baulich genutz- 


ten Flächen geht aUerdings nicht mit einer 
VoUversiegelung einher. Die Siedlungs- und 
Verkehrsfläche ist zu etwa 46 % versiegelt.^ 
Deutschland weit wären danach ca. 6,5 % 
des Bundesgebietes versiegelt. 

Im Zeitraum von 2005 bis 2008 verringerte 
sich die Agrarfläche nur noch um knapp 1 % . 
Allerdings sind landwirtschaftliche Böden 
mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit, die 
nur etwa 18 % der Gesamtfläche Deutsch- 
lands ausmachen^, überproportional von 
baulicher Inanspruchnahme betroffen. 

Ein knappes Drittel (30 %) des Bundesgebie- 
tes wird von Waldflä ch en bedeckt. Die Wald - 
fläche dehnt sich weiter aus, meist durch 
Aufgabe landwirtschaftlicher Nutzung. Im 
Zeitraum 2005 bis 2008 nahm sie bundes- 
weit um 0,8 % zu. 

Flächen für Wohnen und Arbeiten, Mobi- 
lität, innerörtliche Erholung und Freizeit 
bilden die Siedlungs- und Verkehrsfläche. 
Dazu zählen auch die mit der Besiedlung 
verbundenen linienhaften Inflrastrukturen, 
beispielsweise Trassen und Korridore von 
Straßen, Bahnanlagen oder Stromleitungen. 


1992 


Siedlungs- und Verkehrsfläche 


2999 


[1 ] Frie, B. ; H6fisel , R.: Sctofirfafirenzur 
BoderwEraiegelufig: UGRdL-Ajisatz, in; 
StartistiscJie Analysen und Stidien URW, 
Band 44, S. 19 - 32. Dflsseldorf 2907. 

[2] BMVBS/BBfl = Bundesfinisterium 
fUr Vedtehr, Bau und Sladtentwicklung: 
Bundesaml far Bauwesan und Raumord- 
nung [Hrsg.}: iladihalti^eitstjafometer 
Fladhe - Reginnale SrfilQssalindikatmriejn 
nadihaltigear Flächennulzung für die Fort- 
sdirittsb^dite der Bundesregierung. In: 
Forschungen, Hell 130, Bonn 2007b. 
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Gegenwärtig beläuft sich die Siedlungs- und 
Veikehrsfläche auf rund 13 % der Kataster- 
fläche des Bundesgebietes. Im Jahr 1992 be- 
trug ihr AnteM erst 11%. 

Im bundesweiten Trend hat sich die Wachs- 
tum sintensität der Siedlungs- und Ver- 
kehrsfläche in den veigangenen Jahren 
abgeschwächt. Die bauliche Flächenneuin- 
anspruchnahme scheint ihren Höhepunkt 
überschritten zu haben. Im Zeitraum von 
2007 bis 2010 nahmen die Siedlungs- und 
Veikehrsflächen in Gesamtdeutschland um 
2,7 % zu, damit lag der tägliche Zuwachs 
bei 87 ha im Veigleich zu 94 ha in den Jah- 
ren 2006 und 2009. Betrachtet man nur das 
Einzeljahr 2010, für das Daten auf Lände- 
rebene bereits vorliegen, so b etrug die tägli- 
che Neuinanspruchnahme 77 ha pro Tag. ln 
den alten Ländern wurde 2010 „nur" knapp 
56 ha täglich in Anspnich genommen, wäh- 
rend Anfang der 1980er Jahre die tägliche 
Flächeninanspruchnahme noch bei über 
100 ha lag. 

Die Entwicklung der Gebäude- und Freiflä- 
che hat einen staiken Rückgang erfahren, 
da die Bautätigkeit auf niedrigem Niveau 
verläuft (vgl. Kap. 2.6). Der Zuwachs der 
Erholungsfläche war hingegen sehr hoch. 
Allerdings ist dies in erheblichem Maße auf 
Daten umschlüs sei ungen und nicht auf reale 
N utzungsänd er ungen zuiü ckz uf ühren. 


Methode: Flächenerhebung und Hoch- 
rechnung auf Basis bereinigter Daten 

Die Flächenstatistik befindet sich in ei- 
ner mehrjährigen UmsteUungsphase, 
um bundesweit homogenere, umfangrei- 
chere und technisch besser auswertbare 
Datenbestände zur Verfügung zu stellen. 
Während der Umstellungsphase leidet 
die Nutzbarkeit der Daten vor allem fiir 
Zeitvergleiche. Hierdurch repräsentiert 
ein Teil der statistischen Änderungen der 
Siedlungs- und Verkebrsflächen beson- 
ders in den neuen Bundesländern keine 
re al en Flächennutzungs entwickl ungen , 
sondern wird durch Anpassungen und 
Umstellungen bedingt.^ Um Schlüssel un- 
gen bei der Nutzungsart „Erholungsflä- 
che" sind von besonderer B edeutung.^ 

Für regionalisierte Analysen werden die 
Daten daher Plausibilitätstests und statis- 
tischen Bereinigungen unterzogen. Nach 
dieser Korrektur liegt die Flächeninan- 
spruchnahme 2005 bis 2008 fiir Deutsch- 
land insgesamt um fast 20 ha unter dem 
offizieUen Wert. 


Tägliche Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfiäche 

in ha pro Tag 
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Sobald die Bevölkerung nicht kn gleichen 
Maße zunimmt wie die Siedlungsflächen, 
gehen die Siedlungsdichten immer weiter 
zurück. Die Siedlungsdichte wird definiert 
als die Zahl der Einwohner je km^ Siedlungs- 
und Verkehrsfläche. Die durchschnittliche 
Siedlungsdichte nahm allein im Zeitraum 
2005 bis 2008 von 1 808 auf 1 740 Einwohner 
pro Quadratkilometer ab und variiert ge- 
genwärtig in den Flächenländern zwischen 
rund 889 Einwohnern in Mecklenburg- Vor- 
pommern und knapp 2 331 Einwohnern in 
Nordrhein - Westfalen . 


2*7.2 Entwicklung in den Teilräumen 

ln den Teilräumen weist die Entwicklung der 
Siedlungs- und Veikehrsflächen erhebliche 
räumliche Unterschiede auf. 

Erwartungsgemäß treten markante Unter- 
schiede zwischen Verdichtungsiäumen und 
ländlichen Regionstypen auf Im bundes- 
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13} Deggau, M.: Die aritlidie Flächen- 
sMislik - Grundlage, Methode, Zukunft. 
In: Meioel, G.; Sdiumacher, U. (Hrsg.}; 
FläcfieririJlzungsincinitoring. Konzepte 

- Indikatoren - Statistik, Aachen ZtWö. 

(4} Dusch, F.; Beckmann, G.i Regiona- 
lisierte Trends des Flächunvertraudis 

- Anforderungen an; ein qualifizieren- 
des Monituring. löR (Hlrsig.]: Flächen- 
monitoring It. Konzepte-Indikatoren- 
Statistik Dresden 2011, S. 19-36 
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weiteii Veigleich ist der Anteil der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche in 
Verdi chtimgsräumen über durchschnittlich 
hoch, die Flächeninanspruchnahme pro 
Kopf dagegen unterdurchschnittlich. Um- 
gekehrt haben ländliche Räume einen bis 
zu ifiinffach höheren Pro-Kopf-Verbrauch, 
wobei der Siedlungs- und Verkehrsflächen - 
anteil an der Gesamtfläche aber relativ nied- 
rig ist. 

Betrachtet man die Landesteile getrennt, so 
steigt die prozentuale Zunahme der Sied- 
lungs- und Verkehrfläche nach Regionsty- 
pen in Westdeutschland mit abnehmendem 
Verstädterungsgrad, während es sich in Ost- 
deutschland genau umgekehrt verhält, ln 
den neuen wie den alten Ländern findet die 
Neuinanspruchnahme weitgehend abge- 
koppelt von der Bevölkerungsentwicklung 
statt. 


Veränderung Siedlungs- 
u nd Verkehrsfläche 


Entwioklung der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche* 2005 bis 2008 in % 
nach Wachstumskriterien der Kreise 
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Die Flächenneuinanspruchnahme ist in 
wachsenden Kreisen b esonders niedrig, ln 
einigen Kern Städten mit Wanderungsge- 
winnen, beispielsweise Hambuig, München 
oder Berlin, geht sie derzeit sogar leicht 
zurück. Demgegenüber zeigen Gebiete 
mit Bevölkerungsrückgang hohe Pro -Kopf- 
Zunahmen. Dort schlägt nicht nur die Flä- 
chenneuinanspruchnahme zu Buche, son- 
dern auch der Bevölkerungsschwund, durch 
den sich die verbleibenden Einwohner auf 
immer mehr Fläche verteilen. 

Aus diesem Grund ist auch die einwohner- 
spezifische Siedlungs- und Verkehrsflächen- 
zunahme 2005 bis 2008 in ostdeutschen 
sowie in altindustrialisierten Kreisen beson- 
dershoch, wobei sich dort gleichwohl wegen 
der historisch bedingten dichten Besiedlung 

(5)BMVBS=Butxi8sministsriüi.fürV^- immernoch relativ hohe mittlere Siedlungs- 

kefif, Bau und Sladtoitwicklung (Hrsg): dichten finden. 

Wöfinen und Bauen in Zahlen 200 ^ 10 , 

5. Aufl., April 2010, Bedin 2010 



Ein Blick auf die Zunahmen der Gebäude- 
und Freiflächen nach zusammengefassten 
Kreistypen verdeutlicht, dass die Sub Urba- 
nisierung - wie in der Vergangenheit - mit 
einem steigenden Gradienten der Neuinan- 
spruchnahme von den Kernstädten hin zu 
den ländlichen Räumen anhält. Im östlichen 
Land es teil wachsen die Kreise ländlicher 
Räume allerdings deutlich schwächer. 

Regional differenziert weist die Pro -Kopf- 
Versorgung mit Siedlungsfläche kn Zeitraum 
von 2005 bis 2008 höchste Zunahmen in den 
relativ dünn besiedelten Regionen außer- 
halb der großen Agglomerationsräume auf, 
während die Zuwächse in den großen Bal- 
lungsräumen vergleichsweise niedrig sind. 
Dies verdeutlicht insbesondere das folgende 
Kartogramm, in dem sich die Größe der Ge- 
biete proportional zu ihrer Einwohnerzahl 
verhält. Demnach nehmen relativ wenige 
Einwohner verhältnismäßig viel zusätzliche 
Bäche in Anspruch. 

Zwar korrespondiert die Abschwächung des 
Siedlungswachstums mit einer rückläufi- 
gen Entwicklung der Bauinvestitionen und 
Wohnbaufertigstellungen, gleichzeitig ist 
jedoch der Anteil von Ein- und Zweifamili- 
enhäusern an den neuen Wohngebäuden 
gestiegen. Sie weisen je Wohneinheit einen 
deutlich höheren Flächenbedarf auf als 
Mehrfamilienhäuser.® Kein Anlass zur Ent- 
warnung ergibt sich aus der ungebrochenen 
Zunahme der Flächeninanspruchnahme 
durch private Haushalte aufgiund steigen- 
der Wohn an Sprüche und der wachsen den 
Anzahl von kleinen Haushalten. 
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Veränderung der Siedl ungs- und Verkehrsfläche 



Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche ohne 
Grünfläche 2005 bis 2009 in je Einwohner 
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GeometrisiiieGmndage: 9KG, Kreise, 31.12.2009 

Die Gröl^ der Geb iete im Kartcgiamm {rechts} verhält 
sch profxrt]iDr»l zu tiier Einwohnerzahl. 


Auch sind Regionen untefschiedlich staxk 
von einer Zerschneidung und Fragmentie- 
rung der offenen Landschaft durch Sied- 
lungsbänder und Infrastrukturkorridore 
betroffen. So ist die Anzahl der unzerschnit- 
tenen verkehrsarmen Räume, die größer als 
100 km 2 sind, in den ffinf Jahren von 1998 
bis 2003 von 480 auf 422 gesunken. Ihre 
Ausdehnung ist von 22 % auf 21 % des Bun- 
desgebietes zurückgegangen. Nur noch im 
Nord osten der Republik und am Alpenrand 
finden sich größere, potenzieU störungsar- 
me FreMächen.® 


der neu ausgewiesenen Siedlungsflächen 
ist überdies nur gering in den Siedlungsbe- 
stand integriert. Neue Siedlungsgebiete ent- 
stehen vorwiegend in Gebieten mit unter- 
durchschnittlichen Bodenpreisen, die auch 
flächenexlen sivere B o denn utzungsformen 
ökonomisch zulassen. In Ortskemen insbe- 
sondere ländlicher Gemeinden stehen viele 
ältere Wohngebäude leer oder sind unterge- 
nutzt. Die Folge sind Verödung, Entdichtung 
und Funktion sveiiuste in Ortszentren bei 
gleichzeitigem Siedlungs Wachstum an den 
Ortsrändern. 


Das räumliche Muster des Siedlungs- und 
Veikehrsflächen Wachstums ist weiteihin 
durch eine fortschreitende Dispersion ge- 
prägt. So weisen insbesondere kleinere Ge- 
meinden ohne zentralörtliche Funktion ein 
überdurchschnittliches Wachstum der Sied- 
lungs- und Veikehrsfläche auf. Ein Großteil 


Die bauliche Nutzung (Gebäude und Gebäu- 
den utzfläche je Flächeneinheit Siedlungs- 
und Verkehrsfläche] zeigt Polarisierungs- 
tendenzen: Während die baulichen Dichten 
in Wachstumsräumen deutlich zunehmen 
- bedingt durch die höheren Bodenpreise 
und den damit einheigeh enden größeren 


(6) BIW = Bundesairl für Naturacliulz 
(HraiL): Daler mt Nalijr2004, Bonn 21)04. 
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Kann das 30~ha-Ziel bis 2020 erreicht werden? 

In einem Ressortforschongsprojekt des BMVBS und BBSR wurde auf 
der Basis des Pania Rhei Regio -ModeUs untersucht, wie realistisch die 
Erreichung des 30-ha-Ziels ist^ Dafiir wurde zunächst ein normatives 
30 -ha-Zielerreidiungs -Szenario modelliert, kr dem das Ziel his 2020 
schrittweise über eine lineare Reduktion des Siedlungs- undVeikehrs- 
flächen Wachstums umgesetzt wird. Diesem gegen üheigesteRt wurden 
zwei weitere Szenarien, ein Status-Quo- und ein Stagnations Szenario. 

Das Status -quo- Szenario zeichnet sich durch ein positives Außenwan- 
derungssaldo und ein kontinuierliches Wirtschaftswachstum aus, das 
mittel- his langfristig größer als 1 % pro Jahr ist. Im Stagnations -Sze- 
nario wird hingegen ein deutlich reduzierter Außenwandeningssaldo 
zugrunde gelegt und die Wachstumsperspektiven werden niedriger 
angenommen. Unter Status-quo-Bedingungen ist nur mit einem mo- 
deraten Rückgang der Flächeninanspruchnahme zu rechnen, während 
unter Stagnationshedingungen in she sondere hei den Gebäude- und 
Freiiächen ein deutlich niedrigerer Zuwachs erwartet wird. 

Der Veigleich des normativen Zielerreich ungs Szenarios mit den Er- 
gebnissen der beiden anderen Szenarien zeigt, dass die höchsten Ziel- 
überschreitungen in den zentralen Räumen erwartet werden. Dem- 
gegenüber weisen die sehr zentralen Regionen deutlich geringere 
Zielüberschreitungen, die peripheren Regionen nahezu Zieleireichung 
auf. Unter Stagnationsb edingungen wandelt sich das Analyseeigeb nis 
jedoch grundlegend, so dass das 30-ha-Ziel insgesamt sogar unter- 
schritten werden kann. 

Die Flächeninanspruchnahme erfolgt regional sehr unterschiedlich. 
Deutlich verfehlt wird das Einspaiziel nur kn Raumtyp „Zentral", wo 
besondere Anstrengungen zum Flächensparen erfordeiUch sind. Im 
län dlich-peiipheren Raum sin d ki weit geringerem M aße Anpassungs- 
reaktionen erfordeiüch. Mit einer Politik der Flächen Verbrauchsreduk- 
tion geht somit keine Benachteiligung peripherer Räume einher. 

Die Ergebnisse machen aber auch eines deutlich: D as 30-ha-Ziel ist kein 
„Selbstläufe^. Ohne stringente Anwendung des voihandenen Instru- 
mentariums, eines umfassenden und konsequenten Flächenmanage- 
ments und der Nutzung der Bestandspotenziale, wkd ekie Erreichung 
nicht möglich sein. Lediglich bei ekiem langfristig sehr niedrigen Wkt- 
schaftswachstum und einer niedrigen Zuwandemng aus dem Ausland 
ist damit zu rechnen, dass der Zuwachs an Gebäude- und Freiflächen 
SO weit zurückgeht, dass auch ohne restriktivere Steuerung eine ziel- 
konforme Entwicklung möglich wäre. 


Gegenüberstellung von projiziertem und maximal zulässigem 

Flächen Zuwachs (30^ha-Ziel) im Zeitraum 2016 bis 2020 in Deutschland 


unter Status-quo- 
Bedingungen 

u nter Stagnations- 
Bedingungen 


insgesamt 

I Raumtyp Lage* 




. zentral peripher 

ZBfibBl ^ ^ peripher 

insgesamt 

erwartet m ha 

51.100 

13.660 21,710 14.340 1.390 

35 410 

Zfe[ {normativ) in ha 

42.290 

11.880 13.250 13.950 3.210 

42 290 

Zielüber-/ unter- 
schreilüng En % 

21 % 

15% 64% 3% -57% 

-16% 

‘L^getypisiieFung nach ROB Raumstrüklur 2010 auf Kreisebene 
□aienbasis: FoFsdhungsprojekt „;S>-ha-Ziel realisiert", 2010 

©BBSR Barm 2011 


ökonomischen Verwertungs druck neh- 
men die Dichten kr Schrumpfringsregionen 
durch den Mer forcierten Stadtumbau zum 
Teil erheblich ab. Unbestiitten ist, dass sich 
dabei der Bestand an ungenutzten Brach - 
flächen von Standorten mit baulicher Vor- 
nutzung kl Deutschland ausdehnt. Er wird 
fiir 2006 auf ca. 150 000 ha geschätzt, davon 
etwa 1 14 000 ha in den alten Ländern und 
mehr als 36 000 ha kr den neuen Ländern. 
Dies entspricht einem Vielfachen des bun- 
desweiten jährlichen Zuwachses an Gebäu- 
de- und Freiflächen. 

2*7*3 Raumordnungspoiitische Schi uss fol- 
ge rungen 

Bisher reguliert die Raumordnung den Um- 
fang baulicher Freilächeninanspruchn ah- 
me auf zwei Wegen: Zum einen wkd der 
Frekaum dkekt durch textliche und zeich- 
nerische Festlegungen in Landes- und Re- 
gionalplänen vor einer baulichen Flächen - 
nutzung geschützt. Dies erfolgt vorrangig 
über den Einsatz negativplanerischer Ins- 
trumente - z.B. die Ausweisung von Vorbe- 
halts- oder Vorranggebieten - deren Funk- 
tion darin besteht, den Frekaumbestand 
gegenüber konkurrierenden Nutzungen mit 
einer Vorrangrelation oder zumindest einem 
eihöhten Gewicht auszustatten. Zum ande- 
ren werden mittels positivplanerischer Fest- 
legungen die Standorte und Flächen defi- 
niert, die frir eine bauliche Flächennutzung 
in Frage kommen. Die meisten Landesge- 
setzgeber sehen allerdings kein positivpla- 
nerisches Instrumentarium zur Mengenre- 
gulierung der Baulandentwicklung für die 
Regionalplanung vor. Stattdessen wkd die 
Regionalplanung bewusst auf eine nega- 
tivplanerische Lenkung der Siedlungs- und 
VerkeMsflächenentwicklung beschränkt. 

Eine konsequentere Mengenregulierung 
durch die Raumordnung müsste folgende 
Reform ans ätze verfolgen: 

• In den Ländern, die bisher noch nicht 
über positivplanerische Instrumente 
zur direkten Steuerung der Bauland- 
ausweisung der Gemeinden verfügen, 
sind entsprechende mengenregulieren- 
de Instrumente einzuführen. 

• Vorschriften fiir den Einsatz positivpla- 
nerischer Instrumente in der Regional- 
planung sind durch die Landesplanung 
zu formulieren, so dass kn notwendigen 
Umfang eine Dämpfung des Siedlungs- 
und VerkeMsflächenwachstums in den 
Teilräumen erfolgt. 
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• In L^desentwickliingsplänen sind prä- 
zise und verbindliche Zielvorgaben fiir 
die Entwicklung der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche Mr das gesamte Landes- 
territorium und nach Möglichkeit auch 
fiir die regionalen Planungsräume fest- 
zulegen. 

• Das bestehende Flexibilisierungspo- 
tenzial bestehender mengen steuern- 
der Instrumente der Raumordnung ist 
kreativ auszubauen, so dass Kompensa- 
tionsmögUchkeiten Rir eine intensivier- 
te Steuerung bestehen (z. B. tauschba- 
sierte Verfahren, Gewerbeflächenpools, 
N utzen -Lasten-Ausgleich, etc] . 

Über die Refbrmnotwendigkeiten für die 
Raumordnungsplanung herrscht allerdings 
bislang kein Konsens. Nach Einschätzung 
der MKRO® soRen 

• die Landesplanungen den Vorrang der 
Innenentwicklung festlegen 

• die interkommunale und regionale 
Kooperation bei der Abstimmung des 
Siedlungsflächenbedarfs, bei der Um- 
setzung stadtregionaler Freiraumkon- 
zepte sowie bei der Entwicklung inter- 
kommunaler Gewerbegebiete gestärkt 
werden 

• Impulse, die von regionalen und in- 
terregionalen Kooperationen sowie 
verbessertem Flächenmonitoring aus- 
gehen, in einem Regionalen Flächen- 
management gebündelt und verstärkt 
werden 

• Folgekostenrechner angewendet wer- 
den, welche die Kosten der Außenent- 
wicklung transp arent machen 

• die Wirksamkeit der verbindlichen Vor- 
schriften und Planungsinstrumente 
durch flankierende Instrumente und 
informelle Verfahren wie z.B. bewusst- 
seinsbildende Maßnahmen, informati- 
ve Hilfen oder förderpohtische Anreize 
eihöht werden. 

Wie die empirischen Analysen zeigen, ist 
die höchste relative Flächeninanspruchnah- 
me in Dörfern und ländlichen Gemeinden 
zu verzeichnen. Gleichzeitig fallen durch 
den Strukturwandel viele Hächen und Ge- 
bäude in Dorfkernen brach. Angesichts des 
Strukturwandels und des demographischen 
Wandels in den ländlichen Räumen muss 
sich auch die Raumordnung mit der Fra- 
ge beschäftigen, wie die Innenentwicklung 
der Ortskerne gestäikt werden kann, um 
damit Fläche zu sparen. Zudem wird eine 
flächenkreislaufgerechte Modifizierung von 
Fördermaßnahmen sowie die Überprüfung 


bestehender öffentlicher Förderverfahren 
empfohlen.® 

Den bundesweiten Bemühungen zur Wie- 
dernutzung von Brachflächen zum Trotz 
besteht derzeit nur bei einem Teil dieser 
Flächen, vor aUem in den heutigen Wachs- 
tumsregionen, eine realistische Aussicht auf 
eine baldige Wiedernutzung als Wohn- oder 
Gewerbefläche, wenn keine zusätzlichen 
Anstrengungen zur Mobilisierung unter- 
nommen werden. 


Wie die Innenentwicklung in ländlich und 
städtisch geprägten Räumen unterstützt 
werden kann, haben in den veigangenen 
Jahren zahlreiche Aktivitäten zur Forschung, 
Förderung und Umsetzung einer nachhalti- 
gen Flächenentwicklung thematisiert. 

Vor der Entwicklung gänzlich neuer flächen- 
poliüscher Instrumente und Verfahren ist es 
sinnvöU, das vorhandene Instrumentarium 
auf aUen Ebenen konsequenter anzu wen- 
den, bestehende Vollzugsdefizite zu behe- 
ben, geeignete planerische Einzelinstru- 
mente zu schärfen und die Wiiksamkeit der 
verbindlichen Vorschriften durch flankieren- 
de Instnimente und informeUe Verfahren zu 
eihöhen.“ Zu Einzelaspekten liegen bereits 
Erfahrungen aus verschiedenen Projekten 
des Bundes und der Länder vor. 


Im Modellvoihaben „Flächenkreislaufwirt- 
schaft'' des BMVBS/BBSR wurden zahlrei- 
che Maßnahmen Vorschläge erarbeitet.^“ 
Im Rahmen des Forschungsschwerpunktes 
REF INA „Forschung fiir die Reduziening der 
Flächeninanspruchnahme und ein nach- 
haltiges Flächenmanagement" wurden vom 
Bundesministerium für Bildung und For- 
schung CBMBF] von 2004 bis 2010 insgesamt 
46Voihaben gefördert. 


17} Gesellsdiaft iür wirtscfiaft- 
liche Sinjkhjrforschung (QWS) 
mbH / Institut für Ikumordnung 
und Bnlwid[lungsplanjng (IRELIS} 
30 ba Ziel realisiert - Konsequen- 
zen des Szenarios Flacbenver- 
braudisreduHtion auf 30 ha im Jahr 
2020 für die Siedlungsentwicilung 
Ressofftforschungsvorhaben im Auftrag 
desBMVBS. 

(ß} MI^O - Ministerkonferenz 
für Raumordnung aus Bund undl 
Landem 20110; „Fläctrenstiaren 
als Aufgabe der Raurrwfdnung* 
Beschlossen auf ihrer 37. Silzung 
am 19. Mai 2010, Berlin 2010. 


{9} Arge - Arbeitsgemeinschaft Land- 
enlwicldung: Stellungnahme zum 
Bericht „Perspektiven für eine weitere 
Zusammenarbeit von Bund und Lindem 
zur nachhaltigen Entwicklung" der Ar- 
beitsgruppe Nacbhattigkeit, Plan 2010. 


(10} BMVBS/BBB = Bundesminis- 
taium für Verkehr, Bau und Stadt- 
enlwieklung; Bundesamt ftk Bau- 
wes^ und Raumordnung {Hrsg.}; 
Kreistaufwirtschaft in der städtischen/ 
sladtegionalen Flacbennutzung. In; 
Wbiistalt Praxis, Heft 51, Bonn 2007a. 


(11} BMVBSTBBSB = Bundesministerium 
für Verkehr, Bau undi Stadtentwickiung: 
Bundesamt fUr Bauwesen und Raumor^ 
nung (Hrsg.); Einttussfaktoren der tileu- 
ninanspruchnahme von Ftichen, BBSR- 
Forschungen Fielt 139, Bonn 2009. 
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3 Raumordnungspolitik in Deutschland und Europa 


Der Raumordnimgsbericht beschäftigt sich 
nicht mir mit den Trends der Raumentwick- 
lung, sondern thematisiert auch zentrale 
Inhalte der Raumentwicklungspolitik in 
Europa sowie der Raumordnungspolitik des 
Bundes, der Länder und Regionen. Aus ver- 
fassungsrechtlicher Sicht versteht man unter 
Raumordnung die hoheitliche Gestaltung 
und Entwicklung des Raumes, die oberhalb 
der Ortsebene angesiedelt ist, deshalb als 
überöjthch bezeichnet wird und die nach 
Maßgabe überfachlicher Gesichtspunkte er- 
folgt, aber nicht unmittelbar die rechtlichen 
Beziehungen des Menschen zu Gmnd und 
Boden betrifft. 

Das Politikfeld der Raumordnung ist quer- 
schnittsorientiert und bes chäftigt sich somit 
nicht wie eine Fachplanung nur aus einer 
sehr spezifischen Perspektive mit wenigen 
Belangen. Raumordnungspolitik versucht 
vielmehr aus einer belangübergreffenden 
Sicht eine bestmögliche Gestaltung und Ent- 
wicklung von Räumen zu erreichen. Durch 
ihre überfachliche Perspektive und ihren 
thematisch breit angelegten Koordinations- 
auftrag gilt es unterschiedliche Anforderun- 
gen an den Raum auf- und untereinander 
abzustimmen, vor allem raumbedeutsa- 
me Voihaben zu koordinieren, auftretende 
Konflikte auszugleichen sowie für einzelne 
Raumftinktionen und Raumnutzungen Vor- 
soige zu treffen. 

Aufgrund dieser inhaltlichen Ausrichtung 
kann die Ordnungsftinktion, d. h. der Schutz 
und die Sicherung bestimmter Raumnut- 
zungen und -funktionen, bei der praktischen 
Aus üb ung der Raumordnung nicht allein im 
Vordergrund stehen. Die Ordnungsfunktion 
wird vielmehr gleichberechtigt neben einer 
Entwicklungsftinktion wahlgenommen, 
d. h. der Ermöglichung und Förderung ge- 
wünschter Entwicklungstrends und der Un- 
terstützung konkreter raumbedeutsamer 
Maßnahmen und Vorhaben. Denn als Leit- 
vorstellung der Raumordnung fungiert eine 
nachhaltige Raum entwickl ung. Nach § 1 
Abs. 2 ROG sind die sozialen und wirtschaft- 
lichen Ansprüche an den Raum mit den 
ökologischen Funktionen so in Einklang zu 
biingen, dass daraus eine dauerhafte, groß- 
räumig ausgewogene Ordnung resultiert. 

Der Gesamtraum der Bundesrepublik 
D eutscbland und seine Teilräume sind durch 
zusammenfassende, überörtliche und fach- 
übergreifende Raumordnungspläne, durch 


raumordnerische Zusammenarbeit und 
durch Abstimmung raumbedeutsamer Pla- 
nungen und Maßnahmen zu entwickeln, zu 
ordnen und zu sichern. Dies sind die Aufga- 
ben der Raumordnung, wie sie der Bundes- 
gesetzgeberin § 1 Abs. 1 ROG definiert hat. 

Diese Aufgabenbeschreibung gilt für die 
Bundesraumordnung und die Raumord- 
nung der Länder gleichermaßen, allerdings 
nicht für die europäische Ebene, die keine 
Raumordnungskompetenz besitzt. Hier 
wird deshalb von europäischer Raum ent- 
wickl ungspolitik gesprochen. So kann die 
ansonsten nachhegende Assoziation einer 
von Bnissel aufeilegten Ordnungsplanung 
vermieden werden. 

Das Raumplanungs System in Deutschland 
weist eine ausgeprägte Mehrebenenarchi- 
tektur auf, die in anderen europäischen 
Ländern in dieser Differenziertheit nicht 
b esteht. Eingerahmt wird das deutsche Pla- 
nungssystem von verbindlichen Leitlinien 
der europäischen Raum entwickl ungspolitik 
sowie von Vorgaben anderer raumbezoge- 
ner Fachpolitiken der Europäischen Union 
(EU]. Insbesondere kn Umweltbereich hat 
die EU -Gesetzgebung stetig an Bedeutung 
für die nationale Ebene gewonnen. 

Auf der obersten Ebene des Raumplanungs - 
Systems ist in D eutschland die Bundesraum- 
ordnung angesiedelt. Im Rahmen seiner 
neuen Kompetenz zu einer konkurrieren- 
den Gesetzgebung hat der Bund das Raum- 
ordnungsgesetz 2008 vollständig novelliert. 
Weiterhin stimmt die Bundesraumordnung 
raumwiiksame Maßnahmen und Voihaben 
inneihalb des Bundes sowie mit den Län- 
dern ab, beteiligt sich an der Entwicklung 
von Leitbildern fiir die Raum entwickl ung in 
Deutschland zusammen mit den Ländern 
und fiihrt Modellvoihaben der Raumord- 
nung zur Umsetzung der Leitbilder durch. 
Eine neue Aufgabe für die Bundesraumord- 
nung ist die Aufstellung von Bundesraum- 
ordnungsplänen. Für die ausschließliche 
Wirtschaftszone (AWZ] in Nord- und Ostsee 
existieren bereits Bundesraumordnungsplä- 
ne. 

Unterhalb der Bundesraumordnung ist die 
Landesplanung kn Mehrebenen System der 
Raumplanung verankert. Sie teilt sich in den 
meisten Ländern in eine landesweit tätige 
Landesplanung und eine aufTeilraumebene 
angesiedelte Regionalplanung auf. Aufgrund 
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Europäische Raumeritwicklungspolitik 

(Europäisches Raumentwicklungskonzept, Territoriale Agenda) 




Bundesraumordnung 

(Raumordnerische Grundsätze, Leitbilde r» Raumordnungspläne) 


Träger 
öffent- . 
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Belange 






Ministerkonferenz für Raumordnung 


O 

Landesplanung 

(Landesraumordnungs- 


<F- 

z 

programme und ^läne) 

o 

3 


tc 


CO 

CO 

Regionalplanung 

CO 


< 

(Regional plane) 

z 

Q. 

# # 

UI 

a 

UI 

<3 


z 

< 

Kommunalplanung 

(Bauleitpläne) 



Fach Pla- 
nungen 


© BBSR Bonn 2011 


ihres Querschnitts Charakters repräsentieren 
Landes- und Regionalplanung eine integ- 
rierte Gesamtplanung, die ansonsten neben 
der Bundesraumordnung nur noch auf der 
kommunalen Ebene kn Kontext der Bauleit- 
planung verankert ist. 

Die örtliche Ebene des Plan ungs Systems 
bildet in Deutschland die kommunale Bau- 
leitplanung, die sich in eine vorbereitende 
Flächennutzungsplanung fiir das gesam- 
te Gemeindegebiet und eine verbindliche 
Bauleitplanung für einzelne Bereiche der 
Gemeinde untergliedert. 

Neben den integrierten Gesamtplanungen 
kennt das deutsche Raumplanungssystem 
die sektoral ausgerichteten raumbezogenen 
Fachplanungen. Sie beschäftigen sich aus- 
schließlich mit thematisch spezialisierten 
Planungsgegenständen. Andere räumUche 
Belange berücksichtigen sie nur aus dieser 
sektoralen Perspektive. Vorhabenbezogene 
Fachplanungen sind deutlich weiter ver- 
breitet als integrierte Entwicklungsplanun- 
gen, deren Funktion im Wesentlichen die 
Koordination von konkreten Voihabenpla- 
nungen ist. 

Die einzelnen Ebenen des Raumplanungs- 
systems stehen untereinander in komplexen 
Beziehungen. Das Ciegen Stromprinzip sich- 
ert nicht nur ab, dass sich die untergeordne- 
ten räumlichen Planungen an den Vorgaben 
der übergeordneten Ebenen orientieren 
und diese einh alten, sondern auch, dass die 
übeigeordneten Planungen die Vorgaben 
der untergeordneten Planungsebenen bei 
ihren eigenen Planungen berücksichtigen 
müssen. 


ln diesem Teil des Raumordnungsberichts 
werden die Raumentwicklungspolitik auf 
europäischer Ebene, die Bundesraumord- 
nung, die Landes- und Regionalplanung 
thematisiert. Eine Berücksichtigung von 
Fachplanungen und kommunaler Planung 
erfolgt nur am Rande. 

Zuerst wird die Raumentwicklungspo- 
litik auf europäischer Ebene behandelt 
(Kap. 3.1). Es folgt die Bundesraumordnung 
(Kap. 3.2). Im Mittelpunkt stehen hier der 
Umsetzungsstand der Leitbilder und Hand- 
lungsstrategien ftir die Raumentwicklung 
in Deutschland und die Raumordnung auf 
dem Meer. Abschließend erfolgt eine Dar- 
steUung der Raumordnung der Länder ein- 
schließUch der Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern in der Ministerkonferenz für 
Raumordnung (Kap. 3.3). Vertieft wird dabei 
die Landesplanung auf Teikaumebene - die 
Regionalplanung - thematisiert (Kap. 3.3.3). 

Erstmals können in einem Bundesraum- 
ordnungsbericht für aUe rechtlich in Kraft 
befindlichen Regionalpläne zeichnerische 
Festlegungen zu zentralen Politikfeldern 
(Windkraft, Rohstoffsicherung, Freiraum - 
schütz, Gewerbe) aus einer vergleichenden 
Perspektive untersucht werden. 
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3.1 Raumentwicklungspolitik in Europa 


Die Rahmenbedingimgen für die Raument- 
wicklimgspolilik in Europa haben sich in 
den vergangenen Jahren grundlegend ver- 
ändert. Vbr allem die mit dem Refbrmveitrag 
von lissabon neu eingefiihrte Kompetenz 
der Europäischen Kommission für eine Po- 
litik des Territorialen Zu sammenhalts hat zu 
neuen Initiativen der Mitgliedstaaten und 
der Europäischen Kommission geführt. 

3*L1 Politik des Territorialen Zusammen- 
halts 

ln den letzten Jahren ist das Konzept der 
„Territorialen Kohäsion" bzw. des „Territo- 
rialen Zusammenhalts" in den Mittelpunkt 
der raumentwicklungspolitischen Diskussi- 
on in Europa gerückt. Zwar hat sich in der 
Europäischen Union seit den 1990er Jahren 
ein raumstrategisches Denken durchge- 
setztj doch erst mit dem Reformvertrag von 
lissabon, der am 1. Dezember 2009 in Kraft 
getreten ist, wurde der Territoriale Zusam- 
menhalt auch normativ als „allgemeines" 
Ziel der Europäischen Union hervorgeho- 
ben. Der Vertrag von lissabon ändert die 
bestehenden Verträge und gibt der EU einen 
neuen Rechtsrahmen. Für die Raument- 
wicklungspolitik ist vor allem Art. 3 Abs. 3 
Satz 3 des Vertrages über die Europäische 
Union von Interesse. Danach fördert die EU 
„den wirtschaftlichen, sozialen und terri- 
torialen Zusammenhalt und die Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten". 

Damit hat die EU eine neue Kompetenz für 
eine Politik des Territorialen Zusammen- 
halts erhalten. Nach dem Reform vertrag von 
Lissabon handelt es sich dabei um eine ge- 
teilte Zuständigkeit der Union und der Mit- 
gliedstaaten. 

Der Begriff Territorialer Zusammenhalt lässt 
sich nicht abschließend und aUgem eingül- 
tig definieren, vielmehr wird das Konzept 
zurzeit intensiv diskutiert. Das Konzept des 
Territorialen Zusammenhalts umfasst nach 
Auffassung der Bundesregierung drei Kom- 
ponenten: 

• Ausgleich von territorialen Ungleichge- 
wichten (Territorialer Ausgleich] durch 
die strukturelle Förderung und Entfal- 
tung endogener regionaler Entwick- 
lungspotenziale 

• Verpflichtung der raumpolitischen 
Akteure in Europa auf eine horizontal 
wie vertikal kohärente Ausübung ihrer 


raumrelevanten Kompetenzen (Territo- 
riale Integration] 

• Vem etzung aller Akte ure in der e uropä- 
ischen Raum entwickl ungsz us amm en - 
arbeit (Territoriale Governance]. Diese 
Vernetzung wird einerseits durch die kn 
Europäischen Raum entwickl ungskon - 
zept (EUREK] angelegte Verbindung 
von Raum- und Stadtpolitik und ande- 
rerseits durch die grenzüberschreiten- 
de, transnationale und interregionale 
Zu sammenarb eit ge w ährleistet. 

Nach Überzeugung der Bundesregierung ist 
die Territoriale Kohäsion ein Querschnitts- 
ziel, das die Gemeinschait, die Mitglied- 
staaten und die Re^onen kn Rahmen ihrer 
jeweiligen Zuständigkeiten bei aUen poli- 
tischen Entscheidungen in die Abwägung 
einfließen lassen sollten. 

Mit der neuen geteilten Zuständigkeit für 
Territoriale Kohäsion müssen sich die 
EU-Mitgliedstaaten und die Europäische 
Kommission neu positionieren. Die EU- 
Mitgliedstaaten haben eine solche Neu- 
Positionierung mit der Territorialen Agenda 
der EU vorgenommen, die kn Mai 2011 re- 
vidiert wurde. Offener ist noch, wie die Eu- 
ropäische Kommission die neue Kompetenz 
ausfüUen wird. 

Für eine weitere Verstäikung der Territo- 
rialen Dimension ist die Debatte um die 
Zukunft der Kohäsionspolitik nach 2013 
der zentrale Ansatzpunkt. Mit dem 5. Kohä- 
sionsbericht hat die Europäische Kommissi- 
on kn Novemb er 20 10 ihre VorsteUungen zur 
Zukunft der Kohäsionspolitik vorgestellt und 
einen öffentlichen Konsultationsprozess 
eingeleitet. Die weitere Debatte steht in en- 
ger Verbindung mit den Verhandlungen der 
nächsten Voraus schau zum EU -Haushalt. 
Hierbei muss die dezentral, partnerschaft- 
lich und integriert gestaltete Kohäsionspo- 
litik ihren Beitrag für die Bewältigung der 
aktuellen europäischen Herausforderungen 
wie z.B. globaler Wettbewerb, Klimawandel 
und Energiekrise oder Demographie zeigen. 
Neben der Kohäsionspolitik bieten aber 
auch andere raumwkksame EU -Politiken 
Ansatzpunkte, um unter Berufung auf die 
neue territoriale Zielsetzung des lissabon- 
Reformvertrags räumliche Entwicklungs- 
perspektiven stärker zu integrieren (vgL 
Kap. 3. 1.3]. 


Drucksache 17/8360 


-156- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


[1] Den folgenden Aiusfühmngen liegt 
eine Bipertise im Auftrag des BBSR zu- 
grunde: Expertise „fiaumretevaute Vortia- 
ben der EU-Kjommission " 'des Deutschen 
Vertjandes lür Wohnungswesen, Städte- 
bau und Raumordnung e.V; Bearbeitung: 
Christian Huttenlotier; Olitober 2]D(]tg. 


3 *1*2 Terriloriale Agenda der Europäischen 
Union 2020 

Die Territoriale Agenda der Europäischen 
Union 2020 (TA20203 ist die Antwort der EU- 
Mitgliedstaaten auf den Reform vertrag von 
Lissabon und die Strategie Europa 2020. Sie 
wurde von den fiir territorialen Zusammen- 
haltzuständigen Ministern der EU-Mkglied- 
staaten und der Europäischen Kommission 
gemeinsam erarbeitet und im Rahmen der 
ungarischen Ratspräsidentschaft im Mai 
2011 angenommen. Die TA2020 beruht auf 
dem Europäischen Raumentwicklungskon- 
zept von 1 999 sowie der unter deutscher EU- 
Ratspräsidentschait im Mai2007 verabschie- 
deten „Territorialen Agen da der EU" (TAEU) 
samt Aktionsprogramm zur Umsetzung der 
TAEU aus dem Herbst 2007 und der Leip- 
zig Charta zur nachhaltigen europäischen 
Stadt. Grundlage des Revisionsprozesses 
war eine Evaluation der Herausforderungen 
und Prioritäten sowie eine Bewertung der 
Erfahningen mit der Umsetzung der TAEU. 

Als aktionsorientiertes politisches Rahmen- 
werk will die TA2020 den territorialen Zu- 
sammenhalt in Europa unterstützen und 
eine räumliche Dimension für die Umset- 
zung der Strategie Europa 2020 formulieren, 
mit der die Europäis che Union sich auf ein 
intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum verpflichtet hat. 

Auf der Basis des Grund anliegens, die regi- 
onale Vielfalt in Europa als positiven Wert 
anzu eikennen und das jeweilige regionale 
territoriale Potenzial durch eine „place -ba- 
sed policy" besser zu nutzen, definiert die 
TA2020 sechs inhaltliche Handlungsfelder: 

• Förderung einer polyzentrischen und 
ausgewogenen Raumentwicklung 

• Förderung einer integrierten Entwick- 
lung in Städten, ländlichen Gebieten 
und Sonderregionen 

• Territoriale Integration in grenzüber- 
schreitenden und transnationalen 
funktionalen Regionen 

• Gewährleistung der globalen Wettbe- 
werbsfähigkeit von Regionen durch 
eine starke lokale Wirtschaft 

• Verbesserung der Erreichbarkeitsver- 
hältnisse fiir Individuen, Gebietskör- 
perschaften und Unternehmen 

• Verwaltung und Veiknüpfiing der Um- 
welt-^ Land Schafts- und Kulturgüter 
von Regionen. 

Um den zentralen Herausforderungen 
der räumlichen Entwicklung begegnen zu 
können und die territorialen Prioritäten 


umzu setzen, unterstreicht die TA2020 die 
Notwendigkeit einer intensiven Zusam- 
menarbeit der verschiedenen Politiken und 
Akteure, einer guten Wissens- und Informa- 
tionsbasis sowie einer besseren vertikalen 
und horizontalen Koordination zwischen 
Entscheidungsebenen und Sektorpolitiken. 
Die Berücksichtigung der räumlichen Di- 
mension von EU- und nationalen Politiken 
sowie die räumliche Koordination von Sek- 
torpolitiken seien Schlüsselelemente, um 
den räumlichen Zusammenhalt in der EU 
und ihren Regionen zu fördern. 

Obgleich der Einfluss europäischer Politik- 
bereiche auf die nationale und regionale 
Raumentwicklungin den letzten Jahren kon- 
tinuieilich gestiegen ist, wird deren räum- 
liche Dimension in der Politikgestaltung bis- 
lang unzureichend berücksichtigt (vgl. Kap. 
3.1.3). Neben konkreten Empfehlungen an 
die Mitgliedstaaten, wie sie ihren Beitrag zur 
territorialen Kohäsion steigern können, und 
an die EU, wie die territoriale Dimension in 
der EU -Kohäsionspolitik und den Sektoipo- 
litiken gestäikt werden kann, heben die Poli- 
tikempfehlungen vor allem auf die wichtige 
Rolle der territorialen Zusammenarbeit auf 
grenzüberschreitender, transnationaler und 
interregionaler Zusammenarbeit ab. 

Die EU-Mitgliedstaaten sprechen sich für 
einen Rahmen flir konkrete Aktionen zur 
Umsetzung der TA2 020 aus. Ferner soR 20 15 
geklärt werden, ob eine Überprüfung der 
TA2020 unter dem Blickwinkel ihrer Praxis - 
tauglichkeit sinnvoR ist. 

3*1*3 Territoriale Kohäsion und raumwirk- 
same EU - Poli tike n ^ 

Der Einfluss europäischer PoRtikbereiche 
auf die nationale und regionale Raument- 
wicklung ist in den letzten Jahren kontinu- 
ieilich gestiegen. Zahlreiche EU-PoRtiken 
zeigen durch ihre Finanzmittel oder ihre 
Gesetzgebung unmittelbare oder mittelbare 
Raumrelevanz. Die europäische Kohäsions- 
bzw. Region alpolitik verfolgt als eines ihrer 
Hauptziele die Stärkung des temtorialen 
Zusammenhalts in Europa und setzt hier- 
flir umfangreiche FördermögRchkeiten für 
Infrastrukturen, Forschung und Innovation, 
Wirtschaftsförderung, Umweltschutz, Ener- 
gie sowie Stadt- und Regionalentwicklung 
ein. Das Mittelvolumen der EU -Struktur- 
fonds macht mit etwa 350 Mrd. Euro mehr 
als ein Drittel des EU -Gesamthaushalts aus 
und untersetzt auch die EU-SektorpoRtiken 
mit Mitteln. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-157- 


Drucksache 17/8360 


Unmittelbare räumliche Auswiikungen ha- 
ben aber auch die Vorhaben der europä- 
ischen Veikehrs-, Energie-, Umwelt- und 
Agrarpolitik. Eher mittelbar raumrelevant 
sind die Wettbewerbs- und Binnenmarktpo- 
litiken - v.a. über das Beihilferecht oder die 
Regelungen fiir das öffentliche B eschafifungs- 
wesen, die Forsch ungs- und Innovationspo- 
htik durch die Förderung von europäischen 
Forsch ungs- und Innovationskapazitäten, 
von wissenschaftlicher Vernetzung sowie 
regionaler ClusterbEdung oder die Sozial- 
und Beschäftigungspohtik über die Siche- 
rung der Daseinsvorsorge, die Verringerung 
sozioökon omischer Disparitäten oder den 
Aufbau territorialer Beschäftigungspakte. 

Trotz dieser starken räumhchen Aus- 
wirkungen vieler EU-Voihaben wird de- 
ren räumhche Dimension in der Poü- 
tikgestaltung bislang oft nicht explizit 
berücksichtigt. Für die Städte und Regionen 
Europas ist es damit von großem Interesse, 
wie das Ziel des territorialen Zusammen- 
halts von den einzelnen EU-Politiken aufge- 
nommen und umgesetzt wird. 

Bisher beziehen insbesondere die Umwelt- 
politik, die Meerespolitik und mit Abstri- 
chen die Verkehrspohtik räumliche Ansätze 
explizit in ihre Maßnahmen ein. Bei Vorha- 
ben der Umwelt- und Meerespolitik wird 
vielfach sogar unmittelbar auf das raum- 
ordnerische Instrumentarium zurückge- 
griffen. Bei der Veikehrspohtik spielen die 
räumlichen Wirkungen etwa der transeuro- 
päischen Veikehrsnetze [TEN-V] zwar eine 
Rolle, und auch die Verbindung der TEN-V 
mit Sekundärnetzen, ein integriertes Ver- 
kehrsmanagement und die Verknüpfung 
zwischen Verkehrs- und Flächennutzungs- 
planung finden sich partiell in den EU-Vor- 
haben. Insgesamt dominieren aber nach wie 
vor vejkehrstechnische und infrastrukturelle 
Ansätze und Übedegungen. Die kn Rahmen 
des Aktionsprogramms zur Umsetzung der 
TAEU gebildete Arbeitsgruppe hat daher 
überlegt, wie die territoriale Dimension in 
den zukünftigen TEN-V-Leitlinien stärker 
berücksichtigt werden kann. 

Die EU "Agrarpolitik beispielsweise umfasst 
zwar mit ihrer 2. Säule auch die Förderung 
des ländhchen Raums. Dennoch gehen die 
meisten Gelder nach wie vor in die 1. Säule 
der Marktordnung, die kaum territoriale As- 
pekte berücksichtigt. Auch die Maßnahmen 
zur ländhchen Entwicklung erfolgen nur 
zum geringen TeE über integrierte territori- 
ale Entwicklungsan Sätze und konzentrieren 
sich nach wie vor auf eine sektorale Unter- 


stützung der Landwirtschaft. SchheßUch ist 
die Verknüpfung der ländlichen Entwick- 
lung mit der EU- Kohäsionspolitik nur un- 
zureichend, weshalb eine kontinuierliche 
und kohärente räumliche Entwicklungs- 
politik fiir verschiedene Raumkategorien 
auf Schwierigkeiten stößt. Aus Sicht der 
Raumentwicklung sollten daher territoriale 
ländliche Entwicklungspolitiken in Zukunft 
im Rahmen von Maßnahmen und Program- 
men der EU -Agrarpolitik gestärkt und mit 
der Kohäsionspolitik verknüpft werden. 

Ebenfalls überwiegend aus einer sektoralen 
infrastruktureUen Perspektive erfolgt bisher 
die EU- Energiepolitik, die seit 2007 unter 
dem Motto „20 -20 -20 bis 2020" zu einer der 
zentralen Zukunftspolitiken avanciert. Un- 
ter territorialen Gesichtspunkten sollten da- 
bei die (großjräumigen Auswirkungen neu- 
er oder ausgebauter (Netz-] Infrastrukturen 
sowie die räumlich sehr unterschiedlichen 
Wirkungen von Politiken zur Steigerung von 
Energieeffizienz und zur Förderung erneu- 
erbarer Energien umfassend berücksichtigt 
werden. 

Wenig aus einer raumentwicklungspoli- 
tischen Sicht betrachtet worden sind bislang 
Politiken mit Bezug zum Wettbewerbs- und 
Binnenmarktrecht, zur Forschung und Ent- 
wicklung, zu Beschäftigung und Sozialem 
un d z ur Untern ehm ensf örd er ung. Aber auch 
in diesen Politikbereichen gibt es erfolg- 
reiche regionale und territoriale Ansätze, die 
es weiterzuentwickeln güt. Hierzu gehören 
zum Beispiel die beihilfe- und vergaberecht- 
lichen Rahmenbedingungen für territoriale 
Entwicklungsansätze, territoriale Innova- 
üons- und Clusterpolitiken, gebietsbezo- 
gene sozial- und beschäftigungspolitische 
Ansätze der Sozialpolitik sowie die Beach- 
tung territorialer Wirtschaftsstrukturen und 
-kulturen („sozio -ökonomische Milieus"] in 
der Unternehmenspolitik. 

Wenn es also um die Neugestaltung der EU- 
Politikbereiche in der Programmperiode ab 
2014 geht und die Frage, wie mit EU-Poli- 
tiken das Ziel der Stäikung des territorialen 
Zusammenhalts in Europa unterstützt wer- 
den kann, soUten sich nicht nur die Regio- 
nal- und Strukturpohtik, sondern auch - kn 
Grundsatz alle - EU-FachpoUtiken dieser 
Herausforderung steRen. 
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Neugesiakung der EU-Poliükbereiche fiir 
den Zekraum ab 2014 

Da mit dem Start der neuen Programmperi- 
ode ab 2014 fiir die meisten Politikbereiche 
in den kommenden zwei Jahren die Wei- 
chenstellung fiir eine grundlegende Neu- 
gestaltung ansteht, kann dieser Zeitraum 
genutzt werden, um unter Berufung auf die 
neue territoriale Zielsetzung des Lissabon- 
Reformvertrags räumliche Entwicklungs- 
perspektiven stärker zu integrieren. Einen 
grundlegenden Rahmen stellt das Mitte Juni 
2010 vom Europäischen Rat angenommene 
Konzept „Europa 2020 - Eine Strategie für 
intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum" dar, die als „ Post-Eis sab on- 
Strategie" die im Jahr 2000 zum EU -Gipfel 
von Lissabon verabschiedete Zehnjahres- 
strategie für ein global wettbewerbsfähiges, 
innovatives und wachstumsstarkes Europa 
fortfiihrt. Zusammen mit der EU -Nachhal- 
tigkeitsstrategie von Göteborg, die ebenfalls 
fortgeschrieben werden soll, bildet sie die 
zentrale politische und strategische Grund- 
lage für sämtliche andere Politikvorhaben 
sowie fiir den neuen Siebenjahre sh aushalt 
20 14-2020. Nach der Strategie „Europa 2020" 
liegen die Prioritäten der EU in den nächsten 
10 Jahren auf intelligentem, nachhaltigem 
und integraüvem Wachstum durch 

• die Förderung von Wissen, Innovation 
und Bildung sowie der digitalen Gesell- 
schaft, 

• die ressourceneffizientere Produktion 
bei gesteigerter europäischer Wettbe- 
werbsfähigkeit und 

• die Erhöhung der Beschäftigungsquote, 
der Qualifizierung und der Armutsbe- 
kämpfung. 

Für die einzelnen Politikbereiche ist die Neu- 
gestaltungzeitlich eng mit der Haushaltsvor- 
ausschau ab 2014 verbunden. 2011 hat die 
Kommission konkrete Vorschläge fiir den 
nächsten mehrjährigen Finanzrahmen er- 
arbeitet. Aus raum entwicklungspolitischer 
Sicht steht die Reform der EU- Kohäsions- 
politik im Zentrum, fiir die die Europäische 
Kommission mit dem „Fünften Bericht über 
den wirtschaftlichen, sozialen und territo- 
rialen Zusammenhalt: Die Zukunft der Ko- 
häsionspolitik" (5. Kohäsionsbericht) erste 
Überlegungen zur Diskussion gesteUt und 
mit ihren Verordnungsentwürfen von Ok- 
tober 2011 konkretisiert hat. Anschheßend 
begannen gemeinsam mit der Haushaltsde- 
batte die Veihandlungen zwischen dem Eu- 
ropäischen Rat und dem Europaparlament, 
um die Verordnungen zu verabschieden. 


Im 5. Kohäsionsbericht werden die wirt- 
schaftliche, soziale und ökologische 
Situation sowie die Trends in den Regionen 
der EU umfassend bewertet und verschie- 
dene Optionen für die Anpassung der künf- 
tigen Politik eiiäuteit. ln ihrer SteUungnah- 
me zu den Schlussfolgerungen des Berichts 
unterstreicht die Bundesregierung den 
hohen europäischen Mehrweit der Kohäsi- 
onspoUtik und begrüßt die Zielsetzung des 
5. Kohäsionsberichtes, durch eine verstärkte 
Programmplanung eine bessere Koordina- 
tion zwischen verschiedenen EU -Politiken 
und eine noch bessere Verknüpfung mit 
der Europa-2020 -Strategie zu erreichen. 
Gleichzeitig unterstützt sie eine inhaltliche 
Ausrichtung und thematische Konzentra- 
tion der künftigen Kohäsionspolitik auf die 
Prioritäten und Ziele der Strategie Europa 
2020. Sie begrüßt die Intention der Kommis- 
sion, das Ziel des terTitorialen Zusammen- 
halts auch weiterhin in den Programmen 
abzu decken. Die Bedeutung fiinktionaler 
Gebietseinheiten, die RoUe der Städte und 
ländlichen Räume sowie von Gebieten mit 
besonderen geographischen oder demo- 
graphischen Problemen seien wichtige As- 
pekte, die auch künftig bei der Programm - 
erstellung berücksichtigt werden soRten. 
Im Hinblick auf die Europäische Territoriale 
Zusammenarbeit (ETZ) (vgl. Kap. 3.1.5) be- 
fiirwortetsie die Fortfiihrung der Förderung 
in ihren drei Dimensionen, d er grenz über- 
greifen den, transnationalen und interregio- 
nalen Zusammenarbeit. 

Einen ähnlichen zeitlichen Rahmen für die 
Vorbereitung der neuen Förderperiode ha- 
ben die EU -Agrarpolitik, die Forschungs- 
und Innovationspolitik und die Gestaltung 
des Beihilferechts, das eng an die Regio- 
nal- und Unternehmensförderung aus den 
Strukturfonds geknüpft ist. Auch die sek- 
toralen EU-Förderprogramme für Verkehr, 
Umwelt und Energie müssen bis 2014 neu 
gestaltet werden. 

Für eine stärkere territoriale Dimension der 
EU -Politiken ist und bleibt allerdings eine 
finanzstarke Kohäsionspolitik von heraus - 
ragender Bedeutung. Denn (noch) steUen 
die Struktuifonds einen GroßteE der EU- 
Mittel fiir Sektormaßnahmen bereit und die 
programmatischen Ansätze der Kohäsions- 
poUtik bieten - trotz einer ausbaubedürf- 
ügen territorialen Ausrichtung - die beste 
Möglichkeit, sektorale Interventionen in ein 
wirkhch territorial ausgerichtetes Konzept 
einzubinden. Eine weitere Aufstockung der 
Mittelvolumen für EU -Sektorprogramme 
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(z.B. Veikehi; Eneigie, Forschung, Umwolt) 
zulasten der Kohäsionspolitik ist aus ter- 
ritorialer Perspektive demnach negativ zu 
sehen, wenn auch durch den großen poli- 
tischen Han dlungs druck ein neues Gemein- 
schaftsinstrument für Energie und Klima- 
wandel eingeführt werden dürfte. Sollte es 
jedoch zu einer deutlichen Ausweitung der 
Haushaltstitel für zentral organisieite und 
verwaltete Sektorpohtiken mit geringerer 
territorialer Perspektive zulasten der Kohä- 
sion smittel kommen, werden territoriale, 
dezentrale Ansätze auf regionaler und suh- 
regionaler noch schwieriger umzusetzen 
sein als bisher. 

ESPON - Europäisches Raumbeobach- 
tungsnetzwerk 

Das Europäische Raumbeobachtungsnetz- 
werk ESPON (European Spatial Planning 
Observation Network) wurde 2002 von den 
EU-Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Kommission gegründet, um die Wissens- 
und Informationsgrundlagen der Europä- 
ischen Raumentwicklungspolitik zu ver- 
bessern. Hintergrund war, dass im Zuge 
des EUREK-Prozesses deutlich wurde, dass 
eine Zusammenarbeit kn Bereich der euro- 
päischen Raumentwicklung ohne eine ein- 
heitlich verfügbare Datenbasis nicht mög- 
lich sein wird. Als Konsequenz wurden kn 
Rahmen von ESPON für eine Vielzahl von 
Themen vergleichende Analysen der euro- 
päischen Regionen durchgeführt Als Basis 
dienten sowohl bereits vorhandene als auch 
inneihalb von Projekten generierte Daten- 
sätze und Indikatoren. Deren Erarbeitung 
durch intern ationale Projektteams erfolgte 
möglichst immer flächendeckend für ganz 
Europa. 

In seiner ersten Laufzeit von 2002 bis 2006 
hat das Programm über 600 Wissenschaftler 
aus mehr als 130 Institutionen zusamm en- 
gebracht, um gemeinsam Analysen und 
Szenarien zur europäischen Raumentwick- 
lung zu erarbeiten. Die Ergebnisse konnten 
politischen Entscheidung^ trägem zur Ver- 
fügung gestellt werden und haben Eingang 
in aktuelle Diskussionen und Dokumente 
gefunden. So konnte vor allem der Erarbei- 
tungsprozess der Teriitorialen Agenda 2020 
von diesen Forschungsgrundlagen profitie- 
ren. 

In der aktueUen Strukturfondsperiode 
2007-2013 wkd das Programm kn Rahmen 
des Ziels 3 „Europäische territoriale Zu- 
sammenarbeit'' weitergefiihrt. Insgesamt 
45 Mio. Euro stehen an Finanzmitteln für 


die Durchführung des Programms zur Ver- 
fügung. An dem Programm nehmen neben 
den 27 EU-Mitgliedstaaten die Nachbar- 
staaten Norwegen, Schweiz, liechten stein 
sowie Island teil. 

Im Mittelpunkt von ESPON steht auch wei- 
terhin die europaweite indikatorengestützte 
Analyse räumlicher Strukturen und Ent- 
wicklungen durch international besetzte 
Forscherteams. Zahlreiche wichtige Th emen 
der europäischen Raumentwicklung wurden 
in diesem Rahmen untersucht: Entwick- 
lungstendenzen und -Chancen ländlicher 
Räume, Zukunftsperspektiven für die Städte 
Europas, Demographie und Wanderungen, 
Wissen und Innovation in räumlicher Per- 
spektive, Flächennutzung, territoriale Wk- 
kungen von Globalisierung, Verkehrs- und 
Agrarpolitik. 

Ergänzt werden diese thematischen For- 
schungen durch die Erarbeitung wissen- 
schaftlicher Grundlagen und Weikzeuge. 
Dazu zählen etwa die ESPON- Datenbank 
mit harmonisierten europäischen Daten, 
die Erarbeitung von Indikatoren und Typo- 
logien sowie die Weiterentwicklung von kar- 
tographischen Welkzeugen. 

Erstmals bietet das Programm auch die 
Möglichkeit, zielgruppenorientierte Analy- 
sen auf der Basis von Nutzerb edürfhissen 
zu vergeben. Stakeholder wie EU-Behörden, 
Behörden aus den Mitgliedstaaten, Akteure 
kn Rahmen anderer Strukturfondsprogram- 
me sowie Re^onen und Städte können ihre 
Forschungsbedarfe in Form von Projektide- 
en einreichen. Damit bietet das Programm 
die Möglichkeit, zeitnah und praxisorien- 
tiert gezielte Studien fiir die wissensch ältli- 
che Politikberatung „vor Ort" zu erstellen. 

Die Ministerkonferenz fiir Raumordnung 
unterstreicht in ihrem Beschluss zu den 
„Anforderungen an die Politik der territori- 
alen Kohäsion in der EU aus raum entwick- 
lungspolitischer Sicht" die Notwendigkeit, 
die Verbindung von räumlicher Analyse und 
Raumentwicklungspolitik (evidence-based 
planning) weiter zu stärken. So sollte das 
Europäische Raumb eob achtungsnetzwerk 
ESPON durch die Analyse der Wiikungen 
von EU-Fachpolitiken auf den territorialen 
Zusammenhalt die Grundlage für eine bes- 
sere Koordinierung schaffen. 
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3 J*4Transnaüonale Zusammenarbeit 

Transnationale Zusammenarbeit in der 
Raumentwicklung findet unter dem Stich- 
wort „makroregionale Zusammenarbeit'' in 
jüngster Zeit besondere Aufmerksamkeit 
Hintergrund ist, dass mit der im Oktober 
2009 vom Europäischen Rat angenom- 
menen Ostseestrategie erstmals eine EU- 
Strategie fiir eine Makroregion erarbeitet 
wurde, also für einen größeren Staaten üb er- 
greifen den Raum unterhalb der Ebene der 
gesamten EU. Im Juni 2011 hat der Europä- 
ische Rat eine makroregionale Strategie für 
den Donauraum verab schiedet. In mehreren 
anderen transnationalen Räumen - so etwa 
im Nordseeraum oder im Alpenraum - wird 
über die Notwendigkeit makroregionaler 
Strategien diskutiert. 

Neben diesem neuen makroregionalen Stra- 
tegieansatz gibt es bereits eine langjährige 
Tradition transnationaler Zusammenarbeit 
Bereits in den 1970er Jahren wurden - vor 
allem kn Umweltbereich - makroregionale 
Strategien erarbeitet: etwa Konventionen 
im Alpenraum, im Nord o st atl antik oder 
im Ostseeraum. Weitere Beispiele sind die 
grenzübergreifenden Strukturlinien der Ent- 
wicklung der BENELUX- Staaten von 1986, 
das Leitbild zur räumlichen Entwicklung 
im Ostseeraum von 1994 (VASAB 2010] oder 
die Ostseerauminitiative (BaMc Sea Region 
Initiative] von 1996. Die raum entwicklungs- 
politische Zusammenarbeit kn Ostseeraum 
im Rahmen von VASAB ist auch aktueU ein 
Schwerpunkt der deutschen europäischen 
Raumentwicklungspobtik (vgl. dazu weiter 
unten]. 

Seit 1996 fördert die Europäische Union kn 
Rahmen ihrer Kohäsionspolitik die trans- 
nationale Zusammenarbeit in staatenüber- 
greifenden Kooperationsräumen mit dem 
Ziel ekler integrierten räumlichen Entwick- 
lung mit Mitteln aus dem Europäischen 
Fonds fiir Regionale Entwicklung (EFRE]. 
Als Experimentierfeld fiir multilaterale Staa- 
ten üb ergreifende Zusammenarbeit kn Rah- 
men der Gemeinschaftsinitiative INT ER- 
REG II C (1996-1999] gestartet, konnte sich 
die transnationale Zusammenarbeit in der 
vergangenen Förderperiode 2000-2006 zu 
einem anerkannten Programm für innova- 
tive transnationale Raumentwicklungspro- 
jekte (INTERREG III B] etablieren. Mit dem 
Beginn der aktueUen Strukturfondsperiode 
2007-2013 wurde die Gemeinschaftsiniti- 
ative in das neue Ziel „Europäische territo- 
riale Zusammenarbeit" der Europäischen 
Strukturfonds überfiihrt. Sie hat damit als 


sogenanntes „Mainstream -Programm" der 
europäischen Strukturpolitik ein stärkeres 
politisches Gewicht erhalten. Hin teigrund 
Merfiir war die Emfiihrung des tenritorialen 
Zusammenhalts als aUgemeines Ziel der EU 
in Europäischen Veitrags welk. Für Deutsch- 
land ist diese programmgestützte transnati- 
onale Zusammenarbeit im Rahmen von IN- 
TERREG ein Schwerpunkt der europäischen 
Raum entwicklungspolitik. 

INTERREG B 

Deutschland ist besonders intensiv in die 
europäische transnationale Zusammenar- 
beit eingebunden. Im Rahmen von INTER- 
REG rv B ist es an fünf Programmräumen 
zur transnationalen Zusammenarbeit betei- 
lige Mitteleuropa, Nordwesteuropa, Alpen - 
raum, Ostseeraum und Nordseeraum. D amit 
wird die transnationale Zusammenarbeit in 
den im Rahmen von INTERREG III C bzw. 
INTERREG III B etablierten Kooperations- 
räumen fortgefiihrt. Lediglich der Mittel- 
europäische Kooperationsraum ist neu. Er 
entspricht dem nördlichen Tek des Mittel- 
europäischen, Adriatischen, Donau- und 
Südosteuropäischen Raumes (CADSES], an 
dem Deutschland kn Rahmen von INTER- 
REG II C und INTERREG III B beteiligt war 
und der in zwei separate Programmräume 
unterteilt wurde. 

Jeder dieser fünf Programmräume weist 
spezifische Charakteristika auf und steht 
vor besonderen räumlichen Herausforde- 
rungen, die gemeinsamer Lösungen bedür- 
fen. Die projektoiientierte Zusammenarbeit 
im Rahmen von INTERREG B wiR hierzu 
beitragen und übertragbare, beispielhafte 
Lösungen erarbeiten. 

Die Zusammenarbeit erfolgt auf der Grund- 
lage gemeinsamer Programme der jeweils 
beteiligten Partnerstaaten. Die darin festge- 
legten Themen- und Handlungsfelder wer- 
den durch transnationale Projekte umge- 
setzt, die aus Mitteln des EFRE bezuschusst 
werden. 

Die Besondeiheit der transnationalen Zu- 
sammenarbeit liegt darin, dass nicht nur 
die Programme transnational erarbeitet 
werden, sondern auch die Umsetzung der 
Programme durch transnationale Steu- 
eningsgruppen erfolgt und die Projekte 
selbst transnational angelegt sind. Die Ent- 
wicklung, Durchfühning, Fkianziening 
und Umsetzung der Projekte erfolgt durch 
Partner aus den verschiedenen b eteiligten 
Staaten eines Kooperationsraumes. Dabei 
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handelt es sich ln erster Linie um nationale^ 
regionale und lokale Behörden, um Univer- 
sitäten und Forschungsinstitute, Verbände, 
Stiftungen und private Organisationen/ Un- 
ternehmen. 

Merkmale transnationaler Projekte sind: 

• Beispielgebend: Erarbeitung von Bei- 
spiellösungen und Verallgemeinerung 
der Erfahrungen und Lernprozesse 

• Üb ertragbar: Erarbeitung von Lö sungen 
liir zu sammenhängende Sta aten üb er- 
greifende Entwicklungszonen oder 
-korridore 

• Transnational: Mitwirkung von Part- 
nern aus verschiedenen Staaten 

• Territorial: Behandlung von Problemen 
mit Bedeutung bzw. Wiikung fiir den 
Kooperationsraum oder größerer Teile 
davon 

• Prozessual: Sicherung gemeinsamer 

transnation aler Pro|ektentwicklung, 

Durchführung, Finanzierung und Um- 
setzung. 

Wegen seiner zentralen Lage und als Staat 
mit den meisten Nachbarstaaten in Euro- 
pa ist diese Form der Zusammenarbeit für 
Deutschland von besonderer Bedeutung. 
Für Deutschland ist dabei wichtig, dass die 
Zusammenarbeit dazu dient, 

• Staaten üb ergreifenden Entwicklungs- 
herausfbrderungen in den einzelnen 
Räumen zu begegnen, 

• internationale Erfahrungen Rir die Ent- 
wicklung in Deutschland zu nutzen 
bzw. eigene gute Erfahrungen an inter- 
nationale Partner zu vermitteln, 

• eine integrierte räumliche Entwicklung 
und den territorialen Zusammenhalt in 
den Räumen zu fördern, 

• die Integration der Europäis ch en Union 
und das Zusammenwiiken mit Nach- 
barstaaten durch gemeinsame Projekte 
zu unterstützen und 

• die internationale und Europakompe- 
tenz der Akteure zu stärken. 

Inhaltliche Schwerpunkte sind die Förde- 
rung von Innovationen und der Wissens- 
gesellschaft sowie eines zukunftsfähigen 
Umwelt- und Risiko -Managements, die 
Verbesserung der intemen und externen 
Eireichbarkeit der Kooperation sräume und 
die Förderung attraktiver und wettbewerbs- 
fähiger Städte und Regionen. 

Obwohl die Hauptthemen der Zusammen- 
arbeit in aUen Kooperationsräumen ähnlich 
sind, ergeben sich doch spezifische Schwer- 

p unktse tz ungen. 


Transnationale Zusammenarbeit 



Tj'ansnationale Kooperatlonaräume mit deutscher Beteiligung 

2007 - 2013 (INTERREG IV B) Regionen NUTS 2 und NUTS 3 

Alpen Nordsee ^ Ostsee 

V Quelle: Eyropaische Korrmission 


Mitteleuropa Nordwesteuropa 

Oas Fördergebiet der Russischen Focferation ist ohne die zusätzlichen Oebiete für die Zusamrrenajrbeit 
in der Barentsregion (Archangelsk Oblast Republik Komi, Autonomer Kreis der Nenzen) dargestellL 


Zu den inhaltlichen Schwerpunkten der 
Zusammenarbeit kn Alpenraum gehört es 
beispielsweise, die Zunahme des inner alpi- 
nen und alpenquerenden Veikehrs mit einer 
nachhaltigen Entwicklung in Einklang zu 
bringen und den Schutz vor Naturrisiken 
zu gewährleisten. Von einem effizienten 
Verkehrssystem, aber auch einer intakten 
Umwelt in einer der wichtigsten Tourismus- 
regionen profitieren aUe Regionen Deutsch- 
lands. 


In Mitteleuropa und im Ostseeraum sind 
besonders gravierende regionale Dispari- 
täten zu überwinden. In Mitteleuropa geht 
es darüber hinaus auch dämm, einen tra- 
diüoneUen europäischen Kernraum wieder 
zu beleben und die geographisch bedingte 
Drehscheibenfunktion zwischen Nord- und 
Süd- sowie West- und Osteuropa durch effi- 
ziente Verkehrssysteme zu stäiken, was sich 
insbesondere auf ostdeutsche und baye- 
rische Regionen auswiiken wird. Die wich- 
tigsten Herausforderungen kn Ostseeraum 
bestehen darin, die besonderen Vorausset- 
zungen zur Entwicklung der Wissensgesell- 
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INTERREG III B - Projekte in Deutschland 



INTERREG III B-Projekte je Gemeinde 
(Stand 30.11.2007) 

1 PicjeklB, an danen 

2 Ibis 10 zuraiindBst eine 

InstitutiDin imiit Standort 


11 bis 20 in darjeweligen Geimeijnde 
betBil^ ist 


Datertjasiis: IMTERHEG III B-Daten- 
bankdes BBSR 
Geooietrischa Gruindaga: BKG, 
Gemaiiden, 3 1.1 2.2007 


me hr als 20 


schalt zu efschließen und gleichzeitig die 
Umweltsituation der Ostsee entscheidend 
zu verhessern. Weiterhin gilt es, die vorhan- 
denen multimodalen Verkehrssysteme effi- 
zienter zu gestalten und gezielt auszuhauen. 
Letzteres hetrifft vor allem die Ost-West-Ver- 
hindungen zu den haitischen Staaten sowie 
die Nord- Süd- Verhindungen zwischen den 
nordischen Staaten über Deutschland und 
Polen in den adriaüschen Raum. 


sowie die Kreide- und Fjordküsten. Die Ent- 
wicklung eines integrieiten multimodalen 
Verkehrssystems und die Überwindung der 
trennenden Wirkung der Nordsee sind wei- 
tere Schwerpunkte. 

Die Metropolregionen Nordwesteuropas 
haben auch künftig herausragende Funk- 
tionen fiir Europa und die Weltwirtschaft. 
Deutsche Regionen profitieren von der Nähe 
zu anderen leistungsfähigen Wirtschaftsräu- 
men (Paris, Brüssel, London, Amsterdam/ 
Rotterdam, Luxemburg] und der Anbin- 
dung an hochentwickelte infra strukturelle 
Netze. Umgekehlt verstärken Regionen 
wie das Rhein- Ruhrgebiet, der Ballungs- 
raum Rhein -M ain und die Region Stuttgart 
dieses leistungsfähige Netzwerk von Agglo- 
merationen. Die hohe Bevölkerungs- und 
Siedlungsdichte verlangt gleichzeitig nach 
Lösungen fiir eine effiziente Nutzung terri- 
torialer Ressourcen (Fläche, Wasser, Boden, 
Infrastruktur, Luft). 

Ergebnisse INTERREG III B 

Die transnationalen INTERREG III B-Pro- 
gramme (2000-2006) haben zu einer in- 
tensiven Vernetzung und Kooperation der 
Städte und Regionen in Europa beigetra- 
gen. In den fiinf Kooperationsräumen mit 
deutscher Beteiligung wirkten über 6 500 
Partner, darunter nahezu 1 000 deutsche 
Partner, in rund 500 Projekten^ zusammen. 
Für die Zusammenarbeit wurden EFRE -Mit- 
tel im Volumen von insgesamt rd. 775 Mio. 
Euro gebunden. Einschließlich der Kofinan- 
zierungen der Projektakteure eigibt sich für 
alle Projekte ein Gesamtvolumen von rund 
1,6 Mrd. Euro. 

Deutsche Regionen, Städte und Institu- 
tionen sind intensiv in die Zusammenarbeit 
eingebunden. Sie waren kn Zeitraum 2000- 
2006 an zwei Dritteln der transnationalen 
Projekte in den fünf Räumen beteiligt und 
stellten dabei rund 15 % der Projektpartner 
und 20 % der Leadpartner. Dabei ist festzu- 
stellen, dass die Grenz- und Küstenregionen 
Deutschlands und aUer anderen Staaten 
intensiver als zentralere Regionen an trans- 
naüonalen Projekten mitwiiken. 

Zwischenergebnisse INTERREG IVB 


[2] ObEf ausfleiwaiilte INTER- 
REG-Projfikte wird auf der VVeb- 
site WWW. ifitenreg.de informiert. 


Im Nordseeraum weisen zahlreiche Regi- 
onen eine hohe Wirtschaftsdynamik auf 
Hier müssen eine nachhaltige Nutzung er- 
reicht und der Schutz der Naturressourcen 
verbessert werden. Dies gilt vor aUem für 
die Nordsee, insbesondere das Wattenmeer, 


Mit dem Beginn der aktuellen Stmktur- 
fon dsperiode 2007-2013 wurde die Gemein - 
schaftsinitiative INTERREG in das neue 
aUgemeine Ziel „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit'' überführt. Dies belegt 
den Erfolg der bisherigen transnationalen 
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Zusammenarbeit und unterstreicht die 
Philosophie dieses vergleichsweise neuen 
Förderinstruments. Mit der Überführung 
in die Mainstream- Förderung ist nicht nur 
eine höhere finanzielle Ausstattung der 
Programme und ein stärkeres politisches 
Gewicht dieser Förderausrichtung verbun- 
den, sondern auch eine Reihe neuer Anfor- 
deningen und Herausforderungen an die 
Programme, Projekte und Akteure. So müs- 
sen transnationale Projekte in der aktueUen 
Förderperiode strategischer ausgerichtet 
sein und einen Beitrag zur Umsetzung der 
Suategien von Lissabon und Göteborg für 
Wachstum und Beschäftigung bzw. fiir eine 
nachhaltige Entwicklung Leisten. Wichtige 
Bezugspunkte fiir die transnationale Zu- 
sammenarbeit sind insofern die X\EU bzw. 
die TA 2020, die aufe eigen, wie Raum- und 
Stadtentwicklung einen Beitrag zur Um- 
setzung der übergeordneten EU-Strategien 
leisten können. Darüber hinaus weisen die 
aktuefien Projekte eine Reihe neuer Quaü- 
tätsmeikmale auf: 

• stärkere Orientierung auf Umsetzung 
und Schaffung von BeispieRösungen 
sowie Verbreitung der Ergeh nisse 

• stärkere Ausrichtung auf Investitions- 
vorbereitung und Integration von Pilot- 
investMonen 

• Berücksichtigung aktueUer Themen wie 
Innovation und Wissensgesellschaft, 
demographischer Wandel und Klima- 
wandel 

• Verknüpfiing mit transnationalon stra- 
tegischen Ansätzen (z.B. Ostseeraum- 
strategie, Donauraumstrategie) 

• bes seres Z us amm enwirken mit anderen 
Programmen und Finanzinstrumenten, 

• Stärkung wirklich transnationaler Pro- 
jektarbeit. 

Anfang 2011 = also nach rund der Hälfte der 
Programmlaufeeit = sind in den INTERREG 
rv B- Programmräumen mit deutscher Be- 
teiligung drei Viertel der EU-Mittel für Pro- 
jekte gebunden. Da die meisten Projekte 
eine Laufzeit von rund drei Jahren haben, 
liegen noch wenige konkrete Projektergeb- 
nisse vor. 

Wirkungen der transnationaien Zusam- 
menarbeit 

Durch die transnationale Zusammenarbeit 
von nationalen, regionalen und lokalen 
Behörden und Institutionen - über Fach- 
grenzen hinweg - werden Erfahrungen aus- 
getauscht, erfolgreiche Arbeitsmethoden 


Entwicklungsprozess der transnationalen Zusammenarbeit 

INTERREG II C 

Experimentierfeld für multilaterale staatenübergrelfende Zusammen- 
arbeit 

Charakter 

Gemeinschaflsinitiative, Innovative Aktionen für regionale Entwicklungen 
(Art. 10 EFRE) 

Laufzeit 

1996^1999 

Aktivitäten 

Erfahrungsaustausch, Analysen und Studien, Planungsaktivitäten 

Wirkungen/ 

Verdienste 

- Aufbau transnatrcffialer Kooperationsstrukturen 

- Austausch zwischen den für Raumentwicklung zuständigen und 
relevanten Akteuren 

- Konzeptionelle Basis für die Fortsetzung der transnationalien 
Zusammenarbeit (etwa durch die Erarbeitung von raumspezifischen 
Leitbildern für die Raumentwicklung) 

INTERREG III B 

InnovatIVG transnatlonate RaumantwIcklungsprolGkte 

Charakter 

Gemeinschaftsinitiative 

Laufzeit 

2000-2006 

Aktivitäten 

Innovative Pilotvorhaben, kleinere Investitionen im transnationalen 

Kontext, Tourismusprodukte, Enitwicklungs- und Marketingikonzepte, 
Know-how-Transfer, Aufbau transnationaler Netzwerke und Institutbnen, 
Entwicklungsagenturen und Fortbildungsinstitutionen 

Wirkungen/ 

Verdienste 

- Stärkere Umsetzungswientieruing 

- Profilierung transnati<wialer Kooperationsräume 

- Demonstration der Notwendigkeit und des Nutzens transnationaler 
Zusammenarbeit mit dem Ergebnis, dass INTERREG ab 2007 als 
Mainstream- Programm der Strukturförderung fortgefuihrt wird 

INTERREG IV B 

Pro|e!ktartentterte Umsetzung strategischer Raumentwlcklungspolltlk 

Charalkter 

Mainstream-Programm; EFRE-Ziel „Europäische territoriale Zusammen- 
arbeit" 

ILaufzelt 

2007-2013 

Aktivitäten 

Wie INTERREG III B, jedoch stärkerer transnationaler Fdkus und noch 
stärkere Orientierung auf Umsetzung, Investitionsvorbereitung, Pilot- 
in vestiti<xien und Verbreitung der Ergebnisse 

Wirkungen/ 

Verdienste 

- Stärkerer Fokus auf Innovation und Klimawandel 

- Stärkere strategische Orientierung 

- Beitrag zur Umsetzung der Lissabon- und Götebo'gstrategiien 

- Beitrag zur Umsetzung derlAEU 

- Stärkere Verknüpfung mit transnationaien strategischen Ansätzen (z.B. 
Ostseeraumstrategie, DcwiauraumstrategieJ 

- Stärkere Verknüpfung mit anderen Programmen und Rnanzierungs- 
instrumenten 

© BBSR Bonn 201 1 


und -instrumente übertragen sowie Mo- 
delRösungen entwickelt. Die Projektergeb- 
nisse reichen von transnationalen Studien, 
Handbüchern, Entwicklungs- und Maike- 
tingkonzepten bis hin zu Machbarkeits- 
unter s uchungen , In vesütions Strategien, 
Planungen und Pilotinvestitionen. 

Für Deutschland ergeben sich aus der Mit- 
wirkung von Bund und Ländern an der 
transnationalen Zusammenarbeit einerseits 
Gelegenheiten, eigene PoUtikansätze und 
Lösungen in die internationale Diskussion 
und Umsetzung einzubringen, andererseits 
aber auch fortgeschrittene Erfahrungen zu 
übernehmen. 
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Über die jeweiligen projektspezifischen 
Ergebnisse und Wiikungen hinaus entfal- 
tet die transnationale Zusammenarbeit 
auch langfristige querschnittsorientierte 
Wirkungen, die zu Veränderungen kn Ent- 
scheidungsgefiige von Städten, Regionen 
und Kooperationsräumen führen und deren 
Europakompetenz stärken. Beispielsweise 
ist es INTERREG B- Projekten gelungen, auf- 
grund ihrer integrierten Herangehens weise 
und ihrer Ergebnisse Investitionen anzu sto- 
ßen, zu lenken und für einen optimalen Res- 
sourceneinsatz zu sorgen, Investitionen zu 
beschleunigen oder auch die Gestaltung von 
Förderprogrammen zu beeinflussen. Kurz- 
um: Mit finanziell eher unbedeutenden Pro- 
jekten können Hebel in Bewegung gesetzt 
werden, die mittel- und langfristig bedeu- 
tende ökonomische Wkkungen entfalten. 
Auch führen INTERREG B-Projekte oftmals 
zu innovativen Prozessen. Zwar werden in 
der Regel keine technischen Erfindungen 
gemacht, in vielen Projekten werden jedoch 
neue transnationale Handlungsgrundlagen, 
Verfahren oder Standards entwickelt, die 
zu einer effektiveren Aufgabenbewältigung 
beitragen können. Zum Teü werden Neu- 
erungen im Hinblick auf ihre technische, 
plan ungsre chtliche , regional wirtsch ältliche 
und finanzielle Realisierbarkeit über regi- 
onale PEotprojekte untersucht (getestet). 
Dies verschafft den beteüigten Akteuren 
(Regionen, Technologieclustern) einen Zu- 
wachs an Kompetenz und Erfahr ungs wis- 
sen. Daiüber hinaus führen transnationale 
Partnerschaften nicht nur zu einem Kompe- 
tenzzuwachs bei den beteihgten Personen 
oder SteRen, sie tragen vielmehr auch dazu 
bei, dass sich ein regionales Qualitätsma- 
nagement herausbEdet und Städte und 
Regionen neue Verfahren etablieren, wie 
etwa intensivere BeteEigungsverfahren, ein 
transnationales Benchmarking etc. „Last 
but not least'" tragen transnationale Projekte 
auch zur Entwicklung der Steuerung^- und 
Handlungskompetenzen der Akteure (Regi- 
onal Governance) auf einer regionalen Ebe- 
ne bei. Diese zum TeE indirekten Wiikungen 
sind sowohl für die Entwicklung und den 
territorialen Zusammenhalt Europas, aber 
auch fiir die regionale und lokale Ebene von 
besonderer Bedeutung. 

VAS AB - Raumeniwicklungspoliiische 
Zusammenarbeit im Ostseeraum 

Seit den 1990er Jahren hat sich eine kon- 
tin uierliche r aumentwickl ungspoliüsche 
Zusammenarbeit kn Ostseeraum etabliert 
Daran sind die für Raumordnung und -ent- 


wicklung zuständigen Behörden aus den 
EU -Staaten Dänemark, Deutschland, Est- 
land, Finnland, Letüand, Litauen, Polen und 
Schweden sowie Belanis, Norwegen und 
Russland beteEigt. 

Die Zusammenarbeit war zunächst auf die 
Erarbeitung eines gemeinsamen räum- 
lichen LeitbEdes (1994) fiir die O stseeregion 
gerichtet, das der Zusammenarbeit auch 
den jetzigen Namen eintrug (Vision and 
Strategies around the Baltic Sea - VASAB). 
Später wurden konkrete Aktionsprogramme 
und Umsetzungsprojekte entwickelt und 
insbesondere mit Hilfe des Programms der 
transnationalen Zusammenarbeit kn Ost- 
seeraum (INTERREG B) gefördert. 

Im Jahr 2005 beschlossen die Raumord- 
nungsminister auf Anregung des Ostseerates 
die Erarbeitung eines neuen Konzeptes zur 
Raumentwicklung mit einem Zeithorizont 
bis etwa 2030 („VASAB Long-Term Perspec- 
tive for the Territorial Development of the 
Baltic Sea Regioh'). Dabei wurden der ak- 
tuelle Wandel von Klima und Demographie, 
die Herausforderungen der WissensgeseR- 
schaft oder die Wkkungen der Globalisie- 
rung auf das Verhältnis von Stadt und Land 
berücksichtigt. Das 2009 von den Raum- 
ordnungsministern beschlossene Konzept 
ist auf Themen foku ssiert, die eine Staaten - 
übergreifende Bearbeitung erfordern, wie 
transnationale Korridore und Städtenetze 
oder die Förderung einer maritimen Raum- 
ordnung. Die Erarbeitung erfolgte in Ab- 
stimmung mit der Ostseestrategie der Eu- 
ropäischen Union und präzisiert die dort 
enth alten en r aum entwicklungspoRtischen 
Orientierungen. Zur Umsetzung des Kon- 
zeptes sind konkrete Aktionen festgelegt, die 
durch das VASAB - Komitee seki st, ab er au ch 
andere staatenübergreifende Ostseeorgani- 
sationen geleitet werden. Auch die Europä- 
ische Kommission wkkt bei der Umsetzung 
mit. Daiüber hinaus werden transnationale 
Projekte initiiert. 

Makro regionale Strategien 

Jüngste Tendenz in der transnationalen Zu- 
sammenarbeit ist die Erarbeitung makrore- 
gionaler Strategien auf europäischer Ebene. 
Damit wkd zum einen das Ziel verfolgt, die 
Entwicklung wichtiger Teilräume der EU zu 
einer Angelegenheit der gesamten Union zu 
machen. Andererseits gebt es darum, die 
Vielzahl der unterschiedlichen PoRtikan- 
sätze im Rahmen einer Gesamtstrategie zu 
bündeln und zu orientieren. Eine erste der- 
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artige Strategie wurde Mr den Ostseerauni 
auf der Grundlage eines Beschlusses des 
Europäischen Rates vom 14. Dezemher2007 
erarbeitet. 

Die Ostsee Strategie der Europäischen Union 
wurde am 2 9./ 30. Oktober 2009 vom Euro- 
päischen Rat angenommen. Die Strategie 
wurde in einem breiten Diskussionsprozess 
mit den Mitgliedstaaten^ Ostseeorganisati- 
onen, Stakeholdem und der Öffentlichkeit 
eraib eitet und wiU den Ostseeraum zu einer 
ökologisch nachhaltigen, wohlhah enden, 
zugänglichen, attraktiven und sicheren Re- 
gion entwickeln. Die Strategie wird durch 
einen Aktionsplan ergänzt, der auch Bei- 
spiele für Schlüsselprojekte enthält. Verant- 
wortlich ffir die Umsetzung seiner Themen - 
bereiche sind einzelne oder Gmppen von 
Mitgliedstaaten, z.T. im Zusammenwiiken 
mit Ostsee weiten Oiganisationen bzw inter- 
ministerieRen Gremien. Der Aktionsplan ist 
nicht abgeschlossen, sondern kann durch 
neue Aktivitäten und Projekte weiterentwi- 
ckeltwerden. 

Am 18./ 19. Juni 2009 beschloss der Europä- 
ische Rat die Ausarbeitung einer makrore- 
gionalen Strategie der EU für den Donau- 
raum. Diese liegt seit dem 8. Dezember 20 10 
vor und zielt insbesondere auf eine bessere 
Anbindung des Donauraumes, den Um- 
weltschutz, die Förderung des Wohlstandes 
durch Entwicklung derWissensgesellschalt, 
Wettbewerbsfähigkeit und Qualifikation so- 
wie die Stäikung der institutionellen Zu sam- 
menarheit. Die Erfahrungen hei der Umset- 
zung der Strategien der Europäischen Union 
für den Ostsee- und Donauraum werden für 
ähnliche Aktivitäten von großer Bedeutung 
sein. 

Makroregionen benötigen nicht unbedingt 
zentrale, auf EU -Ebene ausgearbeitete Stra- 
tegien ffir ihre Entwicklung. Grundsätzlich 
können makroregionale Strategien jedoch 
helfen, Aktivitäten zu entfalten, Kräfte zu 
bündeln, Syneigien zu erreichen und sekto- 
rale Strategien besser räumhch au szu diffe- 
renzieren. 

Die deutsche Ministerkonferenz für Raum- 
ordnung betont die Notwendigkeit, dass der 
neue Ansatz der „Makroregionalen Strate- 
gien" die europäischen LeitbEder und Stra- 
tegien des EURER und seiner Nachfolge do- 
kumente berücksichtigen soUte. Sie erachtet 
die Programme der Europäischen Territori- 
alen Zusammenarbeit als ein geeignetes In- 
strument zur Umsetzung der Strategien. 


3 * 1*5 Zusammenarb eit in G renzräumen 
und im Europarat 

Als grenzüberschreitende Zusammenar- 
beit bezeichnet man die Zusammenar- 
beit zwischen unmittelbar benachbarten 
Grenzre^onen entlang einer Staatsgrenze. 
Diese Zusammenarbeit verlangt Ausdauer 
und partnerschaftliches, nicht hoheitliches 
Handeln. Eine erfolgreiche Kooperation 
setzt Vertrauen voraus. Erst danach können 
„harte Themen" in Wirtschaft, Infrastruktur, 
Raumordnung und Umwelt angegangen 
werden. Ein Beispiel ist der Ausschuss für 
Raumordnung der „Deutsch-Polnischen 
Regierungskommission fiir regionale und 
grenznahe Zusammenarbeit", in dem die 
nationalen Verwaltungen mit den Woiwod- 
schaften und Ländern zusammenarbei- 


G re nzü bergreifende Zusammenarbeit 



Grenzübergrelfende Zusammenarbeit mit deutscher Beteiligung 

INTER REG IV A-Föndergeblete und angrenzende Gebiete Datenbasis: Operatjonelle Pro^amme 

nach Artikel 21 .1 der EFRE- Verordnung (20%4Clausel) der jeweiligsi Prograjmingebiste 

Geometrisdhe Basis: GfK Georrarketing 


Brandenburg - Polen 
Deutschland - Niederlande 
„GroOnegien" 

Eunegie Maas - Rhein 
Sachsa -Tschechien 
Sachsen - Pblen 
Bayern -Tscdiechien 


Bayern - Österreich 

Alpeniihein - Bodensee - Nordwhein 

Oberrhein 

Mecklenburg-Vbrpommem/BirandBnhürg - Polen 
Fehmarnbehre^oin 
Region südliche Ostsee 
Schleswig/K.E.R.N - Süddäneinark 
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teHj zuletzt an einer Stellungnahme und 
Karte zur Entwicklung der überregionalen 
Veikehrsinfrastruktur kn Grenzraum. Im 
deutsch-tschechischen Grenzraum besteht 
eine binadonale Zusammenarbeit kn Rah- 
men der „Deutsch-Tschechischen Arbeits- 
gruppe zur Raumentwicklung''. 

Seit 1991 fördert auch die EU im Rahmen 
der INTERREG A-Programme grenzüber- 
schreitende Projekte. Ziel ist die Stärkung 
des wirtschaftlichen, sozialen und territo- 
rialen Zusammenhaltes in Europa. Für den 
Zeitraum 2007-20 13 gibt es 14 INTERREG 
IV A-Programme mit Beteiligung deutscher 
Grenzregionen. Maßnahmen können in den 
Bereich en Wktschaft/ Te chnologie / Inn Ova- 
tion, Tourismus/ Um weit/ Infrastruktur und 
Soziales/KultuieUes/ Bildung gefördert wer- 
den. 

Mit Hilfe der Förderprogramme konn- 
ten in den letzten Jahren zahlreiche 
grenzüberschreitende Vorhaben realisiert 
und die deutschen Grenzgebiete gestäikt 
werden, was für die nationale und teE- 
staatliche Raumentwicklung von großer 
Bedeutung ist. Insgesamt leistet die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit einen 
wichtigen Beitrag zum wktschaftlichen, so- 
zialen und territorialen Zusammenhalt. 

Über die Grenzen der EU hinaus erfolgt 
räumliche Zusammenarbeit z.B. kn Rahmen 
des Europarates. Wichtigstes Element ist Mer 
die Europäische Raumordnungsminister- 
Konferenz. Diese sog. CEMAT (Conference 
du ConseE de rEurope des Mirdstres re- 
sponsables de rAmenagement duTerritoire] 
bringt Repräsentanten von 47 Mitglied- 
staaten zusammen, deren gemeinsames 
Ziel die nachhaltige räumliche Entwicklung 
des europäischen Kontinents ist. In Bonn 
fand 1970 die erste CEMAT statt. Im JaM 
2010 fand die 15. C EMAT-Konf er enz - in Ver- 
bindung mit dem 40- jährigen Bestehen der 
Raumordnungsministeikonferenz - in Mos- 
kau statt. Die CEMAT setzt jeweils aktueEe 
raumordnungspolitische Themen auf die 
Agenda, die in Form von Resolutionen und 
Deklarationen scMiftlich festgehalten und 
verabscMedet werden. Im Laufe der Arbeit 
wurden wichtige Grün dl agen dokumen te 
bescMossen. MeEensteine sind vor aUem 
die auf der 12. CEMAT kn September 2000 
in Hannover verabschiedeten „Leitlinien für 
eine nachhaltige räumliche Entwicklung auf 
dem europäischen Kontinent''. 


15* CEMAT- Konferenz 
Vorbereitung 

ErsteUung nationaler Berichte aUer Mit- 
gliedstaaten über die räumliche Ent- 
wicklung der letzten fünf JaMe in aus- 
gewählten Bereichen als Grundlage für 
die ErsteUung der Konferenz dokumente. 
Diese nationalen Berichte zum Konfe- 
renzthema „Zukünftige Herausforderun- 
gen: Nachhaltige Raumentwicklung auf 
dem europäischen Kontinent in einer 
sich wandelnden Welt" sind kn Internet 
über die Seite des Europarates abrufbar; 
der deutsche Nationale Bericht auch über 
die Seiten des B BSR. 

Wichtigste Ergebnisse 

• Moskauer Erklärung, wie insbesonde- 
re auf die neuen Herausforderungen 
des Klimawandels, der Energiever- 
sorgung und des demographischen 
Wandels reagiert werden kann. Die 
Förderung einer innovativen, nach- 
haltigen un d integrierten räumlichen 
Entwicklung sowie effizienter ter- 
ritorialer Govemance-ModeUe und 
die bessere Berücksichtigung räum- 
licher Entwicklungsperspektiven in 
den Fachpohtücen wurden als wirk- 
same Mittel herausgesteUt, um den 
Herausforderungen der globalen 
Wktschafts- und Finanzkrise zu be- 
gegnen. 

• Beschluss, die CEMAT-LeitUnien an 
die neuen territorialen Herausforde- 
rungen in Europa anzupassen 

• Resolution zur Verbesserung der Da- 
sein svorsorge (Contribution of es- 
sential Services to the sustainable de- 
velopment of the European CouncE] 

• Resolution zu einer europäischen 
Charta für das ländliche Erbe (The 
rural heritage as a factor of temtorial 
cohesion] 

• Beschluss über die nächsten CEMAT- 
Konferenzen 2013 in Griechenland 
und 20 1 6 in Rumänien. 
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3 J.6 Raumordnungspollüsche Schiussfoi- 
gerimgen 

Für eine weitejre Verstäikung der territori- 
alen Dimension ist die Debatte um die Zu- 
kunft der Kohäsionspolitik nach 2013 der 
zentrale Ansatzpunkt. Diese findet in enger 
Verbindung mit den Verhandlungen der 
n ächsten finanziellen Voraus schau zum EU- 
H aushalt statt Hierbei muss die dezentral, 
partnerschaftlich und integriert gestaltete 
Kohäsionspolitik ihren Beitrag fiir die Be- 
wältigung der aktuellen europäischen He- 
rausforderungen wie z.B. globaler Wettbe- 
werb, Klimawandel und Energiekrise sowie 
Demographie leisten. 

Mit der Aufnahme des Begriffs des „Territo- 
rialen Zusammenhalts" in den Vertrag von 
Lissabon ist zu erwarten, dass der räum- 
liche Aspekt in der Kohäsionspolitik künftig 
an Bedeutung gewinnt. Die Vorschläge zur 
Zukunft der Kohäsionspolitik, die die EU- 
Kommission mit dem 5. Kohäsionsbericht 
vorgelegt hat, zielen in diese Richtung. 

Bereits die Territoriale Agenda der EU hat 
2007 mit der Formulierung von Prioritä- 
ten räumlicher Entwicklungsmaßnahmen 
die Relevanz der territorialen Dimension 
hervorgehoben. Die revidierte Territoriale 
Agenda hat die territorial relevanten Aspekte 
der aktuellen - in der Strategie Europa 2020 
genannten - Herausforderungen ergänzt. 

Aus Sicht der Raumentwicklung ist es damit 
von großem Interesse, intensiv zu begleiten, 
wie das kn lissabon-Reform vertrag zusätz- 
lich aufgenommene Ziel des territoriaLen Zu- 
sammenhalts auf die weitere Gestaltung der 
EU- Politiken wirkt. Denn trotz der starken 
räumlichen Auswiikungen vieler EU -Vor- 
haben wird deren räumliche Dimension in 
der Politikgestaltung bislang unzureichend 
berücksichtigt und sollte in Zukunft mehr 
Beachtung finden. 

INTERREG B- Programme haben stets wich- 
tige europäische Themen behandelt. Sie 
leisteten dadurch einen Beitrag zu den Stra- 
tegien von Lissabon und Göteboig, etwa 
über die Erprobung von kostengünstigen 
Breitband anschlüssen, die Förderung der 
transnationalen Zusammenarbeit von klei- 
nen und mittleren Unternehmen oder über 
Maßnahmen zur Anpassung an den Klima- 
wandel wie etwa die Erarbeitung von Strate- 
gien zum Umgang mit knapper werdenden 
Wasserressourcen fiir die Landwirtschaft 
und vorsorgende Hochwassefschutzmaß- 
n ahmen. 


Zentrale Punkte der Strategie Europa 2020 
sind heute bereits Kernthemen der INTER- 
REG B- Programme und der damit finan- 
zierten Projekte. So steht insbesondere die 
Priorität „Nachhaltiges Wachstum" mit ih- 
ren Unterthemen Klima, Energie, Mobilität 
und Wettbewerbsfähigkeit der Strategie Eu- 
ropa 2020 im Fokus vieler INTERREG W B- 
Pro jektaktivitäten . 

ln raumentwicklungspolitischen Program- 
men und Projekten der transnationalen 
Zusammenarbeit (INTERREG B) sowie im 
Europäischen Raumb eobachtungsnetzwerk 
(ESPON] sollten auch in Zukunft sowohl 
wissenschaftlicher Vorlauf (ESPON) als auch 
beispielhafte, innovative Problemlösungen 
zu den o.g. Themen erarbeitet werden. 

Eine Beibehaltung des Raumentwicklungs- 
bezugs in den INTERREG B- Programmen 
wird dabei als zukunftsorientieit und zur 
erfolgreichen Umsetzung gemeinsamer eu- 
ropäischer Ziele notwendig angesehen. Die 
Territoriale Agenda 2020 sollte ebenso wie 
Raumentwicklungskonzepte auf der Ebene 
staatenübergreffender europäischer Koope- 
rationsräume (z. B. für den Ostseeraum die 
VASAB Long Term Perspective for the Terri- 
torial Development of the Baltic Sea Region) 
als wichtige Bezugsbasis für die transnatio- 
nale Zusammenarbeit Mitgliedstaaten und 
Regionen herangezogen werden. 

Deutsche Regionen sollten sich aktiv in die 
Entwicklung und Umsetzung makroregio- 
naler Strategien - wie kn Ostsee- oder Do- 
nauraum einbringen - und ihre raument- 
wicklungspolitischen Ziele unter Beachtung 
der Entwicklung in diesen Makroregionen 
formuheren und umzusetzen versuchen. 
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3-2 Bundesraumordnung 

Die Bim desraum Ordnung nimmt kn deut- 
schen Raumplanungssystem verschiedene 
Funktionen wahr: 

• im Rahmen der konkurrierenden Ge- 
setzgebung den Erlass des Raumord- 
nungsgesetzes (ROG) 

• die Abstimmung raum wirksamer Pla- 
nungen und Maßnahmen innerhalb 
des Bundes und mit den Ländern 

• die AufsteUung von Bundesraumord- 
nungsplanen 

• SteUungnahmen zu Raumordnungsplä- 
nen von Ländern und Regionen 

• die Entwicklung von LeitbEdern für die 
Raumentwicklung in Deutschland ge- 
meinsam mit den Ländern 

• die Unterstützung der Umsetzung von 
LeitbEdern durch Modellvorhaben der 
Raumordnung 

• BeteEigung an der Entwicklung eines 
europäischen Raumentwicklungskon- 
zeptes [EUREK] 

• die laufende Information und Bericht- 
erstattung über die Raumentwicklung 
in Deutschland. 

Aufgaben der Bundesraumordnung wer- 
den primär durch das Bundesministeri- 
um für Veikehr^ Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) wahrgenommen und durch Akti- 
vitäten nachgeordneter Bundesbehörden 
fachlich unterstützt. Zu nennen sind Mer 
insbesondere das Bundesinstitut fiir Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bun- 
desamt für Bauwesen und Raumordnung 
CBBR) und das Bundesamt Eir Seeschifffahrt 
und Hydrographie (BSH). Hier werden viel- 
fältige Aktivitäten der Bundesraumordnung 
gebündelt 

So ist das BBSR mit der Durchführung des 
Aktionsprogramms „ModeRvoihaben der 
Raumordnung'", der Erarbeitung des Raum- 
ordnungsberichts und der Führung eines 
räumlichen Informationssystems an der 
Bundesraumordnung beteiligt. Eine zu- 
sätzliche Aufgabe ist dem BBSR mit der No- 
vellierung des Raumordnungsgesetzes kn 
Jahre 2008 übertragen worden. Nach § 17 
Abs. 1 ROG 2008 kann der Bund für einzelne 
Grundsätze der Raumordnung konkretisie- 
rende Bundesraumordnungspläne erarbei- 
ten, deren vorbereitende Verfahrens schritte 
vom BBSR durchzuführen sind. 

ln einer ähnlichen RoRe ist auch das BSH an 
der Bundesraumordnung beteiligt. Seit 2004 
ist der Bund für die nicht zum deutschen 


Hoheitsgebiet gehörende ausschließliche 
Wktschaftszone (AWZ) in Nord- und Ostsee 
zur AufsteUung von Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung ermächtigt. Das BSH ist 
mit der DurchEihrung einzelner Verfahrens - 
schritte für die Raumordnungsplanung in 
der AWZ unter der Leitung des BMVBS be- 
traut. 

3*2*1 Das neue Raumordnungsgesetz des 
Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenzen von Bund 
und Ländern wurden im Rahmen der Fö- 
deralismusreform 1 kn Jahr 2006 durch eine 
Änderung des Grundgesetzes neu geordnet. 
Die bisher für den Bereich der Raumordnung 
wiiksame Rahmengesetzgebung des Bun- 
des wurde ersatzlos aus dem Grundgesetz 
gestrichen. Die Raumordnung, die bisher kn 
abgeschafften Art. 75 Abs. 1 Nr. 4 GG veran- 
kert war, wurde in den Bereich der konkur- 
rierenden Gesetzgebung des Art. 74 Abs. 1 
Nr. 31 GG überführt Die neue konkurriende 
Gesetzgebungskompetenz ermächtigt den 
Bund nun zu einer umfassenden VoUrege- 
lung der Raumordnung, die aUe föderalen 
Ebenen der überörtlichen Planung umfasst 
(Art 74Abs. INr.SlGGJ. 

Macht der Bund von seiner konkurrieren den 
Gesetzgebungskompetenz kn Bereich der 
Raumordnung Gebrauch, ermöglicht Art. 
72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GG aUerdnigs den Län- 
dern, von diesen bundeseinheitlichen Rege- 
lungen abzuweichen. Diese Abweichungs- 
befugnis wurde mit der Föderalismusreform 
neu in das Grundgesetz eingeEihrt. Auf ab- 
weichende Landesplanungsgesetze kann 
der Bund wiederum mit einem anderslau- 
tenden Gesetz reagieren. 

Dieses tritt jedoch entsprechend der Nor- 
mierung durch Art. 72 Abs. 3 S. 2 GG frühes- 
tens sechs Monate nach seiner Verkündung 
in Kraft, um den Bundesländern wiederum 
die Möglichkeit zum Reagieren zu geben. 
Vor diesem Hintergrund soUte der Bund 
seine Planungskompetenz nur Eir solche 
Sachbereiche in Anspruch nehmen, wo ein 
großer Konsens mit den Ländern Eir länder- 
oder staatengrenzenüberschreitende Hand- 
lungseifordernisse besteht. 

Die nach der Änderung des Grundgeset- 
zes notwendig gewordene Neufassung des 
Raumordnungsgesetzes (ROG 2008) konn- 
te schon am 30.12.2008 öffentlich bekannt 
gemacht werden. Entsprechend der Sechs- 
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monatefrist, die durch Art. 72 Abs. 3 S. 2 GG 
gesetzt wird, traten der Abschnitt 1 mit den 
allgemeinen Vorschriften und der Ab schnitt 2 
des GeROG, in dem die Regeln fiir die Raum- 
ordnung der Länder zusammengefasst sind, 
ein halbes Jahr später am 30.6.2009 in Kraft 
Bereits am 3 1.12.2008 konnten die Regelun- 
gen des Abschnitts 3, in dem ausschließlich 
die Raumordnung im Bund normiert wird, 
wiiksam werden. 

Der Katalog der gesetzlichen „Grundsätze 
der Raumordnung'" wurde überarbeitet und 
an die „Leitbilder und Handlungsstrategien 
für die Raumentwicklung in Deutschland" 
angepasst, die im Jahr 2006 von der Minis- 
terkonferenz für Raumordnung gemeinsam 
durch Bund und Länder beschlossen wur- 
den. Ziele der Neufassung waren: 

• die Betonung der Innenentwicklung 
und der Verringerung der Flächeninan- 
spruchnahme 

• der Klimaschutz 

• die Sicherung der Daseinsvorsorge vor 
dem Hintergrund des demographi- 
schen Wandels 

• die Berücksichtigung des ländlichen 
Raums sowie der Land- und Forstwirt- 
schaft bei den einzelnen Grundsätzen 
und nicht in einem gesonderten Grund- 
satz. Damit wird etwa unterstrichen, 
dass die im Grundsatz „Wiitschalt" vor- 
gesehene Stärkung von Wachstum und 
Innovation auch für den ländlichen 
Raum gilt. 

• das HeraussteUen der inteikommuna- 
len Zusammenarbeit, insbesondere von 
Stadt- Land -Partn ers ch aften 

• die Hervorhebung der europäischen 
und grenzüberschreitenden Zusam- 
menarbeit. 

Bisher wurde als Aufgabe der Raumordnung 
durch das ROG bestimmt, dass der Gesamt- 
raum der Bundesrepublik Deutschland und 
seine Teilräume durch zusammenfassende, 
übergmrdnete Raumordnungspläne und 
durch Abstimmung raumbedeutsamer Pla- 
nungen und Maßnahmen zu entwickeln, zu 
ordnen und zu sichern sind. Das ROG 2008 
knüpft hier an und ergänzt die Aufgabenbe- 
stimmung des § 1 Abs. 1 um die raumordne- 
rische Zusammenarbeit. 

Eine wesentliche Neuerung des Raum- 
ordnungsgesetzes 2008 ist die Stärkung 
der Bundesraumordnung als eigenstän- 
dige Planungsebene. Bereits das Raum- 
ordnungsgesetz 1998 hatte den Bund als 
Träger der Raumordnung fiir die ausschließ- 


liche Wirtschaftszone [AWZ], die Meeres- 
gebiete jenseits des Küstenmeers bis zur 
200 -M eien -Grenze, zur AufsteUung von 
Bunde sraum ordn ungsplän en erm ächtigt. 
Nun bestimmt § 17 Abs. 1 ROG, dass das 
BMVBS einzelne Grundsätze der Raumord- 
nung nach § 2 ROG durch Bundesraumord- 
nungspläne konkretisieren darf. Ergänzend 
ermöglicht § 7 Abs. 2 ROG dem BMVBS, 
Raumordnungspläne für das Bundesgebiet 
mit Festlegungen zu länderüb eigreifenden 
Standoitkonzepten für See- und Binnenhä- 
fen sowie für Flughäfen als Grundlage für 
ihre veikehrliche Anbindung im Rahm en der 
Bundes Verkehrswegeplanung als Rechts Ver- 
ordnung aufzusteUen. Bindungs Wirkungen 
werden durch die Raumordnungspläne 
nach § 17 Abs. 2 ROG aUerdings nicht gegen- 
über den Ländern und Regionen ausgelöst. 
Sie binden ausschließlich den Bund selb st. 

3*2.2 Entwicklung und Umsetzung der 
Leitbilder und Ha ndlungs Strategien 
Ri r die Raumentwicklung 

Ein zentrales Thema der Bundesraumord- 
nung im Berichtszeitraum war die Entwick- 
lung, Verabschiedung und Umsetzung der 
Leitbüder und Handlungsstrategien für die 
Raumentwicklung in Deutschland. 

Auf der Grundlage der räumlichen Problem - 
analysen kn Raumordnungsbericht 20 05 des 
B B R un d d erdortn äherbeschiieb enen „Künf- 
tigen räumlichen Herausforderungen"^ fand 
2005 ein moderierter Diskussionsprozess 
zwischen Bundesraumordnung, Landes- 
und Regionalplanung sowie der Raumwis- 
sen Schaft statt, um die Grundausrichtung 
der neuen Leftblder zu bestimmen. Ergeb- 
nis waren drei Themen, die durch Leftblder 
konkretisiert werden soRten: Wachstum und 
Innovation durch Fördemng überregiona- 
ler Partnerschaften in Metropokegionen, 
Das eins vorsoige in dünn besiedelten länd- 
lichen Regionen im demogiaphischen Wan- 
del und Ressourcenmanagement in Regio- 
nen mit Flächennutzungskonükten sowie 
Kulturlandschaftsentwicklung. 

So dann folgte ein intensiver Ab stimm ungs- 
prozess im Rahmen der MKRO, der die ein- 
stimmige Verabschiedung der drei Leitbl- 
der 

• Wachstum und Innovation, 

• D aseinsvorsorge sichern , 

• Resso urcen b e wahren, Kulturian ds ch aft 
gestalten 
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in der MKRO vom 30.6.2006 zum Ergebnis 
hatte. Mit dem Beschluss wurde die Erwar- 
tung verbunden, dass die Leilbilder umge- 
setzt werden und ihren Niederschlag in den 
Raumordnungsplänen der Länder und den 
raumbezogenen Strategien der Fachpla- 
nungen des Bundes und der Länder finden. 
Die MKRO hat sich daher fiir einen breiten 
Dialog eingeseizt, der in den Fachminister- 
konferenzen, zwischen den Fachressorts des 
Bundes und in derbreiten Öffentlichkeit ge- 
führt wird. 

Umsetzung der Leitbilder durch Modellvor- 
haben der Raumordnung 

Die Umsetzung der LeitbEder begann sehr 
zügig und wurde vor aUem durch ModeR- 
vorhaben der Raumordnung in enger Zu- 
sammenarbeit von Bund, Ländern und Re- 
gionen unterstützt. 

Seit rund 15 Jahren fördert das BMVBS mit 
dem Aktionsprogramm „ModeUvoihaben 
der Raumordnung'' (MOROJ die praktische 
Entwicklung, Erprobung und Umsetzung 
innovativer raumordneiischer Handlungs- 
an Sätze, Instrumente und Methoden in Zu- 
sammenarbeit von Wissenschaft und Praxis, 
d. h. mit Akteuren vor Ort. Exemplarisch fin- 
det eine gezielte Förderung von ModeUvor- 
haben, Projekten und Studien statt, die neue 
Ansätze für die Raumordnung der Länder 
erschließen. 

So haben BMVBS und BBSR fiir aUe drei 
Leitbilder entsprechende ModeUvoihaben 
auf den Weg gebracht und durchgefiihrt, die 
Umseizungsstrategien in konkreten Raum- 
situationen aufeeigen soRen. 

LetthiU „Wachst titn und Innomüon'* 

Im Mittelpunkt der Diskussion in den letz- 
ten Jahren stand vor aRem das LeitbRd 
„Wachstum und Innovation" mit den beiden 
Spannungsfeldern „Ausgleichs- und Ent- 
wicklungsziel" sowie „Metropolräume und 
ländRche Räume". Es wurde b efiirchtet, dass 
die geforderte Stärkung der Wettbewerbsfä- 
higkeit der Metropolregionen zu Lasten der 
Förderung strukturschwacher ländlicher 
Räume gehen müsste. Auch ein Paradig- 
menwechsel der RaumordnungspoRtik und 
eine Abkehr vom Gleich wertigkeitsziel wur- 
de unterstellt. Der Idee der „großräumigen 
Verantwortungsgemeinschaiten" und da- 
mit der SoRdarität zwischen stärkeren und 
schwächeren Teilräumen innerhalb größe- 
rer Verflechtungsräume wurde keine reafis- 
tische Chance eingeräumt. 


Um zur Versachlichung der kontroversen 
Diskussion beizutragen und den strategi- 
schen Ansatz der „großräumigen Verant- 
wortungsgemeinschaft" zu konkretisieren, 
wurde 2006 der MORO -Schwerpunkt „Über- 
regionale Partnerschaften - Innovative Pro- 
jekte zur stadtregionalen Kooperation, Ver- 
netzung und gemeinsamen großräumigen 
Verantwortung" eingerichtet. 

Das ModeRvorhaben konkretisiert in sieben 
ModeRregionen, wie überregionale Partner- 
schaften zur Stärkung von Wachstum und 
Innovation umgesetzt werden können. Das 
Voihaben zeigt innovative Ansätze auf und 
gemeinsam mit sieben Modellregionen wer- 
den erfolgversprechende MögRchkeften zur 
Steuerung überregionaler Partnerschaften 
entwickelt. ModeRregionen sind die um Er- 
gänzungsgebiete erweiterten Metropolre- 
gionen Norddeutschland/ Hamburg, Beilin, 
Nordost, Mitteldeutschland, Frankfurt am 
M ain / Rh ein-M ain / Mfttelh e ss en/ Rhein -Ne - 
ckar/ Westpfalz, Nürnberg, Verflechtungs- 
raum Bodensee sowie Stuttgart. 

Anhand von etwa 40 Teilprojekten wird über- 
prüft, wie diese Partnerschaften ausgestaltet 
werden können und sogar mitteRristig in 
eine Governancestruktur münden können. 
Die Themen Vielfalt der Projekte reicht von 
regionalen Wirtschaftskreisläufen, Unter- 
nehmensclustern und Netzwerken, regio- 
nalen Entwicklungskonzepten bis hin zur 
grenzüberschreiten den Zu samm en arb eit. 
Neu an diesem Ansatz ist insbesondere der 
großräumige Zuschnitt der Kooperationsge- 
biete, die meist über die Grenzen bestehen- 
der Metropolregionen reichen. 

Ein weiteres ModeRvoihaben widmet sich 
den spezifischen Potenzialen und Heraus- 
forderungen von großräumigen grenzüber- 
schreitenden Veiflechtungsräumen. Das 
MORO unterstützt die NetzwerkbRdung 
mit dem Ziel der Institutionalisierung lang- 
fristiger und tragfähiger Partnerschaften. 
Projektpartner sind die deutschen Teilregi- 
onen Region Aachen sowie die regionalen 
Planungsverbände Mittlerer Oberrhein, 
B ö den se e - Ob er schw ab en , Ho chrhein - B o - 
densee. Südlicher Oberrhein in den grenz- 
überschreitenden Verflechtungsräumen 
Euregio Maas -Rhein, Großregion SaarLor- 
Lux, Oberrhein und Bodensee. Dieses Pro- 
jekt fiihrte kn März 2011 zur Gründung des 
Initiativkreises metropoUtane Grenzregio- 
nen CIMeGJ. 
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Impulse durch Modellvorhaben für das Leitbild Wachstum und Innovation 
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ModäIEvorhabsn zum Thsmsnfefd: 
Übeiregbnals Partnerschaften 
(2007 - 2010 ) 

r " " J Mode II Vorhaben zum Themenfeld: 

1 ■ ■ p Überregbnale Partnerschaften in grenz- 
überschreitenden Verflechtungsräumen 
(2008 - 2010 ) 
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Der bisherige Umsetzungsprozess des Leit- 

bEdes zeigt: 

• Es ist wichtig* das Leitbüd „Wachstum 
und Innovation" unter Einbeziehung 
der Potenziale aller Teilräume umzu set- 
zen. Dabei gEt es* das an Spruchs voEe 
Konzept der Verantwortungsgemein- 
schaften weiterzuentwickeln* das auf 
einer paitnerschaftlichen Zusammen- 
arbeit zwischen unterschiedlich struk- 
turierten Räumen basiert. 

• Der Beitrag von Kernen und Netzen 
zum ökonomischen Wachstum und zur 
Generierung von Innovationen muss 
unterstützt werden. Es geht sowohl um 
die Festigung und Weiterentwicklung 
selbstorganisierter regionaler Steue- 
rungssuukturen zwischen Agglomera- 
tionen* ländlich geprägten sowie struk- 
turstarken und -schwachen Regionen 
als auch um die Stärkung der spezifi- 
schen Funktionen und Potenziale der 
jeweiligen Teilräume. 

• Das Partnerschafts- und Verantwor- 
tungsprinzip hat sich als Bottom-up- 
Prozess fiir funktionsfähige regionale 
Organisationsformen bewährt und ist 
weiterzuentwickeln . 


Leitbild „Daseinsmrsarge sichern'* 

Das LeitbEd „Daseinsvorsoige sichern" un- 
terstützt die Neuausrichtung von Strategi- 
en* Instrumenten und Standards* um auch 
künfiig in aUen TeEräumen eine angemes- 
sene infrastmktureEe Gmndversoigung 
insbesondere in den Bereichen BEdung* Ge- 
sundheit und öffentlicher Verkehr sicherzu- 
steUen. Dies erfordert vor aEem in den von 
den Auswirkungen des BevöEcerungsrück- 
gangs und der Alterung betroffenen Regio- 
nen die Überprüfung notweniger öffentli- 
cher Leistungen und Ausstattungsstandards. 
Ziel bleibt es* auch vor dem Hinteigrund en- 
ger finanzieller Handlungsspielräume allen 
Be Völker ungsgnippen den gleichberechtig- 
ten und diskriminieningsfreien Zugang zu 
Vers orgungs angeb oten zu ermöglichen. Die 
Bundesraumordnung unterstützt bereits seit 
längerem die Landes- und Regionalplanung 
mit Modellvorhaben der Raumordnung bei 
der Erarbeitung von innovativen* integra- 
üven Lösungsansätzen zur Sicherung der 
öffentlichen Infrastmkturversorgung und 
Daseinsvorsoige* insbesondere in dünn 
besiedelten Räumen mit Bevölkerungs- 
lückgang und starker Alterung. Während es 
in den abgeschlossenen Modellvorhaben 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-173- 


Drucksache 17/8360 


um „Innovative Projekte zur Region alent- 
wicklung'' im Bildungs-, Gesundheits- und 
Veikehrsbereich sowie in der Alten- und 
Kinderbetreuung ging, widmen sich die ak- 
tuelleren Modell Vorhaben der Umsetzung 
des Leitbildes durch die Kreisentwicklungs- 
und Regionalplanung. 

(1 ) MORO „Regionalplanerische Handlungs- 
ansätze zur Gewährleistung der öffentlichen 
Daseinsmrsorge*' (2006-2009) 

Im Rahmen des ModeRvorhabens wurden 
in drei Regionen Anpassungs Strategien an 
den demographischen Wandel entwickelt 
und konkrete Konzepte Rir die Sicherung 
einer quantitativ und qualitativ zukunfts- 
fähigen regionalen Infrastruktur erarbeitet. 
Jede Modellregion thematisiert ein kom- 
plexes Bündel von Infrastrukturen und 
entwickelt Konzepte frir die schonende An- 
passung der Angebote an die gewandelte 
Nachfragerstruktur. In den Modellregionen 
werden Bevölkerung, private Wirtschaft, 
Kommunalpolitik und Zivilgesellschaft bei 
der Entwicklung der Anpassungsstrategien 
einbezogen. Durch diesen diskursiven An- 
satz konnten kompromissfähige Konzepte 
entwickelt und umgesetzt werden. Das Vor- 
haben wurde in zwei Planungsregionen der 
Regionalplanung Havelland-Fläming und 
der Mecklenburgischen Seenplatte und in 
einem Kooperationsraum der beiden Land- 
kreise Dithmarschen und Steinburg durch - 
geführt. 

(2) Modelluorhaben „ Dem ograph ischer Wan - 
del - Region schajft Zukunft*' (2007-2010) 

Mit diesem ModeQvorhaben wurden die 
Möglichkeiten einer integrativen Verknüp- 
fung von Forschungsprogrammen des 
BMVBS erprobt, um Mittel gebündelt in 
Modellregionen ein setzen zu können, die 
besondere Herausforderungen durch den 
demographischen Wandel zu bewältigen 
haben. 

Das Modell Vorhaben wurde 2007 in zwei 
Regionen der neuen Bundesländer (Stetti- 
ner Haff und Südharz-KyflhäuserJ gestar- 
tet. In den Modellregionen werden Projekte 
aus den folgenden sechs Handlungsfeldern 
gefördert und umgesetzt: Regionaler Ar- 
beitsmarkt und AusbEdungsinitiativen, Re- 
gionale Wirtschaft, Verkehrsinfrastruktur 
und Mobilität, Soziale Daseinsvorsorge und 
Familienfreundlichkeit, Neue Formen des 
Wohnens und Zusammenlebens sowie Kul- 
turelle und regionale Identität. 


2009 wurde das Mo deU Vorhaben auf zwei 
Modellregionen in den alten Bundeslän- 
dern ausgedehnt (Landkreis Nordfriesland, 
Werra-Meißner- Kreis). Dort konzentrieren 
sich die Projekte auf die drei Themenfelder 
„Masterplan Daseinsvorsorge - Planung 
regionaler Infrastrukturanpassung'', „ Klein - 
und Mittelstädte fiir alle Generationen - In- 
novationen für familien- und altengerechte 
Stadtquartiere" und „Leitprojekte - Förde- 
rung von Innovation und Wachstum". 

(3) MORO „Masterplan Daseinsuorsorge -Re- 
gionale Anpassungsstrategien*' (2008-201 1 ) 

Ein Masterplan Daseinsvorsorge entwickelt 
auf diskursivem Wege eine berekhs üb er- 
greifen de regionale Anpassung^strategie 
für ein komplexes Bündel von sozialen und 
technischen Infrastrukturen unter beson- 
derer Beiücksichtigung des langfristigen 
demographischen Wandels. Im Rahmen 
einer detaillierten Bestandsaufnahme wer- 
den Angebote der öffentlichen Daseinsvor- 
soige mit ihren Kapazitäten, Auslastungen, 
Personalbeständen und Kosten Strukturen 
analysiert und ihre Auslastung auf der Ba- 
sis einer kleinräumigen Bevölkerungs- und 
Nachfrageprognose in die Zukunft fortge- 
schrieben. In verschiedenen Arbeitsgrup- 
pen werden anschließend konkrete Anpas- 
sungs- und Organisationsstrategien fiir die 
unterschiedlichen D aseinsversorgebereiche 
entwickelt. Sehr unterschiedliche Akteure 
der Daseins vor sorge werden intensiv bei 
der Suche nach praxistauglichen Lösungs- 
ans ätzen einbezogen. Jede voigeschlagene 
Maßnahme und Organisationsalternative 
wird durch eine Erreichbarkeitsmodellie- 
rung und Kosten -Nutzenbetrachtungen auf 
ihre Folgen für eine sozial verträgliche Ver- 
soigungsqualität und die Kostenbelastung 
ab geschätzt. 

Der Masterplan -An Satz fasst die in einer 
ganzen Reihe von Modellvorhaben ent- 
wickelten und erprobten Strategien und 
Konzepte einer methodischen und prozes- 
sorientierten regionalen D as eins vors oige- 
planung zusammen. Es handelt sich um ein 
inteikommunal ab gestimmtes, zukunftsori- 
entiertes Entwicklungskonzept zur Siche- 
rung der Infrastrukturversorgung, das mftt- 
lerweEe bei PoUtik und Planung auf breite 
Zustimmung gestoßen ist. 
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Impulse durch Modellvorhaben für das Leitbild Daseinsvorsorge sichern 

Modöllvorhaben zum Themenfeld: 
Infrastruktur und de rrKtgrap bischer 
Wandel (2004 - 2006) 

Modell Vorhaben zum Themenfeld: 

Reg b nal pl anerisch e Ha nd I u ngsa nsätze 
zur Gewährleistung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge" (2006 - 2009) 

Modellvorhaben zum Thenrvenfeld: 
Demographischer Wandel - R^bn 
schafft Zukunft (Neue Länder: ^7 - 
2009, Alte Länder 2009-2011) 

Prognose der Bevölkerungsentwicklung bis 2050 
I I abnehmend 
I I stabil 
I I zunehmend 

Tragfähigkeit vorhandener Zentraler Orte 
verbessern und Verso rgungsqualitäten sichern 

Q Gefährdete Obeizentren 

□ Gefährdete Mitte Izentren 

^ Verbesserung der Errebhbarkeit in 
Reg bne n mit gering er oberzentral er 
Ausstattung 

Zentrale Orte 

o Oberzentren 
■ Miftelzentien 

0—0 Oberzentrale Städteverbünde 

^ Städte m it oberzent la len 
Funktbnen im Ausland 



(4) MORO , Aktionsprogramm Regionale 
Daseinsmrsorge*‘ (2011-201 3) 

Im April 2011 wurde das bundesweite ,^Ak- 
tionsprogramm regionale Daseins vors oige" 
gestartet. Mit einem Wettbewerb sollen bis 
zu 30 Modellregionen in ländlichen Räu- 
men bestimmt werden, die sich innovativ 
den infirastruktureUen Herausforderungen 
des demographischen Wandels stellen. Mit 
einer finanzieUen Zuwendung von 50 000 
bis 200 000 Euro soU die Erarbeitung einer 
Regionalstrategie Daseins Vorsorge gefördert 
werden. 

Der bisherige Umsetzungsprozess des Leit- 
bildes zeigt: 

• Das LeitbEd „Daseinsvorsorge sichern" 
hat sich sowohl auf Bundes- als auch 
auf Landes- und Regionalebene bestä- 
tigt und zur Intensivierung der öffentli- 
chen und fachübergreifenden Diskussi- 
on beigetragen. 

• Bei der künftigen Gestaltung des dem o - 
graphischen Wandels ist zum einen die 
Anpassung der Infrastrukturinvestitio- 
nen an die sich verändernden regiona- 
len Nachfrage- und Auslast ungs Verhält- 
nisse zu bewältigen und zum anderen 


ein angemessenes Niveau voraus schau- 
ender Daseins Vorsorge kn Sinne des 
Vorhalteprinzips zu gewährleisten. 

• Die Stäikung kleinerer Städte und Ge- 
meinden auf der Grundlage des Zent- 
rale -Orte -Konzepts trägt dazu bei, eine 
nachhaltige Sicherung der Gr und Ver- 
sorgung in dünn besiedelten, ländli- 
chen Räumen zu sichern. 

Das BMVBS hat hierzu im Jahr 2010 die 
Initiative „Ländliche Infrastruktur^' mit dem 
neuen Programm der Städtebauförderung 
„Förderung kleiner Städte und Gemeinden 
= überörtliche Zusammenarbeit und Netz- 
werke" gestartet. Dieses Programm richtet 
sich insbesondere an Klein- und Mittelstäd- 
te in dünn besiedelten ländlichen Räumen. 
Ziel ist es, ihre Funktion als Ankerpunkte der 
öffentlichen Das eins Vorsorge daueihaJt und 
auf hohem Niveau für die Bevölkening der 
gesamten Region zu sichern und zu stäiken. 
Auf Dauer wird dies nur gelingen, wenn in- 
terkomm un ale / überörtliche Z us ammenar- 
b eit einen größeren SteEenwert eiiangt. Das 
neue Programm ist deshalb weniger eine 
Invesütions- als vielmehr eine Kooperati- 
onsoffensive. 
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Leitbild „Ressourcen bewahren^ Kulturland- 
scba ften gesta l ten " 

Das dritte LeitbEd hebt vor allem auf die Re- 
duzierung der Flachenneuinanspruchnah- 
me lür Siedlungs- und Verkehrszwecke und 
die aktivplanerische Kulturlandschaitsent- 
wicklung ab. 

Das ExWoSt-Fofschungsfeld „Fläche im 
Kreis" (2004-2009) zeigte schon sehr fiüh, 
wie mit der Flächenkreislaufwirtschaft als 
neuem integrativem Pohtik- und Steue- 
rungsansatz die Flachenin anspruchnahme 
reduziert werden kann. Im Mittelpunkt der 
Rinf Beispielregionen standen Planspkle, 
in denen verschiedene Akteure aus dem öf- 
fentlichen und privaten Sektor gemeinsam 
Strategien einer Flächenkreislaufwirtschaft 
erprobten. 

Auch das Bundesministerium Rir Bildung 
und Forschung hat kn Rahmen seines För- 
derschwerpunktes „Forschung Rir die Re- 
duzierung der Flächeninanspruchnahme 
und ein nachhaltiges Flächenmanagement 
(REFINA)" Demonstrationspro|ekte der 
Raumordnung gefördert, die Möglichkeiten 
einer verbesserten Steuerung der Siedlungs- 
entwicklung durch die Regionalplanung 
untersuchen. Ergebnisse sehen zentrale 
Handlungsmöglichkeiten in der Erfassung, 
Bewertung und dem Management der Be- 
standspotenziale, der Kommunikation 
erfolgreichen Flächenmanagements und 
in mehr Kostentransparenz, wozu Bewer- 
tungsansätze, ModeEe und Werkzeuge der 
Ko sten -N utzen -Betrachtung entwickelt wur- 
den. Ergebnisse aus Fläche -im-Kreis, RE- 
FINA und dem MORO „Innovative Projekte 
zur Regionalentwicklung - Themenschwer- 
punkt Nachhaltige Siedlungs entwicklung" 
wurden im MKRO -Bericht „Flächen sparen 
als Aufgabe der Raumordnung" (Juni 2009) 
berücksichtigt. 

Die Forderung des Leitbildes, fachübergrei- 
fende Qualifizierungsstrategien und Visio- 
nen Rir Kulturlandschaften zu entwickeln, 
hat der Bund in mehreren Gutachten und 
Modellvorhaben konkretisiert. Ausgangs- 
punkt waren die zwei eher visionären Studi- 
en „Future Landscapes: Perspektive Kultur- 
landschaft" und „Kulturlandschaft gestalten 
- prozessorientieite Strategien Rir die Rau- 
mentwicklung" (2005 und 2006) sowie Un- 
tersuchungen zur Inweitsetzung von Kul- 
turlandschaft in den neuen Bundesländern 
als Standortfaktor und eine Fachtagung kn 
Aprü 2006. 


ln der Folge wurden 2006 bis 2007 einzelne 
Analysen beauftragt, u. a. ein Rechtsgutach- 
ten zur RoUe und zu Aufgaben der Raum- 
ordnung hinsichtlich der Kulturlandschafts- 
gestaltung sowie eine analytische Studie zur 
räumlichen Verteilung von FördermitteLn 
auf Kulturlandschaften in den neuen Bun- 
desländern. Neuere, weniger historisierend- 
schützende und statt dessen von einer 
dynamischen und gestaltenden Perspekti- 
ve ausgehende Entwicklungsansätze und 
Handlungsoptionen fiir die Raumordnung 
wurden in der Studie „Regionale Kulturland- 
schaitsgestaltung" (2007) ausgearbeitet und 
dargestellt, gestützt auf die Auswertung von 
34 innovativen Praxisbeispielen. 

Ergebnisse aus diesen Projekten wurden u. a. 
in der Empfehlung des Bekats fiir Raumord- 
nung vom 20.9.2007 zur Weiterentwicklung 
des Leitbildes „Kulturlandschaften als Auf- 
trag der Raumordnung" berücksichtigt. 

ln den Folgejahren prägte die Diskussion um 
den forcierten Biomasseanbau die Diskussi- 
on um Kulturiandschaften, so in der 2007 
durchgeführten Studie zu kulturlandschaft- 
lichen Wkkungen eines erweiterten Biomas- 
se anb aus für energetische Zwecke, ln die- 
ser Studie wurden u. a. Flächen an Sprüche 
von Biomassepfaden durch klimabedingte 
Ausbauziele und Handlungsoptionen für 
die Raumordnung ermittelt. Hinzu kamen 
2007-2009 eine Studie zu Potenzialanalysen 
und Handlungsoptionen zur Nutzung von 
Biomasse erstmalig auf städtischen Recyc- 
lingflächen, Fallstudien zu Flächenbedarfen 
und kulturlandschaftlichen Auswirkungen 
eines erweiterten Biomasse anbaus fiir ener- 
getische Zwecke sowie des Hochwasser- 
schutzes und im Jahr 2009 eine Studie und 
internationale Fachtagung zur globalen und 
regionalen Verteilung von Biomassepoten- 
zialen sowie eine Analyse der Potenziale 
und Handlungsoptionen zur Nutzung von 
Biomasse auf Recyclingflächen am Beispiel 
Sachsen in Kooperation mit dem Deutschen 
Biomas sezentr um . 

ParaUel dazu wurde dem Thema Flussge- 
bietsmanagement und Hochwasserschutz 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Mit 
dem MORO „Grünzug Neckartal" (2006- 
2009) wurde beispielhaft gezeigt, wie stark 
durch Industrialisierung geprägte Fluss- 
landschaften in ihrer Eigenschaft als Kul- 
turlandschaft wieder aufge wertet werden 
können. Ziel der laufenden MORO -Studie 
„Landschaftsnetz Mosel" ist es, eine Ver- 
netzung der Aktivitäten kn Hinblick auf 
den Erhalt und die Verbesserung der kul- 
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Fluss landschaften 

Vortieugender Hottiwassefscliutz in Flusskonridoiren 

Kulturlandschaften gestalten 
Urbane Landschaften 

I Zenfrenentwidcfcjng in KemstÄdten 

I G^taltyng suiburbaner und verstädtertef Räume 

Beispiele für girenzübeirscb reitende Siedlungsentwidcluing 

Regional partes und Fireiiraumvefbünde zur 
siedlungsnahen Eirtiolungsworsorge 

Rurale Landschaften 

■ mi. hohem Potenzial für extensive Land- 
und Forstwrtsdhafl sowieTourismus 

mit hohem Potenzial für Adkertjau, nadhwachsende 
Rohstoffe und energetische Biomassenutzung 

mm. Beispiele für grenzülbersdhireitende 
Land Schafts- und Touirismusentwidellung 
Neue Seenlandschaften in 
rekulivierten Tagebauen 

Marine Landschaften 

g Raumordnung in der AWZ 

■ Raumordnung an der Küste 
und im Küstenmeer 


Impulse durch Modelivorhaben für das 

Leitbild Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften 


gestalten 

(2004 - 2006) 

O Projekte zum Kulturlandschaftswandel 
(2006 - 2011) 

Modell Vorhaben zum Themenfeld: 
Raumentwicklungsstrategien zum Klima- 
wandel (2009-2011) 

Ressourcen bewahren 
Natur 

Landschaften imit besonderem Natuirschutzwert 
^ Beispiele für grenzübeirschireitenden Natuirschutz 

Wasser 

bedeutende Gimndwasseirvoirtcomimen 


□ Modell Vorhaben zum Themenfeld: 
Mac h ha Itige S ied I u ngsentw ick I u ng 


turiandschaMicheji und ökologischen Qua- 
litäten der Flusslandschaft der Mosel zu 
erreichen. Grundsätzlicher ging das MtDRC)- 
Forschungsfeld „ Flusslands chaftsgestaltung 
- Wechselheziehungen zwischen vorbeu- 
gendem Hochwasserschutz und regionaler 
Kultujlandschaftsgestaltung in Flussland- 
sch alten" (2008-2009) das Thema im Zu- 
sammenhang mit dem Hochwasser schütz 
und der Niedrigwasservorsoige an. ln vier 
Modellregionen wurde die Kultujland- 
schaftsgestaltung als Integration Sans atz 
verschiedener Fachplanungen und Nutzer- 
gruppen in übergreifenden räumlichen Zu- 
sammenhängen getestet. 

Ab 2010 wurden Transformationsprozesse 
in der Landschait, fokussiert auf Verände- 
rungen durch die Eneigiewende und Um- 
bauprozesse in urbanen und suburbanen 
Räumen, in einem Kooperationsprojekt von 
Bundesamt für Naturschutz (BfN) und BBSR 
untersucht und auf einer Arb eitstagung kn 
September 20 10 voigesteRt. 

Eine Möglichkeit des Bundes, das dritte Leit- 
bild direkt umzu setzen, besteht in der Auf- 
stellung eines Raumordnungsplanes nach 
§ 17 ROG (2008) fiir die ausschließlichen 


Wirtschaftszonen D eutschlands in derNord- 
und Ostsee. Diese Raumordnungspläne, die 
zur Zeit der Leitbildentwicklung bereits in 
Arbeit waren, sind mittlerweEe fertiggesteUt 
und verbindlich. Sie koordinieren die unter- 
schiedlichen Nutzungs an Sprü che der Wirt- 
schaft, Wissenschalt und Seeschifffahrt mit 
dem Schutz der Meeresumwelt Kap. 
3.2.3). 

Der bisherige Umsetzungsprozess des Leit- 
bkdes „Ressourcen bewahren, Kulturland- 
schaften gestalten" zeigt: 

• Das Leitbüd ist ein gleichgewichtiger 
dritter Handlungsschwerpunkt neben 
den ökonomischen und sozialen Hand- 
lungsfeldern und für viele innovative 
Strategieentwicklungen in der Landes- 
und Regionalplanung von Bedeutung. 

• ln sb es on dere der Klim awan del und sei- 
ne räumlichen Herausforderungen ha- 
ben mittlerweile einen be son der en Stel- 
lenwert erlangt. Neue und veränderte 
Nutzungs ansprü che an den Raum wer- 
den auffreten, die vorhandene Ver- und 
Entsoigungsinfirastruktur wird neuen 
Anforderungen wie extremen Wetterer- 
eignissen gegen üb erstehen . 
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• Die Raumordnimg als fachübergrei- 
fende Planung erRillt dabei durch die 
Einbeziehung aller raumrelevanten 
Planungen eine steuernde und koordi- 
nierende/ vermitteln de Q uers chnitts- 
iinktion. Dies betrifft sowohl die vor- 
ausschauende Bewältigung der Folgen 
des Klimawandels als auch die Ent- 
wicklung wiiksamer Vermeidungs- und 
Min der ungsstrategien . 

In dem aktuellen Modellvorhaben „Raum- 
entwicklungsstrategien zum KUmawandel" 
werden entsprechende regionale Klima- 
schutz- und Klimaanpassungsstrategien 
entwickelt. Das Ziel des Modellvorhabens 
besteht darin, regionale Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsstrategien mittels Anwen- 
dung und Weiterentwicklung des raumord- 
nerischen Instrumentariums in Modellregi- 
onen integrieit wie auch sektorspezifisch zu 
erarbeiten. Im Fokus stehen die Bewertung 
der regionalen Betroffenheit durch den Kli- 


mawandel, der Aufbau regionaler Netzwer- 
ke, die Erarbeitung regionaler Anpassungs- 
strategien und die Weiterentwicklung des 
raumordnerischen Instrumentariums. Erste 
Umsetzungsschritte zu widerstandsfähigen 
und damit klimawandelangepassten Raum- 
strukturen wurden erarbeitet. 

Gefördert werden acht Planungsregionen 
der Regionalplanung: Vorpommern, Havel- 
land-Fläming, Westsachsen, Oberes Elbtal- 
Osterzgebirge, Mittel- und Südhessen, Mitt- 
lerer Oberrhein /Nord schwarz wald, Region 
Stuttgart sowie der Landkreis Neumaikt/ 
Oberpfalz als Teilraum einer Planungsre- 
gion. Die betrachteten Handlungsfelder in 
den ModeUregionen sind unterschiedlich 
und konzentrieren sich neben Siedlungs- 
und Freiraumentwicklung sowie Städtebau 
und Verkehr auf den Hochwasser- und Küs- 
tenschutz, Tourismus, Wasserhaushalt und 
Gesundheitswesen (v^. Kap. 2.5.5). 


3-2-3 Raumordnung auf dem Meer^ 


Neben den traditioneUen Nutzungen wie 
Schifffahrt und Fischerei finden auf dem 
Meer zunehmend weitere Nutzungen statt, 
wie die Gewinnung von Gas, der Abbau von 
Sand und Kies, militärische Übungen, die 
Verlegung von Rohrleitungen und Seekabeln 
sowie die Entwicklung von Offshore -Wind- 
energie, die in jüngster Zeit besonders im 
Blickpunkt der Öffentlichkeit stand. Diese 
vielfältigen Nutzungsansprüche können zu 
Konflikten untereinander bzw. mit den Zie- 
len des Umwelt- und Naturschutzes führen. 

Um die Bedürfnisse aUer Rauman Sprüche 
in Einklang zu bringen und zu einer nach- 
haltigen, ausgewogenen Ordnung, Entwick- 
lung und Sicherung des Raums zu gelangen, 
bedarf es einer integrativen, umfassend ab- 
wägenden und vorausschauenden Planung, 
Lenkung und Sicherung. Vor diesem Hinter- 
grund wurde der Geltungsbereich des ROG 
im Jahre 2004 auch auf die nicht zum deut- 
schen Hoheitsgebiet gehörende ausschließ- 
liche Wirtschaftszone (AWZ), also das Mee- 
resgebiet lenseits der 12-SeemeEen-Grenze, 
ausgedehnt. Der Bund ist seitdem ermäch- 
tigt, Ziele und Grundsätze der Raumord- 
nung fiir folgende Bereiche aufzusteUen: 
wirtschaftliche und wissenschaftliche Nut- 
zung, Gewährleistung der Sicherheit und 
Leichtigkeit der Seeschifffahrt und Schutz 
der Meeresumwelt 

Im Rahmen des Auf steRungs Verfahrens für 
die Raumordnungspläne für die deutsche 


AWZ in der Nord- und Ostsee umfassten 
die Aufgaben des Bundesamtes fiir See- 
schifffahrt und Hydrographie CB SH) die 
ErsteUung der Entwürfe dieser Raumord- 
nungspläne, die Durchfiihrung der strategi- 
schen Umweltprüfung sowie die Öffentlich- 
keitsbeteiligung. 

Raumordnung in der ausschließlichen 
Wirtschaftszone (AWZ) 

Bei der AWZ handelt es sich um das sich 
seewärts des Küstenmeeres (12-SeemeMen- 
Zone) anschließende Meeresgebiet, welches 
bis maximal zur 20 0-SeemeEen -Grenze 
reicht. Sie gehört, im Gegensatz zum Küs- 
tenmeer, nicht zum Hoheitsgebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

Die AWZ wurde von der Bundesrepublik 
Deutschland auf Grundlage des Seerechts- 
übereinkommens der Vereinten Nationen 
(SRÜ) mit Wirkung vom 1. Januar 1995 für 
die Nord- und Ostsee eingerichtet. Gemäß 
SRÜ stehen dem jeweEigen Küsten Staat in 
seiner AWZ souveräne Rechte zum Zweck 
der Erforschung und Ausbeutung, Erhal- 
tung und Bewirtschaftung der lebenden 
und nichtlebenden natürlichen Ressour- 
cen der Gewässer über dem Meeresboden, 
des Meeresbodens und seines Untergrunds 
sowie hinsichtlich anderer Tätigkeiten zur 
wirtschaftlichen Erforschung und Ausbeu- 
tung der AWZ zu, wie der Energie erzeugung 
aus Wasser, Strömung und Wind. 


(2) VU^iteilGhreinde Informati orten zu den 
Planungen in der deutsdieo AWZ sowie 
aktuelle Karten [System COHTIS) urd die 
Raumordoungsplane finden sidii aut der 
Website des BSH (www.bsli.de]. 
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Die AWZ der BimdesiepubUk Deulschlaiid 
ist ca. 33 100 km^ groß CN^ordsee ca. 28 600, 
Ostsee ca. 4 500 km^). Verglichen mit dem 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land umfasst sie ein knappes Zehntel der 
Fläche. 

Die AWZ der Nord- und Ostsee wurde zum 
ersten Mal mit einer Raumordnung belegt. 
Dies erforderte zunächst eine Bestandsauf- 
nahme bestehender Nutzungsansprüche 
sowie für den Umweltbericht eine Beschrei- 
bung und Bewertung der Meeresumwelt. 
Die Raumordnung stellt in der AWZ eine 
einstufige Planung dar, d. h. sie wird nicht 
auf nachfolgenden Ebenen in Teilräume 
ausdifferenziert und in kleinerem Maßstab 
vertieft beplant. ln diesem Zusammenhang 
ist zu beiück sichtigen, dass es in der AWZ 
kein Raumordnungsverfahren oder keine 
sonstige Beurteilung der Raum Verträglich- 
keit gern. § 15 ROG gibt, welche die Raum- 
verträglichkeit einzelner Maßnahmen un- 
tersucht und ggf. sicherstellt. 

Auch hinsichtlich der Beschaffenheit des 
Planungsraumes ergeben sich bei einer Be- 
planung des Meeres andere Anforderungen. 
So gibt es hier keine hergebrachten plane- 
rischen Bezugsgrößen wie b spw. Siedlungs- 
raum, Freiraum und Infrastruktur. Vielmehr 
ist das Meer gekennzeichnet durch Weite, 
Offenheit und Barrierefireiheit, wodurch es 
wenig Orientierungspunkte in der Fläche 
gibt. Hierdurch sind Gebiets abgrenzungen 
für einzelne Nutzungen in der räumlichen 
Wahrnehmung in der Regel nicht erfassbar. 
Daher ist fiir die Planung in der AWZ eine 
Verortung der einzelnen Nutzungen anhand 
von Koordinaten notwendig. 

Daiüber hinaus ist die Dreidimensionalität 
des Planungsraums im Meer vielschichtiger 
ausgeprägt als an Land. Die verschiedenen 
Ebenen Meeresoberfläche, Wassersäule, 
Meeresboden, Meeres unteigr und sowie 
Luftraum weisen )eweils spezielle Nutzungs- 
möglicbkeiten und Schutzerfordernisse auf 
Dieses erhöht das Potenzial der Unverträg- 
lichkeit einzeLner Nutzungen, zugleich er- 
höhen sich jedoch auch die Möglichkeiten 
planerischer Festlegungen, indem flir ver- 
schiedene Ebenen zum Teil verschiedene 
Regelungen getroffen werden können. 

Bei der deutschen AWZ handelt es sich um 
einen küstenfemen Planungsraum. Dies 
führte - verglichen mit entsprechenden 
Verfahren an Land, in denen Gemeinden 
und Private ein besonderes Gewicht ha- 
ben - zu einem anderen Schwerpunkt kn 


Beteiligungs verfahren. Da die Meeresum- 
welt keine administrativen Grenzen kennt 
und die voraussichtlichen erheblichen Aus- 
wirkungen der Durchflihrung der Raumord- 
nungspläne auf Nachbarstaaten zu prüfen 
sind, hat die grenzüberschreitende Beteili- 
gung im Verfahren einen hohen SteUenwert. 
Ebenso fand verfahrensbegleitend eine 
formelle Beteiligung und Abstimmung der 
Festlegungen mit den Bundesländern Nie- 
dersachsen, Schleswig-Holstein und Meck- 
lenburg-Vorpommern statt. Voihandene 
Planungen wie das Landes-Raumordnungs- 
programm Nie der sachsen und das Lan des - 
raumentwicklungsprogramm Mecklenb urg- 
Vorpommern, die beide Festlegungen zum 
Küstenmeer treffen, wurden ebenso berück- 
sichtigt wie Landesraumordnungsberichte. 
Eine Abstimmung zwischen den Planungen 
in der AWZ und in den Bundesländern ist 
umso wichtiger, weil flir einige Nutzungen 
eine Anbindung an Land unbedingt not- 
wendig ist, so z.B. für die stromabführenden 
Kabel von Windeneigieanlagen. 

Plan auf Stellung fiir die AWZ 

Nach Bekanntgabe der allgemeinen Pla- 
nungsabsichten durch das BMVBS kn Jahre 
2005 erfolgte anschließend seitens des BSH 
eine Abfrage bei Behörden und Veibänden 
zu den in der AWZ stattfindenden Aktivi- 
täten, Nutzungen und Interessen, um an- 
gesichts der Küstenentfernung einen um- 
fassenden Überblick für die Bestimmung 
der raumplanerischen Ausgangsposition zu 
eih alten, die im Laufe des Verfahrens ver- 
feinert wurde. Ebenfalls im Jahr 2005 wurde 
auf einem Termin mit Behörden und Ver- 
bänden der Untersuchungsumfang für den 
zu erstellenden Umweltbericht diskutiert. 
Die Planentwürfe und der Umweltbelicht 
wurden im Folgenden in Abstimmung mit 
dem BMVBS erarbeitet. 

Nach öffentlicher Auslegung dieser Doku- 
mente und Einholung von Stellungnahmen 
der Behörden und Verbände wurden Erör- 
terungstermine zum ersten Planentwurf 
im Herbst 2008 in Rostock für die AWZ in 
der Ostsee und in Hamburg für die AWZ in 
der Nordsee durchgeführt. Nach weiterer 
Auswertung der eingegangenen SteUung- 
nahmen und der Diskussionen auf den Er- 
örterungsterminen wurde der Planentwurf 
überarbeitet. Die zweite Beteiligungsrunde 
mit erneuter öffentlicbkeitsbeteiligung ist 
im Juni 2009 abgeschlossen worden. Nach 
Abschluss des Beteiligungs Verfahrens hat 
das BMVBS, das die grenzüberschreitende 
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Beteiligung mit den Anrainerstaaten durch- 
gefiihrt hat, für die deutsche AWZ in Nord- 
und Ostsee Ziele und Grundsätze der Raum- 
ordnung als Raumordnungsplan festgelegt. 
Im Einzelnen betreffen diese wirtschaftliche 
und wissenschaftliche Nutzungen, die Ge- 
währleistung der Sicherheit und Leichtig- 
keit der Seeschifffahrt sowie den Schutz der 
Meeres um weit. Die Raumordnungspläne 
sind am 26.9.2009 (AWZ in der Nordsee] 
bzw. am 19.12.2009 (AWZ in der Ostsee] 
in Kraft getreten (Verordnungen über die 
Raumordnung in der deutschen ausschließ- 
lichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 
21.09.2009 (BGBl. 1 S. 3107] bzw in der Ost- 
see vom 10.12.2009 (BGBl. 1 S. 3861]]. 


Festlegungen der Raumordnungspläne 
für die AWZ 

ln den Raumordnungsplänen werden u.a. 
Leitlinien zur nachhaltigen räumlichen Ent- 
wicklung formuliert. So befasst sich eine 
Leitlinie mit der Förderung der Offshore- 
Windeneigienutzung entsprechend der 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregie- 
rung. 

ln einer weiteren Leitlinie wird die lang- 
fristige Sicherung und Nutzung der beson- 
deren Eigenschaften und Potenziale der 
AWZ durch Reversibilität von Nutzungen, 
sparsame Flächeninanspruchnahme sowie 
Priorität ftir meeresspezifische Nutzungen 
thematisiert. Schließlich wird auch die Si- 
cherung der natürlichen Lebensgrundlagen 
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durch die Vermeidung von Störungen und 
Verschmutzungen der Meeres um weit be- 
handelt. 

Die Raumordnungspläne fiir die AWZ bein- 
halten Ziele bzw. Grundsätze der Raumord- 
nung fiir Schifffahrt, Rohstoffgewinnung, 
Rohrleitungen und Seekabel, wissenschait- 
liche Meeresforschung, Eneigiegewinnung 
(insbesondere Windenergie], Fischerei und 
Marikultur sowie Meeresumwelt. Die Fest- 
legungen berücksichtigen auch die Belan- 
ge der militärischen Verteidigung, für die 
derzeit keine eigenständigen Festlegungen 
geuoffen werden können. Die Raumord- 
nungspläne legen insbesondere Vorrang- 
gebiete für Schifffahrt, Windenergie sowie 
Rohrleitungen und Seekabel fest, in denen 


andere Nutzungen unzulässig sind, sofern 
sie mit den vorrangigen Nutzungen nicht 
vereinbar sind. Vorbehaltsgebiete werden 
ffir die Nutzungen Schifffahrt, Rohrleitun- 
gen und Forschung festgelegt, denen bei der 
Abwägung mit konkurrierenden raumbe- 
deutsamen Nutzungen besonderes Gewicht 
beigemessen wird. 

Die Festlegungen von Vorrang- und Vorbe- 
haltsgebieten für die Schifffahrt basieren 
auf einer Auswertung der aktuellen Ver- 
kehr sströme. Die so ermittelten Haupt- 
schifffahrtsrouten steUen das Grundgerüst 
der Raumordnungspläne dar, die von ande- 
ren Nutzungen zu beachten sind. Die Vor- 
ranggebiete sind von allen unvereinbaren 
Nutzungen freizuhalten, insbesondere von 
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Hochbauten (z. B. Offshore -Win den eigie- 
anlagen). Hervoizuheben Ist, dass durch die 
Gebietsfestlegungen für die Schifffahrt keine 
neuen Schifffahrtswege begründet werden. 

Eine weitere großräumige Regelung stellt die 
Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsge- 
bieten für die Windeneigie dar. Damit wird 
der Gewinnung von Windenefgie Vorrang 
vor anderen raumbedeutsamen Nutzungen 
eingeräumt, ln den Vorranggebieten, die in 
der Nordsee -AWZ 880 km^ und in der Ost- 
see-AWZ 130 km^ aufweisen, sind 809 Wind- 
eneigieanlagen (WEA) in der Nordsee -AWZ 
bzw. 240 WEA in der Ostsee -AWZ genehmigt 
worden (Stand: Juni 201 1). Für weitere Wind- 
parks in den Vorranggebieten mit geplanten 
544 WEA bzw. 61 WEA hegen dem BSH An- 
träge vor. 

Auf dieser Grundlage ergibt sich allein für 
die Vorranggebiete ein Realisieiungspoten- 
zial von 1654 WEA mit einer rechnerischen 
Leistung von 8 270 MW bei Verwendung 
von 5-MW-Anlagen. Somit können die Vor- 
ranggebiete zusammen mit den bereits 
genehmigten 801 Windenergieanlagen au- 
ßerhalb dieser Gebiete einen wichtigen 
Beitrag zum Erreichen der Ausbauziele der 
Bundesregierung leisten. Mit Bhck auf das 
Ziel „25 000 MW bis zum Jahr 2030" bleibt 


die Errichtung von Windenergieanlagen au- 
ßeibalb der Vorranggebiete möglich, ln den 
Natura-200 0 -Gebieten (Vogel schulzgebiete, 
Fauna- Flora-Habitat (F FH) -Gebiete] sind 
Windenergieanlagen hingegen unzulässig, 
wodurch in der AWZ in der Nordsee ca. 28 % 
und in der AWZ in der Ostsee ca. 56 % von 
der Nutzung durch Windenergieanlagen 
freigehalten werden. 

Die Belange der Fischerei und der Verteidi- 
gung, für die derzeit keine eigenständigen 
räumlichen Festlegungen möglich sind, 
sowie der Schutz von Kulturgütern sollen 
bei Planung, Betrieb und Bau von Anlagen 
zur Energiegewinnung sowie auch bei den 
Festlegungen fiir Rohstoffgewinnung, Rohr- 
leitungen, Seekabel und wissenschaJthche 
Meeresforschungb er ücksichügt werden. Bei 
allen Nutzungsfestlegungen in den Raum- 
ordnungsplänen gilt der quellenbezogene 
Grundsatz, dass nachteilige Auswiikungen 
auf die Me eres um weit, insbesondere diena- 
tüilichen Funktionen und die Ökosystem are 
Bedeutung des Meeres vermieden werden 
soRen. 


Offshore Windparks in der AWZ 



B Umspamplatiicrm, in Bay gsplait 

I I nicilt gandimigt ümspaniiiiaitücrin, geplait 

QueltB: Buodssaimt fir Seesdhiff^ihrt und HyitiographiB 
BSH/ M5- 19 09.2011 
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Aktuelle Entwicklungen in der AWZ 

Der Windpark „alpha ventus'" mit zwölf 
Windenergieanlagen ist 2009 als Testfeld 
der deutschen Industrie als erster deutscher 
Offshore -Windpark errichtet worden. Der 
Ajitrag fiir dieses Projekt wurde 1999 heim 
BSH gestellt und 2001 genehmigt; die für die 
Kahelanhindungen erforderlichen Geneh- 
migungen (AWZ und Küstenmeer) folgten 
2004. 2010 wurde die Realisierung des sehr 
viel größeren Vorhahens „BARD Offshore V 
mit 80 Windenergieanlagen in der Nordsee 
ca. 90 km nördlich von Borkum in Angriff 
genommen: die hierfür notwendige Kahel- 
anhindung (Tfansformerstation offshore 
und Stromkahel his an die Küste und in das 
terrestrische Netz) wurde 2009 hereits ge- 
nehmigt und errichtet. Genehmigt wurden 
vom BSH his Ende Juni 2011 26 Windpark- 
vorhah en (23 Nordsee, 3 Ostsee) auf einer 
Gesamtfläche von ca. 1 070 km^. 

Insgesamt sind mittlerweile 95 Anträge für 
die Errichtung und den Betrieh von Off- 
shore- Windparks in der AWZ ge stellt und in 
der laufenden Bearbeitung. Diese verteEen 
sich auf 78 Projekte in der Nordsee und 17 
in der Ostsee. Bereits die genehmigten 1850 
WEA umfassen mehr als 9 000 MW Nenn- 
leistung, wobei rechnerisch von 5 MW je 
Einzelanlage ausgegangen wird. 

Neben den Planungen der Offshore -Wind- 
parks inklusive der zugehörigen Kabelver- 
bindungen in das deutsche Höchstspan - 
n ungsnetz gib tes z unehmen d Üb eilegungen 
zu Transitleitungen, die die Netze verschie- 
dener Länder verbinden und über den 
Strom austausch stabilisieren soEen. Die 
Entwicklung eines nordsee weiten „Super- 
Grids", mit dem die Anrainer Staaten der 
Nordsee ihren offshore produzierten Strom 
je nach Bedarf ableiten woRen, genießt hohe 
poUtische Bedeutung. 

Fazit 

Die Seegebiete vor unserer Küste sind ent- 
gegen der landläufigen Auffassung keine 
„freien Hächen", sondern werden in zu- 
nehmendem Maße wirtschaftlich genutzt. 
Eine gänzlich neue Form der Nutzung 
sind Offshore -Windparks in der deutschen 
AWZ, deren Planungen nicht nur Konflikt- 
potenzial hinsichtlich konkurrierender 
Nutzungen und Schutzansprüche, sondern 
auch Kenntnislücken über den Naturraum 
„Meer'" offenlegen. 

Mit der Einführung einer Raumordnung in 
der AWZ wurde der Gesetzgeber der Not- 


wendigkeit einer abgestimmten Planung 
auf dem Meer gerecht, die wirtschaftliche 
Interessen und Meeres Umweltschutz zu- 
sammenffihrt und dabei künftigen Gene- 
rationen Raum fiir weitere Entwicklungen 
lässt. Die Raumordnungspläne lösen ins- 
besondere das Konfliktpotenzial zwischen 
der Schifffahrt als traditioneller Nutzung 
und der Offshore-Windeneigie, indem die 
Hauptschifffahrtsrouten von Bebauung frei- 
gehalten werden. Bei der Aufstellung der 
Raumordnungspläne ist deuüich geworden, 
wie wichtig dabei die grenzüberschreitende 
Beteiligung ist, um für intemationale Nut- 
zungen wie z.B. die Schifffahrt sachgerechte 
Lösungen zu finden. Das B SH hat daher die 
Leitung des INTERREG -Projektes „BaltSe- 
aPlan" übernommen, in dem für bestimmte 
ModeUregionen Vorschläge für grenzüber- 
schreitende Raumordnungspläne eraib eitet 
werden (www. b altse aplan .e u) . 

Durch die Unzulässigkeit von WEA in Na- 
tur a-2000- Gebieten wird zudem dem Ge- 
danken der naturveiträglichen Produktion 
emeuerbarer Energien Rechnung getragen. 
Für die politisch erwünschte Errichtung 
der Offshore -Windenefgie gEt es, weiter 
offene Fragen kn Zuge des Eikenntnisge- 
winns durch die Errichtung dieser Anlagen 
zu bearbeiten, um einen verträglichen Aus- 
bau regenerativer Energien auf dem Meer zu 
gewährleisten. 

Für die Raumordnungspläne ist keine ge- 
nereUe Regelung für eine zeitlich festgeleg- 
te Überprüfung vorgesehen; das ROG sieht 
eine mittefffistige Änderung im BedarfsfaR 
vor. Laut Energiekonzept der Bundesregie- 
rung ist die Entwicklung der Offshore -Win - 
energie langfristig sicherzusteRen. Grund- 
lage fiir eine Fortschreibung der AWZ -Pläne 
wird der Anfang 20 12 vorzulegende Evaluie- 
rungsbericht sein. 
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3-3 Raumordnung der Länder 

Die Raumordnimg auf Landesebeiie stellt 
jenen Teil der öffentlichen Verwaltung in 
den Ländern dar, der zusammenfassende, 
überöitliche, übergeordnete Raumord- 
nungspläne beschließt, raumbedeutsame 
Planungen und Maßnahmen koordiniert 
sowie im Rahmen der Zusammenarbeit mit 
anderen Partnern auf kooperativem Wege 
raumordnerische ThemensteUungen bear- 
beitet. Die Landesplanung ist innerhalb ei- 
nes Landesministeriums in einer obersten 
Landesplanungsbehörde angesiedelt. Deren 
Landesentwicklungsplan gilt für das ge- 
samte Territorium eines Landes. Die auf der 
Eb ene der Teilräume eine s Lan des durch - 
geführte Regionalplanung wird als Teil der 
Landesplanung angesehen. Neben einem 
Überblick über den Stand der Landespla- 
nung auf Ebene einzelner Länder erfolgt in 
diesem Kapitel eine ausführliche deskriptive 
Untersuchung der Regionalplanung auf der 
Basis einer vergleichenden Plananalyse aller 
Planungsregionen in Deutschland. 

33*1 Zusammenarbeit in der MKRO 

Zentrale Plattform, in der Bund und Län- 
der Zusammenarbeiten, ist die Minister- 
konferenz Rir Raumordnung (MKRO]. Sie 
setzt sich aus den für die Landesplanung 
zuständigen Ministern und Senatoren und 
dem für Raumordnung zuständigen Bun- 
desminister zusammen. Nach § 26 ROG ist 
ihre Aufgab e die gegenseitige Unterrichtung 
und Abstimmung über gmndsätzliche Fra- 
gen und Positionen der Raumordnung und 
Raumentwicklung. Die MKRO formuliert 
dazu politische Positionen und verfasst Be- 
schlüsse und Empfehlungen. Die Arbeit der 
MKRO wird durch Ausschüsse vorbereitet, 
wobei der Hauptausschuss als Gremium der 
zuständigen Abteilungsleiter von Bund und 
Ländern die erarbeiteten Beschlüsse und 
Empfehlungen der Ministerkonferenz vor- 
legt. 

Schwerpunkte der Aktivitäten der MKRO 
waren im Berichtszeitraum 2005 bis 2011 
Entschließungen, SteUungnahmen und Be- 
richte zu folgenden Themenfeldern: 

Raumordnungspoii tische Leitbilder und 
H an diu ngs s tr at eg ie n 

Nach dem 2005 erteEten Auftrag zur Wei- 
terentwicklung des „Raumordnungspoliti- 
schen Orientierungsrahmens'' (1992] und 
„ Raumordn ungspoüüschen Han dl ungsrah - 


mens" (1995] wurden 2006 neue „Leitbilder 
und Handlungsstrategien für die Raument- 
wicklung in Deutschland" beschlossen. 

ln den Jahren 2008 und 2009 wurden jeweils 
Fortschrittsberichte zur Umsetzung der 
LeitbMder vorgelegt, die 2009 mit einem er- 
neuten Auftrag zur Weiterentwicklung und 
Konkretisierung der Leitbüder verbunden 
waren. 2010 und 2011 wurden hierzu die 
wesentlichen Inhalte präzisiert. 

Demographisch er Wandel und Daseinsvor- 
sorge 

Nach einem Grundsatzbeschluss kn Jahre 

2005 und einem Eckpunktebeschluss im 
Jahre 2008 nimmt die MKRO 2009 einen um- 
fassenden Bericht über die Ziele und Aktivi- 
täten des Bundes und der Länder entgegen 
und fasst einen Beschluss zur Umsetzung 
des Leitbüdes „Daseinsvorsorge sichern". 

Raumordnung und Klimawandei 

Zum ersten Mal befasst sich die MKRO mit 
diesem Thema 2008. Auf der Grundlage ei- 
nes Eckpunktepapiers „Räumliche Konse- 
quenzen des Klimawandels" wird in einem 
Beschluss die Bedeutung des Klimawandels 
für die Raumordnung festgesteUt und ein 
Auftrag zur Entwicklung eines raumordneri- 
schen Handlungskonzeptes erteEt, das 2009 
vorgelegt und verabschiedet wurde. Die 
verschiedenen raumrelevanten Handlungs- 
felder zum Klimaschutz und Anpassungs- 
strategien an den Klimawandel sind dort 
aufgeführt. Derzeit wird das Handlungskon- 
zept aktualisiert, u. a. im Zusammenhang 
mit den Themen Energieeffizienz und Aus- 
bau der emeuerbaren Energien. 

Bedeutung des Einzelhandels für die 
Innenstädte 

Auf der Grundlage eines Beschlusses von 

2006 und einer Umfrage des BBR zur „Steue- 
rung des großflächigen Einzelhandels durch 
die Raumordnung" in den Ländern und Re- 
gionen verabschiedet die MKRO 2008 ein 
Positionspapier mit einem Beschluss, in 
dem die Schwerpunkte einer raumordneri- 
schen Strategie zur Sicherung der Attraktivi- 
tät der Stadt- und Gemeindezentren darge- 
legt werden. 
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Raumentwicklungspoii tische Zusaminen- 
arheit in der EU 

Um die Politik der territorialen Kohäsion 
schon im Vorfeld der deutschen EU -Rats- 
präsidentschaft mit den europäischen In- 
stitutionen zu fiihren, beschloss die MKRO 
200 im Jahr 2007 eine Sondersitzung mit 
der EU -Kommission in Straßburg durch- 
zuifiihren. Diese fiihrte zu der Straßburger 
Erklärung „Zusammenhalt als Zukunftsauf- 
gabe - Ausgestaltung einer gemeinsamen 
Raumentwicklungspolitik in Europa". 

Raumordnung und Verkehr 

Zum Themenkomplex Verkehr verabschie- 
dete die MKRO verschiedene Entschließun- 
gen und Beschlüsse: 

• Raumordnerische Anforderungen an 
den Schienenpersonen verkehr (2005) 

• Masterplan Güterverkehr und Logistik 
(2008) 

• Beschluss und Bericht „Raumordneri- 
sche Anforderungen an das Flughafen - 
netz in Deutschland" (2008) 

• Schaffirng von Parkplätzen für Lkw an 
B undes autob ahnen (20 1 0) . 

3-3-2 Stand der Landesplanung 

Für die landes weite Raumordnungsplanung 
sind in jedem Bundesland oberste Landes- 
planungsbehörden zuständig. Als Bestand- 
teE eines Ministeriums sind sie unterschied- 
lichen Ressorts zugeordnet. Einen Sonderfall 
steUt die Gemeinsame Landesplanungsab- 
teilung (GL) Berlin -Brandenburg dar, die so- 
wohl BestandteE der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung in Berlin ist als auch dem 
Ministerium firr Infrastruktur und Landwirt- 
schalt in Brandenburg angehört. 

Die Landesplanungsgesetze regeln Inhalte, 
Organisation, Instrumente und Verfahren 
der Landesplanung für das gesamte Lan- 
desgebiet sowie firr die Regionalplanung 
auf Teilraumebene. Auch nach Wegfall 
der Rahmengesetzgebung des Bundes im 
Raumordnungsrecht gelten Vorgaben des 
Raumordnungsgesetz des Bundes (ROG) 
für die Landesplanung unmittelbar, soweit 
die Länder keine abweichenden Landespla- 
nungsgesetze erlassen haben. An die Stelle 
der bisherigen rahmenrechtlichen Vorgaben 
(§§ Obis 17 ROG 1998) sind Regelungen über 
die Raumordungspläne der Länder in neuer 
Struktur (§§ 8 bis 16 ROG) getreten. 


Außerdem fasste die MKRO im Berichts- 
zeitraum folgende Einzelbeschlüsse: 

• Foitentwicklung der europäischen 
Raumentwicklungs- und Strukturpoli- 
tik (2005) 

• Stand und Perspektiven der Regional- 
planung (2006) 

• Aus- und Neubaubedarf des Höchst- 
spannungsnetzes - raumplanerische 
Konsequenzen (2006) 

• Aktionsplan „Deutschland Online" 
(2008) 

• Um weltge setzb uch (20 08) 

• Flächensparen als Aufgabe der Raum- 
ordnung (2009, 2010) 

• Anforderungen an die Politik der terri- 
torialen Kohäsion in der EU aus raum- 
entwicklungspolitischer Sicht (20 10, 
2011) 

• Büigerbeteiligung im Raumordnungs- 
verfahren (2011) 

• Verstärkte Nutzung regenerativer Ener- 
gien und Ausbau der Netze (2011). 


Stand der Landesentwicklungspläne 

§ 8 Abs. 1 S. 1 ROG regelt, dass die Raum- 
ordnungspläne in den Ländern erstens der 
landes weite Plan und zweitens die Regional- 
pläne sind. Satz 2 bestimmt für die Länder 
Bedin, Bremen und Hamburg, dass doit der 
Hächennutzungsplan unter bestimmten 
Voraussetzungen die Funktion eines Raum- 
ordnungsplans übernehmen kann. Satz 3 
regelt für die Länder Berlin, Bremen, Ham- 
burg und das Saarland, dass dort keine Regi- 
onalpläne aufeusteEen sind; er übernimmt 
damit im Umkehrschluss die Regelung des 
bisherigen § 9 Abs. 1 S. 1 ROG. ln den übri- 
gen Ländern sind Regionalpläne flächende- 
ckend aufeusteUen. 

Von den Ländern aufgestellte Raumord- 
nungspläne Eir das Landesgebiet werden 
zumeist als Landesentwicklungsplan oder 
Lan d es entwicklungsprogramm b ezeichnet. 

Die Aktualität der Landespläne weist eine 
große Spannweite auf. Landesentwicklungs- 
pläne, die noch kn vergangenen Jahrtau- 
send in Kraft getreten sind, liegen nur noch 
in Nordrhein- Westfalen vor, wo allerdings 
der aktueUe Entwurf kurz vor seiner Inkraft- 
setzung durch die Landesregierung steht. 
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Stand der Landesraumoidnungspläne in den Ländern 


Land 

Landesraumord nungsplä ne 

!n Kraft getreten 

Baden- Wü rtlemberg 

Landesentwicklungsplan 2002 

21.08 2002 

Bayern 

Landesentwicklungsprogramm Bayern 

Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms Bayern 
- ZiF/iler Luftverkehr 

01.09 2006 

01.012010 

Berlin - Brandenburg 

Landesentwicklungsprogramm 2003 (nur § 19 Abs. 11) 
Landesentwicklungsprogramm 2007 

Landesentwicklu ngsplan Berl i n- B randenbu rg 

Landesentwicklun gspl an Ff ug hafenstandortentwi cklu ng 

01.11.2003 

01.02.2008 

15.05.2009 

16.06.2006 

Bremen 

Ffächennutzungsplan ersetzt einen Landesentwicklungsplan 

31.05 2001 

Hamburg 

Flächen nutzungsplan erseM einen Landesentwicklungsplan 

22.10 1997 

Hessen 

I Landesentwicklungsplan Hessen 2000 

Änderung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 

09.01 2001 
28.07 2007 

Mecklen bürg- Vo-pommern 

Landesraume ntwickl ungsp regramm Mecklenburg-Vcrpcmmern 

14.07 2005 

Niedersachsen 

Landes-Raumordnungspregramm Niedersachsen 2008 

Änderung und Ergänzung des Landes-Raumcffdnungsprcgramms 
2008 - Entwurf 2010 

30.01 2008 

Nordrtiein-Westfalen 

Gesetz zur Landesentwicklung (Landesentwicklungsprogramm - 
LEPre) vom 5. Oktober 1989, zuletzt geändert durch Gesetz vom 

17. Dezember 2009 

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen 
Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen - Schutz vot Flug lärm 

1 . Änderung des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen - 
Energieversorgung - Entwurf 2010 

05.10.1989 

29.06.1995 

17.09.1998 

Rheinland-Pfalz 

Landesentwicklungsprogramm Rheinland-Pfalz (LEP IV) 

25.11.2008 

Saarland 

Landesentwicklungsplan, Teilabschnitt 'Siedlung' 
Landesentwicklungsplan, Teilabschnitt 'Umwelt' 

1. Änderung des Landesentwicklungsplans, Teilabschnitt 'Umwelt' - 
Entwurf 2010 

15.07.2006 

29.07 2004 

Sachsen 

Landesentwicklungsplan Sachsen 2003 

01.01 2004 

Sachsen-Anhalt 

Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen- An halt 

12.03.2011 

Schles wig-Holstei n 

Landiese ntwickl ungsp lan Schleswig-Holstein 2010 

04.10 2010 

Thüringen 

Landesentwicklungsplan Thüringen 2004 

Erste Verödung zur Änderung der Thüringen Verordnung über den 
Landesentwicklungsplan vcm 9. Juli 2009 

30.10 2004 

29.08.2009 


© BBSR Bonn 201 1 


Über die aktueUsten Landeseiitwicklungs- 
pläne verMgen Niedersachsen, Rheinland- 
Pfalz, Berlin -Brandenbuig und Schleswig- 
Holstein. 

Festlegung von Raumkategorien 

Zu den traditioneUen Instnimenten kn des - 
weiter Raumordnungspläne zählen Raum- 
kategorien. Die Festlegung von Raumka- 
tegorien ist nach § 8 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 ROG 
ein Pflichtinhalt von Raumordnungsplänen. 
MittlerweEe finden sich aber nicht mehr in 
aRen Landesentwicklungsplänen entspre- 
chende Festlegungen. Von den Flächenstaa- 
ten verzichtet Niedersachsen seit 2008 völlig 
auf den Ein satz von Raumkategorien. 

Mittels Raumkategorien wird die Raum- 
struktur eines Landesterritoriums in homo- 
gen geprägte Teilräume eingeteilt. 


Die territoriale Gliederung mit Hilfe von 
Raumkategorien dient in landesweiten 
Raumordnungsplänen aber nicht nur der 
beschreibenden Erfassung räumlicher Ver- 
teEungsmuster und prägender raumstnik- 
tureUer Unterschiede. Mittels der Unteiglie- 
derung eines Landes in homogen geprägte 
Teilräume und derVerortungrelevanter Pro- 
blemkonsteUationen werden die Objekte 
landesplanerischer Zielaussagen identifi- 
ziert und landesplanerische Festlegungen 
räumlich ausgerichtet. Normative Vorgaben 
in Form von Zielen und Grundsätzen der 
Raumordnung in landes weiten Raumord- 
nungsplänen erhalten somit in vielen F äUen 
erst durch ihre Veiknüpfung mit Raumka- 
tegorien eine räumliche Konkretheit. Dabei 
muss aEerdings berücksichtigt werden, dass 
von den einzelnen Raumkategorien - als 
kartographisch dargesteRten Gebieten - in 
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Raumkategorien der Landesplanung in gemeindescharfer Abgrenzung 
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der Regel selbst keine Blndungswirkimgen 
ausgehen. 

Während neben den Verdichtungsräumen 
auch verstädterte Randzonen und verdich- 
tete Gebiete im ländlichen Raum vielfach 
in Landesentwicklungsplänen unterschie- 
den werden, tun sich viele Länder mit dif- 
ferenzierteren Raumtypen innerhalb des 
ländlichen Raumes noch schwer. Vor dem 
Hintergrund räumlich ausgreifender Sub- 
urbanisierungsprozesse und einer fortge- 
schrittenen Ausdifferenzierung des länd- 
lichen Raumes in wachstumsstaike und 
Wachstums schwache Gebiete, soRte der 
ländliche Raum eines Landes aber nicht 
mehr als homogene Raumkategorie behan- 
delt werden. Nur in wenigen Ländern wird 
aUerdings eine sehr differenzierte innere 
Gliederung des ländlichen Raumes vorge- 
nommen (Bayern, Rheinland -Pfalz]. 

Festlegung Zentraler Orte 

Eines der bedeutendsten raumordnerischen 
Instrumente stellt die Festlegung Zentraler 
Orte dar Das bereits in den 1960 er Jahren 
in Westdeutschland flächen deckend im- 
plementierte System Zentraler Orte wurde 
nach der Wiedervereinigung auch in den 
neuen Ländern durch die Landesplanung 
eingeffihrt. Durch ein System Zentraler Orte 
soU die Versorgung der Bevölkerung und der 
Wirtschaft mit privaten Dienstleistungen 
und Arbeitsplätzen und einem komplexen 
Bündel öffentlicher Leistungen der Daseins - 
Vorsorge wie Schulen, Krankenhäusern, Kul- 
tureinrichtungen, öffentlicher Nahverkehr, 
Ver- und Entsorgungsinfrastrukturen zu 
angem e ssenen Erreichb aikeitsb e dingun - 
gen gewährleistet werden. Über ihre Versor- 
gungsfiinktion hinaus soUen Zentrale Orte 
gleichzeitig als Träger von Entwicklungs- 
funktionen fungieren und zu einer räumlich 
konzentrierten wirtschaftlichen Entwick- 
lung beiuagen. 

Zentralörtliche Statusfestlegungen nimmt 
insbesondere die Landesplanung vor, wäh- 
rend die Regionalplanung nur in wenigen 
Ländern Festlegungen auf der untersten 
Ebene des Zentrale-Orte- Systems vorneh- 
men darf. Zentralörtliche Festlegungen be- 
ziehen sich in der Regel auf Gemeinden, in 
wenigen FäUen auch auf OrtsteEe, auf meh- 
rere Gemeinden oder zentralörtliche Städte - 
verbünde, in denen verschiedene Gemein- 
den gemeinsam zentralöitliche Funktionen 
erffiUen. 


Das angebotene Dienstleistungsbündel ist 
nicht in jedem Zen tralen Ort gleich, sondern 
unterscheidet sich je nach Hierarchiestufe. 
Heute dominiert in den meisten Ländern 
ein dreistufiger Aufbau in Ober-, Mittel- und 
Grundzentren. Die Gemeinsame Landes- 
planung Berlin /Brandenburg verwendet als 
bisher einzige Landesplanung kn FaUe Ber- 
lins die zentralörtliche Stufe „Metropole" 
oberhalb der Oberzentren. 

Welche zentralörtlichen Leistungen auf wel- 
cher Hierarchiestufe eines Zentrale- Orte - 
Systems angeb oten werden, regeln Ausstat- 
tungskataloge der Landesplanung. Im Laufe 
der Zeit haben sich die Kataloge deutlich 
gewandelt. Es wurden zusätzliche Leistun- 
gen aufgenommen, andere gestrichen und 
einige Länder haben sich sogar ganz von 
Ausstattungskatalogen verabschiedet. Die 
Mehrzahl der Landesentwicklungsprogram- 
me nutzt aber weiterhin dieses Instrument. 
Ausstattungskataloge bestimmen die An- 
forderungen für eine Mindestausstattung, 
unabhängig davon, ob die betreffenden 
gern ein wohlrelevanten Dienstleistungen 
privatwirtschaftlich oder durch den öffent- 
lichen Sektor angeboren werden. 

Die zentralörtliche Bedeutung einer Ge- 
meinde ergibt sich aber nicht nur aus 
der Zahl angebotener Einrichtungen und 
Dienstleistungen. Ihre raumordnerische Be- 
deutung kann vielmehr erst aus der Ges amt- 
betrachtung derVersorgungslandschaft aUer 
Zentralen Orte eines Landes abgeleitet wer- 
den. Aus ihr eigibt sich letztlich die Einstu- 
fung der Überschussbedeutung eines Ortes. 
Neben der faktischen Ausstattung sind so- 
mit die Nähe zu anderen Zentren und deren 
Ausstattung entscheidend. 

Da die Statusfestlegung als Zentraler Ort oft 
auch an Zuweisungen aus dem kommuna- 
len Finanzausgleich gekoppelt ist, haben 
Gemeinden ein Interesse an der Einstufung 
als Zentraler Ort oder an einer Höherstu- 
fung. 

Welche Versorgungsleistung ein Zentraler 
Ort für sein Umland bietet, hängt nicht nur 
von seiner Ausstattung mit Dienstleistun- 
gen ab, sondern ergibt sich vor allem aus 
den Erreichb aikeits Verhältnissen. Nicht aUe 
Länder definieren aUerdings für die einzel- 
nen Stufen ihres Zentrale -Orte -Systems Er- 
reichb arkeits Standards. 

Für das Zentrale -Orte -Konzept steUt die de- 
mographische Entwicklung eine besondere 
Herausforderung dar. ln Zukunft wird die 
Tragfähigkeit von Einrichtungen durch den 
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Zentralörtliche Festle>gungen der ober- 
und mittelzentrelen Stufe, Stand Mai 2010 
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Bevölkeiungjsriickgang oder Verschieb lui- 
gen in der Alter szusammensetzimg häufiger 
unterschritten. Das Leitbild „Daseins Vorsor- 
ge sichern" der MKRO fordert deshalb eine 
flexiblere Handhabung und Anpassung der 
Zentrale- Orte -Konzepte an die gewandelten 
räumlichen Nachfragestrukturen. Öffentli- 
che Aus stattungs Standards und die Funkti- 
on szuweisungen fiir die unterschiedlichen 
Stufen des zentralöitlichen Systems gilt es 
zu überprüfen und zu modifizieren. 

Viele Landesplanungen haben daher bei 
der Neuaufstellung ihrer Landesentwick- 
lungspläne Reformen ihrer Zentrale-Orte- 
Systeme durchgefiihrt. Einige Bundesländer 
haben Straffungen der Zentrale -Orte -Syste- 
me bereits vollzogen, indem sie die unter- 
schiedenen Zentrale - Orte - Kategorien o der 
die Anzahl der Zentralen Orte substanzieR 
reduziert haben, wie etwa Sachsen und 
Sachsen-Anhalt. Die Gemeinsame Landes- 
planung Berlin/ Brandenburg weist keine 
Grundzentren mehr aus. Der Verzicht auf 
die grundzentrale Ebene ging einher mit 
Gemeindegebietsreformen, die größere Ver- 
waltungseinheiten mit mindestens 5 000 
Einwohnern schufen. Die durch Gemein de - 
Zusammenlegung gesteigerte Verwaltungs- 
kraft soU die größer gewordenen Gemein- 
den in die Lage versetzen, eigenständig und 
in eigener Verantwortung eine Grund Versor- 
gung fläch endeckend zu gewährleisten. 

Als Reaktion auf die Auswiikungen des de- 
mographischen Wandels erfährt die funk- 
tionsteilige Wahrnehmung zentralörtlicher 
F unktionen in Städte verb ün den / -netzen 
zunehmend an Bedeutung. Funktionen zwi- 
schen den beteiligten Zentren lassen sich 
durch inteikommunale Zusammenarbeit 
so aufteilen, dass sie sich komplementär 
ergänzen, um damit im Städte verb und den 
zentralörthchen Status erhalten zu können. 
Städteverbünde können zwar raumordne- 
risch festgelegt werden, die tatsächliche 
Umsetzung der angestrebten Funktionstei- 
lung ist aber von der Akzeptanz der betei- 
ligten Gemeinden abhängig. Formalisierte 
Kooperationen, die einen Vorteils- und Las- 
tenausgleich vornehmen und Verteilungs- 
konflikte regeln, sind gegenüber rein infor- 
meRen Kooperationen etwa in Städtenetzen 
im VorteR. Einige Bundesländer, so Bayern, 
Brandenburg, Rheinland- Pfalz und Thürin- 
gen, evaluieren festgelegte Funktionstei- 
lungen. Sie überprüfen die Umsetzung der 
Funktionszuweisung durch die kooperie- 
renden Städte und machen den Status von 
der Einhaltung derVoigaben abhängig. 


Zentral örtliche Städte verbünde steRen ein 
wichtiges Instrument im Sinne des LeitbR- 
des „Daseinsvorsorge sichern" dar. Sie tra- 
gen zugleich zur Umsetzung der Territoria- 
len Agenda der EU bei, die fordert, dass die 
lokalen Gebietskörperschaften zur Lösung 
anstehender Probleme wie dem demogra- 
phischen Wandel in regionalen Bündnissen 
z US ammenarbeiten. 

Umsetzung der LeitbRder in Raumord- 
nungsplänen der Länder 

ARe Länder, die ab 2006 ihre Landesentwick- 
lungspläne und -programme fortgeschrie- 
ben haben [ Baden- Württembeig, Bayern, 
Berlin- Brand enb urg, M e cklenb uig- Vor- 

pommern. Nie der Sachsen, Saarland, Sach- 
sen, Schleswig- Holstein, Thüringen) bzw. in 
der NeuaufsteRungsphase sind (Nordrhein - 
Westfalen, Rheinland- Pfalz, Saarland, Sach- 
sen-Anhalt), berücksichtigen die LeitbRder 
der Raumentwicklung in Deutschland der 
MKRO und konkretisieren sie für ihr je- 
weiliges Landesgebiet. Auch jüngste Fort- 
schreibungen von Regionalplänen nehmen 
Bezug darauf (z.B. in Bayern, Mecklenburg- 
Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen). Die 
Weiterentwickl ung der Land e sentwicklungs - 
pläne und -programme sowie der Regional- 
pläne hat ihrerseits bereits den Prozess der 
Entstehung der LeitbRder beeinflusst. 

Leitbild „Wachsten und Innoifatian'* 

ln den Ländern, in denen das Metropolre- 
gionenkonzept durch die Landesentwick- 
lungspläne angestoßen wurde, wird in den 
Novellierungen auch das Konzept der groß- 
räumigen Verantwortungsgemeinschaft 
unter besonderer Berücksichtigung der 
Einbindung peripherer, ländlicher Räume 
f orten twickelt (z.B. in Beilin-Brandenbuig, 
Bayern, aber auch in den Stadtstaaten Ham- 
burg und Bremen). Dar üb er hin aus sind län- 
derüb ergreifen de Kooperationen zur Stär- 
kung der großräumigen M etr opolfiinkti onen 
entstanden, z.B. der fünf norddeutschen 
Küstenländer Hamburg, Bremen, Nieder- 
sachsen, Schleswig- Holstein und Mecklen- 
burg-Vorpommern: in Mitteldeutschland, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen, zwischen 
Berlin- Brand enb urg und M e cklenb urg- 
Vorpommern oder auch kn Landesgrenzen 
überschreitenden Verband Region Rhein - 
Neckar. TeRweise sind bereits gemeinsame 
regionale Entwicklungskonzepte fiir den 
erweiterten regionalen Einzugsbereich der 
Metropolregionen entwickelt worden (z.B. 
Hamburg) bzw. in Aufstehung befindhch 
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(z.B. Stuttgart). Bestehende grenzüber- 
schreitende Kooperationen haben durch 
den Metropolraum an Satz des Leitbildes 
„Wachstum und Innovation" neue Impulse 
erhalten (z.B. Bodensee, Oberrhein, Saar- 
LorLux, Städte Region Aachen). Diese Regio- 
nen haben im März 2011 einen bundeswei- 
ten Initiativkleis gegründet. 

In einigen Ländern mit hohen Anteüen 
ländlich strukturierter, peripherer Räume 
sind auch eigene Strategien fiir diese Räu- 
me im Sinne des Leitbüdes „Wachstum und 
Innovation" Gegenstand solcher Konzepte 
und Pläne (z.B. in Bayern, Mecklenbuig- 
Vorpommern, Rheinland- Pfalz, Sachsen). 
Neben der klassischen Regionalförderung 
zum Ausgleich strukturbedingter Standort- 
nachteäe geht es um die Nutzung endoge- 
ner Entwicklungspotenziale. 

Leitb ild„ Daseinsvorsorge sich ern*‘ 

Das Leitbüd fordert die regional spezifische 
Anpassung und Weiterentwicklung des Zen- 
trale-Orte -Systems als Standortsystem der 
öffentlichen Daseinsvorsorge. Bundeslän- 
der mit deutlichen Bevölkerungsverlusten 
richten ihre Landes- und Regionalplanung 
verstärkt auf die neuen demographischen 
Rahmenbedingungen und Folgen aus. Im 
Rahmen der Novellierungen der Landes- 
pläne wurde und wird i.d.R. eine Strategie 
der Straffung der Zahl der Ebenen des zen- 
tralörtlichen Systems (z.B. Berlin- Branden- 
burg, Mecklenburg-Vorpommern) sowie 
der Anzahl der Zentralen Orte (z.B. Berlin - 
Brandenb urg, Mecklenburg- Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt) verfolgt. Insgesamt zeigt 
sich, dass die Zentralen Orte, vor allem die 
Mittelzentren in ländlich strukturierten 
Räumen, neben der Versorgungsftinktion 
eine stärkere Entwicklungsfunktion erhalten 
(z.B. in Bayern, Mecklenburg- Vorpommern 
und Sachsen). Kooperationen, als freiwilli- 
ger Zusammenschluss von Gemeinden oder 
als Vorgabe der Landesplanung in Form von 
Zentrale-Orte -Kooperationen, existieren als 

3.3.3 Stand der Regionalplanung 

Im Mehrebenen System der Raumplanung 
in Deutschland repräsentiert die Region al- 
planung die teilraumbezogene Stufe der 
Landesplanung. Hauptinstrument der Re- 
gionalplanung ist der Regionalplan. Mit sei- 
nen verbindlichen Festlegungen werden die 
Ziele und Grundsätze des Landesentwick- 
lungsplans auf regionaler Ebene konkreti- 
siert und eigänzt, so dass raumbedeutsame 
Planungen und Maßnahmen öffentlicher 


Instrument in verschiedenen Formen in al- 
len Ländern. Auch informelle Strategien in 
Form von regionalen Entwicklungskonzep- 
ten und Modellvoihaben zum demographi- 
schen Wandel werden von den Landespla- 
nungen gefördert, unterstützt und in den 
Regionen umgesetzt. 

Leitbild ,Mßssourcen bewahren^ Kulturland- 
schaften g^talten" 

Der wesen tlidie Strategiegehalt des Leit- 
bilds basiert auf den Instrumenten der 
Landes- und Regionalplanung, die gestäikt 
und geschärft werden sollen. Die Schwer- 
punktsetzung auf die Themen Reduzie- 
ning der Flächeninanspruchnahme, Kul- 
turland schaftsentwickl ung, vorb e ugen der 
Hoch Wasser schütz und Raumordnung im 
Küstenmeer entspricht den aktuellen Prob- 
lemlagen der regionalen Raumplanung, die 
auch vor der Leitbildentwicklung schon be- 
standen haben, aber durch das Leitbild stra- 
tegisch besonders hervorgehoben werden 
sollten. Der Diskussions- und Entstehungs- 
prozess der LeitbEder hat dazu geführt, dass 
das Bewusstsein für die Elemente dieses 
Leitb Edes in der Landes- und Regional- 
planung geschärft und die Planungspraxis 
maßgeblich beeinflusst wurden. Zur Eihal- 
tung und Gestaltung der Kultuiiandschaft 
sind in neuere Landesentwicklungspläne 
und Programme entsprechende Grundsätze 
aufgenommen worden. Auch werden immer 
mehr Regionalparks und Freiraumverbünde 
zur siedlungsnahen Erholungs Vorsorge als 
Elemente einer Raumordnungsstrategie zur 
Kulturlandschaftsentwicklung ausgewiesen 
und die Schaffung neuer Seenlandschaften 
in Regionen mit aufgelassenen Tagebau- 
en veranlasst. Die weitere Umsetzung der 
Maßnahmen zum vorbeugenden Hochwas- 
serschutz in der Regionalplanung schreitet 
voran. Alle Regionalplanfortschreibungen 
der letzten Jahre enthalten entsprechende 
Festlegungen z. B. von Überschwemmungs- 
bereichen oder Deichmckverlagemngen. 


und privater Planungs- und Vorhabenträ- 
ger untereinander abgestimmt werden und 
ihre Ausrichtung an den verbindlichen 
Vorgaben der Raumordnung gesichert ist. 
Über die Pflichtaufgabe der Aufstellung und 
Änderung von Regionalplänen hinaus wer- 
den von den Trägern der Regionalplanung 
vielfältige Aktivitäten zur Verwiiklichung 
der Regionalpläne und zur Förderung der 
Regionalentwicklung durchgeführt. Diese 
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informieieiideii, konzeption eilen und koor- 
dinierenden Aufgaben basieren sehr häufig 
auf einer regionalen Zusammenarbeit zahl- 
reicher Akteure. 

Das ROG normiert Rir die Flächenländer 
eine Regionalplanungspflicht. Den Landes- 
gesetzgebern wird aber ein weiter Gestal- 
tungsspielraum eingeräumt^ der nicht nur 
zu einer großen Organisations Vielfalt der 
Regionalplanung in den Ländern geführt 
hat, sondern auch unterschiedliche Abgren- 
zungsstrategien regionaler Planungsräume 
ermöglichte. AUe Flächenländer haben lan- 
desrechtliche Ermächtigungs- und Kompe- 
tenzregelungen zur Regionalplanung erlas- 
sen und ihre Landesterritorien in regionale 
Planungsräume eingeteilt, ln Deutschland 
wird Regionalplanung somit fast flächen - 
deckend betrieben. Ausnahmen steUen 
das Saarland, das aufgrund seiner geringen 
Größe auf die Einführung einer eigenen Re- 
gionalplanung verzichtet hat, und die Stadt- 
staaten Bremen, Hamburg und Berlin sowie 
die kreisfreien Städte in Niedersachsen dar, 
wo der Flächennutzungsplan den Regional- 
plan ersetzt. 

Organisationsrechtlich sind zwei Grundmo- 
delle der Regionalplanung zu unterschei- 
den, die in den Ländem allerdings in sehr 
unterschiedlichen Mischformen auftreten 
können: 

• Eine kommunalisierte Träger schaft in 
Form von kommunalen Gebietskörper- 
schaften, regionalen Planungsgemein- 
schaften oder Planungsverbänden, die 
als Zusammenschluss von Kommunen 
gebildet werden. 

• Eine staatliche Trägerschait, b ei der Pla- 
nungsstellen in Mittelbehörden oder 
auch Landesministerien die Durchfüh- 
rung der Regionalplanung wahrneh- 
men und die Kommunen nur förmlich 
beteiligt sind. 

Eine reine staatliche Verfassung weist die 
Regionalplanung in Deutschland nur noch 
in Schleswig-Holstein auf, wo die oberste 
Landesplanungsbehörde im Innenministe- 
rium Träger der Regionalplanung ist. Eine 
hochgradig kommunalisierte Organisati- 
on sform der Regionalplanung existiert in 
Niedersachsen. Hier sind die kreisfreien 
Städte und die Landkreise Träger der Regi- 
onalplanung. ln aUen anderen Ländem wird 
die Regionalplanung weitgehend als eine 
kon domin ale Aufgabe gemeinsam von Land 
und Kommunen wahlgenommen. 


Planungsregionen der Regionalplanung 

Nach plan ungstheore tischen Idealvorstel- 
lungen soll eine Regionalplanungsregion 
die flinktionsräumUche Arbeitsteilung eines 
Oberzentrums und seines Versoigungsbe- 
reichs abbilden. Neben der Orientierung an 
den Verflechtungsräumen von Ober- oder 
Mittelbereichen spielen aber auch histo- 
rische, kommunale oder landesentwick- 
lungspolitische Gesichtspunkte eine nicht 
unwesentliche RoUe bei der räumlichen 
Abgrenzung von Planungsregionen. Sind 
Planungsräume der Regionalplanung ein- 
mal etabliert, ändern sich ihre Grenzen 
verhältnismäßig selten. Seit dem Raum- 
ordnungsbericht von 2005 hat sich in Hes- 
sen, Rheinland- Pfalz, Baden-Württembeig, 
Nordrhein -Westfalen, Sachsen und Sachsen - 
Anhalt die räumliche Abgrenzung durch Ge- 
bietsstandsänderungen oder die Schaffung 
neuer Planungsregionen geändert. 

Am 1 . Januar 2006 wurde der Verb and Region 
Rhein-Neckar durch Zusammenlegung der 
Planungsgemeinschait Rheinpfalz, des ba- 
d en - wüittemb ergisch en Region al verb an des 
Rhein-Neckar- Odenwald (bis 2003 Unterer 
Neckar) und des hessischen Kreis Bergstra- 
ße, der auf dem Territorium der Planungsre- 
gion Südhessen verortet ist, gegründet. Im 
neuen Verband Region Rh ein -Neckar wird 
nur noch ein Regionalplan für die gesam- 
te Planungsregion aufge stellt werden. Eine 
Überlappung bleibt allerdings noch zum 
hessischen Teil der Region bestehen. 

Das vom Hessischen Landtag beschlossene 
Ballungsraumgesetz (BallrG) vom Dezem- 
ber 2000 sieht eine gemeinsame Aufstellung 
eines Regionalen Flächennutzungsplans 
(RegFNP) durch den Planungsverband Bal- 
lungsraum Frankfurt/ Rhein -Main (PV) und 
das Regierungspräsidium Darm Stadt (RP) 
vor. Er wird fiir 75 Städte und Gemeinden 
erarbeitet, umfasst ein Gebiet von rund 
2 500 km^ Fläche. 

Mit dem Gesetz zur Übertragung der Regi- 
onalplanung auf den Regionalverband Ruhr 
(RVR) vom 5. Juni 2007 ist in Nordrhein- 
Westfalen zum 21. Oktober 2009 ein neuer 
Träger der Regionalplanung gebildet wor- 
den. Zur Institutionalisierung der neuen Pla- 
nungsregion mussten die Planungsre^onen 
Düsseldorf, Arnsberg und Münster Gebiete 
abtreten. Inneihalb des neuen Planungs- 
raums muss noch eine weitere Planungs- 
region unterschieden werden, für die ein 
Regionaler Flächennutzungsplan in Kraft 
ist: Bereits Ende 2005 haben sich die Städte 
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Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mül- 
heim an der Ruhr und Oberhausen zu der 
Planungsgemeinschaft „Städteregion Ruhr'" 
zusammengeschlossen, um einen Regiona- 
len Flächennutzungsplan aufzusteUen. 

ln Sachsen wurde mit dem Gesetz zur Ne u- 
gUederung des Gebietes der Landkreise des 
Freistaats Sachsen (SächsKrGebNG) vom 
29. Januar 2008 auch das sächsische Landes- 
planungsgesetz geändert. Dies hatte die Auf- 
lösung der Regionalen Planungsverbände 
Chemnitz- Erzgebirge und Südwestsachsen 
zum 1. August 2008 zur Folge. Gleichzeitig 
wurde der Regionale Planungsverband Süd- 
sachsen neu gebildet, der Rechtsnachfolger 
der Regionalen Planungsverbände Südwest- 
sachsen und Chemnitz -Erzgebirge ist. Das 
Verbandsgebiet umfasst darüber hinaus 
auch Teile der ehemaligen Region Westsach- 
sen, deren Planungsregion reduziert wurde. 

Zu einer Neustrukturierung der bestehen- 
den Planungsregionen hat in Sachsen -An- 
halt die Kreisgebietsneuregelung mit Wir- 
kung zum 1. Juli 2007 geführt. Ein TeE des 
Planungsgebiets der Regionen Harz und 
Anhalt- Bitterfeld- Wittenberg wurde hier- 
durch der Planungsregion Magdeburg zuge- 
schlagen. 

Bis auf die Stadtstaaten Berlin, Hamburg 
und Bremen sowie das Saarland wird in 
Deutschland flächen deckend Regionalpla- 
nungbetrieben. Zählt man neben den Stadt- 
staaten und dem Saarland die Gebiete der 
kreisfreien Städte in Niedersachsen nicht 
mit, da sie faktisch keine Träger der Regio- 
nalplanung sind, weE hier der Flächennut- 
zungsplan den Regionalplan ersetzt, dann 
existieren kn Jahr 2010 (Stand 1. Oktober] 
insgesamt 1 10 Planungsräume. Mitberück- 
sichtigt sind auch die Städteregion Ruhr und 
der BaUungsraum Frankflirt/ Rhein -Main, 
für die Regionale Flächennutzungspläne be- 
reits existieren bzw. noch im AufsteUungs- 
verfahren sind. 

Die durchschnittliche Größe einer Pla- 
nungsregion der Regionalplanung zum 
Stand 31. Dezember 2009 entspricht einer 
Fläche von 3 170 km^. Durch die Auflösung 
bzw. Neugründung einzelner Planungsregi- 
onen ist der Wert zum Stan d 1. Oktober 20 10 
leicht auf 3 199 km^ gestiegen. Die größte 
Planungsregion in Deutschland ist mit 8 289 
km^ der Planungsraum Nordhessen und die 
kleinste Planungsregion mit 608 km^ der 
Landkreis Friesland in Niedersachen. Die 
durchschnittlich größten Planungsräume 
weisen Hessen, Brandenburg und Mecklen- 


Aktuelle Entwic klungen in den Pia nungs reg lenen 



Abgrenzung von Planungs reg Ionen, Stand 31.12.2010 

neue Abgrenzung der Planungsregim 

I I entspricht nicht den Grenzen des am 31 .12.2009 

verbindlichen Regimalplans 

□ auf Teil regionsebene egionäer 
Fläche nn utzu ngs pia n 

□ Landes plan bzw. Fläche nnutzung^lan 
ersetzt Regional plan 
Aktualisierung der Planungsdokumente 
zwischen 31.12.2009 und 31.12.2010 
■ neuer integrierter Reglonäpim in Kraft getrefen 
^ neuer Regionaler Flächen nutzu ngs plan 

in Kraft getreten 

* Tel reg iona I pla n für un wi rksam e rklä rt 

Datenbasis: RauriiiDidnungsplan-MDnitcr {RCFLAMÖ]) des BBSR 
GeDTTietrisciie Gruindage: BKGjBBSR, Hanuni^regicxien, 

31 . 12.2000 

burg-Vorpommerri auf Die durchschnitt- 
Ech kleinsten Planungsregionen finden sich 
kt Niedersachsen, Baden -Württemberg und 
Nordrhein -Westfalen, wenn man Mer nur 
die Ebene der TeEab schnitte bemcksichtigt, 
ftir die jeweEs integrierte Regionalpläne er- 
arbeitet werden. 

Regionalpläne 

Regionalpläne sind unterscMedlich lange 
in Kraft, bevor sie voUständig oder kt TeEen 
fortgescMieben bzw. neu aufgesteUt werden. 
Während kt Niedersachsen und Sachsen - 
Anhalt die rechtliche Gültigkeit eines Regio- 
nalplans gemäß Landesplanungsgesetz zeit- 
Uch limitiert ist, weisen andere Länder keine 
zeitlichen Gültigkeitsbeschränkungen auf. 
Entsprechend unterscheidet sich die Aktua- 
Etät der Regionalpläne erheb Ech. 

ln den neuen Ländern ist die Fortschreibung 
der Ende der 1990er Jahre bzw. Anfang der 


□ ■□□□□ 
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Stand der Regionalplanung 



Pläne und Teilfortschreibungen, Stand 31.12.2009 

Eintritt dar Verbindlichkeit 


Datenbasis: ROPLAMOdes BBSR, regionale Rauimordnungspläne, Stand 31 .12.3009 
Ceometrisfiie'Gnjndage: BKG/BBSR, F^anungsregionen, 31.12.2009 


integrierter Regionaipian 
vor 1991 
1991 bis 1995 
1996 bis 2000 


Teiiforlsohreibung/ 

Änderung sachiicher Teiipian 



vor 1991 

c 

■ 

1991 bis 1995 

• 

■ 

1996 2000 

• 

■ 

2001 bis 2005 

• 

■ 

nach 2005 

• 


2001 bis 2005 
nach 2005 

kein integrierter 
Regional plan in Kraft 


Üewefe mit äa AnzM in beioffeinEii Zeibaum) 

o Braunkohlenplan 

B ra un ko hie np b n a Is San ie mngs plan 

(mit ^gi^e d« Anz^ je Re^on) 


□ Planungsregion, für die keine 

Regbnalplanung durchgeführt wird 

Teilabschnitt in NRW 

JH n iarn. 

13 4 21 42 20 11 
Hä ulg keilen 
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2000er Jahre verbindlich gewordenen Plane 
der ersten Generation in einem weit fortge- 
schrittenen Stadium. Während in Sachsen 
und Sachsen -Anhalt die Pläne der zweiten 
Generation bereits in Kraft sind^ befinden 
sich, bis auf den genehmigten Regionalplan 
Vorpommern, die übrigen Pläne in Meck- 
lenburg-Vorpommern und Thüringen noch 
im Entwurfsstadium. Eine abweichende 
Entwicklung ist in Brandenbuig anzutref- 
fen. Hier liegen bisher keine rechtsgültigen 
integrierten Regionalpläne vor, sondern nur 
einzelne sachliche Teilpläne. 

ln den alten Ländern dominieren in einigen 
Ländern bereits Pläne der vierten Genera- 
tion mit einem sehr aktueUen Genehmi- 
gungsstand, während in anderen Ländern 
noch immer Pläne aus den 1980er Jahren 
rechts wirksam sind. Beispielsweise wird in 
Bayern in den meisten Regionen auf eine 
umfassende NeuaufsteUung oder Gesamt- 
f Oltschreibung integrierter Regionalpläne 
verzichtet und erfolgen stattd essen Aktuali- 
sieningen für einzelne Kapitel oder Plansät- 
ze in Form von TeMoitschreibungen. 

Sachliche Teilpläne, die in der Regel parallel 
zu integrierten Regionalplänen aufgestellt 
werden und häufig Themen wie Rohstoff Si- 
cherung, Windenergienutzung oder Hoch- 
wasserschutz thematisieren, kommen ne- 
ben integrierten Regionalplänen in vielen 
Ländern zum Einsatz. Ausschließlich sach- 


liche Teilpläne li^en nur in den Planungs- 
regionen von Brandenburg vor. Dies hat zur 
Folge, dass in Brandenburg auch in der Sum- 
me aller Teilpläne in keiner Planungsregion 
die gesamte Palette der Pflichtinhalte von 
Region alplänen - Festlegungen zur Raum-, 
Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur - 
abgedeckt ist. 

Neben integeerten Regionalplänen und 
sachlichen Teilplänen ist als weiterer Regio- 
nalplantyp der Regionale Flächennutzungs- 
plan zu nennen. Nach § 8 Abs. 4 ROG 2008 
kann ein Regionaler Flächennutz ungsplan 
zugleich die Funktion eines Region alplans 
und eines gemeinsamen Flächennutzungs- 
plans nach § 204 Baugesetzbuch (BauGB] 
übernehmen, weshalb der Plan sowohl den 
Vorschriften des ROG als auch denen des 
BauGB entsprechen muss. Der 1998 neu 
eingefühlte „Regionale Flächennutzungs- 
plan" ist bisher erst sehr zögerlich von der 
Planungspraxis aufgegriffen worden. Erst 
ein Plan, der Regionale Flächennutzungs- 
plan der Städteregion Ruhr für das Gebiet 
der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhau- 
sen ist in Kraft (seit dem 03.5.2010]. Derzeit 
befindet sich der regionale Flächennut- 
zungsplan für den BaUungsraum Frankfrirt/ 
Rhein -Main kn Aufstellungsverfahren. 

EbenfaUszuden Raumordnungsplänen zäh- 
len die in Berlin-Brandenburg Nordrhein- 


Gesetzäche Regelungen zu Raumordriungsgebieten in Landesplanungsgesetzen 


Land 

Vorranggebiet 

Vorbehattsgebiet 

Eignungsgebiet 

Vorranggebiet mit 
der Wirkung von 
Eignu ngsgebieten 

Aussohluss- 

gebiet 

rechtliche Grundlage 

Baden-Württemberg 

ja 

ja 

nein 

nein 

ja 

§ 11 Abs.7LplG BW 

Bayern 

ja* 

ja* 

nein 

nein 

ja 

Art. 1 1 Abs. 2 BayLpIG 

Berlin-Brandenb urg 

ja 

ja 

ja 

ja 

nein 

Art. 8 Abs. 2 Landesplanungs- 
vertrag; § 2 Abs. 3 RegBkPlG 

Hessen 

ja 

ja 

nein 

ja 

nein 

§ 6 Abs. 3 HLPG 

Meckl enbu rg-Vorpommern 

nein 

nein 

nein 

nein 

nein 

LPIG MV 

Niedersachsen 

ja 

ja 

ja 

ja 

nein 

§ 3 Abs. 4 NROG 

IMordrhein-Wesrtalen 

nein 

nein 

nein 

ja 

nein 

§13Abs.5LPIG NW** 

Rhein land-Pfalz 

ja 

ja 

nein 

nein 

ja 

§ 6 Abs. 2 LPlg RP 

Saarland 

ja 

ja 

ja 

ja 

nein 

§ 2 Abs. 7 SLPG 

Sachsen 

ja 

ja 

nein 

ja 

nein 

§ 2 Abs. 2 SachsLPIG 

Sachsen-Anhalt 

ja 

ja 

ja 

ja 

nein 

§ 3 Abs. 7 LPIG 

Schleswig-Holstein 

nein 

nein 

nein 

nein 

nein 

LPIG SH 

Thüringen 

ja* 

ja* 

nein 

ja* 

nein 

§ 7 Abs. 3ThürLPIG 


• nur für die im LEP vorgesehenen Festlegungen * * Landesplanungsgesetz vom 3.5.2005 

Oatenbasis: LandesplanunQsgesetze der Länder © BBSR Bonin 201 1 
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Westfalen, Sachsen und Sachsen -Anhalt 
aufgestellten Braunkohlenplane. Ein Braun- 
kohlenplan enthält jeweils fiir einen Tagebau 
die für einen geordneten Braunkohlenah- 
hau erforderhchen Ziele der Raumordnung. 
Für stillzulegende oder stillgelegfe Tagebaue 
erfolgt in Sachsen und Brandenburg die 
AufsteUung von Sanieningsrahmenplänen. 
Braunkohlenpläne können sich auch auf 
die Festlegung von Umsiedlungsstandorten 
beziehen. Zentrale Angaben der Braunkoh- 
lenpläne sind die räumliche Ausdehnung 
des Tagebaus, Angaben zur Grundwasser- 
beeinflussung, Ob erllächenge Stallung und 
Rekultivierung. 

Instrumentenverbund Regionalplan 

Der Regionalplan ist das Eigebnis eines 
komplexen Beieiligungs Verfahrens von 
Kommunen, Fachplanungen und sonsti- 
gen Trägern öffentlicher Belange und nach 
Einführung einer Öffentlichkeitsbeteiligung 
auch von Personen des Privatrechts. Er stellt 
ein gesamträumliches, überfachliches und 
z usamm enfass en des Entwicklungskonzept 
dar, das durch Festlegungen zur Raum-, 
Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur fiir 
die Adressaten des Plans in eine raumord- 
nungsrechtliche Verbindlichkeit überführt 
wird. Diese thematische Weite zieht eine 
Fülle detaillierter Aussagen nach sich und 
macht Regionalpläne zu verhältnismäßig 
voluminösen Berichten, ln allen integrierten 
Regionalplänen kommen sehr unterschied- 
liche Instrumente zum Einsatz: 

• zur räumlichen Koordination der Sied- 
lungsentwicklung (z. B. Zentrale Orte, 
Achsen, gemein de scharfe Funküons- 
zuweisungen, Vorranggebiete für Sied- 
lungsentwicklung] 

• zum Freiraum- und Ressourcenschutz 
und zur Koordination konkurrierender 
Nutzungen im Freiraum (z. B. Grünzü- 
ge, Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fiir 
Natur- und Landschaft, Hochwasser- 
schutz, Windkraftnutzung, Rohstoffab- 
bau, Erholung] 

• zur räumhchen Steuerung technischer 
und sozialer Infrastrukturen (z. B. Aus- 
stattungskataloge Zentraler Orte, Vor- 
rangstandorte für Einrichtungen und 
technische Bauten, Vorrang- und Vor- 
behaltsgebiete ffir Infrastruktuikorri- 
dore]. 

Zentrale Regulieningsobjekte der Region al- 
planung sind raumbedeutsame Vorhaben, 
Maßnahmen und Planungen, die Raum in 


Anspruch nehmen oder die räumliche Funk- 
tion eines Gebietes beeinflussen. Die primä- 
ren Adressaten der Regionalplanung stellen 
somit andere öffentliche Planungsiräger 
bzw. Behörden dar, die Zulassungsentschei- 
dungen über Planungs Vorhaben treffen, so 
dass von einer Regulierung anderer Regu- 
lierungsvorgänge gesprochen werden kann. 
Dies entspricht dem Steuerungsmodus der 
M eta- Reguüer ung. ^ 

Im Rahmen der Aufstellung eines Regional- 
plans gilt es raumbedeutsame Maßnahmen 
und Planungen untereinander ab zu stim- 
men. Im Vollzug des Regionalplans ist ihre 
Übereinstimmung mit den verbindlichen 
Festlegungen des Regionalplans zu prüfen. 
Durch Stellungnahmen sind die Belange 
der Regionalplanung in Zulassungsent- 
scheidungen der Genehmigungsbehörden 
deutlich zu vertreten. Die Meta- Reguher ung 
durch Regionalplanung stellt eine effekti- 
ve Möglichkeit dar, um Einfluss auf die Art 
der Flächennutzung auszuüben, ohne sich 
direkt an den eigentlichen Flächennutzer 
wenden zu müssen. Dies macht Meta-Re- 
gulierung allerdings in der Umsetzung an- 
fällig. Praktisch müssen auf zwei Ebenen 
Verhaltensanpassungen sehr unterschied- 
licher Akteure bewirkt werden: Ein Regio- 
nalplan muss direkt (unmittelbar] auf das 
Verhalten öffentlicher Planungsträger und 
Zulassungsbehörden ein wirken und da- 
durch indirekt (mittelbaj] das Verhalten von 
Flächennutzungsakteuren beeinflussen. Die 
mittelbare Wirkung eines Plans setzt voraus, 
dass die Rechtsfolge seiner Festlegungen 
über anschließende Pläne und/ oder Zulas- 
sungsentscheidungen an jene Akteure ver- 
mittelt wird, die selbst nicht durch den Re- 
gionalplan gebunden werden. 

Verbindlichkeit textlicher und zeichneri- 
scher Vorgaben 

In einem rechtskräftigen Regionalplan sind 
nur die textlichen und zeichnerischen Vor- 
gaben raumordnungsrechtlich verbindlich, 
die den Kriterien eines Ziels oder eines 
Grundsatzes der Raumordnung entspre- 
chen. Diese Festlegungstypen ziehen jeweils 
unterschiedliche Rechtsfolgen flir ihre Ad- 
ressaten nach sich: 

• Ziele der Raumordnung verlangen von 
ihren Adressaten eine zwingende Be- 
folgung der Vorgaben des Regional- 
plans. Sie lösen bei ihren Adressaten 
eine strikte Be achtenspflicht aus. Diese 
setzt den Anpass ungs- und Konkretisie- 


(1 } Einig, K : Regulierung durch Regi onel- 
planung. In: Die OffenUiehe Venvaitung 
-DÖV-, m. Jg., H. 5, 2D11, S. 185-195 
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riingsspielräumen der Adressaten enge 
Schranken und ermöglicht keine Über- 
windimg der Vorgaben durch eigene 
Ab w ägungsen tscheid ungen. 

• Demgegenüber können zeichnerische 
und textliche Festlegungen in einem 
Regionalplan, die Grundsätzen der 
Raumordnung entsprechen, vor dem 
Hintergrund der jeweiligen Situation 
durch Adressaten im Rahmen eigener 
Abwägungsentscheidungen überwun- 
den werden. Sie lösen somit eine weni- 
ger strikte Berücksichtigungspflicht aus, 
die die Adressaten zu einer möglichst 
hohen Realisiening der normativen 
Vorgaben des Plans, vergleichbar einem 
Optimierungsgebot, verpflichten, ln 
diesem Sinne gebieten auch Grundsät- 
ze etwas, wenn auch nicht strikt, son- 
dern nur relativ. 

Das ROG definiert seit 1998 präzise, wel- 
chen Kiiterien ein Ziel oder ein Grundsatz 
der Raumordnung in rechtlicher Hinsicht zu 
genügen hat. Die Bestimmung des Rechts- 
charakters einer verbindlichen Festlegung 
in einem Regionalplan ist allerdings auf- 
grund ungenauer, missverständlicher oder 
unvollständiger Formulierungen oft nur mit 
Schwierigkeiten möglich. Die Kennzeich- 
nung der verbindlichen Festlegungen eines 
Regionalplans als Ziel oder Grundsatz der 
Raumordnung ist hier hllfireich und deshalb 
vorgeschrieben. Sie ist für textliche Festle- 
gungen mittlerweile gängige Praxis. Noch 
nicht alle Regionalplanungsträger befolgen 
aber die Kennzeichn ungspflicht auch in ih- 
ren Festlegungskarten. 

Raumordnungsgebiete in der Regionalpla- 
nung 

Von den zeichnerischen Festlegungen sind 
für die Regionalplanung vor allem die flä- 
chenhaften Planzeichen von Bedeutung. 
Gebiets- und Standorts charfe Flächen au s- 
weis ungen mit raumordnungsrechtlicher 
Verbindlichkeit werden als Raumordnungs- 
gebiete bezeichnet. Das Raumordnungs- 
gesetz unterscheidet Vorrang-, Vorbehalts-, 
Eignungs- und Vorranggebiete mit Aus- 
schlusswirkung. 

Vorranggebiete sind nach § 8 Abs. 7 S. 1 Nr. 1 
ROG 2008 solche Gebiete, die für bestimmte, 
raumbedeutsame Funktionen vorgesehen 
sind und andere raumbedeutsame Nutzun- 
gen in diesem Gebiet ausschließen, soweit 
diese mit den vorrangigen Funktionen und 
Nutzungen nicht vereinbar sind. Da Vor- 


ranggebiete innergebietlich eine strikte 
Ausschlusswirkung gegenüber diesen nicht 
erwünschten Nutzungen entfalten und den 
Zielnutzungen einen Voixang einräumen, 
weisen sie die Rechtsqualität von Zielen der 
Raumordnung auf 

Vorbehaltsgebiete repräsentierten nach 
§ 8 Abs. 7 S. 1 Nr. 2 ROG 2008 Gebiete, in 
denen bestimmten raumbedeutsamen 
Funktionen bei der Abwägung mit konkur- 
rierenden raumbedeutsamen Nutzungen 
ein besonderes Gewicht beizumessen ist. 
Vorbehaltsgebiete sind als bloße Gmndsätze 
der Raumordnung anzusehen. Als Optknie- 
ningsgebot sind sie nur mit einem relati- 
ven Ab wägungs Vorrang gegenüber anderen 
Belangen ausgestattet. Vorbehaltsgebiete 
stellen somit das Ergebnis einer landespla- 
nerischen Zielfindung dar, fiir die noch kei- 
ne abschließende Abwägung stattgefiinden 
hat. Abweichend wird in Bayern von einem 
Zielcharakter von Vorbehaltsgebieten aus- 
gegangen. Diese Sichtweise muss allerdings 
als Mindermeinung gewertet werden. 

Eignungsgebiete sollen nach § 8 Abs. 7 S. 1 
Nr. 3 ROG 2008 bestimmte raumbedeutsa- 
me Maßnahmen kn Außenbereich steuern, 
die städtebaulich nach § 35 BauGB zu be- 
urteilen sind und an anderer Stelle kn Pla- 
nungsraum ausgeschlossen werden. Außer- 
halb der Flächen eines Eignungsgebietes, 
d. h. an allen anderen Stellen im gesamten 
Planungsraum, werden die raumbedeutsa- 
men Vorhaben ausgeschlossen. 

Vorranggebiete mit kombinierter Aus- 
schluss Wirkung repräsentieiten einen 
vierten Gebiets typ. Bei ihnen weisen nach 
§ 8 Abs. 7 S. 2 ROG 2008 sowohl die inner- 
geb ietfi che Konzentrations- und Voirang- 
wkkung als auch die außergebietliche Aus- 
schluss Wirkung den Rechtscharakter eines 
Ziels der Raumordnung auf, weshalb sie 
auch als Kombinationsgebiete bezeichnet 
werden. Dieser Raumordnungsgebietstyp 
stellt daher die restriktivste Regulierungs- 
fbrm aller gebietsscharfen zeichnerischen 
Instrumente der Regionalplanung dar. 

Der B undesgesetzgeb er hat den Ländern für 
die Umsetzung der Raumordnungsgebiete 
in Landesrecht nur einen begrenzten Ge- 
staltungsspiekaum belassen. Die meisten 
Länder übernehmen nicht alle Raumord- 
nungsgebietstypen, sondern haben sich auf 
eine Auswahl beschränkt, ln der Regel wur- 
den Vorrang- und Vorbehaltsgebiete in das 
Landesrecht integriert. Größere Abweichun- 
gen bestehen bei den Eignungsgebieten. Von 
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den zwölf Hächenländem haben insgesamt 
fünf auf ihre Einführung verzichtet. Drei 
von ihnen haben stattdessen landesrecht- 
liche Ermächtigungen für die Ausweisung 
von Ausschlussgebieten für die Regionalpla- 
nung geschaffen. Ein Ausschlussgebiet defi- 
niert für eine Planungsregion den Raum, in 
dem eindeutig bestimmte raumbedeutsame 
Vorhaben nicht zugelassen werden dürfen. 
Es verzichtet somit auf die Bestimmung der 


Gebiete, in denen entsprechende Vorhaben 
einen Vorrang oder Vorbehalt genießen, 
weshalb die Ausweisung von Ausschlussge- 
bieten in der Regel mit Vorrang- oder Vorbe- 
haltsgebieten kombiniert wird. Es können 
allerdings auch Sondertypen festgesteUt 
werden. Dazu zählt beispielsweise das Vor- 
sorgegebiet, das von seinem Rechtscharak- 
ter einem Vorbehaltsgebiet entspricht. 


3.3.4 Ergebnisse der Regionalplananalysen 


Gegenstand der vergleichenden Plananalyse 
sind Regionalpläne. Berücksichtigt wurden 
nur in Kraft befindliche integrierte Regio- 
nalpläne, sachliche Teilpläne und ihre Än- 
derungen. AktueUe Entwürfe wurden somit 
nicht untersucht. Zudem wurden die Braun- 
kohlenpläne nicht beiücksichtigt. Einge- 
flossen sind aUerdings die Festlegungen, die 
integrierte Regionalpläne aus Braunkohlen - 
plänen übernommen haben. 

Da das Saarland eine ähnliche Größe wie 
viele andere Planungsregionen der Regio- 
nalplanung aufceist und die zeichnerischen 
Festlegungen der Landesentwicklungspläne 
vergleichbar mit den Festlegungen anderer 
Regionalpläne sind, werden die zeichneri- 
schen Darstellungen der Landesplanung bei 
der veigleichenden Plananalyse mitberück- 
sichtigt. 

Es wurden alle zum Stichtag 31. Dezember 
2009 verbindlichen integrierten Re^onal- 
pläne und sachlichen Teilpläne sowie deren 
Fortschreibungen und Änderungen berück- 
sichtigt. Änderungen der Verbindlichkeit 
(ln -Kraft- oder Außer- Kr aft-Treten) nach 
diesem Zeitpunkt blieb en unb erücksichtigt. 

Gegenstand der thematisch ausgerichteten 
vergleichenden Plananalysen sind in erster 
Linie zeichnerische Darstellungen in Regi- 
onalplänen. Reine Inform ationskaiten wur- 
den nicht berücksichtigt. Die Untersuchung 
stützte sich somit aus schließlich auf verbind- 
liche Festlegungsk arten und berücksichtigte 
hier aber aUe enthaltenen Planzeichenkate- 
gorien. Wird in einem Regionalplan auf eine 
Kennzeichnung eines Planzeichees als Ziel 
oder Grundsatz der Raumordnung bzw. als 
nachrichtliche Übernahme verzichtet, kann 
meistens auch nicht zweifelsfrei der rechtli- 
che Charakter b estimmt werden. Ähnlich ist 
die Situation bei gebietlichen Festlegungen, 
bei denen nicht der Name des Raumord- 
nungsgebietstyps genannt wird. Die identi- 
fizierten ZweifelsfaUe wurden den Trägern 


der Regionalplanung mit Bitte um Klarstel- 
lung übermittelt, ln Ländern, deren Regio - 
nalpläne sich stark ähneln (Bayern, Hessen, 
Nordrhein - Westfalen , Schle swig- Holstein , 
Thüringen) wurde direkt die oberste Lan- 
desplanungsbehörde um Auskunft gebeten. 
Im FaUe von Mecklenburg- Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt, Rheinland- Pfalz, Nieder- 
sachsen und Baden -Württemberg wurden 
die Angaben der Regionalplanung zur Veri- 
fikation mit den Landesplanungsbehörden 
rückgekoppelt. 

ln der Regel beziehen sich diese Pläne auf 
Planungsregionen, die auch im Oktober 
2010 existieren. Im FaUe in jüngster Ver- 
gangenheit durchgeführter Änderungen 
des Gebietszuschnitts bzw. der Schaffung 
neuer Planungsregionen liegen aUerdings 
noch keine gültigen Regionalpläne vor, so 
dass auf die Vorläuferpläne zurückgegriffen 
werden musste. Aus diesem Gnrnd ist der 
Planungsgebietsstand vom Dezember 2009 
maßgeblich für die vergleichenden Plan- 
analysen. Dementsprechend wurden unter 
anderem die Regionen Rheinpfalz und Un- 
terer Neckar statt der Region Rhein -Neckar 
oder auch die Regionen Südwestsachsen 
und Chemnitz- Erzgebirge statt der Region 
Südsachsen berücksichtigt. Insgesamt lagen 
der Auswertung 111 Planungsregionen zu- 
grunde. 

Festlegungen zum Freiraumschutz 

Zentraler BestandteU aUer Regionalpläne 
sind Aus Weisungen zur Erhaltung, Sicherung 
und Entwicklung des regionalen Freirau- 
mes. Affe integrierten Regionalpläne weisen 
zeichnerische Festlegungen zum Freiraum - 
schütz auf ln Brandenburg wurden bisher 
noch keine sachlichen Teüpläne in Kraft ge- 
setzt, die sich den Mer untersuchten Belan- 
gen des Freiraumschutzes widmen. 
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Indirekt erfolgt durch die Festlegungen 
zur Freiraum Struktur auch eine räumliche 
Steuerung der Siedlungs- und Verkehrsflä- 
chen. Werden Vorränge in Form eines Ziels 
der Raumordnung fiir Freiraumhereiche in 
Regionalplänen ausgewiesen, erfolgt damit 
praktisch eine Umwidmungssperre, so dass 
eine bauliche Flächenin anspnichn ahme 
durch raumhedeutsame Planungen an den 
betroffenen Standorten im Konflikt zu den 
Vorgaben der Regionalplanung steht. Ein 
Vorhaben, das im Widerspruch zu einem 
Ziel der Raumordnung steht, kann durch 
eine Zulassungsbehörde nicht genehmigt 
werden. Im FaR eines entgegenstehenden 
Grundsatzes der Raumordnung kann das 
Vorhab en wiederum realisiert werden, wenn 
dem Freiraumbelang im Rahmen der nach- 
vollziehenden Abwägungsentscheidung von 
der Genehmigungsbehörde ein niedrigeres 
Gewicht zugemessen wird. 

Neben dem Boden- und Biotop schütz zielen 
die Festlegungen zum Freiraum schütz unter 
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anderem auf Erholungsvorsorge, Klima- 
schutz, vorsorgenden Hochwasser schütz, 
die Erhaltung von land- und forstwirtschaft- 
lich genutzten Bereichen oder den Schutz 
zus amm enh ängender, unzerschnittener 
Freiraumbestände ab. 

Einen SonderfaU steUen zeichnerische Fest- 
legungen zur Rohstoffsicherung und Wind- 
kraftnutzung dar. Bei diesen Nutzungen 
handelt es sich um Funktionen, die zwar 
eindeutig im Freiraum angesiedelt sind, die 
aber kn Konflikt mit klassischen Freiraum - 
schutzbelangen stehen. Entsprechende 
Ausweisungen haben das Ziel, diese kon- 
iliktträchtigen raumbedeutsamen Vorha- 
ben von den nicht geeigneten Standorten 
im Freiraum auszu schließen und sie auf 
jene Standorte zu lenken, wo sie günstige 
Standoitbedingungen antreffen und ihre 
Realisiemng mit möglichst geringen negati- 
ven Störeffekten für den Freiraum und Na- 
turhaushalt verbunden ist. In diesem Sinne 
sorgen die Festlegungen zur Windkraftnut- 
zung und zum Rohstoffabbau für eine mit 
anderen Belangen verträgliche räumliche 
Verortung der ansonsten problematischen 
Standoitnutzungen kn Freiraum. Sie wer- 
den nicht hier thematisiert, sondern in eige- 
nen Unterkapiteln behandelt. 

Hinsichtlich der Bindungswkkung der Fest- 
legungen ist in Deutschland ein Nord -Süd - 
Gefälle erkennbar. Während kn Norden 
verbindliche Festlegungen dominieren, 
weisen die Regionalpläne in Bayern und Ba- 
den-Württembeig neben verhältnismäßig 
wenigen verbindlichen Planzeichen über- 
wiegend unverbindliche Festlegungen mit 
reinem Informationsgehalt auf 

ln Sachsen und Niedersachsen findet eine 
besonders umfangreiche Ausweisung von 
verbindlichen Planzeichen zum Freiraum - 
schütz Statt. Ausschlaggebend für die hohe 
Anzahl der Planzeichen ist neben dem brei- 
ten Themen spekmim auch die Unterschei- 
dung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten, 
die für fast |edes Festlegungsthema getrof- 
fen wkd. 

Während Mecklenburg- Vorpommern und 
Thüringen überwiegend mit Grundsätzen 
der Raumordnung arbeiten, setzen Bayern, 
B aden -W ürttembeig, Nordrhein -Westfalen , 
Hessen, Sachsen, Niedersachsen, Sachsen- 
Anhalt und Schleswig-Holstein mehrheitlich 
Ziele der Raumordnung zur Sicherung des 
Freiraum Schutzes ein. In Rheinland-Pfalz ist 
die Situation uneinheitlich, in einigen Pla- 
nungsregionen überwiegt der Einsatz von 
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Ziden der Raumordnimg, in anderen der 
von Grun ds ätzen. 

Alle Regionalpläne mit Ausnahme von Bran- 
denburg nutzen Festlegungen zu Natur und 
Landschaft. Bis auf zwei bayerische Regio- 
nen und die sachlichen Teilpläne in Bran- 
denburg enthalten alle Pläne zeichnerische 
Festlegungen zum Grund- und Obeiflä- 
chen Wasser schütz. Ebenfalls weit verbreite- 
tet sind Planzeichen zu den Themen Land- 
und Forstwirtschait^ Freizeit und Eiholung 
und Hochwasserschutz. Über drei Viertel 
der Planungsregionen nutzen entsprechen- 
de Ausweisungen. Regionale Giünzüge und 
Grünzäsuren sind in rund zwei Drittel der 
Planungsregionen zu finden. 

Demgegenüber spielen Klimaschutz und 
Bodenschutz nur vereinzelt eine RoRe. Wäh- 
rend Klimaschutz in Sachsen^ Hessen und 
TeEen von Rheinland- Pfalz über spezieUe 
Planzeichen thematisiert wird, konzentrie- 
ren sich die Festlegungen zum Bodenschutz 
auf Sachsen, Thüringen sowie einzelne Re- 
gionen in Niedersachsen und Baden -Würt- 
temberg. 

Naturschutzrechtliche Festlegungen wie Na- 
turschutz- oder Vogelschutzgebiete steUen 
nachrichtliche Übernahmen aus Fachpla- 
nungen dar. Sie werden schwerpunktmäßig 
in Süddeutschland von der Region alplanung 
in Festlegungskarten dargesteUt. Als nach- 
richtliche Übernahme lösen sk allerdings 
keine raumordnungsrechtlichen Bindungs- 
wiikungen aus, sie haben eine reine Infor- 
mation sf unktion . 

Vergleicht man die Festlegungen zum Frei- 
raumschutz im thematischen Zusammen- 
hang, so lassen sich Differenzen in der 
Schwerpunktsetzung sowie im Umfang des 
Themen Spektrums erkennen. Die Regional- 
pläne eines Bundeslandes weisen in der Re- 
gel eine größere Ähnlichkeit auf als die Re- 
gionalpläne unterschiedhcher Länder. Diese 
Unterschiede können auf landesspezifische 
Besonderheiten der Planungskultur sowie 
auf vereinheitlichend wirkende Planzei- 
chenverordnungen zurückgeführt werden. 


Freiraumschutz in Regionaipiänen 
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denburger Planungsregionen übertroffen, 
die bisher keine Aspekte des behandelten 
Spektrums in TeEplänen aufgreifen. 


Durch besonders vielfältige Festlegungen 
zum Freiraum zeichnen sich die Regional- 
pläne in Sachsen und Thüringen aus. Bis zu 
elf der aufgelisteten Themen werden hier in 
Form von PlanzeichendarsteUungen aufge- 
griffen. Zumeist finden sich sechs bis acht 
der Themen in den Festlegungskarten der 
Regionalpläne wieder. Mit vier Themen liegt 
der Regionalplan von Oberfranken-Ost am 
unteren Ende der Skala, nur von den Bran- 


F e sllegu ng e n zu r Wi n dkraf in u tzu ng 

ln den zurückliegenden Jahren hat der Aus- 
bau der Windkraftnutzung einen enormen 
Boom erfahren. Der nationale Aküonsplan 
Erneuerbare Energie und das Energie- 
konzept der Bundesregierung, aber auch die 
energiepolitischen Pläne der Länder sehen 
für die nächsten Jahrzehnte die Fortsetzung 
dieses expansiven Ausbaupfades vor. Allein 
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durch das Repowering, d. h. das Ersetzen 
alter Anlagen durch leistungsfähigere und 
in der Regel weniger Windenergieanlagen, 
werden diese ehrgeizigen Ausbauziele der 
Politik aUerdings nicht zu erreichen sein. 
Mehr Flächen werden benötigt, um zusätzli- 
che Anlagen errichten zu können. Das Ener- 
giekonzept der Bundesregierung fordert 
deshalb eine Initiative, um gemeinsam mit 
den Ländern und Kommunen die Raum- 
ordnungspläne mit dem Ziel weiterzuentwi- 
ckeln, dass ausreichende Flächen fiir neue 
Windenergiegebiete ausgewiesen werden. 

Vielerorts stehen dem weiteren Ausbau der 
Windkraftnutzung Proteste der Bürger, des 
Naturschutzes und Einsprüche der Flugsi- 
cherung sowie militärische Belange entge- 
gen. Eine vermittelnde Position der Regi- 
onalplanung ist hier gefragt. Als Ergebnis 
eines planerischen Gesamtkonzepts und 
unter Würdigung der konkreten örtlichen 
Gegebenheiten muss letzlich sichergesteUt 
sein, dass durch die Gebietsausweisungen 
der Regionalpläne die Windener^enutzung 
nicht veihindert wird (durch die Auswei- 
sung zu kleiner oder ungeeigneter Flächen], 
sondem dass ihr in sachgerechter Weise 
Raum zur Verfiigung gesteUt wird. Die Re- 
gionalplanung kann sowohl in Form von 
Vorrang- als auch Vorbehaltsgebieten eine 
räumliche Steuerung von Windenergiean- 
lagen vornehmen. Mit ihrer Festlegung geht 
aber nicht automatisch ein Ausschluss von 
Windenergieanlagen im sonstigen Raum 
einer Planungsregion einher. Solche außer- 
gebietlichen Aus Schluss Wirkungen kann die 
Regionalplanung nur durch Rückgriff auf 
ergänzende Raumordnungsgebietstypen 
mobilisieren. Ein außergeb ietlich er Aus- 
schluss lässt sich nur durch die Festlegung 
von Eignungsgebieten, Vorranggebieten mit 
Eignungs Wirkung oder durch Ausschlussge- 
biete verankern. 

Mit der Ausweisung von Eignungsgebieten, 
die sich fiir den Bau von Windkraftanlagen 
positiv anbieten, ist innerhalb der Darstel- 
lungsbereiche ein Vorbehalt der Windkraft- 
nutzung verbunden. Gleichzeitig fiihrt die 
Festlegung außeihalb der Bereiche zu einem 
gen ereUen Aus Schluss von Windkraftanlagen 
im verblieben Raum einer Planungsregion. 
WiU die Regionalplanung zusätzlich zur Aus- 
schlusswirkung auch eine inneigebietliche 
Vorrangwirkung für den Bau von Windener- 
gieanlagen erzielen, muss sie den vierten 
Typ von Raumordnungsgebieten einsetzen, 
die Vorranggebiete mit kombinierter außer- 
gebietlicher Ausschlusswirkung. 


Als weiteren Steuerungsansatz, der ur- 
sprünglich vom Bundesgesetzgeber nicht 
vorgesehen war, haben einzelne Länder das 
Ausschlussgebiet als eigenständigen Raum- 
ordnungsgebietstyp eingeRihrt. ln Bayern 
und Baden- Württemberg hat der Landesge- 
setzgeber die Regionalplanung ermächtigt, 
innerhalb einer Planungsregion die Gebiete 
verbal und/ oder zeichnerisch abzugren- 
zen, die aus raumordnerischer Sicht für die 
Windkraftnutzung ungeeignet sind. Nur in- 
nerhalb der verbliebenen Bereiche, die vom 
Ausschlussgebiet ausgespart werden, wären 
dann in einer Planungsregion raumbedeut- 
same Windkraitanlagen realisierbar. Ge- 
genüber konkurrierenden Nutzungen kann 
sich der Bau von Windkraftanlagen aber nur 
dann ausreichend durchsetzen, wenn diese 
ausschlu ssfr eien Bereiche zu sätzlich als Vor- 
ranggebiet gesichert werden. 

Zur Steuerung der Windkraftnutzung grei- 
fen bislang Berlin- Brandenburg, Me eklen - 
b urg- Vorpommern , Nordrhein -Westfalen , 
Sachsen -Anhalt und Schleswig-Holstein auf 
Eignungsgebiete zurück. Auch in der Region 
Braunschweig findet eine Festlegung von 
Eignungsgebieten ergänzend zur Auswei- 
sung von Voiranggebieten mit einer kombi- 
nierten Au sschlusswirkung statt. Auss chfieß - 
lieh das letztgenannte Instrument kommt in 
Sachsen (mit Ausnahme der Region Oberes 
Elbtal / Ost erzgeb iige], Nordthüringen s owie 
den meisten niedersächsischen Planungsre- 
gionen zum Einsatz. 

Demgegenüber erfolgt in Baden-Würt- 
temberg sowie in einzelnen Regionen von 
Rheinland -Pfalz und Bayern die Festlegung 
von Ausschlussgebieten in Kombination mit 
der Ausweisung von Vorrang- und Voibe- 
haltsgebieten. D abei werden die Ausschluss - 
gebiete nur teilweise gebietsschaif darge- 
steUt. ln zahlreichen Regionen basiert Ihre 
Abgrenzung auf einer textlichen Festlegung. 
So werden in Baden -Württemberg aUe au- 
ßerhalb der Vorranggebiete gelegenen Flä- 
chen zu Ausschlussgebieten erklärt. Auf die 
zeichnerische oder verbale Festlegung von 
Räumen, in denen eine Windkraftnutzung 
explizit ausgeschlossen ist, verzichten die 
Planungsregionen in Hessen und Thürin- 
gen, mit Ausnahme von Nordthüringen, ln 
diesen Regionen werden lediglich Voirang- 
bzw. Vorbehaltsgebiete festgelegt. Insgesamt 
werden von 75 Planungsregionen Raumord- 
nungsgebiete zur Windenergie ausgewiesen. 
Bislang verzichten mit Ausnahmen der Re- 
gion Münsterland aUe Planungsregionen in 
Nordrhein -Westfalen auf eine Steuerung der 
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Planzeichen zur Windenergie in Regional planen 
Recht lieh er Stal us Verbi nd I ic he Fläche naus weisu ng en 
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WindkraAnutzimg durch Raumordiiuiigsge- 
biete. Ebenso weisen zahLreiche Regionen in 
Bayern sowie einzelne Regionen in Baden- 
Wiirttembeig, Niedersachsen und Sachsen- 
Anhall keine gebietsscharfen Bereiche fiir 
Windkraftnutzung aus. 

Besonders umfangreiche Flächensicherun- 
gen nehmen die Planungsregion Münster- 
land sowie die Regionen in Brandenburg 
vor. Während kn Münsterland rund 4 % 
der Regionsfläche als Eignungsgebiete dar- 
gesteUt sind, nehmen Eignungsgebiete in 
Brandenburg durchschnittlich 1,3 % sowie 
in Schleswig- Holstein durchschnittlich 1 % 
der Regionsfläche in Anspruch, ln den üb- 
rigen Ländern werden deutlich geringere 


Anteile an der Regionsfläche der Raumord- 
n ungsgeb ietsau sweis ungen erreicht. 

Im de utschland weiten Mittel liegt die Größe 
von Raumordnungsgebieten für Windkraft- 
nutzung ” ohne Ausschlussgebiete und Ge- 
bietsausweisungen auf dem Meer -- bei 73 
ha. Auch Mer treten die Eignungsgebiete in 
Brandenburg besonders hervor. So weist der 
inzwischen durch Gerichtsurteil aufgehobe- 
ne Teilplan der Planungsregion HaveUand- 
Flämigeine durchschnittliche Hächengröße 
je Eignungsgebiet von 600 ha auf In Prig- 
nitz-Oberhavel beträgt die durchschnittli- 
che Raumordnungsgebietsgröße rund 250 
ha. Besonders kleine Flächenausweisungen 
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sind in Südwestsachsen mit durchschnitt- 
lich unter 10 ha zu finden. 

Raum ordn ungsgeh ietsausweis ungen z ur 
Windenergienutzung sind nicht nur auf das 
Land beschränkt, sondern finden auch in 
ausgiebigem Umfang im Offshorebereich 
auf dem Meer statt. In den Bundesraumord- 
nungsplänen für die ausschließliche Wirt- 
schaftzone in Nord- und Ostsee werden um- 
fangreiche Vorranggebiete für Windenergie 
festgelegt. In der Nordsee beträgt die durch- 
schnittliche Flächengröße der fiinf Gebiete 
176 km^. In der Ostsee werden zwei Gebie- 
te mit einer durchschnittlichen Größe von 
130 km^ ausgewiesen. 

Festlegungen zum vorbeugenden Hoch- 
wasserschutz 

Eine zentrale Bedeutung haben gebiets- 
scharfe Festlegungen der Regionalplanung 
in Form von Raumordnungsgebieten für 
den vorbeugenden Hochwasserschutz. 
Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG hat die Raum- 
ordnungsplanung fiir den vorbeugenden 
Hochwasserschutz an der Küste und im Bin- 
nenland zu sorgen, kn Binnenland vor allem 
durch Sicherung oder Rückgewinnung von 
Auen, Rückhalteflächen und Entlastungs- 
flächen. Durch die flächenhafte Festlegung 
von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten kann 
die Erreichung der folgenden Ziele des vor- 
soigenden Hochwasserschutzes unterstützt 
werden: 

• Sicherung und Rückgewinnung von na- 
türlichen Überschwemmungsflächen 

• Risiko Vorsorge in potenzieU übeiflu- 
tungsgefährdeten Bereichen (hinter 
den Deichen) 

• Rückhalt des Wassers in der Häche des 
gesamten Einzugsgebietes. 

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete dienen dazu, 
den Belangen des vorbeugenden Hochwas- 
serschutzes gegenüber konkurrierenden 
Nutzungen und Raumfiinktionen flächen- 
haft in Flusseinzugsgebieten zur Durchset- 
zung zu verhelfen. Die Regionalplanung be- 
sitzt beim Hochwasser schütz eine wichtige 
flankierende Funktion zur Wasserfachpla- 
nung. Nur durch die Ausweisung von Raum- 
ordnungsgebieten ist eine Risiko Vorsorge 
für überschwemmungsgefährdete Flächen 
möglich, fiir die keine Überschwemmungs- 
gebiete gemäß § 31b des Wasserhaushalts- 
gesetzes festgesetzt werden können. 

Bisher existierte allerdings noch kein bun- 
desweiter Üb erblick zum Einsatz von Raum- 
ordnungsgebieten des vorsorgenden Hoch- 


wasserschutzes in Regionalplänen. Die hier 
vorgelegte vergleichende Plananalyse zeigt 
erstmals, welche Planungsregionen in wel- 
chen Umfang von der Ausweisung von Vor- 
rang- und Vorbehaltsgebieten zum Hoch- 
wasserschutz Gebraudi gemacht haben. 

Zeichnerische Ausweisungen zum Hoch- 
wasserschutz finden sich vor allem in den 
Regionalplänen im Einzugsbereich von 
Rhein, Donau, Elbe, Main, Neckar und Ems. 
Trotz häufiger Flutkatastrophen wurde an 
der Oder bislang kein vorbeugender Hoch- 
wasserschutz durch die Regionalplanung 
umgesetzt. Entsprechende Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiets aus Weisungen fehlen in 
den Planungsregionen von Brandenburg 
und Mecklenbuig- Vorpommern. Auch die 
Ende der 1990er Jahre in Kraft getretenen 
Regionalpläne in Thüringen enthalten - mit 
Ausnahme von Südwestthüringen - keine 
zeichnerischen Festlegungen zum Hoch- 
wasserschutz. 

In den meisten Ländern, die Raumordnungs- 
gebiete aus weisen, erfolgt der vorbeugende 
Hochwasserschutz überwiegend durch die 
Festlegung von Vorranggebieten. Sie soRen 
bestehende Nutzungen vor einer baulichen 
Inanspruchnahme für Siedlungszwecke 
schützen, aber auch verhindern, dass sich 
auf diesen Standorten Nutzungen mit ho- 
hem Schadenspotenzial an siedeln, die kn 
Üb eiflut ungsfaRe negativ betroffen wären. 
Außerdem soRen Vorranggebiets aus Weisun- 
gen den Ausbau des Retentionsvermögens 
und die Ausweitung von Überflutungsbe- 
reichen - z. B. durch Rückverlegung von 
Deichen = unterstützen, um den Flüssen in 
Zukunft wieder mehr Raum zu geben. 

Grundsätzlich kann nicht von der Größe 
der Raumordnungsgebiete auf die Quahtät 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes ge- 
schlossen werden. Hierzu müsste als Maß - 
stab ein einheitliches Hochwasserereignis 
zu Grunde gelegt werden. Erst nachdem 
die überflutete Fläche bestimmt worden 
ist, kann durch Verschneidung mit den aus- 
gewiesenen Raumordnungsgebieten des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes eine 
Aussage abgeleitet werden, ob eine ausrei- 
chende Vorsoige durch die Regionalplanung 
getroffen wurde und aRe überfluteten Berei- 
che ausreichend durch FesÜegungen der Re- 
gionalplanung berücksichtigt werden oder 
ein Vollzugsdefizit besteht. 

Besonders umfangreich fäRt die Flächensi- 
chening in den relativ jungen Regionalplä- 
nen in Sachsen -Anhalt aus. Beispielweise 
werden rund 1 1 % der Regionsfläche in der 
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Region Alünaik als Vorranggeblet Hoch- 
wasserschutz ausgewiesen. Ebenfalls ei- 
nen hohen Flächen anteE eixeicht die nie- 
dersächsische Region Verden mit 14 % der 
Regionsfläche, ln Niedersachsen wird kn 
Durchschnitt aUer Regionen, die Raumord- 
nungsgebiete zum vorbeugenden Hochwas- 
serschutzausweisen, einAnteil von3,4 % der 
Regionsfläche erreicht. Einen ähnlich hohen 
Wert eireicht auch Nordihein- Westfalen. Im 
Mittel weisen die Regionen, in denen bereits 
Vorranggebiete zum Hochwasserschutzaus- 
gewiesen wurden, einen Anteil von 3,9 % der 
Regionsfläche auf. Deutlich niedriger liegen 
dieAnteEswerte in Baden-Württembeig und 
Bayern mit jeweils 1,8 % der Regionsfläche. 


ln Hessen beschränkt sich der vorbeugen- 
de Hoch Wasser Schulz der Regionalplanung 
auf die Ausweisung einzelner Hochwasser- 
rückhaltebecken. Diese gebietlichen Festle- 
gungen sind nicht dakir ausgelegt, umfang- 
reiche ÜberflutungsEächen zu sidiern und 
den möglichst unproblematischen Ablauf 
des Hochwassers ohne hohes Schadens - 
aufkommen in der Fläche zu ermöglichen. 
Entsprechend erreichen die Gebietsauswei- 
sungen der Regionalplanung in Hessen nur 
geringe An teEe an der Regionsfläche. 

Neben der Festlegung von Vorranggebieten 
werden von etwa der Hälfte der Planungsre- 
gionen zusätzlich eigänzend Vorbehaltsge- 
biete ausgewiesen. Vorbehaltsgebiete domi- 
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O* 

□ 

bis unter 0,5 

500 r 


□ 

Ziel/Grundsatz der RaLimofdnung 

O ^ 

□ 

0,5 bis unter 5,0 

250 


□ 

Grundsalz der Raymofdnung 

O 1 

□ 

5,0 bis unter 10,0 



□ 

Vorschlag 


n 

10,0 ibis unter 20,0 

1 V^]naog-/EjgnuogsgBbiet 

□ 

IMachirichtlidie Übemahme 


■ 

20,0 und mehr 

H Vdnaoggebiet 

□ 

Information 




1 1 VtortiehaltsgBbiet 

1 1 oitme ZuDidmng 

□ 

'kein Ranzeidien 


□ 

kein Pianzädien 




Datienbasis: ROPLAiMO des BBSR, negiDnate RaunnDidnungsipläne, Stand 31 .12.2D09 
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nieren in den Regionen Mittlerer Oberrhein^ 
Rheinpfalz imd Rheinhessen -Nahe. Auch 
in Sachsen nimmt die Regionalplanung in 
größerem Umfang Vorbehaltsausweisun- 
gen vor. Zusätzlich werden hier aber auch 
flachenhaite Ausweisungen in Regionalplä- 
nen dargesteRc die keinem Vorbehaltsgebiet 
entsprechen, aber trotzdem eine Bindungs- 
wirkung von Grundsätzen der Raumord- 
nung erreichen. 


Festlegungen zur Rohstoffsicherung 

Unter Rohstoff Sicherung werden alle Maß- 
nahmen verstanden, die Rohstoffvoikom- 
men langfristig einer wirtschaftlichen Ge- 
winnung und Verwertung zur Verfiigung 
steRen und entgegenstehende Ansprüche 
von Dritten ab wehren. 


[2) Slaatlidie G^logische Diens- 
te def Bundesrepublik Deutsdileind: 
Rofistoffsicherung iin tJer Bundesre- 
publik Deutsdiland - Zusterdsbeädht 
Sland: 31. Dezemlber 2008, trttp^/ 
WWW. i nf ug eo. d e/d o k u me nte/down - 
löad_po 0 l/ro hslolf sic heru ng_2OO0 . 
pdf, Zugriff am 12102010 


Obeiflächennahe Rohstoffe werden vor- 
rangig von der Bau Wirtschaft benötigt. Als 
Massenrohstoff sind Kies, Sand und Stei- 
ne transportintensive Güter. Aus Kosten- 
gründen können sie nicht über beliebige 
Entfernungen an den Ort des Verbrauchs 
transportiert werden. Einer regionalen 
Versorgung kommt deshalb eine zentrale 
Bedeutung zu. Rechtliche Grundlagen der 
Rohstoffsicherung sind in Deutschland das 
Raumordnungsgesetz des Bundes CROG), 
die Landesplanungsgesetze der Länder, das 
B und esb äuge setz CB B auG] , d as B un de sh erg- 
gesetz CBBergG) und das Lagerstättengesetz. 
Da die oberilächennahen Rohstoffe nur 
begrenzt vom Regelungsbereich des BBerG 
erfasst werden, kommt der vorsorgenden Si- 
cherung von Flächen für den Rohstoffabbau 
durch Festlegungen der Regionalplanung 
eine zentrale Bedeutung zu.^ Die Regional- 
planung wird deshalb als das wichtigste In- 
strument zur vorsorglichen Rohstoff Siche- 
rung angesehen. 

Das Verhältnis zwischen verbindlichen 
und unverbindlichen zeichnerischen Dar- 
stellungen in den Festlegungskarten der 
Regionalpläne unterscheidet sich in erster 
Linie zwischen den Ländern und weniger 
zwischen den Planungsregionen eines Lan- 
des. ln Schleswig- Holstein und Mecklen- 
burg-Vorpommern, Hessen, Niedersachen, 
Brandenburg, Sachsen -Anhalt, Thüringen 
und überwiegend in Bayern finden sich nur 
verbindliche Planzeichen zur Rohstoff Si- 
cherung. ln affen Regionen Hessens und in 
den meisten Regionen Bayerns weisen affe 
zeichnerischen Planelemente den Rechts- 
charakter von Zielen der Raumordnung auf 
Aufgrund der Interpretation von Vorb ehalts- 


gebieten als Ziel der Raumordnung werden 
in Bayern ausschließlich Ziele der Raum- 
ordnung zur Rohstoff Sicherung eingesetzt. 
Diese umfassen sowohl Vorrang- als auch 
Vorb eh altsgebiete . 

Im Saarland, Rheinland-Pfalz, Baden-Würt- 
tembeig, Sachsen und Nordrhein -Westfa- 
len treten auch ausgeprägt unverbindliche 
Planzeichen und nachrichtliche Übernah- 
men auf Planzeichen mit Informationsge- 
halt liegen zudem in Nordrhein-Westfalen 
vor. Zahlreiche Pläne legen in Erläuterungs- 
karten Reservegebiete für den oberirdischen 
Abbau nichtenergetischer Bodenschätze 
fest Bei diesen gebietsscharfen zeichneri- 
schen Darstellungen handelt es sich nicht 
um verbindliche Raumordnungsgebiete, 
sondern um eine zeichneiische Eiläuterung 
eines textlichen Ziels. Als Planzeichen wei- 
sen sie keine raumordnungsrechtliche Ver- 
bindlichkeit auf. 

ln fast allen Planungsregionen werden 
gebietsscharfe Vorrang- und/ oder Vorbe- 
haltsgebiete ausgewiesen. Eine Ausnahme 
bildet das Saarland. Hier erfolgt nur eine 
standortscharfe Festlegung mit Giundsalz- 
charakter. Nur in Nordrhein- Westfalen wird 
mit der Festlegung eines Vorranggebietes 
eine außergebietliche Ausschlusswiikung 
verknüpft. Raumbedeutsame Voihaben des 
Rohstoffabbaus sind hier außerhalb der dar- 
ges teilten Vorranggebiete ausgescblossen. 

Ausschlusswirkungen kennen allerdings 
auch andere Regionalpläne. Eine Auswei- 
sung von Ausschlussgebieten nehmen 
einzelne Regionen in Niedersachsen und 
Baden -Württembeig vor. So werden in den 
Regionen Leer und Hameln-Pyrmont ge- 
meindescharfe sowie in der Region Han- 
nover gebietsscharfe Ausschlussgebiete für 
raumb e de uts am e Roh stoffab b auvorh aben 
im Regionalplan definiert. Gebietsschar- 
fe Ausweisungen von Ausschlussgebieten 
erfolgen auch in den Regionalplänen der 
Regionen Bodensee -Oberschwaben und 
Ho chrhein - B o den se e. 

Eine besonders umfangreiche Flächensi- 
ch ening für Rohstoffe nehmen die Regio- 
nalpläne in Hessen vor. Jeweils rund 4 % 
der Fläche der Regionen werden kn Lan- 
desmittel als Voiranggebiet ausgewiesen, ln 
Nordrhein -Westfalen konzentriert sich die 
Roh stoffsicherung vor allem auf die Regie - 
ningsbeziike Köln und Düsseldorf. Ebenso 
wie die Ausweisungen kn Regier ungsbeziik 
Köln sind auch die umfangreichen Festle- 
gungen in der sächsischen Region Obeilau- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-205- 


Drucksache 17/8360 


sitz-Niederschlesieii vor allem auf die Mer 
verorteten Braunkohlentageb augebiete zu- 
riickzuMMen. 

Obwohl auch die bayeriscben Regionen 
Würzburg und Westmittelfranken über 4 % 
der Region Rir den Abbau von Bodenscbät- 
zen sicbern, besitzen die Festlegungen eine 
geringere Scbutzwirkung^ da überwiegend 
auf Vorbeb altsgebiete zuiückgegriffen wird. 
WirdaUerdings unter steRt^ das Vorbeb altsge- 
biete in Bayern die Bindungs Wirkung eines 
Ziels der Raumordnung reabsieren können, 
dann erreicht die Regionalplanung mit die- 
sen Ausweisungen ein höheres Gewicht fiir 
den Rohstoffbelang. Eine ähnliche Tendenz 
ist auch in Schleswig-Holstein zu erkennen. 
Auch hier dominieren Vörbehaltsgebiete. 


Um beantworten zu können, welche Roh- 
stoffarten durch Raumordnungsgebiets- 
ausweisungen der Regionalplanung für 
den langfristigen Rohstoffabbau gesichert 
werden, wurde eine Inhaltsanalyse der Re- 
gionalplantexte durchgeffiMt. In den FäUen, 
wo der Regionalplantext keine Ausfiihrun- 
gen zur Art der gesicherten Rohstoffe ent- 
hält, mussten Rohstoffkarten der geologi- 
schen Landesämter ausgewertet werden. 
Durch Verschneidung bzw. Überlagerung 
der Raumordnungsgebiete für Rohstoffsi- 
cherung mit den Verbreitungskarten der 
Rohstoffe konnte in der Regel verhältnismä- 
ßig sicher ermittelt werden, auf welche Roh- 
stofft/oikommen sich ein Raumordnungsge- 
biet bezieht Da Rohstoffvorkommen aber 
häufig in Schichten Übereinanderliegen, 


Planzeichen zur Rohstoffsicherung in Regional planen 


Rechtlicher Status 



löDkm 


Anzahl der Planzeichen 

O» 

O 1 

I I Infonmatiion 

I I kein Planzeidien 


Verbindlichkeit 

Ziel der Raymordnung 
I I Grundsatz der Raumordnu ng 
I I IMachrichüliGhe Übernahme 


Datienbasis: RORLAMO des BBSR, regionale RauinüDrdnungsipläne, Stand 31 .12.2009 


Verbindliche Flächenausweisungen 



Anteil verbindlicher Flächenauswei- 
sungen an der Regionsfläche in % 


□ 

bis unter 

0,5 

□ 

0,5 ibis unter 

1,0 

□ 

1 ,0 Ibis unter 

2,0 

□ 

2,0 bis unter 

3,0 

■ 

3,0 und mehr 


□ 

kein Planzeichen 


Gesamtgrölle der Raum- 
ordnungsgebiete in km^ 
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I VDrrang-/BgnuogsgBtMet 
H VAirranggebiat 
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Rohstoffsicherung in Regionaipiänen 


Fläche in kni^ 

300 
190 
90 


©BBSRBüm2011 


lOOkim 




Durch Raum ordnungsgebiete gesicherte Rohstoffe 
Energie roh Stoffe Steine und Erden 


Datenbasis: ROPLAMOdes BBSR, regior^e Raumordnung^gfie, Stand 31. 12.2009 
■Geometriache (Grundlage: BK(S/BBSR, PtanungsiegiDnen, 31.12.200B 
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□ 
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□ 

Naturstein 

■ 
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□ 
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■ 
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Suevit 
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vulkanische Festgesteine 



□ 

kein Planzeichen 
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konnte in Einzelfällen allerdings nicht ein- 
deutig die Rohstoffart bestimmt werden, die 
durch ein Raumordnungsgehiet vorrangig 
gesichelt werden soll 

Durch die Raumordnung werden in ers- 
ter Linie oberflächenahe Rohstoffe aus der 
Gruppe der Steine, Erden und Industriemi- 
nerale gesicheitt. Hierzu zählen Voikommen 
von Locker- oder Festgesteinen, die an der 
Erdoh eifläche oder unmittelhar unter nicht 
nutzbaren Gesteinen liegen und im Tagebau 
gewonnen werden können. Zudem treffen 
die Regionalpläne in einem geringeren Um- 
fang Festlegungen zu Eneigierohstoffen. 
Ausnahmsweise werden dabei auch tieflie- 
gende Rohstoffe von den Ausweisungen er- 
fasst. 

ln Einzelfällen werden durch ein Raum- 
ordnungsgebiet mehrere Rohstoffarten 
gleichzeitig gesichert. Der Flächenanteil 
der jeweiligen Rohstoffart kann leider nur 
grob abgeschätzt werden, da weitergehende 
Informationen nicht zur Verfügung stehen. 
Jede Rohstoffart wurde deshalb gleichbe- 
rechtigt behandelt und die Gesamtfläche 
eines Raumordnungsgebietes entsprechend 
proportional auf die gesicherten Rohstoffar- 
ten aufgeteilt. 

Sofern keine detaillierte Klassifikation der 
Steine und Erden vorgenommen werden 
konnte, weist die Karte der durch Regio- 
nalpläne gesicherten Rohstoffarten Sam- 
melkategorien aus. Festgesteine umfassen 
Fest- und Hartgesteine wie Granit, Gneis, 
Basalt, Quarzit, Grauwacke, Sandstein oder 
Kalkstein, ln gebrochener oder gemahlener 
Form genutzte Feststeine können als Na- 
tursteine bezeichnet werden. Hiervon zu 
unterscheiden sind die Naturweik steine, 
die ebenfaUs den Feststeinen zuzu ordnen 
sind, aber durch Bearbeitung in eine präzise 
dimensionierte und maßgerechte Form ge- 
bracht werden können. 

Steine und Erden gehören zu den oberflä- 
chennahen Rohstoffen, ln der Regel erfolgt 
der Abbau im Tagebau. AUerdings ist ein Ab- 
bau im Unteitageb etrieb nicht ausgeschlos- 
sen. 

Neben dem Abbau von Erden und Steinen 
sichert die Regionalplanung durch die Aus- 
weisung von Raumordnungsgebieten auch 
die Nutzung verschiedener Eneigierohstof 
fe. Flächenbedeutsam ist vor aUem die kn 
Tagebau gewonnene Braunkohle, ln den 
Ländern mit wirtschaftlich bedeutenden 
Braunkohlenlagerstätten hat sich mit der 


Braunkohlenplanung eine spezieUe Form 
der Raumordnung aus differenziert. 

Spezielle Braunkohlenpläne werden lan- 
desweit oder regionsbezogen aufgesteQt. 
Sie enthalten textliche Ziele und Grundsät- 
ze der Raumordnung und auch zeichneri- 
sche Karten mit gebietlichen Festlegungen. 
Leider konnten diese spezieUen Braunkoh- 
lenpläne mit ihren umfangreichen Dajrstel- 
lungen im Rahmen dieses Regionalplan Ver- 
gleichs nicht ausgewertet werden. Da die 
Festlegungen der Braunkohlenpläne aber 
in die traditioneUen Regionalpläne über- 
nommen werden, konnten sie indirekt flir 
die quantkative Auswertung beiücksich- 
tigt werden. Eine Ausnahme ist die Region 
Ob erfand- Spree, wo bisher kein fachlicher 
Teilregionalplan mit DaxsteUungen zur Roh- 
stoffsicherung existiert, aber Festlegungen 
aus Braunkohlen- bzw. Sanierungsrahmen - 
plänen vorliegen. 

Große Braunkohlenabbaugebiete sind in 
Nordrhein -Westfalen, Sachsen, Sachsen - 
Anhalt und Brandenbuig zu finden. Eine 
Sicherung der Braunkohlen voikommen 
in Brandenburg erfolgt durch Braunkoh- 
len- und Sanierungspläne, deren Träger die 
Gern eins ame Lan desplan ungsab teflung 

Berlin- Brandenbuig ist. ln Nordrfi ein -West- 
falen werden Braunkohlenpläne vom Braun- 
kohlenausschuss, einem Sonderausschuss 
des Regionalrats des Regierungsbezirks 
Köln aufgesteUt. Neb en den Teilabschnitten 
der Planungsregion Köln werden auch Teile 
der Planungsregion Düsseldorf überplant, 
ln Sachsen wird die Träger schaft flir Braun- 
kohlenpläne von den Regionalen Planungs- 
verbänden, die flir die aUgemeine Regional- 
planung zuständig sind, wahrgenommen. 
Ähnlich ist die Situation in Sachsen -Anhalt. 

Kleinere Sicherungsflächen flir Braunkohle - 
abbau weisen zudem der Regionalplan des 
Großraums Braunschweigin Nie der Sachsen, 
die Planungsregionen Nord- und Südhessen 
sowie die bayerische Region Oberfranken- 
Ostaus. 

Als weiterer oberflächennaher Energieroh- 
stoff wird in Deutschland in vier Regionen 
Ölschiefer gesichert. Mit rund 26 km^ führt 
die Region Braun schweig die umfangreichs- 
te Flächensicherung durch. 

Neben den Sedimenten Kies und Sand sowie 
Ton und Tongestein nimmt der Energieroh- 
stoff Torf eine zentrale Position in der Roh- 
stoffsicherung des Landes Niedersachsen 
ein. Als einzige weitere westdeutsche Regi- 
on legt die Region Bo den see -Oberschwaben 
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ebenfalls Raumordnimgsgebiete zur Siche- 
rung des Torfabbaus fest, ln den neuen Län- 
dern weist jeweüs mindestens eine Region 
jedes Bundeslandes entsprechende Raum- 
ordnungsgebiete aus. 

Nur in einem geringen Umfange treffen die 
Regionalpläne auch Festlegungen hinsicht- 
lich tiefliegender Rohstoffe, ln Niedersach- 
sen legen fünf Regionen übertägige Anlagen 
zu Gewinnung tiefliegender Rohstoffe mit 
Bezug zu Eneigierohstoffen fest. Durch die 
Festlegung werden Anlagen zur Förderung, 
Aufbereitung und Lagerung tiefliegender 
Rohstoffe gesichert. Im Gegensatz zu den 
oberflächennahen Rohstoffen findet keine 
Sicherung der Lagerstätten selbst statt. Ziel 
der Festlegung in der Region Wittmund ist 
die raumordnerische Sicherung eines Erd- 
ölfeldes. ln Nienburg-Weser, Leer, Soltau- 
Fallingbostel und Rotenbuig (Wümme) 
werden Ergasaufbereitungsanlagen sowie 
ErdgasbohrsteRen gesichelt. Die in den Re- 
gionen Soltau -Fallingbostel und Rotenburg 
(Wümme) punktförmig festgelegten Vor- 
rangstandorte (36 bzw. 3 Standorte) werden 
hier nicht in der Karte regionalplanerisch 
gesichelter Rohstoffajten dargesteUt. 

Festlegungen zur Infrastruktur 

Die Infrastniktur gehört gemäß § 8 Abs. 5 
Nr. 3 ROG neben der Raum-, Siedlungs- und 
Freiraumstmktur zum Pflichtbestandteil 
von Festlegungen in Regionalplänen. Of- 
fensichtlich erwartet der Gesetzgeber von 
der Regionalplanung, dass diese sowohl zur 
technischen wie zur sozialen Infrastruktur 
textliche und zeichnerische Festlegungen 
in ihren Plänen aus weist Mit ihren Festle- 
gungen darf die Regionalplanung aUerdings 
nicht eine Fachplanung ersetzen. „Sie darf 
(ohne spezieUe gesetzliche Ermächtigung) 
nicht an die SteRe der Fachplanung treten 
und deren Aufgaben übernehmen. Den 
Fachplanungsuägern muss zur ErfüRung 
der ihnen eingeräumten Planungsbefug- 
nis ein ausreichender Planungsspielraum 
verbleiben". 3 

Die vergleichende Plananalyse konzent- 
riert sich ausschheßhch auf Planzeichen 
für die Infrastrukturbereiche Entsoigung, 
Energieversorgung, Kommunikation, Was- 
serwirtschaft und soziale Infrastruktur. 
Zeichnerische DarsteRungen zur Verkehrs- 
infrastruktur wurden nicht b erücksichtigt. 

Mit Ausnahme der Regionen Rheinhessen - 
Nahe, Westpfalz, Augsburg, ARgäu und aRen 
Planungsregionen in Brandenburg finden 


sich entsprechende zeichneiische Auswei- 
sungen in aRen sonstigen verbindfichen Re- 
gionalplänen. Auffällig ist, dass zahlreiche 
Regionen ausschließlich auf eine nachricht- 
liche Übernahme zuiückgreifen und voR- 
ständig auf eigene raumordnungsrechtRch 
verbindliche Festlegungen verzichten. Dies 
ist insbesondere in Bayern und Scbleswig- 
Holstein der FaR und eingeschränkt auch in 
Mecklenburg-Vorpommern, wo in geringem 
Umfang auch Festlegungen mit Grundsatz- 
charakter vorhegen. 

Sehr uneinheitlich ist die Situation in Rhein- 
land-Pfalz; hier finden sich Planungsre- 
gionen ohne zeichnerische Aussagen zur 
Infrastruktur oder nur mit Inform ations- 
angeboten. Verbindfiche Festlegungen zur 
Infrastruktur besitzt in Rheinland -Pfalz nur 
noch die Region Trier. 

ln Nordrhein-Westfalen, Hessen und Sach- 
sen-Anhalt Regen ausschReßRch Ziele der 
Raumordnung kn Infrastrukturbereich vor. 
ln Niedersachsen überwiegen zwar klar Zie- 
le der Raumordnung, es wird aber auch um- 


Planzeichen zur Infrastruktur 
in Regional planen - ohne Verkehr 



Verbindlichkeit 

^ Ziä der Raümardnurig 
I I Grundsatz der Raumordnung 
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Planzeichen zur Infrastruktur - ohne Verkehr 
Energieversorgung Kommunikation 


□ 

□ 

□ 
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Kraftwerk 
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Primärenergie 
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Datenbasis: ROPLAMOdes BBSR, ragiorde Raumordnungsplätie, Stand 31.12.2009 
Oeometrisctie Omndlage: BKO/BBSR, PbnungsiegiDnen, 31.12.200B 
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fangreich von der zeichnerischen Auswei- 
sung von Grundsätzen Gebrauch gemacht 

Die einzelnen Themenhereiche der Infra- 
struktur sind in den einzelnen Ländern in 
der Regionalplanung sehr unterschiedlich 
vertreten. Durchschnittlich zehn Themen 
werden in Niedersachsen in jedem Plan 
durch Planzeichen ab gedeckt. Mit zwölf 
Themen weisen die Regionen Nienburg/ 
Weser, Stade und Verden bundesweit das 
größte Themen spektnim auf. 

Bundesweit besitzen Planzeichen zum The- 
ma AbfaUwirtschaft die größte Verbreitung. 
Über 75 % der Planungsregionen weisen 
entsprechende Planzeichen auf. In über 
zwei Drittel der Planungsregionen befinden 
sich zudem Planzeichen zur Abwasserwirt- 
schaft, zu Hochspannungsleitungen, Rohr- 
leitungen (ohne) Wasser und Umspann- 
werken. Wasserwirtschail sowie Kultur und 
Sport werden in jeweEs rund einem Drittel 
der Planungsregionen abgedeckt. 

Ein erstaunliches Ergebnis der vergleichen- 
den Plananalyse ist, dass nur extrem wenige 
Regionalpläne Planzeichen zur sozialen In- 
frastruktur enthalten. Obwohl gerade diese 
Infrastrukturen bei der Anpassung des Da- 
seinsvorsorgeangebotes an die demogra- 
phisch bedingte gewandelte Nachfrage kn 
Vordergrund stehen, nimmt die Regional- 
planung mit ihren Plänen faktisch keine Ko- 
ordinationsfunktionen des Anpassungspro- 
zesses wahr. 

Festlegungen zur Gewerbeentwicklung 

Planzeichen zum Gewerbe besitzen eine 
bundesweite Verbreitung. Allerdings wei- 
sen nur rund drei Viertel afier Regionen ver- 
bindliche Festlegungen auf. Während afie 
Planungsregionen in Baden -Württemberg 
(mit Ausnahme der grenzüberschreitenden 
Region Don au- Iller), Hessen, Nordrhein - 
Westfalen, Sachsen und Sachsen -Anhalt 
entsprechende Ausweisungen nutzen und 
auch in Niedersachsen, Rheinland- Pfalz 
und Schleswig- Holstein zahlreiche Regio- 
nen eine Bindungswiikung vorsehen, grei- 
fen in Bayern, Mecklenburg-Vorpommern 
und Thüringen nur einzelne Regionen auf 
diese Instrumente zuiück. 

Die verbindlichen Festlegungen zum Ge- 
werbe können in Abhängigkeit ihres Raum- 
bezugs in drei Typen eingeteüt werden. In 
der Regel auf das gesamte Gemeindegebiet 
bezieht sich die Festlegung einer Gewerbe - 
fiinktion. Mit der Funktionszuweisung ist 
zumeist die Aufhebung der Beschränkung 


auf eine gewerbliche Eigenentwicklung ver- 
bunden. Den betroffenen Gemeinden wird 
von der Regionalplanung eine besondere 
Eignung für eine Gewerbeflächenentwick- 
lung zu erkannt, die über den lokalen Eigen- 
bedarf der örtlichen Wirtschaft hinausgeht 
und auch Flächenangebote für die Ansied- 
lung von Gewerbe- und Industriebetrieben 
mit umfasst. 

Die Gewerbefiinktion wird sowohl textlich 
als auch vielfach eigänzend zeichnerisch 
festgelegt. Bis auf Nordrhein -Westfalen, 
Sachsen -Anhalt und Thüringen werden in 
jedem Bundesland in mindestens einer Re- 
gion gewerbliche Funktionen auf Gemein- 
deebene festgelegt Vor dem Hintergrund 
landesplanerischer Ausweisungen führen 
all e Regionen in Rheinlan d -Pfalz, Schle swig- 
Holstein und Sachsen eine entsprechende 
Funktionszuweisung durch. Auch in Nieder- 
sachsen kommt das Instrument in großem 
Umfang zum Einsatz. Bedingt durch die ge- 
ringe Größe der Planungsregionen besitzt 
hier teEweise über die Hälfte aUer Gemein- 
den eine entsprechende Schweipunktfiink- 
üon in der Gewerbeentwicklung. Lediglich 



Planzeichen zum Gewerbe in Regional planen 
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Festlegungen zum Gewerbe in Regional planen 


Gemeindefunktion und standortscharfe Festlegungen 


Verbindliche Flächenauswetsungen 
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Datenbasts: ROPLAlMO des regiorrale Raumcidnungspläne, Stand 31 12.2009 GeDtnetrische Gmndage: BKG/BBSR, Ranungs^egiDnen, 31 .12.2000 


der Großraum Brauns chweig verzichtet auf 
entsprechende Festlegungen. 

In Baden 'Württemberg, Hessen, M e eklen - 
burg'Vorpommern und Bayern greifen nur 
wenige Regionen auf eine Konzentration 
der Gewerbeflächenentwicklung mittels ge- 
mein de scharfer gewerbeorientierter Funk- 
tion sau sw eis ungen zurück. 

Standort- und flächen scharfe Festlegungen 
verfolgen in der Regel zwei Ziele. Zum einen 
werden Bereiche von der Regionalplanung 
identifiziert, auf denen eine Gewerbeflä- 
chenentwicklung als raum verträglich ein- 
geschätzt wird. Dementsprechend soR die 
gewerbliche Entwicklung auf diese Bereiche 
ausgerichtet werden. Insbesondere gebiets- 
scharfe Raumordnungsgebiete dienen zu- 


dem einer Sicherung der Flächen vor einer 
Inanspruchnahme durch konkurrierende 
Nutzungen. Dab ei ist der Schutz durch Vor- 
ranggebiete deutlich höher als durch Vorbe- 
haltsgebiete. Der Umfang der ausgewiese- 
nen Raumordnungsgebiete spiegelt den von 
der Regionalplanung vorrangig verfolgten 
Steuerungsansatz wider. Eine umfassen- 
de Standortsteuerung setzt umfangreiche 
Standort- oder Hächenausweisungen vor- 
aus. Ein solcher Ansatz wird in Deutschland 
nur in Nordrhein-Westfalen und Hessen 
genutzt. Bis zu 7 % der Regionsflächen wer- 
den in diesen Ländern als Industrie- und 
Gewerbebereiche mit dem Charakter von 
Vorranggebieten ausgewiesen. Auf Grund- 
lage aktueRer Vorgaben der Landesplanung 
erfolgt die Festlegung in den vor kurzem in 
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Kraft getretenen Plänen in den Teilregionen 
Siegen und Paderborn als Vorranggebiet 
mit der Wirkung von Eignungsgebieten. Die 
dadurch bewiikte Konzentration der Bau- 
landan Weisung auf Vorranggebiete trägt 
zur Mengensteuerung des Siedlungs- und 
Veikehrsflächen Wachstums bei. Eine Men- 
gensteuerung mittels gern ein des charfer 
Flächenkontingente ist bundesweit nur in 
Südhessen zu finden. Die meisten Regionen 
beschränken sich auf die Festlegungen von 
Gemeindefunktionen und die Sicherung 
einzelner regionalbedeutsamer Standorte 
bzw. Flächen für die Gewerbeentwicklung. 
Der Anteil der Flächen aus Weisungen ist in 
diesen Fällen gering. Überwiegend werden 
weniger als 1 % der Regionsfläche gesichelt. 
Ein umfassender Steuerungsanspruch be- 
steht hier nicht. 

R aum o rdn u ngspol iüs che S chlu s sf olg e ru n - 
gen 

Aus den Ergebnissen der vergleichenden 
Regionalplananalysen lassen sich folgende 
Schlussfolgerungen für die Weiterentwick- 
lung der Raumordnungspraxis auf Ebene 
der Teilräume ziehen: 

ln fast aUen Ländern werden von der Regi- 
onalplanung afie Pflichtbereiche abgedeckt, 
so dass dort fiir aUe Planungsregionen Fest- 
legungen zur Raum-, Siedlungs-, Freiraum- 
und Infrastruktur vorliegen. Werden von der 
Regionalplanung nur Teilregionalpläne zu 
ausgewählten Inhalten aufgesteRt, fehlen 
für einzelne Pflichtbereiche entsprechende 
Festlegungen. Die Regionalplanung limitiert 
damit nicht nur ihren Steueningseinfluss, 
sie büßt langfristig auch ihren Charakter als 
integrierte Gesamtplanung ein. 

ln vielen Ländern verzichtet die Regional- 
planung weitgehend auf eigenständige ver- 
bindliche zeichnerische Festlegungen zur 
Infrastruktur, ln diesen Fällen beschränkt 
sie sich fast ausschließlich auf die Wideiga- 
be nachrichtlicher, fachplanerischer Über- 
nahmen. Da von diesen zeichnerischen 
Darstellungen allerdings keine raumord- 
nungsrechtlichen Bin dungs Wirkungen aus- 
gehen, verzichtet die Regionalplanung in 
großen Teilen des Bundesgebiets auf einen 
r aum or dn ungsr echtüchen Ko ordin aüon s- 
an Spruch von Infrastrukturvorhaben. 

Grundsätzlich hat der Bundesgesetzgeber 
ab er ein Interesse daran, dass all jene raum- 
bedeutsamen Aussagen von Fachplanungen 
in Raumordnungspläne integriert werden, 
die zu einer Koordination von Raumnutzun- 


gen erforderlich erscheinen (vgL § 8 Abs. 6 
ROG). Die Integrationspflicht fachplane- 
rischer Aussagen ist nach Auffassung des 
Gesetzgebers einzulösen, indem all |ene 
Aussagen von Fachplanungen in Raumord- 
nungspläne überführt werden, die 

• sich zur Aufnahme in Raumordn ungs- 
pläne eignen (raumbedeutsame Maß- 
nahmen und Planungen), 

• als Ziel oder Grundsatz der Raumord- 
nung festgelegt werden können und 

• deren Übernahme in Raumordn ungs- 
pläne nach Abwägungsgrundsätzen er- 
folgen kann. 

Die Intensivierung der Integration fachpla- 
nerischer Belange erscheint ratsam, soU die 
raumordnerische Abstimmung der Fachpla- 
nungen durch eigenständige Festlegungen 
der Raumordnung verbessert werden. 

Werden urspiünglich als integrierte Ge- 
samtpläne aufgestellte Regionalpläne nur 
noch kapitelweise fortgeschrieben, führt 
dies in der Summe zu einer Vielzahl von 
Teilfortschreibungen. Neben den aktuellen, 
in Kraft befindlichen Teilfortschreibungen 
sind zusätzlich noch jene Kapitel des ur- 
spiünglichen integiierten Gesamtplans 
rechtswiiksam, die zwischenzeitlich nicht 
fortgeschrieben wurden und häufig noch 
aus den 1980er Jahren stammen. Wül sich 
ein Adressat über die aktueRin Kraft befind - 
Rehen Festlegungen der Regionalplanung 
fiir eine Planungsregion informieren, müs- 
sen prinzipieR alle gültigen Plandokumente, 
die häufig sehr zahlreich sind, durchgese- 
hen werden. Selbst wenn die Region alplan - 
dokumente und ihre Fortschreibungen auf 
der Homepage der Planungsregion digital 
angeb oten werden, ist für den Leser eine 
Orientierung nur mit erhebhehem Aufivand 
mögfich. 

Von Vorteil erweist es sich, wenn nicht nur 
die texüichen Festlegungen, sondern auch 
die Änderungen in den Plankarten regelmä- 
ßig in neuen Dokumenten zusammenge- 
fiihrt werden. Erfolgt keine Integration der 
Teüfortschreibungen zu einem umfassen- 
den Dokument, besteht die Gefahr, dass von 
den Adressaten mögRcherweise veraltete 
Festlegungen betrachtet oder gültige Festle- 
gungen übersehen werden. 

Ein gravierendes Problem vieler Regional- 
pläne ist ihre schwierige Interpretierbar- 
keit. Dies gilt sowohl für die textlichen wie 
fiir die zeichnerischen DarsteRungen. Wäh- 
rend sich bei den textlichen Festlegungen 
allerdings die voigeschriebene Kennzeich- 
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nimg der raumordnimgsrechtlicheii Ver- 
bindUchkeit weitgehend diirchgesetzt hat, 
verzichten viele Festlegimgskaiten in Regi- 
onalplänen immer noch auf eine explizite 
Kennzeichnung als Ziel, Grundsatz, nach- 
richtliche Übernahme oder ein Planzeichen 
mit reiner Information slimktion. Dies hat 
zur Folge, dass Leser vielfach nicht eindeutig 
den Rechtscharakter einer zeichnerischen 
Darstellung erfassen können. Im Sinne der 
Plangeber müsste aUerdings eine möglichst 
große Verständhchkeit aUer Inhalte eines 
Regionalplans sein. 

Insofern wird angeregt, standardmäßig 
für jedes Planzeichenelement in der Fest- 
legungskartenlegende zu ergänzen, ob es 
sich um einen Gmndsatz oder ein Ziel der 
Raumordnung handelt oder ob der FaU ei- 
ner nachrichthchen Übernahme vorliegt 
und das Planzeichen rein informative Zwe- 
cke verfolgt. 

In den Ländern, in denen eine Planzeichen - 
Verordnung in Kraft ist, weisen die Regional- 
pläne eine höhere Homogenität der zeich- 
nerischen Festlegungen auf als in Ländern, 
ohne landesweite Regelung der zeichne- 
rischen Inhalte ihrer Regionalpläne. Dies 
erleichtert nicht nur for viele Adressaten 
der Raumordnung die Lesbaikeit der Pläne, 
auch Investoren, die z. B. auf der Suche nach 
geeigneten Standorten for Windkraftanla- 
gen, den Rohstoffabbau oder die Entwick- 
lung von Baugebieten sind, können sich 
leichter orientieren. 

Dies spricht ffir die Einführung verbindli- 
cher Planzeichenverordnungen. Um aRer- 
dings eine themengerechte Weiterentwick- 
lung der lande srechtüchen Vorgaben zu 
gewährleisten, soUten Planzeichenkataloge 
möglichst offen ffir Eigänzungen sein. 
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4 Raumwirksame Mittel 


Nach § 3 ROG sind raumbedeutsame Pla- 
nungen und Maßnahmen „Planungen ein- 
schließlich der Raumordnungspläne, Vor- 
haben und sonstige Maßnahmen, durch 
die Raum in Anspruch genommen oder die 
räumliche Entwicklung oder Funktion eines 
Gebietes beeinflusst wird, einschließlich 
des Einsatzes der hierfür vorgesehenen öf- 
fentlichen Finanzmitter'. Werden raumbe- 
deutsame Planungen realisiert, so werden 
aus diesen raum wirksame Maßnahmen. 
Raumwiiksam heißt dann, dass durch die 
Maßnahmen räumliche Aktivitätsmuster 
in Wiitschaft und Gesellschaft und damit 
Flächennutzungen und Landschaftsbilder 
verändert oder die Wettbewerbssituation 
bzw. räumliche Bedeutung einer Stadt oder 
Region im nationalen Wirtschafts- und Sied- 
lungsgefüge b eeinflusst werden. 

Da das Thema der raum wirksamen Mit- 
tel mittelfristig in einem eigenen Bericht 
des BBSR behandelt wird, verzichtet der 
Raumordnungsbericht 2011, weitgehend 
auf eine inhaltlich und kleinräumig diffe- 
renzierte Darstellung. Stattd essen wird das 
Engagement des Bundes mit seinen raum- 
wiiksamen Mitteln in einer mittelfristigen 
Perspektive fiir den Zeitraum 2004-2010 
erläutert. Außerdem werden die regiona- 
len Einnahmen- und Ausgabenströme der 
Sozialversicherung kn Zusammenspiel mit 
den raum wirksamen Mitteln betrachtet. Die 
regionalen Transfers im Rahmen der Sozi- 
alversicherung haben eine Größenordnung 
erreicht, die die des Finanzausgleichs üb er- 
steigt und einen wichtigen Beitrag zur „Her- 
stellung gleichwertiger Lebens Verhältnisse" 
leistet. 

Vor dem Hintergrund der neuen EU -För- 
derperiode bis 2013 wird zudem das eu- 
ropäische Engagement in Form der Struk- 
tur- und Agrarpolitik beschrieben, da 
diesen aufgrund ihres Mittelvolumens und 
ihrer in Strumentellen Ausrichtung eine gro- 
ße raum entwicklungspolitische Bedeutung 
zukommt, ln diese Betrachtung wird auch 
die Forschungs- und Technologiepolitik 
einbezogen. Im Zuge der Umsetzung der 
europäischen Transparenzrichtlinie können 
erstmals ausgewählte Ergebnisse zum eu- 
ropäischen Mitteleinsatz in regional disag- 
gregierter Form unterhalb der Länderebene 
dargestellt werden. 


Begriffe: Ra um wirksamkeil und Vertei- 
lungswirkungen 

Im Mittelpunkt der Darstellung stehen 
die direkten monetären Zahlungsströme 
an die „Erstempfänger". Diese verdeutli- 
chen, in welchem Umfang die einzelnen 
Regionen an den ver schie denen Politik - 
bereichen partizipiert haben. Bei der In- 
terpretation gilt es Folgendes zu beach- 
ten: 

• Soweit die Förderung antragsgesteu- 
ert erfolgt, müssen zunächst Antrag- 
steller innerhalb des Raums gewon- 
nen werden, damit Fördermittel in 
die Region fließen können. 

• Eine unterdurchschnittliche Inan- 
spruchnahme kann neben einem 
geringen Besatz an potenziellen An- 
tragstellern auf einem geringen En- 
gagement oder auf Informationsde- 
fiziten seitens der Akteure gründen. 
Es kann aber auch ein geringerer 
Handlungsb edarf b estehen oder eine 
Anheb ung mit geringerem Mittelein- 
satz möglich sein. 

• Von einer unterdurchschnittlichen 
Förderung pro Einwohner kann nicht 
auf einen unterdurchschnittlichen 
Wkkungsgrad geschlossen werden. 

• Aufgrund der räumlich -fiinktionalen 
Arbeitsteilung wird die formale Be- 
günstigung einer Region in der Regel 
auch in anderen Räumen „effektiv 
wiiksam, etwa üb er induzierte Käufe 
un d Vorl eistungs veifl e chtungen. 

• Bei großräumigen Infrastrukturin- 
vestitionen erschweren Probleme 
der regionalen Zurechenbarkeit eine 
sachadäquate Interpretation der Er- 
gebnisse. Dies plt speziell für Ver- 
kehrsinvestitionen, da diese Teil von 
Netzstrukturen sind und die regiona- 
len Wirkungen räumlich auseinan- 
derfallen können. 

• Die regionale Mittel verteil ung einer 
Fachpolitik ist zunächst fachpoli- 
tisch zu bewerten. Dies gilt insbe- 
sondere für jene Fachpolitiken, die 
keine ausgleichs-, sondern entwick- 
lungspolitische Ziele aufiveisen, wie 
z.B. die Forschungs- und Entwick- 
lungspolitik. Ähnliche Überlegungen 
gelten fiir Programme, die nur in be- 
stimmten Räumen zur Anwendung 
kommen können. 
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4.1 Öffentliche Finanzströme und Raumentwicklung 


Mit ihren verschiedenen Fachpolitiken und 
damit veibimdenen Finanzströmen üben 
Bund und Länder einen starken Einfluss auf 
wirtschaMiche Strukturen und den Bestand 
an öffentlicher Infrastruktur und somit auf 
die Raumentwicklung aus. Eine Regionali- 
sierung raum wirksamer Bundesmittel kann 
deshalb nicht losgelöst von den zentralen 
Herausforderungen der Politik erfolgen, 
wozu neben der Bewältigung des Klimawan- 
dels und den Folgen der Wirtschafts- und 
Finanzkrise weiterhin die Überwindung 
der großräumigen Unterschiede in der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit zählen. 

Inzwischen wurden zwar deutliche Fort- 
schritte in der Angleichung der Lebens- 
verhältnisse in Ostdeutschland erreicht 
Gleichwohl ist die Lage auf den ostdeut- 
schen Arbeitsmärkten, bedingt durch das 
begrenzte Arbeitsplatzwachstum und das 
im Vergleich zu Westdeutschland höhere 
Arbeitskräfteangebot, noch nicht befriedi- 
gend. Zugleich droht die demographische 
Entwicklung die langfristigen Entwicklungs- 
perspektiven der ostdeutschen Regionen 
immer stärker zu beeinträchtigen. Die Aus- 
wirkungen der demographischen Entwick- 
lung werden zeitverzögert auch in den west- 
deutschen Regionen immer stärker spürbar, 
wob ei einzelne Regionen o der Städte bereits 
heute in starkem Maße mit den negativen 
Folgen konfrontiert sind. 

Ein zentraler Indikator für die wirtschaft- 
liche Leistungskraft von Regionen ist das 
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner. 1996 
lagen die ostdeutschen Regionen insgesamt 
bei etwa 68 % des westdeutschen Niveaus. 
Die erheblichen finanzieRen Anstrengun- 
gen, die seit Inkrafttreten des Solidarpaktes 1 
im Jahre 1995 unternommen wurden, konn- 
ten die Entwicklung der neuen Länder stabi- 
lisieren und zumindest eine weitere Anglei- 
chung in der wirtschaftlichen Leistungskraft 
induzieren. Diese Angleichung wurde im 
Krisen jahr 2009 durch die geringere Betrof- 
fenheit der ostdeutschen Regionen von der 
Finanz- und Wirtschaftskrise in der Tendenz 
verstärkt, wob ei dieser Effekt temporär war. 

ln Betrachtungszeitraum haben sich einige 
grundlegende Änderungen in der Gestaltung 
zentraler Rahmenbedingungen ergeben: So 
markiert das Jahr 2005 den Start des Solidar- 
paktes 11 und die Neuregelung des Länderfi- 
nanzausgleichs. Zum 1. September 2006 ist 
die erste Stufe der Föderalismusreform mit 


Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
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den Änderungen zum Gemeindeverkehrs- 
fin anzier ungsgesetz (GVFGJ und zur Sozia- 
len Wohnraumförderung in Kraft getreten, 
wonach die finanzpolitische Verantwortung 
fiir diese Bereiche in die Zuständigkeit der 
Länder fällt. Zum Ausgleich leistet der Bund 
Kompensationszahlungen bis 2019, die bis 
2013 zweckgebunden sind. 

Außerdem wurden zur Bewältigung der Fi- 
nanz- und Wirtschaftskrise seitens der Bun- 
desregiening verschiedene Maßnahmen 
ergriffen, von denen ebenfalls räumliche 
Wiikungen ausgehen. Bereits Anfang No- 
vember 2008 wurde das Kon|unkturpaket 1 
verabschiedet. Das Maßnahmenpaket för- 
derte Investitionen und Aufträge von Unter- 


Begriff: Solid arpakt 11 
Mit dem Solid arpakt 11, der bis Ende 2019 
läuft, wurden Weichen für den weite- 
ren Aufbau der neuen Länder gestellt: 
Sie erhalten im Zeitraum 2005 bis 2019 
Leistungen in Höhe von 156,5 Mrd. Euro, 
die von 2008 an J ährlich ab ge schm olzen 
werden. Im Rahmen des Korbs 1 steUt der 
Bund insgesamt mehr als 100 Mrd. Euro 
als Bundesergänzungszuweisungen zur 
Verfügung. Für den Korb 11 verpflichtete 
er sich zur BereitsteRung zusätzlicher 51 
Mrd. Euro, was derzeit Jährhch 10 Mrd. 
Euro bedeutet Diese Mittel sind nicht 
TeR des Finanzausgleichsgesetzes, son- 
dern Haushaltsmittel und damit jeweils 
abhängig von den Jahres entscheidungen 
des Bundes. 
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Beispiel: Räumliche Wirkungen der 
Konjunkturprogramme I und II 

Die räumlichen Wirkungen der kn Rah- 
men der Konjunkturprogramme ergrif- 
fenen Maßnahmen sind aufgrund ihres 
Mittelansatzes und ihrer spezifischen 
Ausgestaltung hinsichtlich ihrer räumli- 
chen Wirkungen unterschiedlich einzu- 
schätzen. Auch liegen bisher noch keine 
umfassenden empMschen Informatio- 
nen im Sinne einer ErfoIgskontroEe vor. 
Die Verlängening des Kurzarheitergeldes 
und die Gewährung der Ahwrackprä- 
mie in Höhe von 5 Mrd. Euro haben in 
erster Linie die besonders stark von der 
Wirtschaftskrise betroffenen Regionen 
bevorzugt. Dazu zählen vor allem die 
Standoite der AutomobilhersteQer sowie 
der expoitorientiejtten Investitionsgüter- 
industrie. Der im Rahmen des Konjunk- 
turpaketes I eihöhte Mittelansatz für die 
Gern ein schaftsaufgab e „Verbesserung 
der re^onalen Wirts chaitstruktur'' ki 
Höhe von 100 Mio. Euro begünstigte tfie 
strukturschwachen Regionen^ und zwar 
aufgrund des räumlichen Zuschnitts des 
nationalen Fördergebietes vor aUem die 
ostdeutschen Regionen. Da viele ländli- 
che Räume zum Fördeigebiet gehören, 
hat der erhöhte Mittelansatz tendenziell 
einen au sgleichen den Effekt auf die regi- 
onalen Disparitäten. Zudem sind positive 
Effekte fiir die ländlichen Räume infolge 
des forcierten Ausbaus des Breitband- 
netzes [50 Mio. Euro] zu erwarten, die 
u.a. in einer erhöhten Standortgunst für 
moderne Dienstleistungen münden. Die 
räumlichen Wirkungen des kommunalen 
Investitionsprogramms in Höhe von 10 
Mrd. Euro sind hingegen deutlich schwe- 
rer einzu schätzen. Aufgrund des Fehlens 
vergab efertiger „Sch ubl adenpro|ekte " , 
erfolgte die Umsetzung mit einer gewis- 
sen zeitlichen Verzögerung. Au ch variiert 
der Verteilungsmodus auf die Kommu- 
nen von Land zu Land.^ 

nehmen, privaten Haushalten und Kommu- 
nen in einer Größenordnung von rund 31 
Mrd. Euro in den Jahren 2009 und 2010. 

Am 27. Januar 2009 hat die Bundesregierung 
mit dem „Pakt für Beschäftigung und Stabili- 
tät'' das zweite Konjunkturpaket verabschie- 
det, das fiinf verschiedene Maßnahmen mit 
einem Umfang von 50 Mrd. Euro vorsah und 
wichtige Impulse zur Stärkung der Binnen - 
konjunktur setzte: 


• Stärkung der Bürger, Entlastung der 
Privathaushalte und des Mittelstandes 

• Beschäftigungssicherung und Qualifi- 
zierungsoffensive 

• Nachhaltige Finanzpolitik für tfie künf- 
tigen Generationen 

• Kommunales Investitionsprogramm, 
Zukunftsinvestitionen der öffentlichen 
Hand 

• Kredit- un d B ürgs ch aftspr ogramm ; För- 
derung von Investitionen und Innovati- 
onen in der Wirtschaft. 

Unter raumentwicklungspolitischen As- 
pekten ist insbesondere das Programm 
„Zukunftsinvestitionen der Öffentlichen 
Hand" zu nennen, da dessen Schwerpunk- 
te Bildungsinvestitionen und Investitionen 
in sonstige Infrastrukturbereiche waren. Im 
Vordeigrund der BI dungsin vestitionen ste- 
hen Maßnahmen, die CO^- Emissionen re- 
duzieren oder die Eneigieeffizienz steigern, 
einschließlich des Einsatzes erneuerbarer 
Energien. Insgesamt standen für dieses Pro- 
gramm 13,3 Mrd. Euro zurVerfiigung, davon 
entfallen 10 Mrd. Euro auf den Bund und 
3,3 Mrd. Euro auf Landes- und Gemeinde- 
mittel. Der üb erwiegende Tel der Mittel war 
für den Schwerpunkt Bldungsinfrastruktur 
vorgesehen. Die übrigen Mittel standen für 
den Investitionsschwerpunkt sonstige Infra- 
struktur zurVerfiigung (u.a. Infrastniktur im 
Städtebau oder Kultureinrichtungen, Kran- 
kenhäuser, Lärmschutzmaßnahmen oder 
ländliche Infrastruktur]. 

4* LI Finanzielle Basis Sicherung der deut- 
schen Regionen 

Auch wenn allen öffentlichen Finanzströ- 
men eine Raum Wirksamkeit zu attestieren 
ist, besitzen folgende Politikbereiche unter 
r aumentwicklungsp oliüs eben Aspekten 
eine besondere Bedeutung, da sie unmittel- 
bar Einfluss auf die Entwicklung der deut- 
schen Regionen nehmen und für diese eine 
Basissicherung darstellen: 

• Die Finanzausgleichspolitik greift un- 
mittelbar in das Finanzgefiige zwischen 
den Ländern [Länderfinanzausgleich] 
und den Gemeinden [kommunaler Fi- 
nanzausgleich] mit dem Ziel ein, Länder 
und Gemeinden in die Lage zu verset- 
zen, öffentliche Aufgaben ohne größere 
regionale Unterschiede wahrnehmen 
zu können {Gleichwertigkeitsziel]. 

• Die Arbeitsmarktpolitik mit ihrem 
umfangreichen Mitteleinsatz wirkt 
ebenfalls ausgleichend auf regionale 
Unterschiede in der Wirtschafts- und 


(1) Akaclefnie Itir Rauirforschung und 
Landesplarung: Regimalpolitik im 
Liclite Wirtsefefte- und Finanzkrise. 
Posiäonspapier Nr. 82, 2010 S. 12/13. 
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Finajizkxaft. Hierzu tragen sowohl die 
vom Bund finanzierten Leistungen 
nach dem Sozialgesetzhuch als auch 
die heitragsfin anzierten Leistungen der 
Bundesagentur für Arbeit hei. Die re- 
gionale Dimension kommt darin zum 
Ausdnick, dass Regionen, die mehr 
Beiträge erwirtschaften als sie Leistun- 
gen henötigen, indirekt jene Regionen 
finanzieU unterstützen, die mehr Leis- 
tungen empfangen als sie Beiträge zah- 
len. ^ Die Transfers im Rahmen der Aj- 
heitslosenversicherung führen zu einer 
Stabilisierung regionaler Einkommen 
und können daher zumindest regionale 
Entwicklungen unterstützen. 

• Im Rahmen der regionalen Struktur- 
politik wird die unternehmerische Aj- 
beitsplatzbasis in strukturschwachen 
Regionen entweder durch die einzel- 
betriebliche Investitionsförderung oder 
durch den gezielten Ausbau wirtschafts- 
naher Infrastrukturen gestäikt. D adurch 
erfahren die strukturschwachen Regi- 
onen eine unmittelbare Unterstützung 
bei der Bewältigung ihrer Stnikturpro- 
bleme und soUen in die Lage versetzt 
werden, wieder an die bundesdeutsche 
Entwicklung anzuschließen. 


Dieses mehrstufige ModeU einer Basissiche- 
rung ist in seiner finanzieUen Bedeutung 
beachtlich. Die Beitragszahlungen im Rah- 
men der Arbeitslosenversicherung leisten 
dabei einen nicht zu vernachlässigenden 
AnteiL AUein im Zeitraum 2002-2010 wur- 
den rund 710 Mrd. Euro verausgabt. Von 
dieser Summe entfallen nind 5 1 % auf die 
neuen Länder. Die Förderintensität je Ein- 
wohner ist mit 21 611 Euro fast viermal so 
hoch wie in den alten Ländern (5 325 Euro). 
D er Anteil der regionalen Stnikturpolitik an 
diesem Finanzvolumen ist gering, während 
erwartungsgemäß Finanzausgleichs- und 
Arbeitsmarktpolitik am stärksten zu Buche 
schlagen. 


[2) Bnjckmeier K. f Zarth, M. / Sdinilz- 
\m, D. D.: Eine regiofiala B^actiluing 
der Sozialviersichfiruig und rauriMirik- 
same Bundesmittel - partizipiert 
wie? In: Mäding, H. (H'g): öffentliche 
Fiianzströme und räumliche Errt- 
wicklurig. Fnr^ungs- und Sitzungs- 
berichte der ARL, Bd 132, S. 106f.. 


Eine weitergehende Regionalisierung des 
Basisausgleichs ist infolge fehlender klein- 
räumiger Daten zum Finanzausgleich nur 
für die Ebene der Länder möglich. Entspre- 
chend ihrer Wirts chalts stärke profitieren 
diese unterschiedlich am Basis ausglekh. 
Dies gilt auch für die ostdeutschen Länder, 
in denen es einzelne Wachstumsregionen 
gibt. Allerdings liegen die Werte in einer 
recht engen Spanne, auch wenn Beiün ge- 
folgt von Mecklenburg- Vorpommern am 
stäiksten profitiert. Brandenburg und Sach- 
sen partizipieren hingegen am geringsten. 


In Westdeutschland partizipiert Bremen mit 
deutlichem Abstand am stäiksten, und zwar 
mehr als doppelt so stark wie das Saarland, 
während die sogenannten Geb eiländer Ba- 
den-Württemberg, Bayern und Hessen am 
geringsten partizipieren. 

Die Elemente dieses Systems einer Basissi- 
chening agieren nicht voneinander unab- 
hängig, sondern sind verflochten. Dies hat 
zur Folge, dass Änderungen innerhalb des 
Systems an anderer SteUe wieder aufge- 
fangen werden müssen, soU der räumliche 
Ausgleich zwischen stmkturstaiken und 
-schwachen Regionen bestehen bleiben. 

4*1*2 Regionales Umverteilungsvolumen 
der Sozialversicherung 

Die G egen üb efsteUung der Leistungen der 
Bundesagentur fiir Arbeit (BA) an eine Re- 
gion und der Beitragsfinanziernng aus der 
Region zuzüglich der von ihr geleisteten 
Steuern zur Deckung der Defizite der BA er- 
geben die Nettobilanz der Transfers in der 
Arb eitslosen Versicherung. 

In den Jahren 2003 und 2005 lag das Umver- 
teilungsvolumen mit 7,8 und 6,3 Mrd. Euro 
nahe dem Volumen des Ländeifln anzaus - 
gleichs (6,8 bzw. 6,9 Mrd. Euro). Noch größer 
ist das UmverteEungsvolumen innerhalb 
der gesetzlichen Rentenveisicherung: In 
beiden Jahren betrug dieses auf Ebene der 
Länder ca. 21. Mrd. Euro und entsprach in 
etwa dem dreifachen Volumen des Länder- 
finanzausgleichs. Bedingt durch die infolge 
der Rezession 2008/2009 geschrumpften 
Steuereinnahmen der Geberländer ist das 
Volumen des Länderfinanzausgleichs klei- 
ner und sind die UmveiteEungsvolumina 
der Sozialversicherung größer geworden. 

In beiden TeEsystemen geht zwar der größte 
TeE der Transfers aus den alten in die neu- 
en Länder, aber auch in Westdeutschland 
finden sich Regionen mit negativem Finan- 
zierungssaldo. Dabei konzentrieren sich 
Regionen mit hohem positiven Finanzie- 
rungssaldo in der Arbeitslosenversichemng 
vor allem in den süddeutschen Ländern. Die 
Spanne der Regional werte reicht En Durch- 
schnitt der Jahre 2003 bis 2008 von plus 461 
Euro /Einwohner für die Raumordnungsre- 
gion München bis zu minus 635 Euro/ Ein- 
wohner fiir die Region Vorpommern. Neben 
München zählen die Regionen Stuttgart, 
Hamburg und Rhein -Main zu den größten 
Geberregionen. Nach dem Arbeitsortprin- 
zip erwirtschafteten sie allein En Jahre 2008 
einen Überschuss von fast 2, 6 Mrd. Euro. 
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ArbeitsI osen Versicherung 


Re nte n ver s i ch er u n g 



n n n n _ 

2 17 24 38 13 2 
Häjfigkeitm 


Jahresdurchschnittlicher Transfer- 
saldo im Zeitraum 2003 bis 200S 
in EUR je Einwohner 


m 

□ 

□ 

□ 

□ 


bis unter -600 
-600 bis unter -300 
-300 bis unter 0 
0 bis unter 200 
200 bis unter 400 
400 und mehr 


■ 1 n „ n 1 , 

23 8 12 6 17 30 
Häufigkeiten 


OatBinbasls: BBSH-Datenbank Rauriiiuwjilcsa^r^ Mittel Geoimetrisctie Gmndlage: BKG/BBSR, RäuTTicrdnungsregicxien, 31.12.2008 


Aufgrun d der flächen de cken d h ohen Ar- 
beitslosigkeit liegen die größten Empfänger- 
regionen in Ostdeutschland. An der Spitze 
stehen die Regionen Südsachsen und Ber- 
lin, die z.B. im Jahre 2008 ein Minus von rd. 
480 bzw. 437 Mio. Euro verzeichnen. Bezo- 
gen auf die Einwohnerzahl schnitt Beilin kn 
Zeitraum 2003-2008 von allen ostdeutschen 
Regionen mit einem durchschnittlichen Net- 
totransfer je Einwohner von -146 Euro noch 
am b esten ab und war kt etwa vergleichbar 
mit der Region Lünebuig. Mit deutlichem 
Abstand folgten dann die Regionen Oberes 
Elbtal/ O sterzgebkge (-208 Euro / Ein woh - 


nerj und HaveUand- Fläming (-293 Euro/ 
Einwohner). 

Die Einteilung der Regionen nach ihrem 
Finanzierungssaldo in der Arbeitslosen- 
versicherung war im Zeitraum 2003-2008 
weitgehend stabil, wobei die absolute Höhe 
der Salden kleiner geworden ist. Hierflir ur- 
sächlich waren auch die im Zuge der kon- 
junktureUen Entwicklung voigenommenen 
Beitragssenkungen und Leistungsreduzie- 
rungen ab 2007. Nur sieben Regionen wech- 
selten dabei kn Vergleich 2008 zu 2003 ins 
Negative. 


4-2 Raumwirksame Bundesmittel 


4.2*1 Struktur nach Ländern 

Insgesamt können für den Zeitraum 2004- 
2010 rund 655 Mrd. Euro an raumwkksamen 
Bundesmitteln auf Länderebene verortet 
werden. Davon erhalten die neuen Länder 
mit rund 245 Mrd. Euro rund 14 737 Euro 
pro Kopf der Bevölkerung, während in den 
alten Ländern 6 203 Euro auf einen Einwoh- 
nerkommen. 


Der Förderpräferenzvorsprung der neuen 
Länder beruht auf einer formalen Zuord- 
nung der Zahlungs ströme. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, dass aufgrund räumlicher 
und wirtschaftlicher Interaktionen die alten 
Länder vom förderpolitischen Engagement 
des Bundes in den neuen Ländern profi- 
tieren. Der zusammenfassende Ost-West- 
Ver^eich versteUt zudem den Bück auf die 
Unterschiede zwischen den einzelnen Län- 
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Raumwirksame Bundesmittel 2004 bis 2010 


Alte 

Länder 


Neue 

Länder 


Baden-Württemberg 
Bayern 
Bremen 
Hamburg 
Hessen 
Niedersachsen 
Nordrhä n-Westf alen 
Rheinland-Ralz 
Saarland 
Schleswig-Holstan 

Berlin 
Brandenburg 
Mecklenburg-Vorpommern 
Sachsen 
Sachsen- Anhalt 
Thüringen 

0 2 000 4 000 6 000 8 000 10 OOO 12 000 14 000 16 000 

in EUR je Einwohrwr 



I I Finanzausgleichspolitik 
I ] GroßräLimige Verkehrspolitik 
I I Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 


I Wirtschaftsförderung 
I Umwelt und Energie 
I I Forschung und Bildung 


[ I Stadtentwicklung, Wohnen, Infrastruktur* 

I I Agrarpolitik 

ohne EU-Strukturpolitik 


*Daten zur Wohnungsbauprämie nur für 2000-2010 region^isierbar 
Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksaine Mittel 


© BBSR Bonn 201 1 


Datenbasis Raumwirksame Mittel 

Die Ausföhrungen zur regionalen Verteilung raumwirksamer Mittel 
basieren auf unterschiedlichen Datenquellen. Hierzu zählt insbe- 
sondere die Förderstatistik der KfW- Bankengruppe, die Statistik der 
Bundesagentur för Arbeit und die Föiderstatistik des Bundesamtes föi 
Wirtschaft und Ausfuhr. Auch wurde auf Angaben einzelner Bundes- 
ressorts zurückgegriffen. Je nach Programm handelt es sich bei den 
Werten um Ist-Zahlungen oder um zugesagte Mittel Dies gEt insbe- 
sondere für die Darlehensförderung durch die KfW- Bankengruppe. 

Die D ailehen werden mit einem Subventionswert von 4 % berücksich- 
tigL D er Subventionswert hängt vom Referenzzinssatz, dem jeweiligen 
Kreditzins sowie der Laufeeit und der Zahl der tilgungsfreien Jahre ab. 
Diese Konditionen variieren nicht nur von Programm zu Programm, 
sondern teEweise innerhalb der einzeLnen Programme Je nach den 
konkreten Konditionen, zu denen die einzeLnen Kredite vergeben 
werden. Eine detaElierte Berechnung für alle Programme und Einzel- 
kredite ist aufgmnd fehlen der Angaben zu den einzelnen vergebenen 
Krediten nicht möglich. Daher wird ebenso wie bei den letzten Raum- 
ordnungsberichten nähemngsweise ein Subventionswert von 4 % an- 
gesetzt. 

Aus inhaltlichen Gründen wurden auch Programme aufgenommen, 
die die KfW- Bankengruppe über Eigenmittel ffn anziert. Dabei können 
gnindsätzlich nur solche Programme beiücksichtigt werden, zu de- 
nen entsprechend regionalisierb are D aten vorliegen. Aus Gründen der 
Programm üb ergreifen den Vergleichb aikeit werden die Mittel auf die 
Einwohner bezogen. Weitergehende Erläuterungen zu den einzelnen 
Programmen finden sich in den Anmerkungen zur TabeUe Raumwirk- 
same Bundesmittel 2004-20 10. 


dem. Diese werden bei einer Betrachtung 
der Pro- Kopf- VerteEung differenziert nach 
Ländern deutlich. 

ln den alten Ländern belegt Bremen - mit 
deutlichem Ab stand vor Hamburg und dem 
Saarland - in der Ausstattung mit raum wirk- 
samen Föfdeimitteln je Einwohner den ers- 
ten Platz. Hierzu tragen kn FaUe von Berlin 
und Saarland vor aUem die Bundesergän- 
zungszuweisungen sowie die Leistungen kn 
Rahmen der Arbeitsmarkt- und Sozialpo- 
litEc bei. Am anderen Ende stehen Hessen, 
Baden -Württemberg und Bayern, gefolgt 
von Rh einland- Pfalz, ln den neuen Län- 
dern profitieren je Einwohner die Länder 
Mecklenburg- Vorpommern und Berlin am 
stärksten. Begründet liegt dies vor aUem in 
dem höheren Mitteleinsatz der Ein anzaus - 
gleichspoliiik sowie der Arbeitsmaikt- und 
Sozialpolitik. 

Bei einer differenzierten M aßnahmen dar- 
stell ung nach Ländern ergibt sich auf der Ba- 
sis einer Pro -Kopf-Analyse folgendes BEd: 

Die neuen Länder profitieren aufgrund ihrer 
Strukturschwäche überproportional vom 
Basis ausgleich. Maßnahmen, die eng mit 
dem Bevölkerungsbesatz korrespondieren, 
variieren kaum zwischen den Ländern. Dies 
gEt kn Bereich Stadtentwicklung för neue 
und alte Länder ^eichermaßen. Dieses Er- 
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Raum Wirksame Mittel 2004-2010 


Raumwirksame Bundesmittel (Auswahl) 

relevanter 

Zeitraum 

gesamt 

Alte Lander 

Neue Lander 

gesamt 

Alte Länder 

Neue Länder 

in Mio, EUR 

in EUR b Einwohner 

FIMA NZAUSGLEICUSPO LITIK 

100 360,0 

7 158,0 

93 202,0 

1 220,7 

109,1 

5 Gl 4,3 

Bundeserganzungszu Weisungen ^ 

2004-2010 

100 360,0 

7 158,0 

93 202,0 

1 220,7 

109,1 

5 614,3 

GROBRAUMIGE VERKEhfRSPOLmK 


113B50,2 

70 701,8 

34 146,4 

1 384,8 

1 214,7 

2 067,0 

Bundesfemslrafleni 

2004-2010 

36 294,0 

26 113,0 

10 181,0 

441,5 

398,0 

613,3 

Schienenwege der Eisenbatimem des Bundes 

2004-2010 

23 966,0 

16 212,0 

7 754,0 

291,5 

247,1 

467,1 

Bundeswasse rstraBen 

2004-2010 

5 637,0 

4 131,0 

1 506,0 

6B,6 

63,0 

90,7 

Mittel nach demi Regional isierungsgeselz® 

2004-2010 

47 953,2 

33 245,8 

14 707,4 

583,3 

506,7 

8&6,0 

ARBErrSMARKT^ UND SOZIALPOLmK 


251 636,4 

177 297,5 

74 33B,9 

3 062,4 

2 702,8 

4 4B2,B 

ausgewatilte Leistungen nach Sozialgesetzbudh III bzw. IP 

2004-2010 

150913,4 

95 548,5 

55 364,8 ' 

1 835,6 

1 456,3 

3 335,1 

Kindergeld (verwertbare Daten erst ab 2006 verfügbar) 

2006-2010 

66 323,0 

54 912,9 

11 410,1 

80B,0 

B37,4 

691,1 

Erziehiungsgeld 

2004-2008 

11 310,3 

8 742,5 

2 567,7 

137,4 

133,2 

154,3 

Leistungen nach Bundeselterngeld-ZEIternizeitgesetz 

2007-2010 

14 727,1 

11 B63,6 

2 863,4 

179,6 

181,0 

173,9 

Wohngeld 

2004-2010 

B 362,7 

6 229,9 

2 132,8 

101,7 

95,0 

12B,5 

WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG 

23 745,1 

16 367,2 

7 377,9 

28B,B 

249,5 

444,5 

seKtomilTen für steinkonlenbergbau, Werften, Seesaiinfanrt 

2004-2010 

1 2 998,6 

12 B86 ,9 

111,7 

15B,1 

196,4 

6,7 

Inveslilionszuilage* 

2004-2010 

4 949,2 

935,2 

4 014,0 

60,2 

14,3 

241,B 

GRW-Gewerbliche Wirtscbaift 

2004-2010 

3 4B4,1 

542,2 

2 941,9 

42,4 

8,3 

177,2 

zinsgOfistige Dörfehensforderung forKMiP^ 








ERP Regionalförderpnogramm® 

2004-2010 

60,4 

25,0 

44,4 

0,B 

0,4 

27 

KM StartGeldT 

2004-2010 

42,4 

36,4 

6,0 

0.5 

0,6 

0,4 

KM UnternehmerkrediP 

2004-2010 

1 394,6 

1 257,9 

136,8 

17,0 

19,2 

B,2 

KM Gründungs- und Wachstumsfinanzierung (GuW)^ 

2004 

1,4 

1,3 

0,1 

0,02 

0,02 

0,01 

KM Unternehmerkapilal^“ 

2004-2010 

104,4 

81,4 

23,0 

1,3 

1,2 

1,4 

ERP Eigenkapitalhilfepnogramm, 

2004 

4,2 

3,0 

1,2 

0,1 

0,0 

0,1 

ERP Existenzgrandungs Programm 

2004 

3,0 

2,1 

0,9 

0,0 

0,0 

0,1 

KM Kapital für Arbeit 

2004 

6,5 

4,6 

1,9 

0,1 

0,1 

0,1 

KM Global darleben " 

2004-2008 

401,0 

334,7 

66,4 

4,9 

5,1 

4,0 

KM Sonderprcgramm Große Unternehmen’'^ 

2009-2010 

1 16,6 

111,6 

5,0 

1,4 

17 

0,3 

KM Sonderprcgramm Mitte Isländische Unternehmen^® 

2009-2010 

160,6 

144,8 

24,8 

2,1 

2,2 

1,5 

UMWELT UNO ENERGIE 


4612,5 

3 B80,1 

732,5 

56,2 

59,2 

44,2 

Marktanreizprogramm für erneuerbare Energien 

2004-2010 

1 32a,B 

1 174,4 

154,4 

16,2 

17,9 

9,3 

ERP UmwelHEnergiesparpiogramm- 

2007-2010 

219,9 

150,9 

69,0 

2,7 

2,3 

4,2 

Bereich NutzJabrzeuge (Zuschuss) 








KM CO^-GebaudesanierungspiDgramm! (Zuschuss) 

2007-2010 

51,9 

45,0 

6,9 

0,6 

0,7 

0,4 

KM Energieeffizient Sanieren (Zuschuss)’'* 

2009-2010 

233,4 

209,3 

24,1 

2,9 

3,2 

1,5 

zmsgonsGge DaFl^ensförderun^ 








ERP Umwelt- und Energiesparprograinnm’= 

2004-2009 

432,9 

292,3 

140,5 

5,3 

4,5 

B,5 

ERP Umwelt- und Energieeffizienzprogiramm’® 

200B-2D10 

98, B 

89.0 

9,8 

1,2 

1,4 

0,6 

KM Umwellprogramm’ ^ 

2002-2009 

236,9 

192,1 

44,8 

2,9 

2,9 

2,7 

KfW COj-Gebaudesanierungs Programm“ 

2004-2009 

442, B 

370,2 

72,6 

5,4 

5,6 

4,4 

KM Programmi zur CG^-Minderung 

2004-2006 

47,6 

44,5 

3,1 

0,6 

0,7 

0,2 

KM Solarstiom Erzeugen 

2005-2009 

71,9 

67,8 

4,1 

0,9 

1,0 

0,2 

KM Programme zur Fordierung erneuerbarer Energien" 

2004-2010 

537,5 

458,7 

7B,9 

6,5 

7,0 

4,B 

KM Kommuinalkredit (energetische Gebaudesanierungi) 

2007-2009 

5,0 

4,6 

0,4 

0,1 

0,1 

0,0 

KM Sozial Investieren (energetische Gebaudesanierung) 

2007-2010 

2,0 

1,5 

0,5 

0,02 

0,02 

0,03 

KM Okologiscb Bauent™ 

2005-2009 

2B8,2 

254,6 

33,6 

3,5 

3,9 

2,0 

KM Energieeffizienl Bauen (Effizienzbaus 70 und B5) 

2009-2010 

243,9 

211,6 

32,3 

3,0 

3,2 

2,0 

KfW Energieeffizient Sanieren'^ 

2009-2010 

371,0 

313,6 

57,4 

4,5 

4,8 

3,5 

' FORSCHUNG UND BILDUNG 


70965,2 

52 132,8 

18 832,6 

863,2 

794,6 

1 134,6 

Forschu ngabeneich 








Institutionelle Förderung (Inland) BMBF und BMWi^ 

2004-2010 

25 707,9 

19 343,3 

6 364,6 

312,7 

294,8 

3B3,4 

Direkte Projektförderuing diverser Ressorts ^ 

2004-2010 

21 219,6 

16 279,7 

4 939,8 

25B,1 

248,1 

297,6 

Indirekte Projektförderung von BMWi und BMU^ 

2004-2010 

1 545,B 

147,5 

1 39B,3 

1B,B 

2,2 

B4,2 

Hochschulp^t (Progirammteil DPO-Programmpauscbalen) 

2007-2010 

673,1 

528,3 

144,8 

B,2 

8,1 

B,B 

zinsgonsGge L^rfefjensfarderun^ 








ERP Inovationsprog ramme® 

2004-2010 

200,5 

203,2 

6,4 

2,5 

3.1 

0,4 

Blldungsberelch 








Hochschulbau'® 

2004-2010 

6B91,0 

5 277,3 

1 613,6 

33,B 

80,4 

97,2 

GA Bildungsplanung bzw. Kompensalionsmittel for deren Entfall 

2004-2010 

767,3 

446,4 

320,9 

9,3 

6,8 

19,3 

Forderung Ausbildungsplätze Neue Lander (BMBF) 

^)04-2010 

453,6 

0,0 

453,6 

5,5 

0.0 

27,3 

Ausbildungsforderung (BaföG) 

2004-2010 

7 221,4 

4 755,6 

2 465,7 

87,B 

72,5 

14B,5 

Berufliche Auffstiegsfortbilduing (BMBF) 

2004-2010 

6B3,7 

585,9 

97,8 

B,3 

8,9 

5,9 

Inveslilionspnogramm „Zukunft Bildung und Betreuung" 

2004-2009 

3 927,0 

3 128,9 

79B,1 

47,B 

47,7 

4B,1 

Exzellenzinitiative Spitzenuniversilaten (DFG-Bewilligungai) 

2006-2010 

1 090,6 

978,2 

121,4 

13,4 

14,9 

7,4 

Hochschulpakt (Aufnahme zusatz. Studienanfänger) 

2007-2010 

565,7 

458,2 

107,5 

6,9 

7.0 

6,5 

STADTENTWICKLUNG, WOHNEN, INFRASTRUKTUR 


59 505,9 

41 633,9 

14 444,5 

724,4 

634,9' 

872,0 

Eigenheimzulage 

2004-2010 

22 508,9 

18,906,1 

3 512,8 

273,B 

289,5 

211,6 

Gemeindeverkebrsf inanzie rungsgesetz (G VFG)=^ 

2004-2010 

1 1 548,7 

8 820,6 

2 72B,1 

140,5 

134,4 

164,3 

StadtebaufOfiderung (vorgesehene Finanzhilfen)'® 

2004-2010 

3 731,7 

1 572,1 

2 159,6 

45,4 

24,0 

130,1 

Sozialer Wohnungsbau/Soziale Wohnraumforderung® 

2004-2010 

3 136,7 

1973,0 

1 163,7 

3B,2 

30,1 

70,1 

Wohnungsbaup ramie*" 

2004-2010 

3 426,B 



41,7 



GRW-Wirtschattsnahe Infrastruktur 

2004-2010 

1 473,2 

231,4 

1 241,8 

17,9 

3,5 

74,B 

Altschuldenhilfegesetz (Hartefallregelung nach § 6a) 

2004-2010 

B52,0 

0,0 

852,0 

10,4 

0,0 

51,3 

Mittel nach Zukunflsinvestitionsgesetz 

2009-2010 

10000,0 

7 674,9 

2 325,1 

122,2 

117,3 

141,9 

KM Altersgerecht Umbauen (Zuschuss) 

2010 

3,4 

3,1 

0,3 

0,04 

0,05 

0,02 

zinsgünstige Dariehensforderung'^ 








KM Wohnraummodernisierungsprcgramme^’ 

2004-2010 

6B6,9 

543,1 

143,8 

B,4 

8,3 

B,7 

KM WohneigentumspiogrammP^' 

2004-2010 

1 346,5 

1 218,2 

12B,3 

16,4 

18,6 

7,7 

KM Inffrastrukturpnogramm^ 

2004-2005 

208,1 

158,8 

49,3 

2,5 

2,4 

2,9 

KM Kommunal Investieren®* 

2005-2010 

1 10,9 

81,1 

29,8 

1,3 

1.2 

1,B 

KM Kommunalkredite“ 

2005-2010 

2B7,4 

214,5 

72,9 

3,5 

3,3 

4,4 

KM Sozial Investiereo® 

2005-2010 

141,1 

104,8 

36,3 

1,7 

1,6 

2,2 

KM Investitionskredit Kommuen®^ 

2009-2010 

42,7 

42,0 

0,7 

0,5 

0,6 

0,04 
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Raumwirksame Bundes mittel (Auswahl) 

relevanter 

Zeitraum 

gesamt 

Alte Länder 

Neue Länder 

gesamt 

Me Länder 

Neue Länder 

1 in Mio, EUR | 

1 in 

EUR k Einwohner 

AGRARPOLrriK 


30 182,9 

28 742,8 

1 440,1 

367,1 

438,1 

86,8 

GA Verbesserung der Agrarstruiktur und! Küstenschutz 

2004-2010 

4 533,7 

3 178,0 

1 355,7 

55,1 

48,4 

81,7 

Landwirtschaflliche Sozialpolitik (Schatzwerte) 

2004-2010 

25,643,2 

25 564 J 

84,4 

312,0 

389,6 

5,1 

RAUM WIRKSAME BUNDESMUTEL INSGESAMT 


654 857,6 

406 913,8 

244 517,0 

7967J 

6 202,8 

14 736,3 

RAUM WIRKSAME HrTTEL ANDERER INSTnUHONEN (Aunvah 

5 

Finanzausgleichspolitik der Lander 








Landerfinanzausgleich : 

2004-2010 

0,0 

-11 833,9 

41 883,9 

0,0 

-637,6 

2 520,0 

Empfanger-Lander 

2004-2010 

51 087,7 

9 263,8 

41 883,9 

621,4 

141,0 

2 520,0 

Zahler-Lander 

2004-2010 

-51 087,7 

-61 087,7 

0,0 

-621,4 

-778,6 

0,0 

Arteilsmarktpolitik der Bundesageniur für Arbeit ® 

2004-2010 

277 738,4 

203 256,8 

74 482,6 

3 378,3 

3 007,8 

4 486,7 

darunter: Eingliederungstitel 

2004-2010 

26 982,0 

16 640,1 

11 341,9 

328,2 

238,4 

683,2 

darunter: Zuschüsse zu den Kosten beruflicher 

2004-2010 

5 656,9 

3 860,6 

1 806,3 

68,8 

58,7 

10B,8 

Weiterbildung 








darunter: Förderung der Berufsausbildung 

2004-2010 

5 742,2 

3 086,1 

2 656,1 

60,8 

47,0 

160,0 

benachteiligter Auszubildender 








darunter: Marktersalz® 

2004-2010 

2 522,1 

526,2 

1 996,9 

30,7 

8,0 

120,3 

darunter: Eingliederungszuschiüsse 

2004-2010 

3 479,6 

1 892,0 

1 587,6 

42,3 

^,8 

95,6 

darunter; weitere Leistungen der aktiven Arbeitsforderung 

2004-2010 

69 242,3 

53 375,2 

15 867,0 

B42,2 

813,5 

955,8 

darunter: Leistungen zur Forderung der Teilhabe 

2004-2010 

18 242,4 

13 494,8 

4 757,6 

222,0 

206,7 

286,6 

Behinderter am Arbeits leben 








darunter: Leistungen zur Förderung der Aufnahme 

2004-2010 

15 413,1 

11 579,5 

3 833,5 

187,5 

176,5 

230,9 

einer selbständigen Tätigkeit 








darunter: Förderung der Berufsausbildung 

2004-2010 

6 419,4 

4 087,5 

2 331,9 

78,1 

62,3 

140,5 

darunter: Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung 

2004-2010 

5 023,1 

3 746,5 

1 276,6 

61,1 

57,1 

76,9 

darunter: Leistungen zumi Ersatz des Arbeitsentgelts" 

2004-2010 

149 833,2 

112 363,3 

37 469,9 

1 822,5 

1 712,5 

2 257,1 

Maßnahmen der EU 

2004-2010 

78 612,3 

44 115,1 

31 672,7 

966,2 

672,4 

1 907,9 

Forderperiode 2000-2006 








Strukturpolitik'" 

2004-2006 

12 228,0 

4 071,0 

8 157,0 

148,4 

62,0 

487,4 

darunter: Bundesprogramm Verkehr (nur Neue Lander) 

2004-2006 

657,4 

0,0 

657,4 

8,0 

0,0 

39,3 

darunter: Bundesprogramm ESF 

2004-2006 

1 649,1 

667,7 

981,4 

20,0 

10,2 

5B,6 

darunter: EAGFL-Garantiemittel für ländliche Entwicklung 

2004-2006 

2 006,3 

1 628,6 

466,7 

25,4 

24,8 

27,9 

EAGFL Abt. Garantie, ohne ländliche Entwicklung 

2004-2006 

18 425,3 

12 629,3 

5 796,0 

223,6 

192,3 

346,3 

Förderperiode 2007-2013 








Strukturpolitik" 

2007-2D10 

11 569,3 

3 839,8 

7 729,6 

141,1 

58,6 

469,5 

nachrichtlich: Bundesprogramm Verkehr (nicht regionalisierbar) 

2007-2010 

868,1 



10,6 



nachrichtlich: Bundesprogramm ESF (nicht regionalisierbar) 

2007-2010 

1 956,4 



23,9 



ELER-Entwicklung des Ländlichen Raumes" 

2007-2010 

3 672,6 

2 073,4 

1 599,2 

44,8 

31,6 

97,1 

EGFL 

2007-2010 

22 170,4 

15 164,6 

7 005,9 

270,4 

231,4 

425,5 

6. und 7. EU-Forschungsrahmenprogramm^ 

2004-2010 

7 722,1 

6 337,0 

1 385,1 

93,9 

96,7 

83,4 

RAUMWIRKSAME MITTEL INSGESAMT 


1 011 208,3 

612 450,8 

392 506,3 { 

i 12 302^ 

9 335,5 

23 650,9 


□Htenbasis: OundesministeriLMi ^dcehr, Bblj md SlHdtenhwcklung, BtjndeKfjnanznwiiBlBrium, Bunds smiriiBterium tOr Wirtschaft lmkI Technolc>gie, &ndBaiiäiidaün hir Bildung und Fcfschtfig, Bundeaministeri- 
um ft^ Ernährung, LandwirtschsDt und Vedbraiurftievschutz, KradttanslHä fQ' Wisderaufbau Bundesagenlur hir Arbart, OperatiDnalle EU-RDgramms, Bundesarrl fc^ WirtachaCt und Ai^fuhrlranliulle, Deutacba 
FcvacbungsgecnainachaH, Laufende Raumbeobachlung das BGSFI, aigana Barachnungan 
Anfnarkungsni Land FiffK^ten: Angaben i.d.R. nia acwait ragionaliaierbar; [Maranzen durch Rmdung möglich 

Bei den aufgafQhrtan Mftleti handelt as sk^ ua. izn Ist-Zahlungen, aber auch ym Bawfligungan (v^a. bai den Darlahen), so dass ein 1bll dar aulgefohrtan Summen auch efst rach 2010 ausgsbawifiLaBm werden 
kann. 

' Sot 2002 nlkl. Aufbau-Ost 

^Ea hendellsjcti nicht um Bizvdesmital i.e.S., sondern izn Anteile aiLa dem Staueraufkcmmen dee Bundee, die den Landern fOr Zwecke einer ausreichenden ^rsorgung der BavOlkamng rrit Verkehr de! düngen in 
Rersonenrwh verkehr zuateben. Die Mittel sind inabesondera fOr die Rnanziarung daa SchienenperscnennsbvarkahrE (SPNV) zu verwanden, können darüber hriaLS aber auch zur Verbesearnng das Öffentlichen 
Re rsonenrwh Verkehrs (OPNV) ergesetzt werden. Die Verwandung der Mital acwrie die Ausschreibung iffid Vergabe wn VerkehrBleiatLngen liegt in der Vbrentwcrtung dar Lander. 

^Laiatungen nach SGB II ab 2DQE (tier: ALG II und Sczialgeld aowia Laiakngen zur Engliederung n Arbeit): bei Laiatungen nach SGG II I erfolgten ab 2005 nur Restzahlungen. 

^ Erlhalt: Herdellung vcn abnutzbaran, rreuen, beweglichen WirtachaftgOtam dee Anlagevermögens sowie Irrv^litkxien int Beherbergungsgmerbe (seil 2007). Da sich die gaeatzfche Grcndlaga zwiachenzeitfch 
mehrtacb gearvdert hat geben die Daten auf Basis der zum iawailigan Zaitpunkl gQltigen Gaaetzesfaasung eil. 

^ ZriagOrtstige Dsriahen wurden mit ertam pauschalem Subventionswert wn 4 % berUc^ichligt, da eita Einzelfsllbeitrachtung nicid praktikabel gewesen wSre. 

* Infcl. Variame KD-Fenster, seit 2DDB. Kü = Kleite LMernehmen 
' Inkl. Vcrgflngerprcdukte 

• Inkl. Variane KU-Fenster, außerhalb KU-Fanster, BetriabaTiittel 
® Jahr2G(K nitfTt regicralisierbar Inkl. Variante BetriehamittBl 

" Enhältdia Bareicha ERP Kapital iQr GrtHdung, ERP Kapital für VöclEtum, Kapital fCr Arbeit utd Inveditimen 

" Enthalt die ^reiche Gewerbliche Vfttschafll, klektar Mttelatand, Wbhmwiscbaft; 2004-2(K]e: Ca. 20,8 hfia. EUR (Subverlionswert) nicht regicnalieiarbar, Bereich Weh nwirtac halt 2QD9-20'1 0 kam platt nicht 
regionaliaierbar (2fi,8 Mkj Subventionewert) 

° Ca. 108,5 Mia. EUR (Subventionewert) rieht regionaliaierbar 
° Ca. 134,7 Mia. EUR (Subventionewert) rieht tegionaliaierbar 
” Ca. SGO Mkj. EUR (SubventianewBrt) nicht te^nalisi erb ar 

“ Varianten Standard und Nulzfabrzeuga (Kredit): Ca. 4S,1 Mio. EUR (SubventiorEwert) nicht tegionaisierbar 
*Ca. 2,4 Mio. EUR {Subventionswert) nitrfrt ragionaliäerbar 

" lr*l. Vorgangerpredukt DtA Umwettprioyamm: C^a. 12.7 Mia. EUR (Subventionewert) rieht regionaliaierbar 
" Ca. 12,9 Mia. EUR {SubverlionEwert) nicht regicnalieiarbar 

" Ca. B5 Mia. EUR (Subventionswert) nicht regionaliaierbar. umfasst KfW Programm zur FOrdemng Erneuerbarer Energien und KIW Emeuerbate Energien 
“ Ca. 4 Mio. EUR {SübventicnBWBrt) nicht regicrBlieiarbar 

^ Varianten Effizienzhaus, Einzelmaflnahrnen, Kommunen; Ca. 7,3 Mio. EUR (SubventiorEwart) nicht regkxiaisierbar 

“ Die InefiuticnellB FOrderLTg bezieht sich nicift auf eeizelne Forschungsverhaban, sondern jawaila in^essmtauf eiie ForachungseinridnUjng, die Ober ekien längeren ZieikHum wm EurKi alleine oder gememsam 
rrit den Landern gefordert wird. 

“Die direkte PtcjjekttOrdemng ist auf ein konkretes Forschungsfeld bezogen. Ziel ist, in ausgewahlten Bereichen einen im interna tionalen Maßstab hohen L^tungastand von Fl£ ni erreichBn. ProiektfOrderung 
erfolgt ganerell im Rahmen von FOrider- bzw. Fachpragrammen auf Gmndbge einee Antrags für ein zeitlich befristetes Vorhaben. Daten zur PnojektfOrderung anderer Ressorts als des BMBF decken ggf. nur 
Teilbereiche der FOrdernng eb. 

^ Die rdiekte PtojektfDrdenxg dient der Unterst ützurvg von ForsdnungaeinridnitLngen und Unternehmen (risbes. KMU) bei FuE-Tatigkeiten. Es gibt i.d.R. keine Aiffirirrfirtung auf ein bestimmtes Forschungethema 
oder Taefmatogiefeid. Die Forderung detauf die Entwicklung und Stärkung von Fbrschungeinfreetruktur, -ktHjperaiionen, innovativen Netzwerken urtd Personal au slausrrfi zwschen Forschungaalnrichtungan und der 
Wiaseneohaft ab. Daten zur PtojektfOrdererg decken ggf. nur Tailbereiche der FOrdening ab. 

“ Intd. Vririanta KU-Fanster; Ca. 0,7 Mio. EUR (Subventjonawart) nicht regkxiaisierbar 

“ Gemeinschaftsaufgabe Aus- und Meubau von Hochachulen nach Art. 91aGG {bis 2006), anachieBend: Kompansalionsmitiel an die Länder 
“ Ab 200? GVFG-Eundeaptoyamm sowie Kompensationszahlungon an rie Lander für den Enfell der GVFG-Landerproyamme 

“ Umfaasi die Programme Sanierung und Entwicklung, Denkmal schütz. Soziale Stadt, Stadtumbau Ost, StarHixn bau West, Aktwe Stadt- urxd Ortaeizentren sowie Kleinere Städte urxf Gemeinden 
“ Ab 2007 KompensatianszahlLngen an die Länder fQr den Entfall der aazialsn VtohnraumfOrdsrung 
“ Nur BundesgaBamtwert verfügbar, daher kek™ BenacksichlugLng bei den SunrnenzBilen für alte und neue Lander 

^ KfVi^WohnraummDdemisianjngsptogramm für die nauen Länder, KfW-WbhnrBummodemisierungBprDgramm II , KPW-Wohnraunmoderniaienjngsptagramm 2003, KIW Wahnraum ModerniaiarBn, Alterageredil 
Lhnbauen; Ca. 11,8 Mio. EUR (Subventionsvffirl) niotl regionaiBierbar 
“ Ca. 37,7 Mio. EUR (SubventkxiawBrt) nicht re^naisierber 
“ Inkl. Sonderftxida Wacitetumsinpuias 

” Inkl. InveStftiorteafiBnBive InfraStnktur; Ca. 4, 1 Mio. EUR (Subvantionsvrerl) nic^ regionaf sierbar 

“ Ohrte Barieich ertergetiache GefaäudesanierLrg, inkl. InvB&tjlionsinlüaljve Irrftastnirtur und ungebundenem Kommunalkredl; Ca. 22 Mo. EUR {Subventionswerf) mehrt negiorteliaterbar 
“ Ohrte Barieich ertergetiache GefaäudesanierLrg, inkl. [nvB&tilionsjniljaljvQ Inirastnirtur; Ca. 2,7 Mio. EUR (Subventkxiawert) nicht regional isierbsr 
” Ca. 5S.S Mio. EUR (Subvenbanawert) nicht regionaisierber 
“ Ohrte besondere Dienstatelien ixid Zentrale 

^ ArbeiabeschalftjrgsmBBnBhmen, StrukturanpaasmgsmBBnahrTten, Beschäftigung schäftende InftastrukkxfOrdemng 
“ Hierzu zählt risbescndere das Arbeit Btosengald bei Arbeite loa igkeit 

Ermittellauf der Basis von Jahre&dLrchachnitswBrten der GesamttarderaumrTte {Preise von 1999). Erthak httel fOr Ziele 1-3 (inkl. ÜbergangsunteratOlzung), GemeinschallainttiBttven INTERREG lll A urxl B, 
LEADER {ehrte nationale Vametzung), EQUAL^ URBAN. EAGn.^BrantiemtttBl für ländliche Entwicklung sowie Bundesprogranme ESFbzw. Verkehr 
^ Urrriesat Mittel aus ixrd EFRE. ohne Bundespregramme 
^ Ist-Werte (Zahlungseingangs in Deutschland) 

^ Es handelt sich um reine EU-Mttel; Datenbasis sind die Vartragaabschlttese zwischen EU urxl Forschixtganehmem, Ca. 3^1 Mio. EUR rticht negicnaliaHrbar 
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gebnis resultiert vor allem daher, dass cüe 
regionale Mittelverteilung unter anderem 
auf der Basis des Bevölkerungsanteils eines 
Landes an der Gesamtbevölkerung oder da- 
mit engkorreUerender Größen erfolgt. 

Maßnahmen, die an bestimmte Standort- 
voraussetzungen oder vorhandene Ein- 
richtungen (z.B. Hochschulen) gebunden 
sind, streuen stärker zwischen den einzel- 
nen Ländern. Regionale Schwerpunkte der 
Agrarpolitik sind z.B. die Länder Mecklen- 
burg-Vorpommern und Brandenburg und 
in Westdeutschland Rheinland-Pfalz, Bay- 
ern und Niedersachsen. Regionale Schwer- 
punkte kennzeichnen auch den Einsatz der 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung. 
Im Veigleich zu den meisten westdeutschen 
Flächenländern schneiden die ostdeutschen 
Flächenländer dabei günstiger ab. 

Die regionale Verteilung der raumwiiksa- 
men Mittel trägt den unterschiedlichen 
Ausgangs Situationen und Problemlagen in 
beiden TeEen Deutschlands Rechnung. Bei 


Raumwirksanne Mittel 



Inanspruchnahme raumwirksamer Mittel im 
Zeitraum 2004 bis 2010 in EUR je Einwohner 

I I bis unter 7 000 

I I 7 000 bis unter 8 000 

□ 8 000 bis unter 9 000 .fl fl i-i _ ■ i. 

I 9 000 bis unter 10 000 25 28 12 e 13 10 

■ 10 000 bfe unter 11 000 Häufigkeiten 

^ 1 1 000 ufid mehr 

Ilm (kr Kate wuden legkaiaisiefbae Uttel aus tc4geiKilei!i BereiUien 
beiüdcadif gt äcfiiäuinige Veiketir^oHic, AibeiteiRakt- laiid Sozidpcftic, 
desBuindes, W&ftseltaFblätlefuiiig, UmmeHunnl IBiei^e, Fcradiiiiiig und Bl- 
dung. Städten tNKidiMiig, Wolmen, Infta^iuldiia , Aitseüsmaktpo- 

Hi^der Bunde sagen kr 

Oat^bsls; BBSR-iDatHnbaolk Raumiwirksame Mittel 
CeometilscliB CiundlagB: BKC^BSR, Rauimcrdnungsiegionen, 
31 12.2009 


einer mittelfristigen und regional differen- 
zierten Betrachtung wird die unterschied- 
liche Inanspruchnahme raumwirksamer 
Mittel entsprechend der SteUung der einzel- 
nen Regionen im Standortgefoge und ihrer 
räumlich -funktionalen Spezialisierung er- 
kennbar. 


Ausgewählte, regionalisierbare Raumwirksame Mittel 2004 bis 2010 



in Mio. Euro 

in% 

in Euro/Ew. 

GroiBräumige Venkehrspolittiik 

47 953,2 

6,9 

583,3 

Mittel nach dem Regionalisierung-sgesetz^ 

1 47 953,2 

6,9 

1 583,3 

Arbettemarkt- und Sozialpolitik 

251 636,4 

1 36,2 1 

1 3 060,8 1 

ausgew Leistungen nach Sozialgesetzbuch III bzw. IM 

150 913,4 

21,7 

1 835,6 

Kindergeld (Auswertung ab 2006 J 

66 323,0 

1 ] 

1 _806,7_J 

Erziehungsgeld’ 

11 310,3 

1,6 

137,6 

Lei stu ngen nach Bund ese Item ge Id-/Elternzeitgesetz^ 

I 14 727,1 1 

\UU\U^ 

Wohngeld^ | 

1 8 362,7 

1 

1 101,7 

Wirtsch aftsfö rdem ng 

1 13 739,4 

1 

1 227,9 

Sektorhilfen Steinkohlenberg b., Werften, Seeschiffahrt'' 

1 12 998,6 

1 

1 188,1 

Einzelbelriebliche Regionalförde ru ng 

3 553,5 

0,5 

43,2 

Mittelstandsförderung (inkl. Sonderpr. gr. Unternehmen) 

1 2187,4 

1 0,3 

1 26,6 

Umwelt und Energie 

1 3 283,3 

1 

1 39,9 

1 GO^Minderung/Energelische Sanierung (i.d.R. Krediite) 

1 1 685,4 

1 0,2 

1 20,5 

Erneuerbare Energien (Kredite) 

609,4 

0,1 

7,4 

1 Umwelt/Energieeinsparungi (i.d.R. Kredite) 

1 988,5 

1 

1 12,0 

Forschung und Bildung 

1 77 743,2 

1 

I 945,6 

1 Hochschule 

1 9 053,8 

1 

I 110,1 

Ausbild ungsh ilfe/Fortbild ung 

7 906,2 

L1 

96,2 

1 Schule/Ausbildungsplätze 

1 4 380,6 

I 0,6 

1 83,3 

Projektförderung 

22 765,4 

3,3 

|_ 276,9 J 

Innovationsförderung (Kredite) 

207,1 

I 0,0 

1 2.S 

Inslitutioneile Förderung 

25 707,9 

I 

1 312,7 

6./7. EU-Forsc hu ngsrahmen Programm 

7 722,1 

1,1 

93,9 

Stadtentwicklung, Wohnen, Infrastruktur 

19 530,7 

I 2,8 

I 238,2 

Gemei ndeverke hrsf i nanzi e run gsg esetz 

1 1 548,7 

1,7 

140,5 

Städtebauförderung 

1 3 731,7 

1 

1 45,4 

Infrastruklurförderung GRW 

1 1 473,2 

0,2 

1 17,9 

Infrastruklurförderung (Kredite) 

790,2 

0,1 

9,6 

Wohnrauimförderung (Kredite) 

2 036,9 

1 0,3 

1 24,8 

Agrarpolitik 

1 30182,9 

4,3 

367,1 

GA Agrarstruktur und Küstenschutz' 

4 533,7 

1 

65,1 

Landwirtschaftliche Sozialpolitik' 

25 649,2 

3,7 

1 312,0 J 

Arbeftsmarktpolltik der BA 

246 292,8 

35,4 

2 995,8 

Fing iieder ungstitel 

26 944,7 

3,9 

327,7 

weitere Leistungen der aktiven Arbeitsförderung' 

1 69 246,6 

1 10,0 

I 842,3 

Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts^ | 

1 150 101,5 

1 21 ,6 

I 1 825,8 

Insgesamt 

1 695 411,9 

1 100,0 

1 8 458,7 


^Mittel wurde für einzelne bzw. alle Jahre mittels Sekundändaten von dbr Linder- auf die ROR-Ebene 
herunlergeschitzt. Bei den aufgefiührten Mitteln handelt es sich o.a. um Ist-Zahlungen, aber auch um 
Bewilligungen {insbesondere bei den Darlehen), so dass ein Teil der auf geführten Summen auch nach 
3010 ausgabewirksam werden kann. 

Datenbasis: Datenbank Raumwirksame Mittel des BBSR; GRW einschl. EFRE © BBSR Bonn 301 1 
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Geber- und Empfängerregionen 



Geber- und Empfänger reg ionen in der 
Arbeitslosenversicherung 2003 bis 2008 


■ 

1 . Ordnung - 

ü 

2. Ordnung - 

□ 

3. Ordnung _ 

□ 

2. Ordnung -i 

■ 

1 . Ordnung -I 


regionen 


I — rn n I 


22 e 13 35 18 
Häufigkeiten 


□atHnbasis: BBSR-Oatenbanik Räumwirksame Mittel 
'GeDmetrisctie GnincHagen: BKG/BBSR, RaurriDrdnungs'egiDnen, 
31 12 3008 


Meihode: Typisierung der deutschen 
Regionen nach ihrer Position als Geber- 
oder Empfängerregionen im System der 
Sozial¥e r si ch e ru ng 

Die Typisierung basiert auf dem Trans- 
fersaldo der Arbeitslosenversicherung |e 
Einwohner kn Zeitraum 2003-2008 sowie 
auf der Höhe der |e Einwohner gezahlten 
Arbeitslosenhilfe /AEG II einschließlich 
Sozialgeld. Beide Indikatoren haben einen 
unmittelbaren Bezug zur ökonomischen 
Lage einer Region. 

Die Geberregionen ~ d.h. positiver Saldo 
bei der Arbeitslosenversicherung - wer- 
den in zwei Typen untertekt: Zur Spit- 
zengruppe mit einem positiven Saldo 
größer als 167 Euro /Einwohner zählen 18 
westdeutsche Regionen. Sie werden im 
folgenden als Geherregionen 1. Ordnung 
bezeichnet, da sie hezogen auf die Ein- 
wohner am stärksten zur Finanzierung der 
Umvertekung innerhalh der Arbeitslosen- 
versicherung beitragen. Alle 35 Regionen 
mit einem positiven Saldo der Arheitslo- 


senversicherung kleiner als 167 Euro /Ein- 
wohner gehören zu den Geb erregionen 2. 
Ordnung. Insgesamt acht Geberregionen 
(u.a. Hamburg, Bremen, Köln, Bochum/ 
Hagen und Duisburg/ Essen) weisen dabei 
im Zeitraum 2003-2008 einen über dem 
Bundes wert von 225 Euro /Einwohner he- 
genden Bezug von ALG 11/ Sozialgeld und 
Arbeitslosenhilfe auf. 

Innerhalb der Empfängerregionen, die 
definitionsgemäß alle negative Salden 
bei der Arbeitslosenversicherung aufivei- 
sen, werden drei Typen unterschieden: 
Für die Empfängerregionen 1. Ordnung 
ist ein sehr hoher negativer Saldo bei der 
Arbeitslosenversicherung und ein über- 
durchschnittlich hoh er B ezug von Arbeits- 
losenhilfe sowie von ALGll/ Sozialgeld 
kennzeichnend. Demgegenüber haben 
die Empfängerregionen 3. Ordnung im 
Vergleich zu den anderen Empfängerregi- 
onen r el ativ ges ehen eine b ess ere Po sition 
im System der Arbeitslosenversicherung. 
Die Spanne der Transfersalden reicht von 
-130 Euro / Einwohner für die Region Ost- 
Friesland bis -6 Euro/ Einwohner für West- 
mittelfranken. 

Zur Restgruppe zählen insgesamt sieben 
westdeutsche Regionen und Beiün. Sie 
hab en einen negativen Saldo b ei der Ar- 
beitslosenversicherung nicht schlechter 
als -146 Euro/Ew. und einen überdurch- 
schnittlich hohen Bezug von Arbeitslo- 
senhkfe und ALG II/ Sozialgeld. Sie wer- 
den im Folgenden als Empfangenregionen 
2. Ordnung bezeichnet und hinsichtlich 
ihr er Position im Sy stem der Arbeit slo s en- 
versichening zwischen den Empfängerre- 
gionen 1. und 3. Ordnung eingestuft. 


4*2*2 Regionale Verte ilungsmuster 

Die regional und inhaltlich differenzierte 
Betrachtung setzt an den formalen Zah- 
lungsströmen an. Die Auswahl der einbe- 
zogenen raum wirksamen Bundesmittel ori- 
entiert sich einerseits an der Verfügbarkeit 
kleinräumiger Daten und andererseits am 
Mittelvolumen. Unter raumentwicklungs- 
poliüschen Aspekten stehen die Politikbe- 
reiche 

• Hochschule und Forschung, 

• Arbeitslosenhilfe /Arbeitslosengeld 11/ 
Sozialgeld, 

• Wktschaftsfördeiung, 

• Umwelt und Energie, 

• Stadtentwicklung und Wohnen , 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-225- 


Drucksache 17/8360 


Raumwirksame Mittel nach Geber- / Empfängerregionen 2004 bis 2010 



Mittel in EUR je Einwohner 

l~l großräumige Verkdhrspditik | Umwelt und Energie ^ Agrarpolitik 

I I Arbeitsmarkt und Sozialpolitik Q Forschung und Bildung Q a^nturf^^Ar^rt*^ ÖLjndes 

■ Wirtschaftsforderung Q 

Zusamrrenfaasung der Programme nach Pditikbereichen entsprechend Tabelle Raumwirksame MitUel auf Ebene der Raumordnungsregionen. 

Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel © BBSR Bonn 2011 


• Verkehrspolitik und 

• Landwirtschaftspolitik 

im Fokus, da sie die Entwicklung in denTeE- 
räumen Deutschlands unmittelbar beein- 
flussen. 

Die Karte „Raumwiiksame Mittel" doku- 
mentiert zunächst, in welchem Umfang 
die einzelnen Raumordnungsregionen an 
den ausgewählten raum wirksamen Mitteln 
insgesamt partizipiert haben. Aufgrund 
des konzentiierten Mitteleinsatzes kn Zuge 
des Aufbaus Ost und der arbeitsmaiktpo- 
litischen Probleme Ostdeutschlands be- 
steht erwartungsgemäß ein großräumiges 
Ost-West-Gefälle. Den niedrigsten Einsatz 
raumwirksamer Mittel weist die Region 
Hochrhein-Bodensee mit nind 6 211 Euro/ 
Einwohner auf Auf den Plätzen mit einem 
deutlich überdurchschnittlichen Mittelein- 
satz in einer Größenordnung von mindes- 
tens rund 10 000 Euro /Einwohner folgen 
nach Ems eher- Lippe und Bremerhaven 
ausschließlich ostdeutsche Regionen. Den 
höchsten Mitteleinsatz weisen die Regionen 
Vorpommern und Emscher-Lippe mit rund 
13 600 Euro /Einwohner auf. 

In der Bundesrepublik hat die staatliche Aus- 
gleichspolitik durch die grundgesetzliche 
Vorgabe der „HersteRung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse" eine lange Tradition. 
In diesem Kontext sind auch die regionalen 
Einnahmen- und Ausgaben ströme der Sozi- 
alversicherungssystemezusehen. Sic stehen 
in einem unmittelbaren Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen Leistungskrait der 
deutschen Regionen. Zudem implizieren die 


Transfers der Sozialversicherung nicht nur 
einen Effekt auf der nachsorgenden Ebene. 
Aufgrund der von ihnen ausgelösten Nach- 
frageeffekte leisten sie zumindest einen 
Beitrag zur Stabilisierung der regionalen 
Entwicklung, auch wenn ihre Impulse für 
selbsttragende Wachstumsprozesse vergli- 
chen mit Maßnahmen der Wirts chaits- und 
Forsch ungsfördening begrenzt sind. Vor 
diesem Hintergrund wird im Folgenden der 
Einsatz raumwiiksamer Mittel differenziert 
nach der Position der Regionen kn System 
der Arbeitslosenversicherung dargestellt. 

Geberregionen - d. h. positiver Saldo bei der 
Arbeitslosenversicherung - finden sich aus- 
schließlich in den alten Ländern. Zur Spit- 
zengruppe der Geberregionen 1. Ordnung 
zählen vor allem Regionen kn Süden der 
Bundesrepublik. Mit Ausnahme von Beilin 
zählen aUe Regionen in den neuen Ländern 
zu den Empfängerregionen 1 . Ordnung, d. h. 
zu den Regionen, die einen sehr hohen ne- 
gativen Saldo bei der Arbeitslosenversiche- 
rung auffveisen. 

Danach weisen die Empfängerregionen 
1. Ordnung zusammen mit denen 2. Ord- 
nung, wobei letztere mit Ausnahme von Ber- 
lin alle in Westdeutschland liegen, mit rund 
1 1 000 Euro /Einwohner den höchsten Mit- 
teleinsatz auf. Demgegenüber partizipieren 
die Geberregionen 1. und 2. Ordnung sowie 
die Empfängerregionen 3. Ordnung deut- 
lich schwächer und in etwa vergleichbarer 
Intensität an den raumwkksamen Mitteln. 
Dabei reicht die Spanne der Werte von rund 
7 500 bis zu 7 700 Euro /Einwohner. 
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Raumwirksame Mittel für Stadtentwicklung, Wohnen, Infrastruktur 2004 bis 2010 

Em pfängerregionsn 

1 . Ordnung 

Empfänge Tegionen 

2. Ordnung 

Empfänge Tegionen 

3. Ordnung 


Gebe Tegionen 
2. Ordnung 

Ge be Tegionen 
1 . Ordnung 

0 50 100 150 200 250 300 350 400 450 

in EUR je Einwohner 

1 Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz Q Infrastrukturförderung GRW Q Infrastrukturforderung (Kredite) 

I I Städtebauforderung Q Förderung des Wohnens (Kredite) 

Bei der Förderung über OariefiBn wur^ ein pauschaler Sühvantionswarl von 4% der OarleheriEsumme angarecfinet 
Zusammenfassurtg der Programme nach Politikbereichen enlsprechend Tabelle Raumwirksame Mittlel auf Ebene der Rau mordnungsregionen. 

Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirteame Mittel © BBSR Bonn 201 1 



4*2*3 Regio nal-sekloral differenzierte Be- 
gü n stigu ngsm US te r 

Neben diesen Niveau imterschieden beste- 
hen zwischen den verschiedenen Typen von 
Geber- und Empfängerregionen je nach Po- 
litikbereichen deutliche Unterschiede. So ist 
der sehr hohe Wert der Empfängeiregionen 
1. und 2. Ordnung durch den Einsatz der 
Arbeitsmarktpolitik der BA bedingt. Diese 
Regions typen partizipieren aufgrund ihrer 
arbeitsmarktpolitischen Probleme zudem 
überdurchschnittlich an den Mitteln des 
Bundes für Arbeitslosenhilfe /AEG II/ Sozial- 
geld. Obwohl die übrigen Regionstypen kn 
Gruppen durch schnitt einen deutlich nied- 
rigeren Mitteleinsatz erreichen, sind diese 


jedoch zum TeE auch stark vom Problem der 
Langzeitarbeitslosigkeit betroffen. Dies gilt 
insbesondere für Regionen wie Duisburg/ 
Essen und Bochum /Hagen. Umgekehrt fäfft 
bei den Geb erregionen 1 . Ordnung der hohe 
Mitteleinsatz kn Bereich Hochschule und 
Forschung und bei den Empfängerregion 
3. Ordnung der Mitteleinsatz kn Bereich der 
Agrarpolitik auf 

Die Ergebnisse kn Bereich Wktschaftsfor- 
derung sind durch zwei Besonderheiten ge- 
prägt: zum einen durch die einzelbetrieb- 
liche Regionalförderung kn Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wktschaltstruktur'', da zu deren 
Fördergebiet die ostdeutschen Empfänger- 


Raumwirksame Mittel für Forschung und Bildung 2004 bis 2010 



I I Hochschutförderung 
I I Ausbildungshitfe/Fortbildung 


I I 8chule/Aj&bildjngsplätze 
I I Projektförderung 


I I Irinovatian&förderung (Kredite) 
I I Insfitufionelle Förderung 


in EUR je Einwohner 


□ 


EU-Forsch ungsrahmen- 
programm 


Bei der Förderung über Derlehen wurde «h peuecheler SiJjvenÄnneweri von 4% der Darlehenesmitne angerechnel. 

Zusammenfassung der Programme nach Politildjeridch^ ^tsprechend Tabdie Raumwirksame Mittld auf Ebene der Raumordnungsregionen. 
Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel 


© BBSR Bonn 201 1 
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regionen 1. Ordnimg in Gänze zählen; zum 
anderen durch den konzentrierten Einsatz 
sektoral gezielter Hilfen in einzelnen west- 
deutschen Geber- und Empfängerregionen. 
Da die SektorhEfen für Werften, Steinkohle 
und See- und Küstenschifffahrt von ihrem 
Finanzvolumen her bedeutend umfang- 
reicher sind als die Mittel für Regionalför- 
derung, weisen die Empfängerregionen 
2. Ordnung, in denen u. a. Standorte der 
Steinkohleforderung liegen, einen höheren 
Einsatz raum wirksam er Mittel auf. Bei den 
westdeutschen Empfängerregionen kommt 
noch hinzu, dass einzelne Gebiete in den 
letzten Jahren auch zum Fördergebiet der 
Gemeinschaftsaufgabe zählten. 

Ein ähnliches BEd ist für den Bereich Stadt- 
entwicklung und Wohnen eikennbar, wo 
der konzentrierte Mitteleinsatz der Städte- 
bauförderung und der Infrastnikturförde- 
rung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur'' zugunsten der Empfängerregionen 
1. Ordnung zu Buche schlägt. Demgegen- 
über kommt die Wohnraumfördeiung über 
die verschiedenen Dailehensprogramme 
der KfW-Bankengruppe, (z.B. Wohnraum- 
modernisierungsprogramme, Wohneigen- 
tumsprogramme) tendenziell stärker in den 
anderen Regionstypen zum Einsatz. 

Im Bereich Forschung und Hochschule faUt 
zunächst auf, dass neben den Geberregio- 
nen 1. Ordnung auch die Empfängerregi- 
onen 2. Ordnung überdurchschnittlich am 
Einsatz raumwiiksamer Mittel partizipieren. 
Neben der instkutioneEen Förderung, die 
sich wie die GA Hochschulbau auf die Re- 
gionen mit Hochschulstandorten konzent- 


riert, ist dies auf den Mitleieinsatz En Rah- 
men der Projektförderung zurückzuffihren. 
Ihre Inanspruchnahme streut regional zwar 
deutlich stärker als der Mitteleinsatz bei der 
Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau, den- 
noch konzentriert sich die Projektförderung 
in den ostdeutschen Empfängerregionen 
1. Ordnung nicht nur auf wenige bekannte 
forschungsorientierte Regionen wie Ber- 
lin, Oberes Elbtal/ Osterzgebirge oder Ost- 
thüringen. So weisen immerhin sieben der 
insgesamt 22 ostdeutschen Regionen dieses 
Typs einen höheren Mitteleinsatz als der 
Durchschnitt der westdeutschen Geberregi- 
onen 2 . Ordnung auf 

Die Innovationsförderung für kleine und 
mittlere Unternehmen über Darlehen wird 
zwar flächen deckend angeboten, streut aber 
hinsichtlich der Inanspruchnahme regional 
sehr stark. Aufgnind ihrer instrumentellen 
Ausgestaltung bindet sie En Vergleich zur 
Projektförderung deutlich weniger Mittel. 
Sie kommt vor allem den Gebeixeponen 
zugute, was in erster Unie eine Folge der 
stark überdurchschnittlichen Begünstigung 
süddeutscher Regionen mit einem hohen 
Besatz forschungsorientierter und mittel- 
ständischer Unternehmen ist. 

Bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik besteht 
erwartungsgemäß ein Gefälle zugunsten 
der Empfängerregionen, was durch den 
arbeitsmarktpolitisch orientierten Vertei- 
lungsschlüssel für den Mitleleinsatz und 
den regional konzentrierten Einsatz der ver- 
schiedenen arbeksmarktpolitischen Instru- 
mente bedingt ist. Bei den Empfängerregio- 
nen 1. Ordnung schlagen neben den hohen 
Lohnersatzleistungen (Arbeitslo sengeld] 



Raumwirksame Mittel für Arbeitsmarktpolitik der Bundesagentur 2004 bis 2010 

Empfängerregionen 


, ] I I 

1. Ordnung 


Empfängerregiorten 

I ^ 

2. Ordnung 


Empfängerregior^n 


3. Ordnung 

, j ^ 1 
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Mittel in EUR je Einwdhner 

1 1 Eingliederungstitel weitere Leistungen der aiküven Arbeitsförderung Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts 

Zusarrmenfassung der Pro^rainme nach Palitikbereichen eintsprechend Tabelle Raumwirksame Mittlel auf Ebene der Raumordnungsregionen. 

Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumfwirksame M ittel © BBSR Bonn 2011 
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die Ausgaben fiir weitere Leistungen der 
aktiven Arbeitsmarkpolitik [z.B. Kurzarbei- 
tergeld, berufs vorbereiten de Bildungsmaß- 
nahmen) sowie die Ausgaben im Rahmen 
des sogenannten Eingliederungstitels zu 
Buche. Hierzu zählen insbesondere Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen, Einghederungs- 
zuschüsse oder die Übernahme der Kosten 
beruflicher Weiterbildung. 

Auch wenn die hier gewählte Aggregatbe- 
trachtung auf Grundlage der Raumord- 
nungsregionen mit einer Nivelherung ein- 
hergeht, wird deutlich, dass der Einsatz 
raumwirksamer Mittel weniger dem Prinzip 
einer Gießkannenförderung folgt. Dies gilt 
insbesondere für den Bereich Hochschule 
und Forschung und für Maßnahmen, die 
an bestimmten Standortvoraussetzungen 
anknüpfen oder deren Zielgruppe regio- 
nal ungleich verteilt ist. Auch das regionale 
Verteilungsmuster der einzelbetrieblichen 
Regionalförderung in Ostdeutschland steht 
in erster Linie fiir eine an den Standortprä- 
ferenzen privater Investoren ausgerichte- 
te Konzentration. Stärker flächen deckend 
orientierte Maßnahmen, wie z.B. die Mit- 
telstandsförderung über Darlehen, schla- 
gen von ihrem Mittelvolumen her deutlich 
geringer zu Buche und müssen aufgrund 
ihrer fachpolitischen Ausrichtung nicht 
zwangsläufig dem Gebot einer regionalen 
Konzentration folgen. Dies gilt auch firr In- 
frastrukturmittel, die ein politisch festgeleg- 
tes Mindestangebot an regionaler Daseins- 
vorsorge sichern. 


[3) H6impold, G. f Franz, R: Inler- 
regionala AiusglaKhspolilik aut dem 
RitJlsiarKl: Die Gebar- und Nehmerre- 
gionan und ihre Wirtsuhatbleistung. In: 
Wirtschaft im Warvrtal, 11/200B, S. 329. 


Wachstumsbeitrag der Regionen 

Die Geberregionen der Sozialversicherung 
partizipieren aufgrund ihrer Struktur stärke 
deutlich schwächer an den raum wirksamen 
Bundesmitteln. Dies gilt erwartungsgemäß 
für diejenigen Mittel, die zum Ausgleich 
regionaler Suukturprobleme und zur Be- 
wältigung arbeitsmarktpolitischer Heraus- 
forderungen gewährt werden. Zu nennen 
sind hier die regionale Stnikturpolitik und 
die Arbeitsmaiktpolitik der BA sowie die 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik des Bun- 
des. Diese Regionen tragen dennoch ent- 
scheidend zum wirtschaftlichen Wachstum 
bei, sei es in Form von Arbeitsplätzen oder 
Wertschöpfung. Dies gilt auch für einzel- 
ne Empfängerregionen und interessanter- 
weise nicht nur fiir westdeutsche, sondern 
auch für ostdeutsche Regionen. Beispiele 
für solche „ostdeutschen Wachstumsregio- 
nen" sind Oberes Elb tah Osterzgebirge und 
HaveRand-Fläming sowie Mittel- und Südt- 
hüringen. 


D er h ohe Wachstumsbeitrag der Geb enregio - 
nen lässt sich durch ihre bes sere Aus stattung 
mit Potenzialfaktoren und über ihr höheres 
technologisches Niveau der Produktion er- 
klären, das ihnen ein stärkeres Wirtschafts- 
wachstum erm öglicht.3 Außerdem ist zu ver- 
muten, dass einzelne raumwiiksame Mittel, 
wie z.B. aus dem Bereich Hochschule und 
Forschung, in den Geberregionen aufgrund 
von AgglomerationsvorteEen und einer hö- 
heren Ausstattung mit innovationsorientier- 
ten Unternehmen auf einen „fruchtbaren 
Boden" faUen und die ohnehin hohe Wirt- 
schaftskraft dieser Regionen weiter stärken. 

Darüber hinaus profitieren die Gebeiregio- 
nen direkt und indirekt vom Einsatz raum- 
wirksamer Mittel in den Empfängerregi- 
onen: Vom Ausbau der Infrastruktur und 
der Investitionsforderung profitieren sie in 
der Erstellungsphase über Vorleistungs Ver- 
flechtungen unmittelbar. Erhöhen sich im 
Zuge der anschließenden Nutzungsphase 
wirtschaftliche Aktivität und Steuerkraft der 
Empfängerregionen, so bedeutet dies für 
die Geberregionen weniger Ausgleichszah- 
lungen, da sich die Position der Empfänger- 
regionen im Finanzausgleich verbesseit. Ein 
anderes Beispiel ist der Ausbau der groß- 
räumigen Verkehrsinfrastruktur in struktur- 
schwachen Regionen, der über Netzeffekte 
indirekt die Erreichbarkeit der Gebejoregi- 
onen verbessert Gleichwobl nützen diese 
positiven Effekte den Geberregionen nur 
begrenzt, wenn ihnen die Mittel fehlen, um 
bestehende Entwicklungsengpässe und In- 
frastrukturdefizite unmittelbar vor Ort zu 
beheben. 

Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu 
beachten, dass die Unterschiede in der re- 
gionalen Inzidenz der Sozialversicherung 
und der raum wirksamen Mittel innerhalb 
der Geber- und Empfängertypen zum Teil 
bedeutend sind. Eine Analyse für einzelne 
Regionen würde ein noch detaillierteres Bild 
von der regionalen Inzidenz öffentlicher Fi- 
nanzsiröme zeichnen. Die Erarbeitung in- 
haltlich differenzierter regionaler „Förder- 
profile" soUte daher integraler Bestandteil 
regionaler Stärken -Schwächen-Analysen 
sein und darüber informieren, ob Umfang 
und Struktur des Mittelzuflusses in Einklang 
mit den regionalen Entwicklungsmöglich- 
keiten und -engpässen stehen. 
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4-3 Raumwirksame europäische Fachpolitiken 


Unter raumentwicklungspoliüschen Aspek- 
ten besitzen die gemeinsame Agrarpolitik 
und Europäische Strukturpolitik eine her- 
ausragende Bedeutung. Aber auch andere 
Gern eins chaftspolitiken weisen eine große 
Raumwiiksamkeit auf, obgleich ihr primäres 
Ziel nicht kn Abbau regionaler Disparitäten 
b esteht. Hierzu gehören neben dem Aufbau 
Transeuropäischer Netze (TEN) und der 
Sicherung einer nachhaltigen wirtschaft- 
lichen Entwicklung insbesondere die For- 
sch ungs- und Technologiepolitik, da mit ihr 
Innovationen und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft gefördert werden. 

Hinsichtlich der finanziellen Bedeutung der 
EU- Fachpolitiken für Deutschland ergibt 
sich ein eindeutiges Bild: Über die Direkt- 
zahlungen und maiktbezogenen Ausgaben 
der gemeinsamen Agrarpolitik sowie über 
die Struktuifonds kn Rahmen der Kohäsi- 
on für Wachstum und Beschäftigung erzielt 
D eutschlan d mit Abstan d die meisten Rück- 
flüsse. 

43 A Europäische Strukturpoiitik 

Die europäische Strukturpolitik in der aktu- 
eUen Förderperiode bis 2013 Ist durch drei 
Prioritäten gekennzeichnet, für die europa- 
weit insgesamt rund 347.4 Mrd. Euro (in lau- 
fenden Preisen) zur Verfügung stehen: 

• Ziel Konvergenz : Run d 8 1 ,5 % der Mittel 
entfaUen auf diese Priorität, die in erster 
Linie Regionen betrifft, deren Pro -Kopf- 
BIP weniger als 75 % des Gemeinschafts- 
durch Schnitts ausmacht. Regionen die 
aufgrund des sog. statistischen Effekts 
unter dieser Grenze liegen, erhalten 
eine befristete Unterstützung, da sich 
deren objektiven Bedingungen nicht 
geändert haben dürften. 

• Ziel Regionale Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung: Rund 16 % der Mit- 
tel sind ffir diese Priorität vorgesehen, 
wobei die regionalen Programme der 
Vorwegnahme und Förderung des regi- 
onalen Wandels dienen und einzig aus 
dem EFRE finanziert werden. 

• Ziel Europäische territoriale Zusam- 
menarbeit: Dieses Ziel basiert auf den 
Erfahrungen mit INTE RREG und bindet 
rund 2,5 % der Mittel. Die Mittelauftei- 
lung erfolgt anhand des Umfangs der 
Bevölkerung in den betreffenden Regi- 
onen und deren jeweiligen sozioöko- 
nomischen Bedingungen. Die M aßnah - 


E U -Fö rde rg eb iete 



Fördergebiete der EU -Strukturfonds 2007-201 3 

Ziel "Konvergenz" 
phas i ng-out " Kmve rgenzT 
Zid "Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 


□ 

□ 


Beschattigung" 


□atenbasiis: EU-KomniissiDn, CeneialdreliliDn Regiicxialpcliitiili 
Gecxnetiisciie Omndage: BKG, Kreise, 31.12.2003 
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n — I 


Mitteleinsatz in den Zielen „Konvergenz“ und 
„Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ 


Badav-Württemberg 

Bayern - ; 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen (ohne 
UTS-ll-Reg. Lüneburg) 

Nordrhesn-Westf alen 

RheinlantHF^falz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 


Brandenburg 

Mecklenburg-VorpoiTiiTiern ■ 

Niedersachsen (nur 
NUTS-ll-Reg. Lüneburg) ' 

Sachsen 

Sachser>-Anhalt - ! 
Thüringen - 1 
Bundesprogramm Vskehr - 1 




!□ 



“T“ 


“T“ 


I I Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
I I Europäischer Scziaifcnds (ESF) 

Datenbasis: iNatianaler Strategischer Rahmenptan Deutschland 


500 1 000 1 500 2 000 2 500 3 000 3 500 4 000 

in Mio EUR 
in Preisen von 2004 
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men werden aus dem EFRE finanziert 
und konzentrieren sich auf integrierte 
Programme. 


Deutschland erhält fiir die aktuelle Förder- 
periode insgesamt 26,3 Mrd. Euro an EIT- 
StrukturfondsmitteLn. Davon entfallen 25,5 
Mrd. Euro auf das Konvergenzziel und das 
Ziel Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung sowie 0,8 Mrd. Euro auf das 
Ziel Europäische Territoriale Zusammen- 
arbeit. Von den 25,5 Mrd. Euro fiir die Ziele 
Konvergenz und Regionale Wettbewerbs- 
fähigkeit und Beschäftigung entfaUen 15,1 
Mrd. Euro auf die Konvergenzregionen in 
den neuen Bundesländern und 991 Mio. 
Euro auf die NUTS II-Region Lüneburg (aUe 
Angaben in laufenden Preisen]. Für das 


Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung'' stehen insgesamt 9,4 Mrd. 
Euro zur Verfügung. Als Orientierungshilfe 
fiir den regionalen Einsatz des EFRE dient 
insbesondere die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur", aüerdings liegt es im Ermessen 
der Länder, ob sie ergänzende Maßnahmen 
über spezieUe Förderrichtiinien vorsehen 
und damit das gesamte Förderspektrum des 
EFRE ausnutzen. 

Besondere Bedeutung erlangt die europä- 
ische Strukturpolitik nicht nur aufgrund 
ihres hohen Mitteleinsatzes, sondern auch 
dadurch, dass ihr Eins atz auf d er B asis einer 
Programmfinanzierung erfolgt. Für die ak- 
tueUe Förderperiode musste daherDeutsch- 



Einzelbetriebliche Förderung 


100 km 



I nf ra stru ktu rf örd eru n g 


Lol 


e 28 33 21 9 254 
Häufigkeit^ 


Inanspruchnahme von EFRE-Mitteln im Rah- 
men der e in zel betrieblichen GRW-Förderung 
bzw. der GRW-Förderung wirtschaftsnaher In- 
frastruktur 2004-2010 in EUR je Einwohner 



□ 

bis unter 50 



□ 

50 bis unter 100 



■ 

100 bis unter 200 f 



■ 

200 bis unter 300 

n 


■ 

300 und mehr 85 27 4 3 4 290 

□ 

keine Föiderung 

Hauigkeiten 


□atanbasis: BBSR-OatBJibaink Raumwirteaime Mittel 


Cecxretrische Gn^dage: BKG, Kreise, 31.12.2008 
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land nach Artikel 27 der Verordnung Nr. 
1083/2006 des Rates mit Allgemeinen Be- 
stimmungen über den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung, den Europäi- 
schen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds 
einen Nationalen Strategischen Rahmen- 
plan (NSRP] vorlegen.^ Der Rahmenplan 
gewährleistet die Kohärenz zwischen den 
Interventionen der Strukturfbnds und den 
strategischen Kohäsionsleitlinien der Ge- 
meinschaft und zeigt den Zusammenhang 
zwischen den Prioritäten der Gemeinschaft 
einerseits und dem nationalen Refbrmpro- 
gramm (NRP) andererseits auf Der NSRP ist 
gleichzeitig der Bezugsrahmen Rir die Aus- 
arbeitung der OperationeRen Programme 
der Länder und des Bundes, da er die deut- 
sche Strategie fiir den Einsatz der Struktur- 
fonds enthält. 

Im Vergleich zur letzten Förderperiode geht 
die europäische Strukturpolitik inzwischen 
noch stäiker auf die Problemlagen und An- 
forderungen der Städte ein. Die „nachhaltige 
Stadtentwicklung'' ist daher auch integraler 
Bestandteil der deutschen Strategie, wobei 
Maßnahmen zur Förderung der Entwick- 
lung benachteiligter Gebiete kn Mittelpunkt 
stehen und innerhalb der Operationellen 
Programme städtische Gebietskulissen fest- 
gelegt werden können. Zusätzlich bieten die 
Strukturfonds Verordnungen die Möglich- 
keit, Stadtentwicklungsfonds einzurichten 
(JESSICA] und Globalzuschüsse zu verwen- 
den. Förderpolitische Ansatzpunkte liegen 
z.B. 

• in städtebaulichen Aufweitungsstrate- 
gien, 

• in der Sanierung der physischen Um- 
welt und Reaktivierung von Industrie- 
brachen, 

• in der Verbesserung des Gründungskli- 
mas, 

• im Abbau spezifischer Entwicklungs- 
hemmnisse in benachteiligten Stadt- 
teilen sowie 

• in Projekten zur Qualifiziening von Ju- 
gendlichen und Migranten. 

Daneben greift die deutsche Strategie wei- 
tere neue Herausforderungen auf und 
bewertet diese im gesamtstaatlichen 
Rahmen. Dies gilt insbesondere für den 
demographischen Wandel. Denn dieser be- 
trifft nicht nur einzelne Regionen oder Städ- 
te, sondern Deutschland in seiner Gesamt- 
heit und hat vielfältige Aufgaben in nahezu 
allen Bereichen zur Folge (z. B. Infrastruktur, 
Arbeitsmarkt, Bildung). Entsprechende för- 
derpolitische Ansatzpunkte finden sich in 


fast aUen thematischen Prioritäten. Auch 
leitet der NSRP einen Paradigmenwechsel 
im Bereich der Infrastruktuiförderung ein, 
denn künftig geht es nicht mehr nur um de- 
ren Ausbau, sondern auch um deren Siche- 
rung und Anpassung an veränderte Nach- 
fragestrukturen. 

Aufgrund ihres eiheblichen Entwicklungs- 
rückstandes zum Gern einschafts dur ch - 
schnitt fallen die fünf neuen Bundesländer 
auch in der aktuellen Förderperiode bis 2013 
unter das Konvergenzziel. Die Förderung 
mit den EU -Strukturfonds soU den wirt- 
schaftlichen Aufliolprozess beschleunigen 
und zur Schaffting von mehr und besseren 
Arbeitsplätzen beitragen. Zu den originären 
Konvergenzregionen gehören die Länder 
Me cklenbuig- Vorpommern und Thüringen 
sowie die Regieningsbezirke D es sau, Magde- 
burg, Dresden, Chemnitz und Brandenburg 
Nordost. Die Regierungsbezirke Leipzig, 
Halle und die Region Brandenburg Südwest 
werden als Phasing-Out- Regionen inner- 
halb des Konvergenzzieles gefördert. Glei- 
ches gilt fiir die NUTS ll-Region Lüneburg 
in Niedersachsen, deren BIP pro Einwohner 
in KauJkraftparitäten (KKS) gemessen am 
durchschnittlichen BIP pro Kopf der EU-15 
als einzige westdeutsche Region unterhalb 
der Abgrenzungskriterien geblieben ist. 

Die westdeutschen Bundesländer - Nieder- 
sachsen ohne die NUTS ll-Region Lüneburg 
-und Berlin erhalten eine Förderung im 
Rahmen des Ziels „Re^onale Wettbewerbs- 
fähigkeit und Beschäftigung". Es ist prinzi- 
piell Ilächendeckend angelegt, wobei die 
Länder regionale Schwerpunkte der Förde- 
rung setzen können. Die deutsche Strategie 
berücksichtigt vor aUem die nach EU-Bei- 
hilferecht ausgewiesenen Struktur sch wa- 
chen nationalen Region alfördeigebiete für 
die Unterstützung von Innovationen und 
Modernisierungen in Unternehmen, die ab 
2007 ebenfalls neu abgegrenzt sind. 

Forschungs- undTechnologiepoliiik 

Die Europäische Gemeinschaft fördert 
durch ihre Forschungs- und Innovationspo- 
litik die Zusammenarbeit mit und zwischen 
Unternehmen, Forschungszentren und 
Universitäten. Das Augenmerk liegt auf der 
Stärkung der wissenschaftlichen und tech- 
nologischen Grundlagen der Industrie und 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit kn weltweiten 
Maßstab. 

Dem siebten Forschungs- Rahmenpro- 
gramm für den Zeitraum 2007-2013 stehen 
insgesamt 54,4 Mrd. Euro zur Verfügung. Es 


H) Nätidialer SMegi^her Ralirrerplan 
norden EinsatzderEU-SduklurforKL Inder 
BundesfepublikDeutediland 2007-2013. 
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unterstützt die Entwicklung und Implemen- 
tierungverschiedener Politiken der Gern ein - 
schait und ist in vier spezifische Programme 
untergliedert 

• Kooperation (32,4 Mrd. Euro] 

• Ideen (7,5 Mrd. Euro] 

• Menschen (4,7 Mrd. Euro] 

• Kapazitäten (4 ,2 Mrd. E uro] . 

Einzelne Voihahen zielen speziell auf die 
Beeinflussung regionaler Entwicklungs- 
prozesse ah. Dies gilt insbesondere fiir den 
Bereich „Kooperation", in dessen Rahmen 
grenzüberschreitende Kooperationsprojek- 
te zwischen Universitäten, Industrie und 
Forschungszentren zu Themen wie KUma- 


Eu rop äi s c her Gara ntief o n ds 



Wandel, Transport oder Informations- und 
Kommunikationsmittel gefördert werden. 
Unter raum entwicklungspolitischen As- 
pekten kommt außerdem dem vierten Pro- 
grammbereich, der die gezielte Förderung 
von Forschungsinfrastrukturen und KMU- 
Förderung ermöglicht, eine besondere Be- 
deutung zu. Gerade in strukturschwächeren 
Regionen können das regionale Innovati- 
onspotenzial und die wirtschaftliche Ver- 
wertung neuer Ideen und Konzepte gefor- 
dert werden. Denn wie die Erfahrungen aus 
den neuen Ländern zeigen, sind auch wirt- 
schaftlich schwache Regionen in der Lage, 
leistungsfähige Forschungs- und Technolo- 
giezentren neu anzusiedeln und zu „halten". 
Hierzu bedarf es aUerdings einer engen Ko- 
operation nationaler, regionaler und lokaler 
Akteure und eines zielorientierten Regional- 
marketings. Das siebte Rahmenprogramm 
der EU kann hierzu in sinnvoller Eigänzung 
zu nationalen Förderaktivitäten einen wich- 
tigen Beitrag leisten. 

4.3*2 Gemeinsame Agrarpolitik (GAP] 

Obwohl die Ausgaben im Rahmen der Ge- 
meinsamen Agrarpolitik (GAP] kn Laufe der 
Zeit allmählich gesunken sind, machen sie 
noch immer rund 41 % des EU -Haushaltes 
aus. Ihre politischen Ziele betreffen die 

• Steigerung der landwirtschaftlichen 
Produktivität, 

• Steigerung des landwirtschaftlichen 
Pro - Kopf-Einkommen s, 

• Stabilisierung der M äikte , 

• SichersteUung der Versorgung der Be- 
völkerung mit Nahrungsmitteln und 
die 

• Sorge um angemessene Verbraucher- 
preise. 

2010 erhielt Deutschland insgesamt einen 
Betrag von fast 5,70 Mrd. Euro aus dem 
EGFL (Direktzahlungen und maiktbezoge- 
ne Ausgaben]. Das Bundesland Bayern ist 
Hauptempfänger der Mittel aus dem EGFL, 
gefolgt von Niedersachsen. In den neuen 
Ländern erhält Mecklenburg- Vorpommern 
die meisten EGFL-Mittel. 


Inanspruchnahme von Mitteln des Europäischen 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) 
2008 bis 2009 in EUR je Einwohner 
(enthält Garantie- und sonstige Mittel) 

I I bis unter 100 

□ 100 bis unter 200 

m 200 bis unter 400 


L 


lao 72 108 36 17 


^ 400 bis unter GOO 


Hajfgkeiten 


^ 600 und mehr 


Datenbasiis; B:BSR-OatBnbank Räumwirlisanie Miittsl 
Geometrisctie Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2008 


Untersuchungen über die räumlichen Aus- 
wirkungen der GAP auf Einkommen, Ar- 
beitsmarkt, Infrastruktur und natürliche 
Ressourcen zeigen die besonders enge und 
spezifische Beziehung zwischen der Land- 
wirtschaft und dem ländlichem Raum. Für 
die ländlichen Räume besitzt daher die GAP 
ein erhöhtes Maß an Verantwortung. 
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Die Europäische Kommission hat kn Okto- 
ber 2011 Vorschläge zur Weiteren twicklmig 
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 
2013 vorgelegt. In ihren Vorschlägen greift 
die Kommission wichtige Maßnahmen auf^ 
wie künftig die Herausforderungen einer 
rentablen Nahrungsmittelproduktion, eine 
nachhaltige Bewirtschaftung der natürli- 
chen Ressourcen und Küm am aßnahmen 
sowie eine ausgewogene ländliche Entwick- 
lung bewältigt werden können. Die Bera- 
tungen dieser Vorschläge kn Rat und im 
Europäischen Parlament stehen im engen 
Zusammenhang mit dem künftigen Mehr- 
jährigen Finanzrahmen der EU von 2014 bis 
2020. Sie werden voraussichtlich nicht vor 
Ende 2012 abgeschlossen. Die künftige Aus- 
gestaltung der GAP wird zumindest mittel- 
bar auch Auswiikungen auf die Strukturen 
im ländlichen Raum haben. 

Sowohl im europäischen wie auch nationa- 
len Kontext gibt es jedoch erhebliche Unter- 
schiede zwischen den ländlichen Räumen. 

Mit der Globalisierung der Wktschaft sowie 
der Intensivierung, Konzentration und Spe- 
zialisierung der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion besteht die Gefahr, dass sich auch 
negative Folgen ftir die räumliche Entwkk- 
lung in ländlichen Regionen eigeben kön- 
nen. 

Dazu gehören: 

• der Verlust an Arbeitsplätzen und Defi- 
zite in der ländlichen Infrastruktur 

• die Aufgabe traditioneller Bewktschaf- 
tungsmethoden und infolgedessen eine 
Veränderung der Landschaftsbilder 

• die Nutzung von Feuchtgebieten, Hei- 
delandschaften und naturnahen Ma- 
gerwiesen 

• die Gr und Wasserbelastung durch er- 
trags steigernde Pro d uktion smittel 

• der Rückgang der Artenvielfalt. 

Um der Gefahr negativer Umwelteffek- 
te entgegenzuwkken, gibt es eine Vielzahl 
rechtlicher Vorschriften im Rahmen des na- 
tionalen Ordnungsrechts als Voraussetzung 
für die Inanspruchnahme von Mitteln im 
Rahmen der 1 . Säule der GAP (Markt- und 
Einkommenspolitik] . 

Die Politik für ländliche Räume kn Rahmen 
der 2. Säule der GAP trägt darüber hinaus 
durch finanzieRe Anreize gezielt dazu bei, 
neben der Steigerung der Wettbewerbsfä- 
higkeit der Land- und Forstwktscbaft 

• die Umwelt und Landschaft durch För- 
derung einer ressourcenschonenden 


Landbewktschaftung zu verbessern 
und 

• die Lebensqualität in ländlichen Räu- 
men zu steigern und die Diversifizie- 
rung der Wktschaft zu fördern. 

Maßgeblich hierfür ist die Verordnung zur 
„Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums durch den Europäischen Landwkt- 
schaftsfonds für die Entwicklung des länd- 
lichen Raums" (E LE R- Verordnung). Sie 
bildet den Rahmen fiir die 2. Säule der Ge- 
meinsamen Agrarpolitik (GAP) kn Zeitraum 
2007-2013. Die Förderung der ländlichen 
Entwicklung soR die Reformen der 1. Säule 


Europäi scher Landwirtsch aftsfonds 



Inanspruchnahme von Mitteln des Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raumes (ELER) 2007 bis 2000 
in EUR je Einwohner (inkl. Kofinanzierung) 


I I bis unter 50 

I I 50 bis unter 100 

m 100 bis unter 200 

^ 200 bis unter 300 

^ 300 und mehr 


ML_ 

241 94 S9 15 4 
Häufigkdten 

Datanbaas: BBSR-DatHinbair^ iRauimwiiksame Miittal 
GeDrTBtrlsdte Grundtaga: BKiG, Kraise, 31.12.2008 
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der GAP flankieren imd gleichzeitig einen 
Beitrag zur Umsetzung der überarbeiteten 
Lissabon -Strategie fiir Wachstum und Be- 
schäftigung und der Nachhaltigkeitsziele 
von Göteborg leisten. Die 2. Säule der GAP 
verfolgt damit übergeordnete Ziele, die enge 
Querbezüge zu den Zielen der EU- Struktur- 
politik auflveisen. 

Deutschland stehen in der aktuellen För- 
derperiode 2007-2013 rund 9,1 Mrd. Euro 
EU-Mittel überden ELER zur Verfügung. Zu- 
sammen mit den nationalen Mitteln [Bund 
und Länder] werden damit etwas über 18 
Mrd. Euro (rund 2,6 Mrd. Euro pro Jahr] an 
öffentlichen Mitteln in den Länderprogram- 
men zur ländlichen Entwicklung eingesetzL 
D er Bund unterstützt die ländliche Entwick- 
lung über die Gemeinschaitsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küs- 
tenschutzes" (GAK] . Er steRt hierfür jährlich 
600 Mio. Euro an Bundesmitteln bereit. Zu- 
sammen mit den Ländermitteln belaufen 
sich die GAK -Mittel auf rund 1 Mrd. Euro 
pro Jahr. 

4-4 Raumordnungspoli tische Schlu^ 

Aufgrund ihrer Strukturstäike partizipie- 
ren die Geberregionen der Sozialversiche- 
rung insgesamt deutlich schwächer an den 
raum wirksamen Bundesmitteln. Dies gilt 
erwartungsgemäß für diejenigen Mittel, die 
zum Ausgleich regionaler Strukturprobleme 
und zur Bewältigung arbeitsmarktpoliti- 
scher Herausforderungen gewährt werden. 
Gleichwohl tragen diese Regionen ent- 
scheidend zum wirtschaftlichen Wachstum 
bei, sei es in Form von Arbeitsplätzen oder 
Wertschöpfung. Dies trifft auch fiir einzelne 
Empfängerregionen zu, und interessanter- 
weise nicht nur fiir westdeutsche, sondern 
auch fiir ostdeutsche Regionen. 

D er hohe ge s amtwirtschaftliche Wach stum s- 
beiuag der Geberre^onen lässt sich durch 
deren bessere Ausstattung mit Potenzial- 
faktoren und ein höheres technologisches 
Niveau der Produktion erklären. Außerdem 
dürften sie gerade kn Bereich von Forschung 
und Entwicklung eine höhere regionale Ab- 
sorptionsfähigkeit besitzen. Daiüber hinaus 
profitieren die Geberregionen direkt und in- 
direkt vom Einsatz raum wirksamer Mittel in 
den Empfängerregionen. 

Im Vergleich zur letzten Förderperiode geht 
die europäische Strukturpolitik inzwischen 
noch stäiker auf die Problemlagen und An- 
forderungen der Städte ein, denn „Nachhal- 


Der Schwerpunkt der Förderung kn Rahmen 
der ländlichen Entwicklung in Deutschland 
liegt bei den Maßnahmen zur Verbesserung 
der Umwelt- und Landschaft. Hierbei wird 
den neuen Herausforderungen eine zuneh- 
mende Bedeutung beigemessen. Maßnah- 
men kn Bereich der Wasserwktschait, der 
Biodiversität, des Klimawandels und der er- 
neuerbaren Energien stehen dabei kn Fokus 
der Förderung. 

ln Abhängigkeit von den regionalen Heraus- 
forderungen ist die Schwerpunktbildung der 
Förderung in den einzelnen Bundesländern 
allerdings sehr unterschiedlich. So steht die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit in 
Norddeutschland kn Vordergrund, die För- 
derung der Verbesserung der Umwelt- und 
Landschaft üb er wiegt kn Süden, und die 
Verbesserung der Lebensqualität in ländli- 
chen Räumen einschließlich der Diversifi- 
zierung der Wirtschaft hat vor allem in den 
neuen Bundesländem ein besonderes Ge- 
wicht. 


tige Stadtentwicklung" ist als Querschnitts - 
ziel explizit in der deutschen Strategie 
berücksichtigt. Daneben greift die deutsche 
Strategie weitere neue Herausforderungen 
auf und bewertet diese kn gesamtstaatlichen 
Rahmen. Dies gilt insbesondere für den de- 
mographischen Wandel Denn dieser betrifft 
nicht nur einzelne Regionen oder Städte, 
sondern Deutschland in seiner Gesamtheit. 
Unter raumentwicklungspolitischen Aspek- 
ten ist außerdem die europäische Politik für 
ländliche Räume zu beachten, auch wenn 
Deutschland in der aktuellen Förderperiode 
etwa 10 % weniger Mittel erhält. 

SchließUch hat in der jüngsten Veigangen- 
heit die Bedeutung strukturstarker Regionen 
fiir die Finanzierung staatlicher Ausgleichs - 
Politik zunehmend gesellschaftspolitische 
Aufin erksamkeit erhalten. Denn im Sinne 
einer „nachhaltigen Ausgleichspolitik" gilt 
es die langfiristigen Entwicklungsperspek- 
tiven ge samtwirts ch aftlicher Wachstums - 
regionen durch geeignete Maßnahmen zu 
fördern, damit Ausgleichspolitik mit dem 
Ziel der HersteUung gleichwertiger Lebens- 
verhältnisse finanzierbar bleibt. Das struk- 
turpolitische Engagement des Bundes und 
der Einsatz raumwiiksamer Mittel müssen 
daher sowohl dem Ausgleichs- als auch dem 
Wachstumsziel Rechnung tragen. 
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Insgesamt kommt ein vielfältiger Mix an 
Fördermaßnahmen zum Einsatz, an dem 
die Struktur schwachen Regionen in unter- 
schiedlicher Weise paitizipieren. Vor allem 
Städteb auf örderung, G em eins ch aitsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schafts Struktur'' und arbeitsmarktpolitische 
Hilfen bilden zusammen mit der 2. Säule der 
Agrarpolitik und der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbessemng der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" die zentralen Bausteine 
einer Raumentwicklungspolitik fiir diese 
Regionen, die gleichzeitig in besonderem 
Maße von Schrumpfungsprozessen betrof- 
fen sind. Deren Bewältigung ist eine Dauer- 
aufgabe für aUe Ressorts. 

Die bestehende differenzierte Programm - 
Struktur raum wirksamer Mittel bildet hier- 
für eine wichtige Grundlage, die es in einem 
ersten Schritt zu optimieren gilt. In einem 
zweiten Schritt wäre dann die Etablierung 
ressortübergreifender Förderansätze zu 
verstärken, was jedoch angesichts der his- 
torisch gewachsenen Zuständigkeiten auf 
nationaler und EU-Ebene und der damit 
einhergehenden förderrechtlichen Rahmen- 
bedingungen nicht einfach umzusetzen ist. 
Es bleibt abzuwarten, ob durch die künftige 
Ausgestaltung der europäischen Struktur- 
politik, z. B. durch die derzeit thematisierte 
Forderung nach mehr inteikommunaler Zu- 
sammenarbeit, integrierten Projekten und 
einer stärkeren Beiücksichtigung von Stadt- 
Umland-Beziehungen, weitere Anreize für 
die Ausgestaltung und Vernetzung nationa- 
ler PoUtiken gesetzt werden. 

Was den ersten Schritt, die Optimierung der 
vorhandenen Förderstruktur angeht, beste- 
hen hinsichlich der derzeitigen Förderviel- 
falt Potenziale insbesondere bei folgenden 
Punkten: 

Zunächst gilt es, im Rahmen einer ressort- 
übeigreifenden Abstimmung zentrale För- 
derregelungen bei Bedarf zu modifizieren, 
um eine Bündelung fachspezifischer Pro- 
gramme vor Ort zu erleichtern. Im IdealfaU 
bedeutet dies, dass einzelne Ressorts Mittel 
für sektoiübergreifende Programme oder 
spezifische Zwecke anderer Ressorts zur Ver- 
fügung steUen. Auch soUten künftig regionale 
Entwicklungskonzepte ressortüb ergreifend 
angelegt sein, um Synergieeffekte vor Ort 
zu erzielen. So macht es grundsätzlich we- 
nig Sinn, wenn jede Fachpohtik ein eigenes 
Entwicklungskonzept ffir einen bestimmten 
Raum oder einzelne Teilräume auflegt, das 
nur auf die spezifischen Förderansätze der 
jeweihgen Fachpolitik ausgerichtet ist Hier 


sind die bereits vorhandenen integrierten 
Entwicklungs ans ätze, beispielsweise in der 
Struktur- und Ländlichen Entwicklungspo- 
litik, auszubauen. 

In vielen Räumen ffihren Bevölkerungsrück- 
gang und Überalterung in Veihmdung mit 
kommunalen Haushaltsnotlagen dazu, dass 
grundlegende Infrastrukturen in ihrem Be- 
stand gefährdet sind. Diese bedürfen einer 
gezielten Förderung zur Sicherung der Da- 
seinsvojTsoige. Diese förderpolitische Erwei- 
terung soRte mit einer stärkeren Flexibilisie- 
rung der Förderprogramme einheigehen. 
Gefordert sind zudem innovative Lösungen, 
um die BereitsteUung kommunaler Eigen- 
anteile (z. B. „Muskelhypothek"] zu erieich- 
tern. Außerdem soUten künftig verbindliche 
inteikommunale Absprachen nicht nur fi- 
nanzieR gefördert weden, sondern stärker 
als bisher als Fördervoraussetzung gelten. 

Da die Akteure vor Oit die regionalen Pro- 
bleme und Potenziale am ehesten kennen, 
ist eine noch stärkere Dezentralisierung der 
Förderung anzustreben, wie sie bereits kn 
Rahmen des LEADER-Ansatzes praktiziert 
werden, ln diesem Kontext kommt alterna- 
tiven Finanzieningsinstrumenten in Form 
von Regionalbudgets und Regionalfonds 
eine besondere Bedeutung zu. Denn als Er- 
gänzung traditioneRer Förderprogramme 
führen sie zu einer stärkeren Dezentralisie- 
rung und erleichtern die Aktiviening von 
privatem Kapital fiir Zwecke einer aktiven 
Region alen twickl ung. 

Gleichwohl können sie auch vorhandene Fi- 
nanzierungsmöglichkeiten ersetzen, sofern 
damit ein Zugewinn an Effektivität und Effi- 
zienz einheigeht. Dabei müssen in der Regel 
seitens der Ressorts keine zusätzlichen Mit- 
tel aufgebracht, sondern können bereits be- 
stehende Finanzier ungsqueRen (z. B. EFRE] 
genutzt werden. Regionalfonds haben zu- 
dem den zusätzlichen VorteR, dass sie die 
eingesetzten Mittel dauerhaft sichern. Denn 
durch den Rücklauf der Mittel plus Vergü- 
tung stehen die Mittel nicht nur ein weiteres 
Mal zur Verfügung, sondern vermehren sich 
und können wieder für neue Projekte einge- 
setzt werden. ARerdings sind Regionalfonds 
aufgrund ihres revolvierenden Charakters 
und der damit einhergehenden Notwen- 
digkeit „rentierhcher" Projekte meistens 
in strukturstaiken Regionen und in einem 
„ökonomisch" großräumigeren Kontext ein- 
facher umsetzb ar. 
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5 Raumordnungspolitischer Handlungsbedarf 


Der Raumordnungsbeiichl des BBSR soU 
Informationen Mr Politiker und Entschei- 
dungsträger auf allen administrativen Ebe- 
nen bieten. Er vermittelt Fakten zur Raum- 
entwicklung^ vergleicht und bewertet sie 
und leitet daraus Handlungsempfeblungen 
für die Raumordnungspolitik ab, steUt mög- 
liche Lösungsansätze für drängende Proble- 
me dar und macht Vor scbläge Rir die künfti- 
ge Ressortforschung des BMVBS. 

Zunächst werden auf der Basis der empi- 
risch-analytischen Ergebnisse des Berichts 
die Herausforderungen herausgestellt, vor 
denen die Raumordnungspolitik steht (Kap. 
5.1). 

Eine wichtige Funktion hat der Raum- 
ordnungsbericht fiir die Vorbereitung der 
Forts chreibung und Aktualisierung der 
„Leitbilder un d Han dl ungs Strategien fiir 
die Raumentwicklung in Deutschland", 
die die MRKO 2006 beschlossen hat (ygl. 
Kap. 5.2). Seine Analysen und empirischen 
Eikenntnisse sollen den geplanten Fort- 
schreib ung^- und Aktualisierungsdiskurs 
inhaltlich vorbereiten und strukturieren. 
Zuerst wird deshalb auf die Themen einge- 
gangen, die bereits in den Leitbildern und 
Handlungsstrategien angesprochen sind, 
aber noch einer vertiefenden Behandlung 
bedürfen. Danach wird der Eigänzungsbe- 
daif der Leitbilder ermittelt. Es werden zwei 
Leitbildergänzungen „Klima und Energie" 
und „Mobilität und Logistik" voigeschlagen. 
Abschließend wird der Um setzungsbedarf 


der aktualisierten und ergänzten Leitbilder 
und Handlungsstrategien thematisiert. Mit- 
tels Projekten des Aktionsprogramms Mo- 
dellvorhaben der Raumordnung (MORO) 
hat der Bund bereits die Umsetzung der 
Leitbilder in der Vergangenheit gefördert. 
Aus den aktualisierten und erweiterten In- 
halten leiten sich neue Erfordernisse der 
Umsetzungsunterstützung ab. Konkret wird 
gezeigt, mit welchen geplanten und bereits 
eingeleiteten neuen MORO -Vorhaben die 
Realisierung der neuen und alten Leitbild- 
ziele gefördert werden kann. 

Der dritte Abschnitt zeigt auf, fiir welche 
Grundsätze der Raumordnung eine Auf- 
stellung von Bundesraumordnungsplänen 
aus Sicht des BBSR sinnvoll erscheint (vgl. 
Kap. 5.3). Das neue ROG ermächtigt mit 
§ 17 Abs. 1 den Bund, einzelne Grundsätze 
der Raumordnung, wie sie kn Grundsatzka- 
talog von § 2 Abs. 2 ROG definiert werden, 
durch Bundesraumordnungspläne zu kon- 
kretisieren. 

Im vierten Abschnitt werden weitere Punkte 
aufgefühlt, bei denen aus Sicht des BB SR ein 
dringender Handlungsbedarf fiir die Lan- 
des- und Regionalplanung bereits besteht 
oder in Zukunft zu erwarten ist (vgl. Kap. 
5.4). 

Abschließend werden Folgerungen firr die 
Förderung des Territorialen Zusammenhalts 
in Europa abgeleitet (vgl. Kap. 5.5). 


5-1 Heratisforderungeii für die Raumordnungspolitik in Bund und Ländern 


Die teilraum differenzierten Analysen des 
Raumordnungsberichts, die Erfahrungen 
aus der angewandten Modellvorhabenfor- 
schung des BBSR und die vergleichenden 
Plananalysen haben zur Identifikation der 
folgenden Herausforderungen beigetragen, 
denen sich die Raumordnungspolitik von 
Bund, Ländern und Regionen bereits heute 
schon oder verstärkt in der näheren Zukunft 
steEen muss: 

• Die Abwendung einer sich selbst ver- 
stärkenden Abwärtsspirale peripherer 
ländlicher Räume infolge ungünstiger 
Ökonomischei; demographischer und 
infrastruktureUer Entwicklungen und 
die Eigreifiing von Maßnahmen zur 
Gewährleistung und Herstellung der 


Gleichwertigkeit in Teilräumen, in de- 
nen bereits eine erhebliche Abweichung 
vom Bundes durch schnitt zahlreicher 
Dimensionen regionaler Lebensver- 
hältnisse festgesteUt werden kann 

• sozialverträgliche, kosten sensible An- 
passung des Angebots sozialer und 
technischer Infrastrukturen der Da- 
sein svor sorge an die gewandelte Nach- 
fragestruktur, die inakzeptable Einbu- 
ßen der Versorgungsqualität und der 
Erreichbarkeit sowie überpropoitionale 
Steigerungen der Kostenbelastung öf- 
fentlicher Haushalte und privater Ak- 
teure vermeidet 

• Erhaltung leistungsfähiger Zentraler- 
Orte -Netze, unter anderem durch die 
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stärkeie Ausrichtimg der Siedlimgseiit- 
wicklung auf Zentrale Orte als Versor- 
gungs- undArbeilsmaiktzentren 

• Gew ährleistung ein er b ed ürfnisgere ch- 
ten Mobilität und eines attraktiven öf- 
fentlichen Personen veikehrs auch in 
nachfrageschwachen Teilräumen und 
unter ungünstigen ölpreisbedingun- 
gen 

• Ausweisung zusätzlicher Flächen für 
Windkraft- und Solarenergienutzung 
sowie Energie- und CO 2- Speicherung 
in Regionalplänen und kommunalen 
Bauleitplänen, einschließlich der aktiv- 
planerischen Unterstützung des Repo- 
werings und der Erarbeitung regionaler 
Energiekonzepte 

• Flankierung der Ausbaupläne der Lei- 
tungsnetze durch vorsorgliche Tfas- 
sensicherung in Raumordnungsplänen 
und Suche nach raum verträglichen 
und in der Bevölkerung konsensfähi- 
gen Standorten und Korridoren für Lei- 
tungen durch partizipative Raumord- 
nungsverfahren 

• Intensivierung des Klimaschutzes in 
aüen Regionen und verbesserte Anpas- 
sung an die negativen Folgen des Kli- 
mawandels nicht nur in den besonders 
betroffenen Regionen 

• behutsame Fortentwicklung der Kultur- 
landschaften, Verringerung der Inan- 
spruchnahme natürlicher Ressourcen 
und Erhöhung der Ressourceneffizienz 
insbesondere durch Stabilisierung der 
Siedlungsdichten und die Begrenzung 
des Siedlungs- und Verkehrsfläch en- 
wachstums. 

Weiterer Handlungsbedarf, der nach den Er- 
kenntnissen des Raumordnungsb erichts be- 
reits absehbar ist, aber in den Analysen noch 
nicht im Detail bestimmt werden konnte, 
ergibt sich fiir die Raumordnungspolitik von 
Bund, Ländern und Regionen für die folgen- 
den Punkte: 

D er raumbezogene Umgang mit Risiken, die 
sich aus dem Bau b zw. dem Betrieb techni- 
scher Anlagen bzw. ihrer räumlichen Kon- 
zentration ergeben oder mit Naturgefahren 
und menschvenirsachten Katastrophen ver- 
bunden sind, gilt bislang als ein wenig be- 
achteter Bereich in der Raumordnung von 
Bund, Ländern und Regionen. Insbesondere 
jene Gefahren, mit denen kn Zuge des Kli- 
mawandels zu rechnen ist, die die Folge von 
Naturkatastrophen sind oder die sich aus ei- 
nem unvorhersehbaren StörfaU frir Mensch 
und Umwelt ergeben, soRten zukünftig ver- 


stärkt in den Mittelpunkt räumlicher Risiko - 
Vorsorge treten. 

Dabei ist vor allem dem Belang der Kriti- 
schen Infrastruktur in der Praxis mehr Be- 
achtung zu schenken, ln Festlegungen von 
Raumordnungsplänen und bei der Abstim- 
mung raumbedeutsamer Vorhaben und 
Maßnahmen gilt es die RoUe der Kritischen 
Infrastruktur, die diese für die Erhaltung der 
Funktionsfahigkeit unserer ausdifferenzrer- 
ten GeseUschaft spielt, zu sichern und zu 
stärken. 

Metropolräume spielen eine wichtige Rolle 
als Sitz glob aler Unternehmen, als Entschei- 
dungszentren der nationalen und interna- 
tionalen Politik, als Gateways zu Informati- 
onsnetzen und Verkehrsinfrastruktur sowie 
als Zentren der Kultur und Wissenschaft. 
Aus diesen Gründen sind Metropolräume 
zu einem strategischen Objekt nationaler 
und europäischer Politik geworden. Auf 
der Grundlage eines europaweiten Metro- 
polenvergleichs kann nun das bereits etab- 
lierte Metropolregionenkonzept der MKRO 
weiterentwickelt werden. Für die Raum- 
ordnung von Bund, Ländern und Regionen 
bedeutet dies, innovative Maßnahmen und 
Konzepte zu erarbeiten, wie die SteRung der 
deutschen Regionen kn europäischen Met- 
ropolenwettbewerb durch Ausbau und Stär- 
kung ihrer MetropoRunktionen verbessert 
werden kann. 

Durch den Ausbau der transeuropäischen 
Verkehrsnetze soR innerhalb von Europa ein 
modernes und effizientes Veikehrssystem 
realisiert werden. Aufgrund seiner zentra- 
len Lage in Europa betrifft und belastet der 
wachsende europäische Transitverkehr vor 
allem Deutschland. Aus diesem Grunde ist 
die Integration der deutschen Veikehrsinfra- 
struktur in das europäische Veikehrssystem 
nicht nur von einer zentralen strategischen 
Bedeutung für den Wktschaftsstandort 
Deutschland, sondern auch für die Entwick- 
lung des veikehiiichen Belastungsniveaus 
seiner Bevölkerung. Die Raumordnungspo- 
Rtik von Bund und Ländern soRte deshalb 
beim weiteren Ausbau der europäischen 
Verkehrsnetze nicht nur die wktschaftlichen 
Standortbedingungen Deutschlands im 
Auge behalten, sondern vor aRem umwelt- 
verträgliche Veikehrsinfrastrukturen för- 
dern, die eine Reduzierung des Belastungs- 
niveaus von Mensch und Naturhaushalt zur 
Folge haben. 

ln Europa werden der Ausbau und die Ver- 
netzung der Stromnetze vorangetrieben. 
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Auch auf europäischer Ebene stellt die In- 
tegration der zentralen Strom erzeugungs- 
anlangen konventioneller Art und der 
kleineren^ dezentralen Stromquellen aus 
erneuerbarer Energieproduktion in ein Ver- 
bundnetz eine zentrale Herausforderung 
dar. Die Raumordnung von Bund, Ländern 
und Regionen muss die Weiterentwicklung 
des transeuropäischen Stromnetzes unter- 


stützen, nicht nur um eine verlässliche und 
ko sten effektive Eneigieversoigung zu er- 
möglichen, sondern um in Europa den Um- 
bau des Energiesystems in eine nachhaltige 
Entwicklungsrichtung zu forcieren und die 
Zukunfts Vision eines „Smart Grids" Wirk- 
lichkeit werden zu lassen. 


5-2 Fortentwicklung der Leitbilder zur Raumentwicldung in Deutschland 


Seitdem die Leitbilder und Handlungs Stra- 
tegien Rir die Raumentwicklung in Deutsch- 
land im Jahr 2006 durch die MKRO beschlos- 
sen wurden, prägen sie sehr wesentlich die 
Raumordnungspolitik von Bund, Ländern 
und Regionen (vgl. Kap. 3.2.2). Zwar gaben 
sie auch Anlass zur Kritik, insbesondere an 
die kontroverse Bewertung der Metropol- 
regionenpolitik durch Interessen Vertreter 
des ländlichen Raumes sei hier erinnert, 
im Rückblick überwiegen aber deutlich An- 
regungen und Innovationen sowie Umset- 
zungsaktivitäten auf der Ebene von Bund, 
Ländern und Regionen (vgl. Kap. 3.2 und 
3.3). Mit der ein setzen den Reflexion über 
die Leitbilder stellten sich bald die Fragen, 
welche Punkte der drei Leitbilder aktuali- 
siert werden soUten und welche wichtigen 
Themen noch keine ausreichende Berück- 
sichtigung gefunden haben. Es ist geplant, 
in einem breit angelegten diskursiven Pro- 
zess zwischen MKRO, dem Beirat flir Raum- 
ordnung und externen Fachleuten, euro- 
päischen Nachbarländern und dem BBSR 
den Aktualisierungs-, Weiterentwicklungs- 
und Umsetzungsbedarf der Leitbilder und 
Handlungsstrategien zu erörtern und in- 
haltlich auszu arbeiten, so dass sie durch 
einen MKRO-Beschluss im Jahr 20 13 fort- 
geschrieben werden können. Eine wichtige 
vorbereitende Funktion kommt in diesem 
Zusammenhang den Analysen des Raum- 
ordnungsberichts zu.^ 

S2 A Aktualisierungsbedarf der Leitbilder 

Leitbild „Wachstum und Innovation*' 

Das Leitbild „Wachstum und Innovation" 
ist ausgesprochen wachstumszentriert aus- 
gerichtet. Wachstum darf allerdings kein 
Selbstzweck sein. D as aReinige Ziel, das BIP 
zu mehren, greift zu kurz. Trotzdem bleibt 
Wachstum wichtig. Die Finanzkrise hat de- 
monstriert, dass gravierende Probleme nur 
durch Wachstum gelöst werden können. 
Ein zentraler Indikator flir wirtschaftliches 


Wachstum bleibt somit das BIP bzw. seine 
Steigerung. AUerdings muss es um seine Aus - 
wiikungen auf die regionale Lebensqualität 
ergänzt werden, ln diesem Zusammenhang 
ist die Europa 2020 -Strategie der EU wichtig. 
Hier werden drei Aspekte des Wachstums 
besonders beleuchtet: das intelligente, das 
nachhaltige und das integraüve Wachstum. 
Ziele der EU sind eine Erwerbs quote von 
75 %, Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung von 3 % des BIP und die Rück- 
führung der Zahl der Schulabgänger ohne 
Abschluss auf einen Anteil von maximal 
10 %. Es liegt nahe, das Leitbild „Wachstum 
und Innovation" stärker mit den Ziel Vorga- 
ben der EU zu verknüpfen. Länder und Re- 
gionen müssen prüfen, welchen Beitrag sie 
zur Erreichung der Ziele der Europa 2020- 
Strate^e leisten können, da - so der gegen- 
wärtige Stand der Diskussion - die Vergabe 
der Stnikturfondsmittel an diese drei Ziele 
geknüpft werden soll 

ln dem Leitbildprozess soUten weiterhin der 
5. Kohäsionsbericht und die darauf aufbau- 
enden Schlussfolgerungen Beachtung fin- 
den. ln diesem Zusammenhang sind zwei 
Aspekte wichtig: einerseits die RoUe der 
Städte und ihre Bedeutung als Wachstums- 
motoren und andererseits die funktionalen 
Räume bzw. der territoriale Zusammen- 
halt. Die Kommission weist den Städten 
eine wichtige RoUe für Wachstum, Kreativi- 
tät und Innovation zu und fordert auch die 
Entwicklung eines ehrgeizigen Konzepts der 
Stadtentwicklung. 

Hier hat das BBSR mit der Erstellung des 
e urop aweiten M eir opolf unküon sin dexes 
eine wichtige empirische Grundlage gelegt. 
Dabei wurden nicht nur die flinktionale 
Bedeutung der Städte hervoigehoben und 
die Metropolfljnktionen als wichtige Stand- 
ortvorteile flir Wachstum und Innovation 
dargesteUt, sondern auch die polyzentrale 
Struktur und der räumliche Zusammenhang 
von städtischen und ländlichen Teilregionen 
inneihalb von Metropolregionen. Gleichzei- 


|1 ) MKKO = M in isterhorrfeffifE lür Raum- 
ordnung: Konkratisierung und Waitarant- 
wicklung der' Lai^bildar lUr die Raunrant- 
wicklung in Deutschland. Besdiluss der 
37 Ministerkanlerenz lUr Raumordnung 
am 19. Mai 2010 in Berlin, S.1. 
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tig wurden auch wegen des räumlich hrei- 
ten Ansatzes alle Standorte einhezogen, die 
mindestens eine MetropoUunktion auftvei- 
sen. Diese Studie liefert damit umfangreiche 
Informationen über die Verteilung von me- 
tropolitanen Funktionen in den Bereichen 
Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Verkehr 
und Kultur. Auf dieser empirischen Basis 
können Hinweise für sinnvolle Bündelun- 
gen und Vernetzungen von Funktionsstand- 
orten innerhalh von MetropoLregionen oder 
zur BEdung solcher Regi onen ah geleitet wer- 
den. Entsprechende Eikenntnisse sind eine 
wichtige Grundlage für die Erstellung von 
Suategien und Konzepten zur Förderung 
der Bedeutung und Konkurrenzfähigkeit der 
deutschen Metropolregionen in Europa. 

Da sich die Metropolräume hinsichtlich ih- 
rer Ausstattung mit Metropolfunktionen, 


Metrop ol ra u mty pe n 



©B8SRBom2011 

Datenbasis: Bgene Erhebung des BBS Ft, 
Ceometrlsciie Cm ndage: 

CfK CeoMarketing, Ftegiicxien MUTS 2 


SDP ikm , 

Metropol rau mtypen 

O Metropd räume mit umfassender 
funktionaler Vielfalt 


O Metropdraume mit ihdier 
funktjonaler Vielfait 


O Metrraolraume mit eingesdirankter 
fuinktionaller Vielfalt 

O Metre^ol räume mit eingesdiränkter 

f unktio na ler Vielfalt und hoher Spezial isierung 


Metro pol raume mit Bedeutungs- 
Überschuss der Bevölkerung 


Indexwert der Metropol räu me 

(normiert, Maximum = 100) 



100 

10 


ihrer Einwohnerzahl und wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit, aber auch in Bezug auf 
ihre funktionale Vielfalt bzw. Spezialisieiung 
stark unterscheiden, lassen sich verschie- 
dene Typen von Metropolräumen in Europa 
bEden. 

Der analytische Vergleich der Metropokäu- 
me in Europa ermöglicht auch eine an eu- 
ropäischen Maßstäbe orientierte Eingrup- 
pierung der politischen MetropoLregion in 
Deutschland nach ihrer Bedeutung. Die 
bisher ohne Bedeutungsunterschiede von 
der Ministeikonferenz fiir Raumordnung 
anerkannten elf Metropokegionen können 
somit einen unterschiedlichen SteUenweit 
in der RaumordnungspolitEc erlangen und 
ein ähiEich dem Zentrale -Ort-System ab ge- 
stuftes Metropolregionskonzept entwickeln, 
das den einzelnen Metropolre^onen unter- 
schiedhche Funktionen kn europäischen 
und nationalen Kontext zuweist. 

Bei der Fortentwicklung des LeitbEdes 
„Wachtums und Innovation" entsprechend 
dieser europäischen Metropolraumtypisie- 
ning könnten auch weitere, kleinere Räume 
einbezogen werden, um neue Initiativen für 
„überregionale Partnerschaften" anzusto- 
ßen. Gleichzeitig könnte es auch Hinweise 
auf teEräumliche Untergliederungen bei 
sehr großen Metropolregionen geben. Die 
Förderung der Vernetzung wichtiger Stand- 
orte von Metropolfunktionen innerhalb der 
Metropolregionen und über Grenzen hin- 
weg ist ein weiterer Anknüpftingspunkt für 
raumordnungspolitische Maßnahmen, ver- 
kehrliche Maßnahmen und Vorschläge für 
regionale Entwicklungs Strategien. 

Als ein besonderer Raumtyp des mitteleuro- 
päischen Kernraumes der EU soRte sich den 
grenzüb ers chreiten den Verfle chtungsräu - 
men intensiver als bislang gewidmet wer- 
den, da sich hier metropolitane Funktionen 
und eine wirtschaftliche Dynamik finden, 
die auch die Ziele von Europa 2020 unter- 
stützen. Wegen der Grenzlage ist eine Ver- 
netzung mit den ausländischen Potenzialen 
schwieriger, aber dennoch wichtig. Gerade 
aus diesem Grund soUten diese Regionen in 
die LeitbEder aufgenommen werden, damit 
der Blick auf die dortigen Chancen und Pro- 
bleme seitens des Bundes und der Länder 
geschärft wird. 

Ein flächen deckender Ansatz großräumi- 
ger Partnerschaften, wie er in den LeitbE- 
dern 2006 dargesteUt wurde, hat sich nicht 
bewährt. Bei der Frage nach der Größe der 
Partnerschaften ist vor aUem wichtig zu 
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klären, inwiefern die Regionen zu den Zie- 
len und Projekten des Kooperationsraumes 
beiuagen können. Dort, wo Potenziale nicht 
mehr gegeben sind, endet der Kooperaü- 
onsraum. Hierbei muss aber zwischen ei- 
ner operativen Ebene, d.h. der Bearbeitung 
von Projekten, und der strategischen Ebene, 
d.h. einer Idee Rir den Gesamtraum, un- 
terschieden werden. Nicht alle Teilräume 
einer Partnerschaft müssen immer an aUen 
Projekten teilnehmen. Das ist das Prinzip 
der variablen Geometrie, bei der sich unter- 
schiedliche KonsteUationen von kooperie- 
renden Teilräumen je nach Reichweite des 
Projektes ergeben .Weiter entfernt liegende 
Regionen lassen sich schwerer in gemein- 
same Strategien einbinden, weil dort das 
GeRihl einer funktionalen Einheit ahnimmt 
und unter Umständen andere Prioritäten 
vorherrschen. Somit ergibt sich die Größe 
einer großräumigen Partnerschaft aus dem 
Beitrag der Regionen zu gemeinsamen Pro- 
jekten und ihrem Zugehöii^eitsgefiihl zu 
einem Raum. 


Damit stellt sich auch die Frage, welche 
Perspektive den Räumen außerhalb von 
Metropolregionen kn Sinne der Stadt- Land- 
Partnerschaften aufgezeigt werden kann. 
Denn auch fiir diese meist dünn hesiedel- 
ten, peripheren ländlichen Räume ist eine 
räumliche En twicklungs Strategie wichtig. 
Auch wenn im Nachgang zu den Leithildern 
2006 die Entwicklung und Umsetzung von 
Stahilisierungsstrategien weniger intensiv 
verfolgt wurde als die Förderung der Stadt- 
Land- Parm er schäften, darf diese Idee gera- 
de jetzt hei der Fortschreihung der LeitbE- 
der nicht aufgegeben werden. Eine intensive 
Strate^ediskussion ist Mer notwendig, weE 
die [B1P-) wach st umsorientierten Entwick- 
lungspotenziale Mer oftmals feMen hzw. nur 
verstreut Vorkommen und wenig Ausstrah- 
lungskraft entwickeM. Dennoch ist eben- 
so zu fragen, inwieweit diese Regionen zur 
Europa 2020 -Strategie beitragen können, so 
dass dort von einem qualitativen Wachstum 
gesprochen werden kann. 
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[2) MKRO: Lältilder und Handlunys- 
slrategien idr die Haumentwicklung 
in Deu^iand. Verabschiedet von 
der Ministedcmiferenz für Raumord- 
nung am 30.6.2006, Beriin. S. 7. 


Dies löst aber beispielsweise nicht das Pro- 
blem von fehlenden Arbeitsplätzen. Hier 
bieten sich in der Energieproduktion, in der 
zukünftig wieder steigenden Bedeutung der 
Landwirtschaft und vielleicht auch im Tou- 
rismus Chancen, die aber hinsichtlich ihres 
Beschäftigungspotenzials realistisch ein- 
geschätzt werden müssen. Dennoch zeigt 
gerade dies, dass eine neue Diskussion um 
Stabihsierungsstrategien vor dem Hinter- 
grund des Ausgleichsziels geführt werden 
muss. Die Strategie „Entwicklung ohne 
Wachstum im herkömmhchen Sinn" muss 
somit weitergedacht werden. Hier gilt es 
an den Diskurs über qualitatives Wachstum 
anzuknüpfen und neue Modelle der Wohl- 
standsmessung zu berücksichtigen. 

Leitbild „Daseinsvorsorge sichern" 

Im Vordergrund des Leitbildes steht die ver- 
trägliche Anpassung des zentralörtlichen 
Systems als Reaktion auf die Gefährdung 
von Einrichtungen der Daseins Vorsorge 
durch drastische Änderungen der Nachfrage 
in Folge des demographischen Wandels und 
knapper werdender öffentlicher Mittel. Ins- 
besondere die Mittelzentren sind im ländli- 
chen Raum als „stabilisierende Anker" von 
zentraler Bedeutung, um ein öffentliches 
Angebot von Leistungen der Daseins Vorsor- 
ge auf hohem Niveau und zu verträglichen 
Eireichbarkeitsbedingungen fiir die Bevöl- 
kerung eines Mittelbereichs zu sichern und 
zu stärken. 

Bisher wurde in der Karte zum Leitbild nur 
das aktueRe System der Zentralen Orte für 
die Ebene der Ober- und Mittelzentren ab- 
gebildet. Es bestehen offensichtlich jedoch 
Notwendigkeiten und auch Spielräume für 
eine Straffung der Zentrale -Orte -Systeme in 
den Ländern, ohne hierdurch die ErfüUung 
der bestehenden Tragfähigkefts- und Er- 
reichbaikeitskriterien zu gefährden. Hierzu 
ist einerseits die Identifizierung der Zent- 
ren eines Basisnetzes erfordeilich, die auch 
im Jahr 2050 noch über eine ausreichende 
Tragfähigkeit verfiigen, und andererseits 
der Räume, die durch Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Erreichbarkeit oder zur Si- 
cherung der Tragfähigkeit gestützt werden 
müssen, damit eine flächen decken de, über- 
örtliche Versorgung zu akzeptablen Errekh- 
baikeitsbedingungen langfristig aufrechter- 
halten werden kann. Durch Aufnahme einer 
LeitbEdkarte mit einem solchen Basisnetz 
von Mittelzentren ließe sieb aufzeigen, wie 
notwendige Konzentrationsm aßn ahmen 
mit einer qualitativen Verbesserung des Inf- 
rastrukturangebotes einheigehen können. 


Insbesondere das Leitbild „Daseinsvorsorge 
sichern" ist Ausdruck einer solidarischen 
Gesellschaft und zielt auf die Herstellung 
gleichwertiger Lebens Verhältnisse in den 
Teilräumen des Bundesgebietes ab. Diese 
Sohdarität ist eine der Grundlagen des fö- 
derativen Staatsaufbaus in Deutscbland. 
ln Zeiten des demographischen Wandels, 
der Auswirkungen der Finanzkese und der 
damit verbundenen Notwendigkeit der 
Haushaltskonsolidierung auf allen födera- 
len Ebenen liegt die Vermutung nahe, dass 
der finanzieUe Spielraum einer räumlichen 
Verteilungspolitik kleiner wird (vgl. Kap. 4). 
Wenn das Sohdajrpaktfortfiihrungsgesetz 
am 3 1 . D ezemb er 2019 außer Kraft tritt, läuft 
nicht nur der Solidarpakt aus, spätestens 
dann muss auch der Ländeifinanzausgleich 
überpiüft werden. Im Rahmen der Fort- 
schreibung des LeitbEdes „Daseinsvorsorge 
sichern" sind deshalb schon frühzeitig Ziele 
fiir eine b edarfsgerechte Weiterentwicklung 
des Finanz ausgleichssystems zu formulie- 
ren. 

Der Bund ist zur Herstellung gleichwertiger 
Lebens Verhältnisse gemäß Art. 72 Abs. 2 GG 
nach neuerer Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichtes nur in extremen bun- 
desstaatlichen Notlagen verpflichtet. Die 
Gleichwertigkeit der Lebens Verhältnisse gEt 
danach erst dann als bedroht und der Bund 
zum Eingreifen legitimiert, wenn sich die 
Lebens Verhältnisse in den Bundesländern 
in erheblicher, das bundesstaatliche Sozial- 
gefiige beeinträchtigender Weise auseinan- 
derentwickelt haben oder sich eine derarti- 
ge Entwicklung konkret ab zeichnet. Wann 
aUerdings eine solche Situation gegeben ist, 
bleibt weitgehend offen. Die „LeitbEder und 
Han dl ungs Strategien" haben daher 2006 die 
Frage aufgeworfen, wie stark in einer Region 
vom Durchschnittsniveau des Gesamtraums 
abgewichen werden darf, „ohne die Leitvor- 
steUung der Gleichwertigkeit zu veiietzen".^ 
Diese Frage konnte bisher nicht befiiedi- 
gend beantwortet werden, denn ein Diskurs 
zwischen Bund und Ländern über Mindest- 
standards der Daseinsvorsorge wurde erst in 
Ansätzen geführt. 

Die Aufnahme dieses dringend benötigten 
Diskurses könnte ein solideres Fundament 
fiir das LeitbEd „Daseinsvorsorge sichern" 
schaffen, wenn es gelänge, zwischen Bund 
und Ländern Mindeststandards für zentrale 
Leistungen der Daseinsvorsoige kooperativ 
zu vereinbaren. Zu denken wäre Mer in ers- 
ter link an eine Standardsetzung En Kom- 
petenzbereich der Raumordnung. Neben 
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Erreichbarkeilsnormen imd Ausstattungs- 
norrnen Zentraler Orte sollten auch Tragfä- 
higkeitsgrenzen fiir zentralörtlich relevante 
Einrichtungen thematisiert werden. 

Neben einem Diskursbedarf über Mindest- 
standards für Leistungen der Daseinsvor- 
soige in der Fläche besteht darüber hinaus 
auch ein Konsensbedarf über Mindestindi- 
katorwerte fiir zentrale Dimensionen der Le- 
bensverhältnisse. D er Grundsatz der Raum- 
ordnungin § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG fordert, dass 
in Räumen, in denen die Lebensverhältnisse 
in ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum Bun- 
desdurchschnitt wesentlich zurückgeblie- 
ben sind oder ein solches Zurückbleiben zu 
befürchten ist (strukturschwache Räume], 
die Entwicklungsvoraussetzungen zu ver- 
bessern sind. Dieser Grundsatz sagt aber 
noch nichts über die in diesem Zusammen- 
hang relevanten Indikatoren und maßgebli- 
chen Schwellenwerte aus. 

Im Rahmen der Fortschreibung des Leitbil- 
des „Daseinsvorsorge sichern" soUte des- 
halb neben Mindeststandards auch konkret 
thematisiert werden, mit welchen Indika- 
toren sich Lebensverhältnisse in ihren viel- 
schichtigen Dimensionen möglichst aussa- 
gekräftig ab bil den lassen un d b ei welchen 
Indikatorwerten eine problematische Unter- 
schreitung von Gleich wertigkeits sch weUen 
vorliegt. Durch ein regelmäßiges Monitoring 
im Rahmen der laufenden Raumbeobach- 
tung des BBSR kann auf der Grundlage ei- 
nes Frühwarnsystems der Handlungsbedarf 
identifiziert werden, wenn in Teilräumen 
Indikatorwerte kumulativ in verschiedenen 
Lebensverhältnisdimensionen unter akzep- 
table Schwellenwerte ab sinken. 

Ein wichtiger Impuls für die Leitbildfort- 
schreibung wäre eine ergänzende Karte, die 
jene Räume mit ausgesprochen ungleich- 
wertigen Lebens Verhältnissen identifiziert 
(Vgl. Kap. 2.1]. Die abgegrenzten Räume 
können dann als vordringliche Zielräume 
der Raumordnungspolitik ftir Maßnahmen 
zur Angleichung der regionalen Lebensver- 
hältnisse in die eigentliche Leitbildkarte in- 
tegriertwerden. 

Leilbild „Ressourcen bewahren, Kuliur- 
iandschaften gestalten" 

Das dritte Leftb Ed ist inhaltlich am stärksten 
von aRen LeitbEdern auf den räumlichen 
Koordination sauftrag der Raumordnung 
ausgerichtet. Als LeitvorsteUung fungiert da- 
bei eine nachhaltige Raumentwicklung, bei 
der die sozialen und wirtschaftlichen An- 


sprüche an den Raum mit den ökologischen 
Funktionen so in EiiEdang zu bringen sind, 
dass daraus eine dauerhafte, großräumig 
ausgewogene Ordnung resultiert. Deshalb 
hat das dritte Leftb Ed „Ressourcen bewah- 
ren, Kulturlandschaften gestalten" zum Ziel, 
konkurrierende N utz ungsvorsteUungen, 
räumliche Entwicklungspotenziale und öko- 
logische Schutzinteressen so miteinander in 
Einklang zu bringen, dass die gewachsene 
Kulturlandschaft in ihren prägenden Merk- 
malen erhalten bleibt und verträglich wei- 
terentwickelt werden kann. 

Raum ordnerischer Kulturlan dschafts schütz 
ist aber deutlich mehr als nur die Bewah- 
rung historischer Landschaften. Der raum- 
ordnerische Gestaltungsauftrag geht über 
die Konservierung historisch bedeutsamer 
Räume weit hinaus und umfasst ebenso 
ländliche Räume wie städtisch und industri- 
eR geprägte Gebiete. Der Raumordnungsbe- 
richt identifiziert drei Themen, die En Zuge 
der geplanten Fortschreibung intensiver 

thematisiert werden soRten: 

• Senkung der baulichen Flächeninan- 
spruchnahme und StabEisiening der 
Siedlungsdichten 

• Intensivierung des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes und Ausweitung 
von Retentionsflächen 

• Nachhaltige Rohstoffsicherung und 
grenzüberschreitende Koordination des 
Rohstoffabbaus. 

Senkung der bauRchen Flächenin anspnich- 
nahme und StabEisierung der Siedlungs- 
dichten: Das Leftb Ed „Ressourcen bewah- 
ren, Kulturlandschaften gestalten" nennt 
als Ziel die Verminderung der baulichen Flä- 
cheninanspruchnahme. Trotzdem wird das 
30-ha-Ziel der Nationalen Nachhaltigkeits- 
strategie in den LeitbEdern und Handlungs- 
strategien nicht erwähnt. Die im AnalyseteE 
dokumentierten Szenariorechnungen (vgl. 
Kap. 2.7] belegen, dass die Erreichung des 
30-ha-Ziels nur bei einem verhältnismä- 
ßig schwachen Wirtschaftswachstum, einer 
zurückhaltenden Zuwanderung aus dem 
Ausland und einer eher ungünstigen demo- 
graphischen Entwicklung im Bundesgebiet 
bis 2020 wahrscheinlich ist. Wird davon aus- 
gegangen, dass sich die Wirtschaft und die 
Wohlstandsverhältnisse der Bevölkerung in 
der nächsten Zukunft positiver entwickeln 
werden, sind somit zusätzRche Maßnahmen 
erforderlich, soU die Erreichung des 30-ha- 
Ziels gesichert werden. 
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Die Analyse der jüngsten Entwicklimg hat 
gezeigt, dass - wie in der Vergangenheit - die 
hauliche Freiflächeninanspruchnahme von 
den Kernstädten hin zu den ländlichen Räu- 
men je Einwohner an steigt. Regional diffe- 
renziert weist die Pro -Kopf-In an spnichn ah- 
me von Fieiraum fiir hauliche Zwecke im 
Zeitraum 2005 his 2008 höchste Zunahmen 
in den relativ dünn hesiedelten Regionen 
außerhalb der großen Agglomerationsräume 
auf, während die Zuwächse in den großen 
BaUungsräumen vergleichsweise niedrig 
sind. Die Senkung der einwohnerbezogenen 
Flächeiineuinanspruchnahme in geringer 
besiedelten bzw. schrumpfenden Regionen 
muss daher Rir die Raumordnungspolitik 
das vordringliche Ziel sein. Eine verbesserte 
Mengensteuerung durch die Raumordnung, 
ein intensiviertes Flächenmanagement zur 
Mobilisierung der Baulandbestände und zur 
Förderung der Innenentwicklung auf kom- 
munaler und regionaler Ebene sowie die 
Unterstützung kompakter Siedlungsstruk- 
turen sind dann unumgänglich. 


Trifft eine wachsende Siedlungs- und Ver- 
kehrsfläche auf eine stagnierende oder 
schrumpfende Bevölkerungsbasis, sinkt 
automatisch die Siedlungsdichte, d.h. je 
Einwohner erhöht sich der Siedlungs- und 
Veikehrsflächenbestand. Auch langfris- 
tig betrachtet sind die Siedlungsdichten 
im Bundesgebiet rückläufig, wodurch die 
Infrastrukturauslastung sinkt und sich de- 
ren Kosten auf weniger Einwohner verteilen. 
Seit 1992 ist dieser Prozess in Ostdeutsch- 
land allerdings deutlich stärker als in West- 
deutschland ausgeprägt. Angesichts der 
ab geschwächten Intensität der baulichen 
Flächeninanspruchnahme erscheint heute 
und in Zukunft der Trend sinkender Sied- 
lungsdichten als erhebliches ökologisches 
und finanzieUes Problem. Die Ressourcenef- 
fizienz der Flächennutzung verschlechtert 
sich, die Infrastruktuikosten pro Kopf wer- 
den immer höher. Für die Fortschreibung 
des Leitbildes „Ressourcen bewahren, Kul- 
tuilandschaiten gestalten" wird deshalb die 
Aufnahme eines eigenen Ziels fiir die Ent- 
wicklung der Siedlungsdichte in Deutsch- 
land vorgeschlagen. 


[3] Sdiwfiiiesr BurKfesrat Slrategie 
Nachfialtige Errtwicädung 2002. Be- 
richt des Schweizfiffiscfien Sundesrates 
vom 27. Mto 2002. Bern 2002, www. 
deza.ad mi n.ch/ressou rces/ res m roe_ 
■[lfi_23Bt1.pdf, Zugriff am 13,12.2010. 


Angeregt wird eine Orientierung an der 
Dichtezielsetzung der Schweiz. In der „Stra- 
tegie Nachhaltige Entwicklung 2002" des 
Schweizerischen Bundesrats wurde ein Ziel 
verankert, nach dem die Siedlungsfläche 
pro Kopf in der Schweiz langfristig auf nind 
400 m^ stabilisiert werden soR.^ Das 400 -m^- 
Stabilisierungsziel ist nicht nur ein Umwelt- 


ziel, weil es einen deutlichen Beitrag zur 
Senkung des Siedlungsflächen Wachstums 
in der Schweiz leistet, es ist auch ein öko- 
nomisches Ziel der Infrastmktureffizienz. 
Die Sichemng eines stabilen Bewohner- 
Siedl ungsflächen-Verhältnisses gewähr- 
leistet, dass die infrastrukturtechnisch zu 
versorgende und zu eriialtende Fläche nicht 
von immer weniger Beitragszahlern finan- 
ziert werden muss. Der große Vorteil dieser 
Zielformulierung besteht dann, dass die 
demographische Entwicklung in die Zielfor- 
mulierung integriert werden könnte. Mit der 
Wahl der Siedlungsfläche pro Kopf wird die 
Siedlungsdichte als Steuerungsgröße iden- 
tifiziert. 

Intensivierung des vorbeugenden Hoch- 
wasserschutzes und Ausweitung von Re- 
tentionsflächen: Der vorbeugende Hoch- 
wasserschutz ist ein öffentlicher Belang, 
dem die Raumordnung zwar zunehmende 
Beachtung in ihren Plänen widmet, der aber 
in einigen Ländern noch nicht weitgehend 
genug berücksichtigt wird. Die Regionalpla- 
nung der meisten Länder sieht mittlerweEe 
eine Ausweisung von Vorrang- und Vorbe- 
haltsgebieten zum vorbeugenden Hochwas- 
serschutz vor (vgl. Kap. 3 .3.2] . In einigen TeE- 
räumen erfolgt dennoch immer noch keine 
Sichemng üb ers ch wemm ungsgefährdeter 
Flächen und keine Begrenzung des dortigen 
Schadenspotenzials durch Ausweisung von 
Raumordnungsgebieten in Regionalplänen. 
Außerdem steRt sich die Frage, ob aRein 
durch die Unterschutzs teRung von über- 
schwemmungsgefährdeten Gebieten aus- 
reichend Anreize fiir die aktive Ausweitung 
von Retentionsflächen und Auen sowie die 
Rückverlagerung von Deichen gesetzt wer- 
den. Die Raumordnung muss überpiüfen, 
ob sie die Ziele des vorbeugenden Hochwas- 
serschutzes aktiv genug verfolgt 

Bei einer Fortschreibung des LeitbEds „Res- 
sourcen bewahren, Kulturlandschaften ge- 
stalten" soEten Bund und Länder deshalb 
Maßnahmen Vorschläge entwickeln, wie die 
Raumordnung aktivplanerisch die Vergrö- 
ßerung und Gestaltung von Retentionsräu- 
men, die Renaturiemng von Auen und die 
Rückverlagerung von Deichen unterstützen 
kann, um den Flüssen in Zukunft wieder 
mehr Raum zu geben. 

In diesem Zusammenhang gEt es auch neu- 
este Erkenntnisse der Klimaforschung ein- 
zubeziehen, die in Zukunft von häufigeren 
und gravierenderen Hochwasserereignissen 
ausgeht. Eine Umfrage bei den Planungs- 
steRen der Regionalplanung im Jahr 2010 
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hat ergeben, dass etwa drei Viertel der Pla- 
nimgsstellen für ihre Region mit einem er- 
höhten Hochwasserrisiko als Folge des glo- 
balen Klimawandels rechnen und ca. die 
Hälfte der antwortenden Planimgsstellen 
von einer Verschärfinig der Niedrigwasser- 
problematik in ihrer Region ausgeht 

Es soUte deshalb geprüft werden, ob bun- 
desweit die Eikenntnisse der KUmafor- 
schung durch die Anpassung des Bemes- 
sungshochwassers berücksichtigt werden 
soUten. Es wäre zu überlegen, ob sich die 
M KRO entschließt, die Berücksichtigung ei- 
nes bestimmten Bemessungshochwassers 
zu fordern, an dem sich die Ausweisung von 
Raumordnungsgebieten des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes zu orientieren hätte. 
Neben einem solchen Standard für Hoch- 
wasserkartierungen bietet sich auch die 
Verankerung einer Pflichtkartierung des 
Hochwasserschadenspotenzials an, die lei- 
der immer noch ftir die meisten Teilräume 
in Deutschland fehlt. 

Neben den Anstrengungen des vorbeugen- 
den Hochwasserschutzes in den Flussräu- 
men ist auch der Küstenschutz bei der Fort- 
schreibung der Leitbilder angemessen zu 
berücksichtigen. Im Küstenschutz müssen 
angesichts eines steigenden Meeresspiegels 
vor allem Vorsoigem aßnahmen hinter den 
Deichlinien eigriffen werden, mit denen die 
Anpassung von Nutzungen entsprechend 
dem jeweiligen Überflutungsrisiko sowie die 
planeris che Vor sorge ftir Flächen mit Ver sal- 
zungs- und Vernässungsrisiko infolge stei- 
gender Wasserstände eingeleitet werden. 

Nachhaltige Roh Stoff Sicherung und grenz- 
überschreitende Koordination des Rohstoff- 
abbaus: Bisher kommt das ftir die Raum- 
ordnungspraxis zentrale Steueningsfeld 
des Abbaus oberflächennaher Rohstoffe im 
Leitbild „Ressourcen bewahren, Kulturland- 
schaften gestalten" nicht vor. Von Seiten 
der Wirtschaft wird aUerdings immer wie- 
der gemahnt, die Raumordnung sichere 
nicht ausreichend Flächen für den Rohstoff- 
abbau. Auch die Rohstoffstrategie der Bun- 
desregierung hat die zentrale Bedeutung 
der Rohstoffsicherung in der Fläche für die 
deutsche Wirtschaft hervorgehoben.^ Zwar 
konnte die vergleichende Region alplanaus - 
Wertung (vgl. Kap. 3.3.2) dokumentieren, 
dass fast alle Regionalpläne in Deutschland 
Vorrang- und/ oder Vorbehaltsgebiete ftir 
den Rohstoffabbau ausweisen. Ob durch 
die erreichte Flächensicherung aUerdings 
für aUe Rohstoffarten in ausreichendem 
Umfang und zu verhältnismäßigen Tirans- 


portwegen Rohstoffe für die Wirtschaft zur 
Verftigung stehen, konnte noch nicht be ant- 
wortet werden. 

Ange sichts steigend er Rohstof%>reis e h at sich 
die Bundesregierung bereits zu Vorschlägen 
der Wirtschaftsministeikonferenz geäußert 
und die Wirtschaftsminister der Länder ge- 
beten, die vom Bund-Länder-Ausschuss Bo- 
denforschung vorgelegten Handlungsemp- 
fehlungen zur Verb esserung der heimischen 
Rohstoffgewinnung in Zusammenarbeit mit 
den anderen zuständigen Länderministe- 
rien umzu setzen.® Eine ausschließlich regi- 
onale Steuerung des Abbaus mineralischer 
Rohstoffe stößt rasch an Grenzen, da länder- 
üb ergreifende und nationale Bedarfe in der 
Regel bei der Dimensionierung von Vorsor- 
geflächen für den Rohstoffabbau zugunsten 
einer rein regional orientierten Bedarfsab- 
schätzung vernachlässigt werden. Durch die 
Regionalplananalyse konnte belegt werden, 
dass in Deutschland 1,4 % des Bundesge- 
bietes durch Ausweisung von Vorrang- und 
Vorbehaltsgehieten für den Rohstoffabbau 
raumordnungsrechtlich gesichert sind. Ob 
damit aUerdings ftir aUe Rohstoffarten eine 
ausreichende Rohstoffsicherung erreicht ist, 
konnte nicht beantwortet werden. 

Dazu reicht eine Betrachtung der Raumord- 
nungsplanung aUein nicht aus. Ergänzend 
müssen die Flächen untersucht werden, für 
die Abbaugenehmigungen erteilt wurden. 
Ergänzend erscheint es notwendig, überlän- 
derübeigreifende Sichtweisen und bundes- 
weit einheitliche fachliche Grundlagen zur 
Abschätzung des Bedarfs nach Rohstoffen 
und Abbauflächen nachzu denken. Auch der 
Export und Import von Rohstoffen und der 
Abbau nichtmineralischer Rohstoffe, insbe- 
sondere der Braunkohlenabbau, bedürfen 
aufgrund ihrer bundesweiten Bedeutung 
einer intensivierten länd eiüb ergreifen den 
Abstimmung. 

Als zentrale Vorsoigeplanung für den Abbau 
oberflächennaher Rohstoffe sollte sich des- 
halb auch die Raumordnungspolitik bei der 
Fortschreibung des Leitbildes „Ressourcen 
bewahren, Kultuiiandschaften gestalten" 
genauer positionieren und eingrenzen, in 
welchem Umfang eine Flächen Vorsorge für 
die Rohstoffsicherung in Deutschland über- 
haupt erfolgen kann und welcher Bedarf für 
eine überregionale Abstimmung des Roh- 
stoffabbaus besteht. 


(4) BMWi = BurKtesministerium üür Wirt- 
sdiaft und Technologie: Rohstoffslia- 
tegie der Bundesiregienjng. Sictiemngi 
einer nadihaltigen Rohstoffversorgung 
Dejtsctilandsmitn icht-enengetischen mi- 
neralischen Rotistoffen.Beriin 201 0< S. 1 2. 

BMWi = Bnndesministerium lUr Wirt- 
schaft und Technologie: Rohstoffslia- 
tegie der Bundesregierung. Sicherung 
einer nachhaltigen Rohstoffversorgung 
De Jtschlandsmitn icht-energetischen mi- 
neralischen Rohstoffen.Beriin 201 0,S. 1 2, 


Drucksache 17/8360 


-246- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


5*2*2 Ergänziingsbedarf der Leiibilder 

Bereits Mitte 2009 wurde der Hauptaus- 
schuss durch die MKRO gebeten^ Vorschläge 
zur Weiterentwicklung und Konkretisierung 
der LeitbHder fiir die Raumentwicklung zu 
den Bereichen „Mohilität und Logistik'' so- 
wie „Khmaschutz und Energieversorgung'' 
zu er arbeiten. Die aufgeführten Schwer- 
punktthemen sollen im geplanten Leitbild- 
diskurs 2012 aufgegriffen werden. Geplant 
ist eine vertiefende Diskussion mit den 
Ländervertretern der MKRO, aber auch mit 
der Fachöffentlichkeit und den Nachbarlän- 
dern von Deutschland. Die anschließende 
Fortschreibung der Leitbilder durch einen 
gemeinsamen Beschluss der MitgUeder 
der MKRO ist für 20 12 geplant. Die Analy- 
seergebnisse des Raumordnungsberichtes 
begründen keinen direkten Erweiterungs- 
bedarf der über die von der MKRO bereits 
identifizierten Themen hinausginge. Ein 
neues Leitbild „Deutschland in Europa" 
wird nicht fiir notwendig gehalten. 


Neues Leitbild „Klima und Energie'' 

Die Themenfelder „Klimaschutz und Klima- 
anpassung" sowie „Nachhaltiges Energie- 
system und erneuerbare Energie" weisen so 
viele gemeinsame Berührungspunkte auf 
dass ihre isolierte Behandlung als einzelne 
Leitbilder keinen Sinn macht. Hier wird des- 
halb für ein integriertes Leitbild „Klima und 
Energie" plädiert, das die beiden komplexen 
Politiklelder insbesondere in räumlicher 
Hinsicht zusammenfiihrt. 


Die durch den Klimawandel neu hinzu- 
gekommenen Herausforderungen fiir die 
Raumordnung haben deren Aufgabenspekt- 
rum ausgeweitet (vgl. Kap. 2.5, Kap. 3.3). Die 
Minderung der Folgen des Klimawandels 
durch die Reduzierung des Ausstoßes von 
Treibhausgasen und die vorsorgliche Anpas- 
sung an die Auswirkungen des Klimawan- 
dels sind gleichberechtigte Strategieelemen- 
te der Raumordnungspolitik von Bund und 
Ländern. Die Raumordnung ist gefordert, 
regionale Auswirkungen des Klimawandels 
zu identifizieren und aus dieser Folgen ab - 
Schätzung Konsequenzen für die räumliche 
Planung abzuleiten. 


[6] Unlerrictitung durcti die Bundesre- 
gierung, EnergielrönzeiitlUr eine umwelt- 
sciionende, zuverlässige und bezalllMe 
Energieversorgung , DeulsederBundeslag , 
Drucksache 17ß0d9, 28.092010, S.5. 


Die raumordnerischen Instrumente zur 
Vorsorge gegenüber Naturgefahren müs- 
sen stärker auf die zunehmenden zukünf- 
tigen Risiken ausgerichtet werden (z. B. für 
Hangrutschungen, Erosionen, Lawinen, 
Hochwasser). Insbesondere in den Verdich- 
tungsräumen soRten mit der Festlegung kli- 


matisch bedeutsamer großräumiger Freiflä- 
chen die Kalt- bzw. Frischluftsammelgebiete 
und Abflussleitbahnen gesichert werden, 
damit die Luftaustauschprozesse verbessert 
und so Überwärmungen und Emissionskon- 
zentrationen in klimatischen Belastungsge- 
bieten gemindert werden. Die vorsorgende 
Anpassung an die Auswirkungen des Klima- 
wandels, insbesondere zur Steigerung der 
Katastrophenresistenz der vorhandenen 
Siedlungsstrukturen, erfordert die Integra- 
tion von Elementen einer Risikovorsorge in 
die räumliche Planung. 

Die Raumordnung kann außerdem einen 
unmittelbaren Beitrag zum Klimaschutz 
leisten, in dem sie eine ressourceneffiziente 
und verkehrssparsame Raumstruktur för- 
dert. Diese Punkte verdeutlichen bereits den 
engen Zusammenhang zwischen den Maß- 
nahmen einer nachhaltigen Klimapofitik 
und den Steuerungsansätzen einer ressour- 
censchonenden Energiepolitik. Hinzu tre- 
ten die Ausbaupläne erneuerbarer Energie, 
die von Bund und Ländern gleichermaßen 
als vordringliches Ziel verfolgt werden (vgl. 
Kap. 2.5, Kap 3.3). 

Bund und Länder verfolgen weitgehend 
ähnliche ehrgeizige energiepolitische Ziele. 
Allerdings stößt ihre zielgerechte Realisie- 
rung zunehmend an Grenzen. Der dringend 
nötige Ausbau der Stromnetze stockt, da 
umfangreiche örtliche Proteste Planungs- 
verfahren verlangsamen un d die Energie - 
unternehmen nicht kn erforderlichen Um- 
fang den Ausbau der Netze voran treiben. 
Vielerorts stehen für den weiteren Ausbau 
der Windenergienutzung nicht mehr ausrei- 
chend Flächenangebote zur Verfügung. Die 
Bundesregierung möchte deshalb in ihrem 
Energiekonzept eine Initiative auf den Weg 
bringen, „um gemeinsam mit den Ländern 
und Kommunen die Raumordnungspläne 
mit dem Ziel weiterzu entwickeln, dass aus- 
reichende Flächen för neue Windenergiege- 
biete ausgewiesen werden.® 

Sowohl beim Ausbau der Netze als auch b ei 
der Bereitstellung zusätzücher Flächen för 
Windenergie-, Solarkraft- und Biomasse an - 
lagen kommt der Raumordnungsplanung 
eine zentrale Bedeutung zu. Das Leitbild 
„Klima und Energie" sollte außerdem auf 
die netztechnischen und netz wirtschaftli- 
chen Herausforderungen eingehen, die sich 
aus der Einbindung dezentraler Energieer- 
zeuger ergeben. Die Ausbauziele erneuerb a- 
rer Energie von Bund und Ländern sind nur 
zu erreichen, wenn neben dem Bau weiterer 
Anlagen för die Gewinnung und Speiche- 
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rung emeuerbarer Energie auch Stromlei- 
lungen modernisiert und ausgebaut wer- 
den. Um diese Planungsaufgabe verträglich 
meistern zu können, bedürfen die raum- 
or dn ungsr echtlichen Ste uer ungsan sätze 
für die Sicherung und infrastmkturelle Er- 
schließung von unterirdischen Speichern 
(Verbringung klimaschädlicher Stoffe oder 
zur Energiespeicherung] noch einer Weiter- 
entwicklung.^ 

Ein wichtiger Gegenstand für ein Leitbild 
„Klima und Eneigie" dürfte die räumliche 
Verortung des voihandenen geologischen 
Speicherpotenzials fiir CO^ darstellen, wenn 
das Ziel der Bundesregierung, bis 2050 die 
Treibhausgase auf 80 bis 95 % des Ausgangs- 
jahres 1990 zu verringern, erfolgreich umge- 
setzt werden soll Sowohl der terrestrische 
Bereich als auch der Meeresgrund werden 
als potenziell geeignete Standorte fiir die 
COj- Speicherung diskutiert. Prinzipiell eig- 
nen sich nicht alle Teilräume in Deutsch- 
land gleichermaßen. Außerdem muss mit 
dem Widerstand einzelner Länder gegen 
eine CO^- Speicherung auf ihrem Territori- 
um gerechnet werden. 

Die mit dem Ausbau erneuerbarer Energie - 
Produktion und dem Aufbau von Leitungs- 
und Speicherinfrastruktur einhergehenden 
Fläch enn utzungskonflikte , insb e sond ere 
mit den Belangen des Naturschutzes und 
der Kulturlandschaftsentwicklung, sind 
möglichst verträglich zu bewältigen. Auch 
der Ausbau des Energiepflanzenbaus für 
energetische Zwecke wird mittlerweilo als 
gravierender Konkurrenzfaktor fiir die klas- 
sische Landnutzung zur Futter- und Nah- 
rungsmittelproduktion wahrgenommen. 
Ein intensivierter Ausbaupfad der erneuer- 
baren Energie setzt somit die Lösung zum 
Teil erhebhcher Planungskonflikte voraus. 
Dies wird nur mit einer anderen Planungs- 
und Beieiligungskuliur gelingen. Für das 
Leitbild spielt daher auch die Ausformulie- 
rung einer Strategie partizipativer Planung 
auf der Grundlage einer umfassenden Öf- 
fentlichkeitsbeteiligung eine wichtige Rolle, 
um eine flächeneffiziente Erzeugung von 
erneuerbaren Ener^en zu fördern und bau- 
liche Elemente verträglich in die Kulturland- 
schaft zu integrieren. 

Deutschlands erneuerbare Energiepolitik 
muss nach Möglichkeit auch Bezüge zu ei- 
nereuropäischen Eneigiepolitik aufiv eisen. 


Neues Leitbild „Mobilität und Logistik*' 

Als Informalionsgrundlage für die Fort- 
schreibung des nächsten Bundesveikehrs- 
wegepkns (BVWP) könnte eine Konzeption 
für ein Grundnetz im Rahmen eines Leit- 
bilds „Mobilität und Logistik'' erarbeitet 
werden. PrinzipieU begrüßt die MKRO die 
Idee einer solchen Grundnetzkonzeption. 
Deren zentrale Aufgabe bestände darin, 
vom zukünftigen Verkehrsinfrastrukturbe- 
darf ausgehend die BVWP-Zielsetzung an 
einer gesamträumlichen Netzkonzeption 
auszurichten.® 

Eine aus Sicht der Raumordnung entwickel- 
te Netzkonzeption b etrachtet das Z entren - 
System in Deutschland kn Zusammenhang, 
b erücksichtigt neben Zentralen Orten auch 
herausragende Logistikzentren und be- 
stimmt Verkehrs träger üb ergreifend die be- 
stehenden Verbindungsqualitäten zwischen 
den einzelnen Zentren. Die Gliederung der 
Netze fiir den Personen- und den Güterver- 
kehr soUte zunächst getrennt erfolgen und 
anschließend zusammengeführt werden. 
Damit lassen sich u. a. Nutzungskonflikte 
zwischen den beiden Verkehrsarten und 
mögliche Verlagerungsstrategien innerhalb 
der verfiigbaren Netze ab leiten.® Auf der 
Grundlage einer Verbindungsbedarfsanaly- 
se würden die zentralen Verbindungen, die 
als elementare Relationen zwischen Zen- 
tren zu werten sind, identifiziert, ln einer 
ergänzenden Karte könnte dieses abstrakte 
Grundnetz mit seinen derzeitigen Verbin- 
dungsqualitäten dargestellt werden. Die 
elementaren Verbindungen, die Defizite 
hinsichtlich der Verbindungsqualität auf- 
weisen, würden mit einem vordringlichen 
Ausbau- bzw. Neubaubedarf zeichnerisch 
herausgesteUt werden. 

ln einem Leitbild „Mobilität und Logistik" 
muss nach Auffassung der MKRO^® neben 
der besseren Vernetzung der Konsum- und 
Produktionszentren mit den nationalen 
und internationalen Export- und Logistik- 
drehscheiben auch der notwendige Ausbau 
der regionalen Verkehrsinfrastruktur zur 
Stärkung der regionalen MobEität im Sinne 
großräumiger Verantwortungsgem ein schäf- 
ten Berücksichtigung finden. Außerdem 
soUten die Maßnahmen des „Masterplans 
Güterverkehr und Logistik" der Bundesre- 
gierung [2008] zum Aus- und Neubau über- 
regionaler Verkehrsverb in düngen und -kno- 
ten mit den in Raumordnungsplänen der 
Länder integrierten Logistikkonzepten in 
Übereinstimmung gebracht werden. 


(7) Erbgutti.W.: Unterirdische Raumofd- 
nung zur racrrordnungsrechllidiefi Steu- 
erung untertägiger Vortiaben. Zeitschrift 
für UmMffillTficfil, H3, 2011, S. 121-126 

(8) Die Bundesregierung: Maslerplan Gü- 
lenffirltfihr urd Logistik. Beri irr 2008, S. 9. 

BMVBS= Bundesministerium für Ver- 
kelir, Bau und Stadterrtwidriung: Akti orts- 
plan Goiervfifkfifir und Logistik - Logis- 
tikiniüative fUr Deirtscfiland. Beriiri 2010. 

(10) MKRO = Ministerkorrfereriz für 
Raumordnung: Konkretisierung und 
Wditerentwickiung 'der Leitbiider für 
die Raumeniwicklung in Oeutsdiiard. 
Besdiiuss der 37. Ministerkonferenz 
für Raumordnung am 19. Mai 2010 in 
Berttn, S. 3. 
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In Deutschland haben sich Standoriräu- 
me für Logistik entwickelt, die eine andere 
Struktur und andere Schwerpunkte auftvei- 
sen als die Zentralen Orte für die Versorgung. 
In einem Leitbild „Mobilität und Logistik'' 
könnten die bedeutenden Logistikzentren 
daigestellt werden. Eine Übernahme von 
Planungen der Länder würde diese Karte 
ergänzen und die zukünftig auszubauen- 
den Logistikstandorte im Raum verorten. 
Für die Beschreibung dieser Raumftinktion 
sollte auf vorhandene Ansätze (z. B. „Urban 
Logistics '0 zurückgriffen und sollten diese 
entsprechend angepasst werden. 

Ein Verkehrsleitbild sollte zusätzlich die 
Raum Verträglichkeit von Aus- und Neu- 
baum aßnahmen der Veikehrsinfrastruktur 
unterstützen. Dies gilt insbesondere für 
die bauliche Flächeninanspruchnahme, 
die Überlagerung mit dem stadtregionalen 
Personenverkehr, die verkehrllch hoch be- 
lasteten Korridore sowie fiir die Emissionen 
des Güterverkehrs. Des Weiteren sollte das 
Leitbild die Position stärken, dass der ÖPNV 
für die Raumordnungspolitik von Bund und 
Ländern ein wichtiges Mittel zur Sicherung 
der Erreichbaikeit von Infrastrukturangebo- 
ten der Daseins Vorsorge auch in nachfrage- 
schwachen Räumen ist. 

Gerade in Regionen mit einer geringen und 
weiter abnehmenden Siedlungssdichte, also 
aus nahverkehrsplanerischer Sicht nachfra- 
geschwachen Räumen, gilt es ein Mindest- 
maß öffentlichen Personenverkehrs auch 
zukünftig zu gewährieisten. Die damit ver- 
bundenen Kosten führen insbesondere in 
nachfrage schwachen Räumen mit knappen 
öffentlichen Kassen, rückläufigen Erwerbs- 
tätigenzahlen und sinkenden Steuereinnah- 
men zu erheblichen Finanzieningsproble- 
men. 

Auch die Raumordnung muss zur Vermei- 
dung von Umweltbelastungen und zur 
Verbesserung der Lärm- und Luftschad- 
stoffsituationen beitragen. Gefordert sind 
horizontal und vertikal koordinierte Vor- 
gehensweisen, die an den Ursachen der 
Vericehrsentstehung an setzen und sowohl 
die Attraktivitäts Steigerung des nicht moto- 
risierten und des öffentlichen Verkehrs als 
auch Verbesserungen des Kfr-Vericehrs be- 
wirken. Bedeutende Verursacher und damit 
wesentliche Handlungsfelder sind bei der 
Luftreinhaltung und der Lärmminderung 
nahezu identisch, so dass Luftreinhalte-, 
Lärmminderungs- und Verkehrsentwick- 
lungsplanung zukünftig besser aufeinander 
ab gestimmt werden soRten. 


Inneihalb von Europa sind auch funktio- 
nierende Veikehrsinfrastrukturen eine un- 
abdingbare Voraussetzung für den territo- 
rialen Zusammenhalt. Eine unzureichende 
Verknüpfung dieser Infrastrukturen wird in 
der Europa 2020 -Strategie der EU derzeit als 
Hemmnis fiir mehr Wachstum und Arbeits- 
plätze in Europa identifiziert. Das Programm 
TEN-T zielt darauf ab, für ganz Europa ein 
effizientes Veikehrsnetz zu realisieren, vor- 
rangig durch Schließung bestehender Lü- 
cken und Beseitigung von Engpässen, um 
den angestrebten europaweit reibungslos 
fiinktionierenden Verkehr zu garantieren. 

Engpässe könnten in Zukunft durch ein 
übergeordnetes „Kernnetz" beseitigt wer- 
den, das, ergänzt durch nationale Grund- 
netze, effiziente Transportstrukturen mit 
entsprechenden Ausbauoptionen schafft. 
Auf diese Weise könnten fiir ganz Europa 
- unabhängig von nationalen Einzeüösun- 
gen - ein kohärentes Verkehrsnetz geschaf- 
fen und angemessene Erreichbarkeiten in 
allen Regionen sichelgestellt werden. Im 
Leitbild „Mobilität und Logistik" könnte die 
Arbeitsteilung zwischen Grund- und Kern- 
netz zeichnerisch dargesteUt werden, ln ei- 
ner Europakarte ist die verkehrstechnische 
Integration Deutschlands in die Veikehrsin- 
frastruktur Europas veikehrsträgerübergrei- 
fend darzusteUen. 

Das Leitbild sollte schließlich den Übergang 
vom fossilen zum postfossilen Zeitalter the- 
matisieren. ln einem Leitbild „Mobilität und 
Logistik" gilt es deshalb frühzeitig Strategien 
zu entwickeln, wie aus Sicht der Raumord- 
nung der Übergang in das postfossEe Zeit- 
alter durch eine angepasste Weiterentwick- 
lung der Verkehrsinfrastruktur möglichst 
ohne soziale und wirtschaftliche Verwerfun- 
gen und ohne Fehlinvestitionen abzufedern 
ist. 

5*2*3 Umsetzungsbedarf der Leitbilder 

Mit einer Aktualisierung und Ergänzung 
der LeitbEder und Handlungsstrategien fiir 
die Raumentwicklung in Deutschland ist 
es nicht getan. Notwendig ist die konkrete 
Entwicklung und praktische Umsetzung/ 
Erprobung von Konzepten und Handlungs- 
strategien, die den identifizierten Prob- 
lemstellungen und dem dringlichen Hand- 
lungsbedarf der Raumordnung Rechnung 
tragen. Die angewandte Ressortforschung, 
vor allem das raumordnungspolitische Akti- 
onsprogramm „Modell Vorhaben der Raum- 
ordnung" (MORO) ist dafür ein wichtiges 
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und bewährtes Instrument. Modellvoiha- 
ben dienen zur Umsetzung einer stärker 
aktions- und projektorientierten Raument- 
wicklungspolitik und zur Erprobung neuer 
Handlungsansätze und Instrumente in Sied- 
lungsräumen, in denen aus Bundessicht be- 
sonderer Handlungsb edarf besteht. 

Allgemein wird es darauf ankommen, die 
MORO -Vorhaben stärker als bisher the- 
matisch zuzuspitzen, die Gewinnung von 
Erkenntnissen im FaUspektrum zu verbrei- 
ten, in der Sachebene zu vertiefen und die 
Forschungsergebnisse stufenweise produkt- 
und eigeb nisorientierter und auch schneUer 
als bisher bundesweit breitenwirksam ver- 
fügbarzu machen. 

Ausgehend von dem formulierten Aktuali- 
sierungs- und Eigänzungsb edarf der Leit- 
linien und Handlungsstrategien zeichnen 
sich mittelfristig im Einzelnen u. a. folgende 
vordiinglichen Schwerpunkte Rir die Mo- 
dellvorhabenforschung ab: 

Zur Unterstützung des Leitbildes „Wachs- 
tum und Innovation" 

Weiterentwicklung der Stad t-Land-Part- 
nerschaften 

Erste Modell Vorhaben unter dem Titel 
„Überregionale Partnerschaften" haben ge- 
zeigt, dass Stadt- Land- Partnerschaften in 
großräumigen Zusammenhängen möglich 
sind und eine zielführende Strategie darstel- 
len, die über Stadt-Umland-Kooperationen 
räumlich weit hinausgehen. Es gilt deshalb, 
die bestehenden Ansätze derartiger Koope- 
rationen zu vertiefen. 

Zum einen bedeutet dies eine Verstetigung, 
damit sich dieser neue und vielverspre- 
chende Ansatz in der Raumordnung etab- 
liert. Das abgeschlossene ModeUvoihaben 
hat dafür den Anfang gemacht, und viele 
Regionen haben - auch durch eine finan- 
zielle Eigenbeteiligung - gezeigt, dass dies 
ein vielversprechender Weg ist. Dennoch 
ist weiterhin Zeit nötig, damit diese Art der 
Kooperation auch über eine Förderung des 
Bundes hinaus in den Regionen nachhal- 
tig wirken kann. Zum anderen sollten neue 
Ideen und Projekte durchgeführt werden, 
die das bisherige Portfolio ergänzen oder 
konkretisieren. Möglichkeiten sind dabei 
beispielsweise die Schaffung von Region al- 
fonds oder eine bessere Erschließung durch 
den öffentlichen Verkehr, um die Anbindung 
der eher peripheren Räume an die Zentren 
zu verbessern. Ebenso könnten nach den 


positiven Erfahrungen der ersten Modell- 
vorhaben Themen bearbeitet werden, die 
stärker konfliktbeladen sind und gerade des- 
halb einer Unterstützung bei der Lösungs- 
suche bedürfen. Denkbar ist die verstärkte 
Erarbeitung von gemeinsamen regionalen 
(Stadt- Lan d-] Entwicklungskonzepten . 

Ebenso kann die neue Phase des ModeU- 
vorhabens dazu beitragen, die Idee der 
Stadt- Land- Partnerschaften stärker kn eu- 
ropäischen Kontext zu sehen - d. h. die Zrele 
der Europa 20 20 -Strategie zu unterstützen, 
den Austausch mit anderen europäischen 
Ländern zu verstärken, insbesondere auch 
die metropolitanen grenzüberschreitenden 
Verflechtungsräume stärker in den Blick zu 
nehmen und die Idee weiter in eine ziel- 
adäquate Ausgestaltung der Regionalpolitik 
der EU hineinzutragen. 

Entwicklung und Umsetzung tfon Stabili- 
siemngsstrategien außerhalb tfan groß- 
rä um igen me tropol ita nen Stadt-Land - 
Partnerschaften 

Ausgehend von einer rückläufigen wirt- 
schaftlichen und demographischen Ent- 
wicklung in ländlichen Räumen außerhalb 
von Metropolregionen können Stabilisie- 
rungsstrategien prinzipiell drei Ziele verfol- 
gen: Umkehr der aktuellen Entwicklung im 
Sinne eines regionalen Wirtschaftswachs- 
tums, Stabilisierung der aktuellen Situation 
im Sinne der Erhaltung des Status quo (wenn 
auch z. T. mit anderen Mitteln und Nutzun- 
gen] oder aktive Schrumpfiing mit dem Ziel 
eines neuen regionalen Tragfähigkeitsni- 
veaus. Handlungs Optionen zur Umsetzung 
entsprechender Ziele sollten in einem Mo- 
dellvorhaben der Raumordnung entwickelt 
und erprobt werden. Zum einen könnte 
dies die Unterstützung einer klassischen, 
jedoch gezielten regionalen Wirtschaftsför- 
derung sein, die bekannte „Stärken stärkt". 
Neue Chancen bieten sich hier u. a. in der 
Energieproduktion, der Neuausrichtung der 
Landwirtschaft oder auch im Tourismussek- 
tor ~ vorausgesetzt, einschlägige Potenziale 
dafiir sind vorhanden. Zum anderen sind 
auch Instrumente fiir eine zielgerichtete 
finanzieRe Honorierung von überregional 
nachgefragten öffentlichen Leistungen zu 
erproben. 
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Zur Unterslüizung des Leiibildes „Daseins- 
vorsorge sichern" 

Breitemmrksame Umsetzung einer zu- 
kunftsbeständigen regionalen Daseitmmr- 
sorgeplanung 

Der demographische, wirtschaftliche und 
soziale Wan del hat in vielen län dlichen Räu- 
men dazu geführt, dass die Sicherung und 
der Umbau der verschiedenen Angebote der 
Daseinsvorsorge zu einem Kernthema der 
Entwicklung dieser Räume geworden sind 
und auf absehbare Zeit auch bleiben wer- 
den. Bereits seit 2005 hat das BMVBS in Zu- 
sammenarbeit mit dem BBSR in einer Rei- 
he von ModeUvoihaben der Raumordnung 
Strategien und ModeRe einer methodischen 
und prozessorientierten Daseins vors orge- 
planung erprobt und weiterentwickelt. Seit 
2007 ftingiert der Ansatz unter der Bezeich- 
nung „Masterplan Daseins Vorsorge". 

In einem Masterplan Daseins Vorsorge wird 
für einen kommunalen, inteikommunalen 
oder regionalen Versorgungsraum, ausge- 
hend von einer Analyse des demographisch 
bedingten Anpassungsbedarfs von Einrich- 
tungen der Daseinsvorsorge und des er- 
mittelten spezifischen Infrastrukturbedarfs 
der Bevölkerung, ein integriertes Maßnah- 
mekonzept fiir die bereichsübergreifende 
Weiterentwicklung von Infrastrukturen 
festgelegt. Ein Masterplan nimmt detaiUier- 
te Kosten -Nutzen -Prüfungen alternativer 
Versorgungsszenarien vor, um die umset- 
zungsreifen Vorschläge zu identifizieren, die 
ein gewünschtes Infrastrukturversorgungs- 
niveau zu möglichst niedrigen Kosten und 
akzeptablen Erreichb arkeitsbedingungen 
realisieren. Die Alternativenentwicklung 
findet in Netzwerkstmkturen statt. Neben 
Vertretern aus Fachplanung und Verwaltung 
werden auch die Kommunal- und die Lan- 
despolitik einbezogen. Die entwickelten An- 
passungsstrategien soRen nach MögUchkeit 
auch in partizipativen Prozessen mit der in- 
teressierten Öffenüichkeit diskutiert werd en. 
Diese diskursive regionale D as eins vors orge- 
planung ist durchweg auf eine breite Akzep- 
tanz in den Regionen gestoßen und hat dort 
eine kontinuierliche Auseinandersetzung 
mit dem Umbau der Daseins vor sorge be- 
wirkt. Angesichts der langen methodischen 
Reifephase und der breiten Akzeptanz bei 
Verwaltung und PoRtik ist es nun geboten, 
das Konzept Masterplan Daseins Vorsorge 
breitenwiiksam deutschlandweit umzu set- 
zen. Das BMVBS hat deshalb 2011 ein Ak- 
tionsprogramm Regionale Daseins Vorsorge 
gestartet. 


Es hat das Ziel, 

• d as Konzept M asterplan D aseinsvorsor- 
ge breiten wirksam umzu setzen, 

• die regionale Daseins vor sorge über 
fachliche Begleitung und Erfahrungs- 
austausch fortzuentwickeln und zu 
optimieren und 

• regionale Daseins vorsoigeplanung 

als „Türöffiieri' für demographie- und 
daseinsvorsorgerelevante Förderpro- 
gramme der verschiedenen Eb enen zu 
etabheren. 

Zur Unterstützung des LeitbRdes „Res- 
sourcen bewahren, Kulturlandschaften 
gestalten" 

Experimentelle Erprobung tauschbasierter 
Instrumente zur Begrenzung der ba ulichen 
Flächen ina nsprmrhnahm e 

Im Leitbüd „Ressourcen bewahren, Kultur- 
landschaften gestalten" spielt die Dämpfting 
der baulichen Flächeninanspruchnahme 
eine wichtige RoRe. Nicht aRe Länder haben 
allerdings ihre Regionalplanung mit Instru- 
menten zur Mengensteuerung der Bauland - 
entwicklung der Kommunen ausgestattet. 
Aber auch in den Ländern, die über positiv- 
planerische Instrumente zur Mengenregu- 
Uerung verfiigen, wird das Instrumentarium 
nur selten zu einer restriktiven Begrenzung 
der baulichen Freirauminanspruchnahme 
genutzt. In einem MORO soRen neue For- 
men der Steuerung der Siedlungsentwick- 
lung erprobt werden, die einerseits einen 
deutlichen Beitrag zur Senkung des Sied- 
lungs- und Verkehrsflächen Wachstums leis- 
ten, andererseits aber über ein flexibleres 
Instrumenten de sign verfügen und dadurch 
Effizienzvorteile gegenüber konventioneRen 
mengen steuern den Instrumenten der Regi- 
onalplanung aufweisen. Die alternativen 
Steuerungsansätze soRen in Kooperation 
mit Trägern der Landes- und Regionalpla- 
nung erarbeitet werden. 

Zur Unterstützung des neuen LeitbRdes 
„Klima und Energie" 

Entwicklung mn Maßnahmen zur Inten- 
siinerung des vorbeugenden Hochwasser- 
schutzes 

Die Klimaforschung rechnet in Zukunft mit 
häufigeren und erheblicheren Hochwasse- 
rereignissen. Vor diesem Hintergrund ist es 
erforderlich, dass die Raumordnung aktive 
Ziele des vorbeugenden Hochwasserschut- 
zes verfolgt. Im Rahmen von ModeRvorha- 
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ben der Raumordnung gilt es, aktivplane- 
risch Maßnahmen Vorschläge zu entwickeln 
und praktisch umzusetzen, welchen Flüssen 
in Zukunft durch die Vergrößening und Ge- 
staltung von Retentionsräumen, die Renatu- 
rierung von Auen und die Rückverlagerung 
von Deichen mehr Raum gegeben werden 
muss. Darüber hinaus werden die weiteren 
Ziele einer an den Klimawandel angepass- 
ten Raumentwicklung in der 2. Phase der 
ModeUvorhaben KUmaMORO erprobt. 

Entwicklung ifon raumordnerischen Kon- 
zepten und Maßnahmen für eine ressour- 
censchonende Energiemrsorgung 

Bund und Länder verfolgen ehrgeizige 
eneigiepolitische Ziele, deren Realisierung 
aUerdings schwierig ist. Sowohl mit der Be- 
reitsteUung zusätzlicher Flächen ftir regene- 
rative Eneigien (Wind, Biomasse, Solarkraft) 
als auch mit dem notwendigen Ausbau der 
Energienetze und Energie speicherinfra- 
strukturen gehen Flächennutzungs-/ Pla- 
nungskonflikte einher, die möglichst ver- 
träglich zu bewältigen sind. Im Rahmen von 
Modell Vorhaben soUten in Zusammenar- 
beit mit den Ländern konsensuale Hand- 
lungsansätze/Lösungen zur Sicherung von 
Standorten und Trassen der energetischen 
Infrastruktur und zur Beschleunigung von 
PI an ungs verfahren entwickelt und erprobt 
werden. 

Zur Unterstützung des neuen Leitbildes 
„Mobilität und Logistik*' 

Bedarfsgerechte und nachhaltige Mobilität 
in ländlichen Rä innen sichern 

Eine Kemaufgabe der öffenthchen Daseins- 
vorsorge ist die Sicherstellung der Mobilität 
durch eine hinreichende Verkehrsinfrastnik- 
tur. Eine gute Vericehrsinfrastrukturversor- 
gung hat im ländlichen Raum ftir die Bevöl- 
kerung eine grundlegende Bedeutung, um 
vom jeweiligen Wohnort zum Ausbildungs- 
oder Arbeitsplatz, zu Einkaufsmöglichkeiten 
und zu sozialen Infrastruktureinrichtungen 
zu gelangen. Die flächenhafte Erschließung 
des ländlichen Raums erfolgt in erster Linie 
durch ein engmaschiges Straßennetz. Das 
vorherrschende Veikehrsmittel ist der Pkw. 
Für jene Bevölkerungsgruppen, die nicht 
über einen Pkw verftigen, ist der ÖPNV ein 
unverzichtbares Element des Gesamtver- 
kehrssystems. Jedoch führen vor allem sin- 
kende Schülerzahlen in peripheren und 
ländhchen Räumen zu einem Schrumpfen 
des ÖPNV-Angebots in der Fläche. Die Fi- 


nanzierungsgrundlagen (Schülerveikehre) 
faUen zunehmend weg. 

Ziel muss es sein, die Erreichb atkeft der Zen- 
tren und zentral örtlichen Funktionen für 
aüe gleichermaßen zu sichern. Das „Grund- 
recht*' auf Mobilität muss zur Gleichwertig- 
keit der Lebensverhältnisse in den Regionen 
führen. Es soR die Teilnahme am sozialen, 
politischen und wirtschafthchen Leben für 
aRe ermögUchen. 

Um den Belangen derMobflität auch künftig 
Rechnungen tragen zu können, wird ein Mo- 
deR Vorhaben „Innovatives G^samtkonzept 
bedarfsgerechte und nachhaltige Mobilität*' 
vorgeschlagen. Ziel des Modellvorhab ens ist 
die Entwicklung neuer bezahlbarer Mobili- 
tätskonzepte und deren Praxistest vor dem 
Hintergrund der stark lückläufigen Schüler- 
veikehre. Dies ist auch vor dem Hinteigrund 
der ftir 2014 anstehenden Überpiüfting der 
Höhe der Finanzmittel nach dem Regionali- 
sierungsgesetz zu sehen. 

Da das Grundlagenwissen ftir die Planung 
isoReiter Systeme von flexiblen ÖPNV-Be- 
dienungsformen in den veigangenen Jahren 
im Rahmen von Forschungsprojekten erar- 
beitet wurde, gilt es nun, darauf aufbauende 
innovative Gosamtkonzepte zu entwickeki. 
Aufgrund des abnehmenden Schülerver- 
kehrsantefls sind weitere Einrichtungen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge einzubinden, 
so dass Erreichbarkeiten besser gewährleis- 
tet werden können. Die Gosamtkonzepte 
soRen zudem besser mit den schienen- 
gebundenen Verkehrs angeb oten vernetzt 
werden und auch künftig existierende 
Fembuslinien beiücksichtigen. Dabei sind 
transparente Kosten- und Fin anzier ungs - 
Strukturen im Rahmen der Zuweisung an 
ÖPNV-Unternehmen zu erproben und zu 
priifen. Da bürgerschaftliches Engagement 
(z. B. durch Büigerbusse) zunehmend an 
Bedeutung gewinnt, soR es ebenfaRs in die 
Gesamtkonzepte integriert werden. 
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5-3 Konkretisierung von Grundsätzen der Raumordnung 
durch Bundesraumordnungspläne 


Bisher hatte der Bund keine Kompetenz 
zur Aufstellung von Raumordnungsplä- 
nen im Hoheitsgeh iet der Bundesrepuhlik 
Deutschland. Eine entsprechende rechtli- 
che Ermächügungsgnindlage wurde erst 
mit § 17 ROG im Jahre 2008 geschaffen. 

Das neue Raumordnungsgesetz ermächtigt 
in § 17 Ahs. 1 das BMVBS, im Einvernehmen 
mit den fachlich hetroffenen Bundesmi- 
nisterien und im Benehmen mit den Län- 
dern und den angrenzenden Staaten ein- 
zelne Grundsätze der Raumordnung nach 
§2 Abs. 2 RO G durch Bundesraumordnungs- 
pläne zu konkretisieren. Das BMVBS ist für 
die Aufstellung dieser Raumordnung^pläne 
zuständig. Die vorbereitenden Verfahrens- 
schritte werden vom BBSR durchgeführt. 

Der Grundsatzkatalog enthält insgesamt 
acht Grundsätze, die potenzieU aUe einer 
Konkretisierung durch Bundesraumord- 
nungspläne offenstehen: 

1. Schaffung ausgeglichener Verhältnisse 
im Gesamtraum und in seinen Teilräu- 
men 

2. Sicherung des Funktionserhalts von 
Städten und ländlichen Räumen und 
Freiraumschutz 

3 . Ge Wählleistung der D aseinsvor sorge 

4. Entwicklung einer ausgewogenen Wirt- 
schafts Struktur 

5. Eihaltung und Entwicklung von Kultur- 
landschaften 

6. Sicherung, Entwicklung und Wieder- 
herstellung ökologischer Funktionen 

7. Berücksichtigung der Erfordernisse der 
Verteidigung und des Zivilschutzes 

8. Förderung des Zusammenhalts in der 
Europäischen Union und Ausbau trans- 
europäischer Netze. 

Die Grundsätze der Raumordnung des ROG 
steUen raumordnungspolitische Richtlinien 
in Form von Rechts Sätzen dar, die unmit- 
telbar als Richtschnur für Träger der Raum- 
ordnung gelten. Wesentlich ist in diesem 
Zusammenhang, dass die Grundsätze der 
Raumordnung keine Letztentscheidungen 
darsteUen. Sie sind vielmehr auf eine wei- 
tere Konkretisierung durch die Träger der 
Raumordnung auf der Basis abwägender 
Entscheidungen ausgelegt. Auch wenn die 
Grundsätze des ROG materieUe Vorgaben 
des Gesetzgebers repräsentieren, legen sie 
im Wesentlichen nur den Rahmen fest, in- 
nerhalb dessen die Träger der Raumordnung 


verbindliche Festlegungen zur Raument- 
wicklung vornehmen können. Die Grund- 
sätze dienen aber auch als Direktiven für 
Ab wägungsvoigänge . 

Je abstrakter allerdings die bundesrecht- 
lichen Grundsätze formuliert sind, umso 
größer fällt auch der Gestaltungsspielraum 
ihrer Adressaten bei der ausdifferenzieren- 
den Konkretisierung aus. Um den abstrak- 
ten Gehalt der Grundsätze inhaltlich weiter 
auszufüllen, hat der Bundesgesetzgeber mit 
der Novellierung des ROG die Bundesraum- 
ordnung ermächtigt, Gmndsätze des ROG 
durch Bun desraumordn ungspläne weiter 
zu konkretisieren. Die Regelung steUt keine 
Verpflichtung dar, sondern räumt der Bun- 
desraumordnung lediglich die Möglichkeit 
ein, Bundesraumordnungspläne zu Konkre- 
tisierungszwecken aufzusteRen. 

Unmittelbar efgeben sich drei Fragen aus 
der neuen bundesrechtlichen Regelung: 

• Wie weit reicht der Konkretisierungs- 
spielraum des Bundes? 

• Für welche Grundsätze der Raumord- 
nung bietet sich eine Konkretisierung 
mittels Bundesraumordnungsplan an? 

• Wie lassen sich der integrative Gesamt- 
planungscharakter und der überfach- 
liche Ansatz der Raumordnung bei 
einem Bundesraumordnungsplan ein- 
lösen, der nur für einen Grundsatz der 
Raumordnung eine Konkretisierung 
herbeiführen soR? 

Die Aufgaben Wahrnehmung kn System der 
Raumplanung folgt dabei der folgenden 
Logik: Je höher die räumliche Ebene, desto 
abstrakter die verbindlichen Vorgaben. Im 
Umkehrschluss bedeutet dies, dass die Regi- 
onalplanung üb er größere Konkretisierungs- 
spielräume verftigt als die Landesplanung, 
und diese wiederum weist größere Spiekäu- 
me auf als die Bundesraumordnung. Eine 
Konkretisierung bis ins DetaR scheidet auf 
der Ebene der Bundesraumordnung schon 
deshalb aus, weR die Aufgab ensteRung der 
Raumordnung kn bundesstaatlichen Pla- 
nungssystem - vom Gegenstromprinzip 
einmal abgesehen - auf eine fortschreitende 
Konkretisierung von der höh eren zur niedri- 
geren Plan ungs stufe angelegt ist. 

AUein aus einer Interpretation des Gesetzes- 
textes lässt sich noch nicht sagen, welcher 
der acht Gmndsätze der Raumordnung vor- 
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dringlicher auf Bundeseb ene zu thematisie- 
ren ist. Potenziell müssen alle Grundsätze 
als gleichrangig angesehen werden. 

ln einem Re ssoitforschungs Vorhaben des 
BMBVS wird unters ucht^ welche Grundsätze 
der Raumordnung dringend einer Konkreü- 
siemng durch einen Bundesraumordnungs- 
plan bedürfen und welche Grundsätze fiir 
eine entsprechende Konkretisierung über- 
haupt geeignet sind. 

Die Analyseergebnisse des Raumordnungs- 
berichtes erlauben eine Einschätzung des 
raum ordn ungsp oUtisch en Handlungsb e - 
darfs und entsprechend Rir berührte Belan- 
ge der Grundsätze der Raumordnung eine 
Einschätzung, ob ein Grundsatz mehr oder 
weniger konkretisiemngsbe dürftig ist. Zu- 
sammenfassend sieht das BBSR Rir folgende 
Themen gewichtige raumordnungspoliti- 
sche Gründe zur Prüfung der Möglichkeit 
und Dringlichkeit einer Konkretisierung von 
Grundsätzen der Raumordnung durch ei- 
nen Bundesraumordnungsplan: 

• Ausb au erneuerb arer Energien und der 
Leitungsnetze 

• Risikomanagement und Schutz Kriti- 
scher Infrastrukturen 

• Begrenzung des Siedlungs- und Ver- 
kehrsfläch enw achstums 

• Aufbau eines nationalen Biotopver- 
bundsystems 

• Rohstofeicherung. 

Ausbau erneuerbarer Energie und der 
Leitungsnetze 

Der Ausbau erneuerbarer Energie ist ein 
zentrales Ziel von Bund und Ländern. Der 
Anteil der erneuerbaren Energien am ge- 
samten Brutto Stromverbrauch soU nach 
dem Eneigiekonzepl der Bundesregierung 
im Jahr 2020 mindestens 35 % betragen und 
danach kontinuierlich erhöht werden. Die- 
ses Ausbauziel ist nur zu erreichen, wenn 
Stromleitungen modernisiert und ausge- 
baut werden. So geht die dena Netzstudie 11 
(2010], aUerdings bei einem noch höheren 
Anteil erneuerbarer Energien, in ihrem Ba- 
sisszenario Rir das Jahr 2020 von einem re- 
sultierenden Netzzub aube darf von 3 600 km 
Trassenlänge aus.“ 

Die Bundesraumordnung kann im Bundes- 
gebiet noch nicht ausgenutzte Potenziale 
erneuerbarer Energiegewinnung aufzeigen, 
den Flächenbedarf Rir Anlagenneubau und 
Anlagenerweiterung (Repowering] abschät- 
zen sowie den Flächenbedarf Rir den Lei- 
tungsausbau dimensionieren. Als Alterna- 


tive zu einem Bundesraumordnungsplan 
könnte auch ein Beschluss der MKRO in 
Frage kommen, in dem sich jedes Bundes- 
land zu bestimmten Ausb auzielen verpflich- 
tet, beispielsweise zur Ausweisung einer 
bestimmten Fläche von Raumordnungsge- 
bieten fiir die Windkraftnutzung in Land es - 
oder Regionalplänen. 

Risikomanagement und Schutz kritischer 
Infrastrukturen 

Der Beirat für Raumordnung hat in sei- 
ner Beratungsfiinktion fiir das BMVBS den 
Themenbereich raumplanerisches Risiko - 
management als geeignet für eine Konkre- 
tisierung mittels Bundesraumordnungsplan 
empfohlen.^2 Im Handlungsfeld „Raumpla- 
nerisches RisikomanagemenT' ist vorrangig 
an eine Konkretisierung des Gnindsatzes Nr. 
6 (Umwelt, Klimaschutz] gedacht. Angespro- 
chen sind der vorbeugende Hochwasser- 
schutz an der Küste und kn Binnenland, die 
räumlichen Erfordernisse des Klimaschut- 
zes, der Ausbau der emeuerbaren Energien 
sowie der Erhalt und die Entwicklung na- 
tüiiicher Senken fiir klimaschädliche Stoffe 
und fiir die CO^- Einlagerung. 

Es gilt technische Risiken zu thematisieren, 
die einer besonderen raumplanerischen 
Steuerung bedürfen. Beachtet werden muss 
dabei, dass sich Umwelt- und Technikrisi- 
ken vielfach übeilagern, weshalb eine inte- 
grierte Risikobetrachtung und planerische 
Vorsorge gefordert ist. 

Einen weiteren Aspekt könnte ein integrier- 
ter, belangübelgreifender Ansatz für den 
Einzugsraum eines Flusssystems wie der 
Elbe oder des Rheins darstellen. Aus einer 
Anpassungsperspektive an den Klimawan- 
del koUidieren in Flusskorridoren zahlrei- 
che Belange. Auch ist eine aklivplanerische 
Gestaltung des gesamten Retentionsraumes 
eines Flusssystems nur denkbar, wenn ein 
integrieiter Gesamtplanungsansatz verfolgt 
wird, selbst wenn die Konkretisierung der 
tangierten Gnindsätze auf einem verhält- 
nismäßig hohen Abstraktionsniveau erfolgt. 

Neu als Grundsatz der Raumordnung (Nr. 3] 
wurde in das Raumordnungsgesetz der Satz 
aufgenommen, dass „dem Schutz kritischer 
Infrastrukturen (...] Rechnung zu tragen" ist. 
Die „Kritische Infrastruktur" repräsentiert 
einen Belang von zentraler Bundesrelevanz. 

Da der Grundsatz „Kritische Infrastruktur" 
für die Raumordnungspraxis noch sehr neu 
ist, die Berücksichtigung dieses Belanges 
aber zu einer Neuinterpretation bisher be- 


lli) Deutsche Errergie Agentur (Hrsg.); 
Dena-Netzstudie II - Integration er- 
neuertMer Errergleri In die detitsdie 
Stronwersorgung Im Zeitraum 2015- 
2020 mit Ausbliii auf 2025. Berlin 2010. 

(12) Beirat Itir Raumordmug: Stellung- 
nelime des Beirates lUr Raumordnung 
zu § 17 Abs. 1 GeROG, verabschie- 
det auf der Sitzung am 29.06.2000. 
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wahrter raumordnerischer Leitbilder der 
Planung zwingt [z.B. die Infragestellung des 
Bündelungsprinzips von Infrastrukturen], 
könnten durch eine Grundsatzkonkretisie- 
rung oder durch Handlungsempfehlungen 
der MKRO wichtige Orientierungsftinkti- 
onen fiir die Raumordnung von Bund und 
Ländern erfüUt werden. 


Begrenzung baulicher Freirauminan- 
spruchnahme und Stabilisierung der 
Siedlungsdichten 

Ein zentrales Ziel der N aüon alen N achhalüg- 
keitsstrategie bestehtin der signifikanten Ab- 
senkung der täglichen baulichen Freiraum- 
inanspnichnahme. Mehrere Grundsätze 
des Raumordnungsgesetzes weisen einen 
direkten Bezug zu diesem Ziel auf. Explizit 
heißt es in Grundsatz Nr. 2 : „Die weitere Zer- 
schneidung der freien Landschaft und von 
Waldflächen ist dabei so weit wie möglich zu 
vermeiden; die Fläch eninanspnichn ahme 
im Freiraum ist zu begrenzen". Nach Aus- 
sage des Koalition s Vertrages der Bundesre- 
gierung soR im Rahmen der anstehenden 
Überprüfung von Indikatoren der nationa- 
len Nachhaltigkeitsstrategie auch das Ein- 
sparziel (30-ha-Ziel] kn Sinne größtmögli- 
cher ökologischerWiiksamkeit neu definiert 
werden. Es soR sich stärker an der tatsäch- 
lichen Zerschneidung o der Versiegel ung von 
Lebensräumen orientieren. 


Aufbau eines nationalen Biotopverbund- 
systems 

Das Raumordnungsgesetz formuRert den 
Auftrag, die weitere Zerschneidung der frei- 
en Landschaft und von Waldllächen so weit 
wie möglich zu vermeiden und die Flächen- 
inanspruchnahme im Freiraum zu begren- 
zen (Nr. 2]. Außerdem ist den Erfordernis- 
sen des Biotopen Verbundes Rechnung zu 
uagen (Nr. 6]. Von Seiten des Naturschut- 
zes sind bereits erheb Rehe Anstrengun- 
gen unternommen worden, die Bächen 
zu identifizieren, die fiir den Aufbau eines 
Biotopverb und Systems zentrale Brücken- 
und Verbindungsfiinktionen übernehmen 
können. Die Länder haben in ihren Raum- 
ordnungsplänen einen TeR des Bestandes 
dieser Flächen bereits gesichert. 


(13] Vikifistum, Bildung, Zusam- 
manhalL Der KoalilicinsviertraQ 
zwiscfian CDU, CSU und FDP. 
2009, 17. Legislaturperiode, S.42. 


Auf der Ebene des Bundes existiert bisher 
kein Instrument, um die Biotopverbund- 
systeme der Länder kn Gesamtstaat zu 
veiknüpfen und zu integrieren und die zu- 
sätzlichen Flächen, die über das bestehende 
gesichelte Netz ergänzend benötigt werden, 
zu schützen. 


Roh si o ff s ich e ru ng 

Der Bekat fiir Raumordnung spricht sich 
fiir einen Bundesraumordnungsplan zur 
Rohstoffsicherung aus. Im Handlungsfeld 
„Rohstofftforsorge" wird eine Konkretisie- 
ning des Gmndsatzes Nr. 4 (Wktschaft] 
vorgeschlagen: „Es sind die räumlichen Vo- 
raussetzungen für die vorsorgende Siche - 
ning sowie fiir die geordnete Aufsuchung 
und Gewinnung von standortgebundenen 
Rohstoffen zu schaffen." Die Steuerung der 
Nutzung oberflächennaher Rohstoffe wird 
bereits traditioneR als zentrale Aufgabe der 
Raumordnungsplanung verfolgt wie die 
Planausweitungen in Kapitel 3.3.4 belegen. 
Der Bekat fiir Raumordnung empfiehlt „Län- 
der übergreif ende Sichtweisen und bundes- 
weit einheitliche fachliche Gmndlagen zur 
Abschätzung des Bedarfs und zur Einschät- 
zung bundesweit bedeutsamer Heikunfts- 
räume und ggf zu Substitutionsmöglich- 
keiten". Auch der Export und Import von 
Rohstoffen und der Abbau nichtminerali- 
scher Rohstoffe bedürfen einer intensiven 
län der übelgreifen den Abstimmung. 

Konkretisierung von Grundsätzen im Rah- 
men eines integrierten G e samtplan ungs- 
ansatzes 

Bisher kreist die fachliche und rechtRche 
Diskussion ausschließRch um die Konkre- 
tisierung einzelner Grundsätze. Dem Na- 
tureü der Raumordnung als überfachRche 
integrierte Planung würde aRerdings eher 
die Konkretisierung mehrer Grundsätze in 
einem Plan entsprechen. Diesen Ansatz ver- 
folgte das Bundesraumordnungsprogranim 
(BROP], das am 14.2.1975 von der MKRO 
gemeinsam von Bund und Ländern verab- 
schiedet wurde. Seine vorrangige Aufgabe 
bestand in der Konkretisierung der Grund- 
sätze des RO G, um als Orientierungsrahmen 
fiir die langfiristige, großräumige Entwick- 
lung der Bundesrepubljk Deutschland in 
ihrer Gesamtheit zu dienen. 

Aus Sicht des BBSR muss sich ein Bundes- 
laumordnungsplan aber nicht immer auf 
das ganze Staatsgebiet der BundesrepubRk 
beziehen. PrinzipieR ist auch ein Teilraum - 
bezug denkbar, der allerdings das Territori- 
um mehrerer Länder tangieren sollte. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-255- 


Drucksache 17/8360 


5.4 Handlungsbedarf für die Landes- und Regionalplanung 


In den einzelnen Kapiteln des Raumord- 
niingsberichtes konnten auf der Gnind- 
lage teilräumlich differenzierter Analysen 
Problem steUungen identifiziert^ neue und 
alte Herausforderungen beschrieben und 
der resultierende Handlungsbedarf für die 
Raumordnung abgeschätzt werden. Da die 
Landes- und Regionalplanung bei den meis- 
ten Themen die entscheidende raumordne- 
rische Han dlungs ebene darstellt^ gilt es hier 
in zusammenfassender DarsteUung spezieU 
die für sie relevanten Herausforderungen zu 
identifizieren: 

Mindeststandards der Daseinsvorsorge 
festlegen und gewährleisten 

Um besser beuiteEen zu können, welches 
Angebot an öffentlichen Leistungen der Da- 
seins Vorsorge in Teüräumen künftig noch 
im Sinne gleichwertiger regionaler Lebens- 
verhältnisse garantiert werden kann, sind 
bundesweite, aber möglicherweise regio- 
nal differenzierte Mindeststandards zen- 
tral. Neben Erreichbaikeitszielen werden 
zudem auch Tragfähigkeits schwellen fiir 
unter schie dliche Arten von D as eins vorsor- 
geeinrichtungen sowie Quafitäts Standards 
benötigt. Standardvorgaben müssen nicht 
nur zwischen Vertretern von Raumordnung 
und Fachpolitiken abgesprochen sein, viel- 
mehr sind auch ein Diskurs über Mindest- 
standards in der MKRO und darüber hinaus 
ein geseUschaftlicher Diskurs zu führen. 

Zentrale-Orte-Systeme an den demogra- 
phischen Wandel anpassen 

Eine Anpassung der bestehenden Zentrale- 
Orte-Systeme an den demographischen 
Wandel ist insbesondere in den Räumen 
erforderlich, in denen Tragfähigkeitsschwel- 
len für zentralörtliche Einrichtungen durch 
den Rückgang des Kundenpotenzials un- 
terschritten werden. Reaktionen auf den 
Rückgang des Nachfragerpotenzials sind die 
Straffung und Flexibilisierung Zentraler-Or- 
te- Konzepte sowie kooperationsorienterte 
Lösungen, wie die Funktion steEung in Städ- 
teverbünden. In den neuen Ländern ist der 
Umbau Zentraler- Orte- Systeme bereits weit 
fortgeschritten, in den alten Ländern steht 
er noch b evor. 


Den Anpassungsprozess der Daseinsvor- 
sorge koordinieren 

Als komplexe Planungsaufgabe erfordert 
der demographische Wandel von der Re- 
gionalplanung eine Doppelstrate^e des 
Gegensteuerns und Anpassens. Die besten 
Erfolgschancen haben dabei jene Regio- 
nen, die bereits frühzeitig ein bereichs üb er- 
greifendes Konzept fiir die Gestaltung der 
Daseinsvor sorge angebote ihrer Region er- 
arbeitet haben. Sowohl die Förderung der 
verwaltungsinternen Zusammenarbeit und 
die aktive Einbeziehung aller relevanten 
Ressorts bei der Lösungssuche als auch die 
intensivieite Partizipation von Bevölkerung, 
Wirtschaft und ZivEgesellschaft sind erfor- 
derlich, soU eine regionale Daseinsvorsor- 
geplanung erfolgreich erarbeitet und umge- 
setzt werden. 

Kosteneffektivität öffentlicher Planungen 
verbessern 

Auch Landes- und Regionalplanung soEten 
dazu beitragen, dass Finanzprobleme und 
finanzieUe Ungleichgewichte entschärft, die 
Raumwiiksamkeit finanzpolitischer Überle- 
gungen intensiver beeinflusst und Einspar- 
effekte durch verstärkte interkommunale 
Kooperation mobilisiert werden. Insbeson- 
dere auf regionaler Ebene ist intensiver von 
Kosten -Nutzen -Analysen in der Planung 
Gebrauch zu machen. 

Verkehr vermeiden, Infrastruktur behut- 
sam ausbauen und fiir die Mobilität der 
Zukunft Vorsorgen 

Die Landes- und Regionalplanung kann 
durch eine integrierte Siedlungs- und Ver- 
kehrsplanung in verkehrlich hoch belaste- 
ten Gebieten zu einer Entlastung beitragen, 
d urch Konzentration d er Ne ub autäügkeit auf 
ö PNV- Halte steUen die Versorgung der Be- 
völkerung verbessern und zur Entwicklung 
einer verkehrssparenden Siedlungsstruk- 
tur beitragen. Die Landes- und Regional- 
planung darf selbst keine Verkehrsplanung 
wie eine Fachplanung betreiben. Allerdings 
kann sie Trassenkorndore gegenüber kon- 
kurrierenden Belangen durch Festlegung in 
Raumordnungsplänen sichern, die Berück- 
sichtigung raumordnerischer Kriterien bei 
der Veikehrsplanung einfordem und durch 
Festlegung eines funktionalen Verkehrsnet- 
zes Verbindungen mit einer bestimmten 
Verbindungsqualität innerhalb eines Sys- 
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tems Zentraler Orte abstrakt und verkehrs- 
träger üb ergreifend entwickeln helfen. 

Schulz Kritischer Infrastrukturen 
verbessern 

Als Kritische Infrastrukturen werden Ein- 
richtungen mit wichtiger Bedeutung fiir das 
staatliche Gemeinwesen bezeichnet, bei 
deren Ausfall oder Beeinträchtigung Versor- 
gungsengpässe, Störungen der öffentlichen 
Sicheiheit oder andere dramatische Folgen 
eintreten. Weil sie ein wichtiger öffentlicher 
Belang der Raumordnung sind, ist die Lan- 
des- und Regionalplanung verpflichtet, dem 
Schutz Kritischer Infrastrukturen ausrei- 
chend Rechnung zu tragen. Offensichtlich 
geschieht dies in der Raumordnungspraxis 
noch nicht ausreichend. Häufig steht der 
Schutz Kritischer Infrastrukturen im Wider- 
spruch zu anderen Raumordnungsprinzipi- 
en, z. B. der Bündelung von Leitungstrassen. 
SoU der Belang Kritischer Infrastrukturen in 
Zukunft durch die Raumordnung angemes- 
sener wahrgenommen werden, benötigt sie 
bessere Informationen (Risiko analysen, Ge- 
fahrenkarten]. Die öffentlichen SteUen des 
Katastrophenschutzes sind intensiver an 
Planungsverfahren der Landes- und Regio- 
nalplanung zu beteiligen. 

Flächen undTrassen für den Ausbau er- 
neuerbarer Energieproduktion sichern 

Da die Raumordnung keine Fachplanung 
ist, kann sie den anstehenden Umbau des 
Energiesystems nicht vorrangig gegenüber 
anderen öffentlichen und privaten Belan- 
gen verfolgen. Insbesondere die zusätzliche 
Ausweisung von Flächen fiir Windkraftnut- 
zung, Photovoltaikanlagen, die energetische 
Biomasseverwertung, Stromleitungstrassen 
und unterirdische Speicher für CO^ erzeu- 
gen zahlreiche und oft komplizierte Konflik- 
te. Die Koordinationsleistung der Landes- 
und Regionalplanung und ihr Vermögen, 
einen Interessenausgleich unter konkurrie- 
renden Belangen herzusteUen, sind daher 
gefordert. Die Bewältigung dieser Flächen- 
nutzungskonflikte, die mit dem Ausbau der 
erneuerbaren Energieproduktion in jedem 
Teilraum in Deutschland zu erwarten sind, 
wird in den kommenden Jahren die größte 
Herausforderung der Landes- und Regional- 
planung darsteRen. 


Integrierte Strategie zur Bewältigung der 
Folgen des Klimawandels durchsetzen 

Zukünftig sind von der Landes- und Regio- 
nalplanung verstärkt Risiko analysen über 
die Anfälligkeit Kritischer Infrastrukturen 
durch Extrem Wetterereignisse und andere 
klimabedingte Naturgefahren durchzufüh- 
ren. Auch Vulnerabilitätskaitierungen wer- 
den zu einer Steuerung des Schadenspoten- 
zials von Raumnutzungen in gefährdeten 
Gebieten von der Regionalplanung benö- 
tigt. D a die Auswirkungen des Klimawandels 
teilräumlich sehr unterschiedlich ausge- 
prägt sind, müssen indMdueUe Planungs- 
konzepte erarbeitet werden, die örtlich 
angepasste Maßnahmen zur Vermeidung 
negativer Effekte des Klimawandels (Mitiga- 
tion] als auch raumspezffische Maßnahmen 
zur Anpassung (Adaption] enthalten. Für 
den Steuerungserfolg der Raumordnung ist 
eine integrierte Strategie entscheidend. Ne- 
ben verbindlichen Instrumenten benötigen 
klimapolitische Strategien der Landes- und 
Regionalplanung auch informeRe, koopera- 
tionsorientierte Instrumente, wie integrierte 
regionale Klimaschutz- und Energiekonzep- 
te. 

Dämpfung baulicher Flächeninanspruch- 
nahme und Stabilisierung der Siedlungs- 
dichte 

Zwar hat sich die Raumordnung der meis- 
ten Länder bisher nicht zur Umsetzung 
des 30-ha-Ziels der Nationalen Nachhaltig- 
keitsstrategie verpflichtet, dennoch spielt 
die Senkung der baulichen Flächeninan- 
spruchnahme für aRe Landesplanungen 
eine wichtige RoRe. Eine präzise M engen - 
regulier ung des Siedlungs- und Verkehrs - 
flächenzuwachses ist nur mit entsprechend 
ausgelegten Instrumenten reahsierbar. Eine 
Verbesserung der Mengensteuerungskapa- 
zität der Raumordnung kann durch Einfüh- 
ning positivplanerischer Instiumente zur 
direkten Steuerung der Baulandaus Weisung 
der Gemeinden erfolgen (z. B. gemeinde- 
scharfe Baulandkontingente wie in Hessen, 
eine präzise Flächensteuerung der Eigen - 
entwicklung wie in Hannover oder Sied- 
lungs-, Gewerbe- und Industriebereiche wie 
in NRW]. 

Ergänzend gilt es Vorschriften für den Ein- 
satz dieser Instrumente in der Regional- 
planung zu erlassen, um kn notwendigen 
Umfang eine Dämpfung des Siedlungs- und 
Verkehrsflächen Wachstums zu erreichen. 
Die bisher praktizierte Festlegung rein qua- 
litativer Ziele für die zukünftige Entwicklung 
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der Siedlungs- und Verkehrsfläche eines 
Landes hat sich als wiikungslos erwiesen, 
da sich jeder Adressat anders an das Ziel 
gebunden Milt und eine Evaluierung prak- 
tisch unmöglich ist. Um eine Überprüfung 
der Zielerreichung zu ermöglichen, ist die 
Quantifizierung der Zielwerte eifordeilich. 
Auch sollte die Zeitdimension präzise ge- 
nannt werden, his wann der Zielwert erreicht 
werden soll. Eine entsprechende Operatio- 
nalisierung der Ziele könnte kn Landesent- 
wicklungsplan vorgenommen werden. 

Neben der Dämpfung derbaulichen Flächen- 
inanspruchnahme ist die Stabilisierung der 
Siedlungsdichte ein weiteres zentrales Ziel. 

Wohnungsbau in nach frage starken Immo- 
bilienmärkten fördern 

Die Versorgung der Bevölkerung mit Wohn- 
raum hat sich in vielen Teilräumen ent- 
spannt. Aufgrund niedriger Neubauquoten 
wird die Wohnimmobilienversorgung aber 
in nachfragestarken regionalen Immohilien- 
märkten bereits mittelfristig zu Problemen 
führen. Hier kann das Angebot - vor allem, 
wenn es um neue Wohnimmobilien geht - 
die Nachfrage nur noch sehr eingeschränkt 
decken. 

Aus raumordneiischer Sicht erscheint des- 
halb eine Förderung des Wohnungsneubaus 
insbesondere in Kemstädten der nachfira- 
gestarken regionalen Wohnungsmärkte 
vordiinglich. In prosperierenden Immobi- 
lienmäikten ist eine konsequente kombi- 
nierte Mengen- und Standortsteuerung der 
Wohnungsbautätigkeit durch die Regional- 
planung erfordeiiich, um die weitere Ver- 
knappung von Freiräumen zu vermeiden, 
eine Orientierung der Neubautätigkeit an 
den Haltepunkten des ÖPNV zu erreichen, 
die städtebauliche Innenentwicklung zu 
forcieren, aber auch um ausreichende Flä- 
chen für den Wohnungsneubau an den 
raumordnerisch sinnvollen Standorten zu 
sichern. Für nachfrage schwache regionale 
Immobilienmärkte mit bereits ausgeprägten 
Leerstandsproblemen ist die Förderung der 
Innen entwicklung eine wichtige Bedingung, 
um den bestehenden Infrastnikturbestand 
effizienter auszunutzen. Niedrige Markt- 
preise setzen Mer aber nur geringe Anreize 
für einen ressourcenschonenden Umgang 
mit der Häche, weshalb die Regionalpla- 
nung Mer hesonders gefordert ist. 


Lenkung der Gewerbebauiandentwickiung 
auf verträgliche Standorte 

Im gewerblichen Bereich ist die Raumord- 
nung nach wie vor mit expansiven Bau- 
landstrategien der Gemeinden konfrontiert. 
Vielerorts übersteigen die Baulandreserven 
bereits den langfristigen Flächenbedarf der 
Wirtschaft. Aufgrund disperser Baulandaus- 
weisung herrscht ein Überangebot kleiner 
Flächen an Standorten mit sub optimalen 
Eigenschaften, während gleichzeitig ein 
Mangel an großen, verkehrstechnisch seM 
gut erschlossenen Standorten beklagt wird. 

Um dieses Baulandparadox bewältigen zu 
können, muss die Regionalplanung erstens 
zu einer Mengen- und Standortsteuerung 
der kommunalen Gewerbebaulandentwick- 
lung durch die Landesgesetzgeb erlegitkniert 
sein und zweitens diese Instrumente in der 
Praxis auch so ein setzen, dass die Entwick- 
lung von Gewerbeflächen an ungeeigneten 
Standorten unterbunden und auf Standorte 
konzentriert wird, wo die Wirtschaft noch 
einen Bedarf fiir zusätzliche Flächen hat 
und aus Sicht der Raumordnung nichts ge- 
gen eine Gewerbe entwicklung spricht. 

Steuerungskapazität von Regionalplänen 
verbessern 

Während sich bei den texüichen Festlegun- 
gen die vorgescMiebene Kennzeichnung der 
r aum or dn ungsr echtlkhen Verbindlichkeit 
weitgehend durchgesetzt hat, verzichten 
viele Festlegungskarten in Regionalplänen 
immer noch auf ihre genaue Bezeichnung. 
Dies hat zur Folge, dass Leser vielfach nicht 
eindeutig den Rechtscharakter einer zeich- 
nerischen Darstellung erfassen können. 
Standardmäßig sollte in der Festlegungs- 
kartenlegende eines Regionalplans fiir jedes 
Planzeichen element der rechtliche Status 
eindeutig ausgewiesen sein. 

In den Ländern, in denen eine Planzei- 
chenverordnung in Kraft ist, weisen die 
Regionalpläne eine höhere Homogenität 
der zeichnerischen Festlegungen auf als in 
Ländern, die keine 1 an des weite Regelung 
der zeichnerischen Inhalte iMer Region al- 
pläne kennen. Dies eileichtert nicht nur die 
Lesbaikeit der Pläne, auch Investoren, die 
auf der Suche nach geeigneten Standorten 
für Windkraftanlagen, den Rohstoffabbau 
oder die Entwicklung von Baugebieten sind, 
können sich lekMer orientieren. Um einen 
Innovationstransfer zu ermöglichen, sollten 
Planzeichenkataloge aUerdings offen fiir Er- 
gänzungswünsche sein. 
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Insbesondere kn Themenbereich der Infra- 
stniktiir dominiert in Regionalplänen häu- 
fig die nachrichtliche Übernahme. Da von 
diesen zeichnerischen Darstellungen keine 
raumordnungsrechtlichen Bind ungs Wir- 
kungen ausgehen, verzichtet die Regional- 
planung in großen Teilen des Bundesgebiets 
faktisch auf ihren Beitrag zur Lenkung und 
Beeinflussung von Infrastrukturvorhaben. 
Grundsätzlich hat der Bundesgesetzgeber 
ab er ein Interesse daran, dass aR jene raum- 
bedeutsamen Aussagen von Fachplanungen 
in Raumordnungspläne integriert werden, 
die zu einer Koordination von Raumnutzun- 
gen erforderlich erscheinen. 

Generell soUten aRe Aussagen von Fachpla- 
nungen in Raumordnungspläne überfiihrt 
werden, die sich zur Aufnahme in Raum- 
ordnungspläne eignen (raumbedeutsame 
Maßnahmen und Planungen], als Ziel oder 
Grundsatz der Raumordnung ausweisbar 
sind und deren Übernahme in Raumord- 
nungspläne nach Abwägungsgrundsätzen 
erfolgen kann. Ergänzend soRte die Raum- 
ordnung auch von eigenständigen Festle- 
gungen Gebrauch machen, z. B. der Auswei- 
sung funktionaler Grundnetze kn Verkehr 
oder im Bereich der sozialen Infrastruktur. 


Ausweitung der Offen tlichkeits bete Uigung 
und Einführung von Online -Verfahren 

Erfahrungen mit konfliktbehafteten Infra- 
strukturplanungen haben in der jüngeren 
Vergangenheit immer wieder demonstriert, 
dass es durch eine möghchst frühzeitige und 
breite Beteilung der öffentRchkeit sowie eine 
transparente InformationspoRtik eher ge- 
lingt, eine Zustimmung zu Projekten in der 
Bevölkerung zu erii alten. Eigänzende Infor- 
mationsveranstaltungen können das Inter- 
esse der Bevölkerung und derWktschaft an 
der Landes- und Regionalplanung wecken. 
In Ideen weikstätten können die Bürger und 
Unternehmen aktiv bei der Entwicklung von 
Planungsvisionen und Leitbildem einbezo- 
gen werden. 

Auch wenn die Landes- und Regionalpla- 
nung selbst keine Vorhabenplanung dar- 
steRt, bietet die Durchflihrung einer breiten 
Öffentlichkeitsbeteiligung die MögRchkeit, 
die Legitimationsbasis von Landes- und Re- 
gionalplänen zu verbessern. Online-Betefli- 
gungsverfahren bieten den Bügern und Un- 
ternehmen die MögRchkeit, sich einfacher 
an Plan ungs verfahren zu betefligen. 


5.5 Territorialen Zusammenlialt von Deutschland in Europa stärken 


Trotz der staricen räumüchen Auswnkungen 
vieler EU-PoRtiken wird deren räumliche 
Dimension in der deutschen PoRtikgestal- 
tung bislang nicht ausreichend benicksich- 
tigt und soRte in Zukunft mehr Beachtung 
finden. Durch Aufnahme des Ziels der För- 
derung des territorialen Zusammenhalts in 
den Vertrag von Lissabon und die Überarbei- 
tung der Territorialen Agenda 2011 werden 
räumRche Aspekte in der Kohäsion spoRtik 
der EU künftig an Bedeutung gewinnen. 

Die Wktschafts- und Finanzkrise hat 
schmerzhaft demonstriert, dass die Ent- 
wicklung der deutschen Wirtschaft sehr we- 
sentRch von der konjunktureRen Lage im 
europäischen Binnenmarkt abhängig ist. 
Als exportorientierte Volkswirtschaft gilt es 
regionale Mono Strukturen zu vermeiden. 
Neben der forcierten Förderung krisenfes- 
ter regionaler Wirtschaits Strukturen mit ho- 
her Anpassungsfähigkeit an ökonomische 
Tlirbulenzen, der Sicherung eines hohen 
Beschäfligungs- und Produktivitätsniveaus 
und der Unterstützung eines innovativen 
regionalen Umfelds sollte die europäische 


RaumentwicklungspoRtik indirekt den Auf- 
bau neuer Wachstumskerne positiv beein- 
flussen, auch in Regionen mit wirts ch aits - 
struktureRen Defiziten. 

Funktionierende Verkehrsinfrastrukturen 
sind unabdingbare Voraussetzungen für 
den territorialen Zusammenhalt in Europa. 
Mit dem EU -Programm zum transeuropä- 
ischen Verkehrsnetz (TEN-T) soR in ganz 
Europa ein effizientes Veikehrsnetz reaR- 
siert werden, vorrangig durch SchReßung 
bestehender Lücken und Beseitigung von 
Engpässen. Im Zentnim von Europa gele- 
gen, ist Deutschland von Transitverkehren 
besonders betroffen. Um die verkehrRchen 
Belastungen abzubauen und die Teilräume 
an die wichtigen Verbindungen innerhalb 
von Europa anzubinden, ist die europäi- 
sche Vernetzung der Verkehrsinfrastruktur 
von Deutschland zu optimieren. Der Zu- 
gang zum transeuropäischen Verkehrsnetz 
und damit die struktureRen Standoitbedin- 
gungen soRen deutRch verbessert werden, 
infrastruktureRe Verkehrsengpässe für die 
wirtschaftRche Entwicklung abgebaut und 
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die verkehrliche Erreichbarkeit verbessert 
werden. 

Die Struktiirpolitik der EU könnte zur Förde - 
rung europäischer Wachstumspole um eine 
Metropolregionspolitik ergänzt werden. Die 
im Rahmen d es europäis ch en Vergleichs der 
Metropolräume in Europa identifizierten 
Potenziale und Defizite deutscher Metropo- 
len steUen Ansatzpunkte fiir eine deutsche 
Metropolregionspoütik dar. Interessante 
Impulse fiir eine europäische Metropolregi- 
on spoUtik versprechen die Erfahrungen der 
d eutschen Stadt- Land -Partn ers ch aften . 

Die Naturschutzziele des europäischen 
Schutzgebietsnetz Werks Natura 2000 for- 
dern eine aktive Partizipation der deutschen 
Regionen. AUein auf der Grundlage ihrer 
Schutzgebietsaus Weisungen können die na- 
türlichen Lebensgrundlagen aber nicht aus- 
reichend erhalten werden. Deshalb muss 
eine umweltverträgliche Landnutzung auf 
europäischer Ebene gefördert werden, die 
den Naturhaushalt und die Blodiversität 
durch eine nachhaltige Wirtschaftsweise 
erhält. Die Raumentwicklungs- und Ag- 
rarpolitik der EU kann zur Dämpfirng der 
baulichen Freirauminanspruchnahme, zur 
Begrenzung der Landschaftszerschneidung 
b eim Ausbau der Verkehrs- und Leitungsin- 
frastrukturen, zum Ausbau des biologischen 
Landhaus und einer nachhaltigen Forstwirt- 
schaft sowie zum Eihalt naturnaher Kultur- 
landschaften wesentliche Beiträge leisten. 

Um den europäischen Klimaschutz zu ver- 
bessern und die Anpassung an den Klima- 
wandel in den Mitgliedsstaaten der EU zu 
optimieren, wurde das europäische Klima- 
und Eneigiepaket verabschiedet. Bis zum 
Jahr 2020 sind der Anteil erneuerbarer Ener- 
gien am Br uttoen den eigie verbrauch auf 
20 % zu erhöhen, die Treibhausgasemissi- 
on en um 20 % zu senken und die En ergie - 
effizienz um 20 % zu steigern. Neben aRen 
Ausbauanstrengungen darf aber nicht ver- 
gessen werden, dass die Eihöhung der Ener- 
gieeffizienz an erster SteUe steht. 
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